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‚Vorrede zur ersten Auflage (1801). _ 
a 2 

Schon vor einigen Jahren war dieses Lehrbuch 
entworfen und in- seinen: Haupttheilen . ausgeführt. 
Allein je weiter der Verfasser fortschritt, desto 
mehr Schwierigkeiten entdeckte er, desto verwickelter 
wurden die Haupt- und Nebenuntersuchungen, in die 
er beynahe wider seinen Willen fortgezogen wurde: 
und doch wollten es ihm die Pflichten gegen seine 
Wissenschaft nicht erlauben, dem Bedürfnisse einen 
Leitfaden für seine Vorlesungen zu haben (so drin- 
gend dieses auch bey dem Verfasser war), die hö- 
hern Anfoderungen der. Wissenschaft und des Publi- 
cums aufzuopfern. Er wünschte gern seinen Lesern 
etwas Vollendetes liefern zu können. Er wollte hier 
‚das peinliche Recht — gereinigt in allen seinen Thei- 
len, sowohl von positiven, als philosophischen Irr- 
thümern — in dem strengsten wissenschaftlichen Zu- 
sammenhange, in seiner höchsten Consequenz, nach 
allen Foderungen der systematischen Einheit, dar- 

s r stellen. Das wollte und wünschte er. Er kannte, 
nur zu wohl das geringe Maas seiner Kräfte im Ver-. 
hältnifs. zu diesem Ideal; aber, sich selbst vergessend, 
glaubte er, so arbeiten zu müssen, als wenn es mör- 
lich wäre, zu erreichen, was überhaupt oder doch ® 
‚Ihm unerreichbar ist. 

Führt Zweifel zur Wahrheit, so war der Ver- 
fasser auf rechtem Wege. Als er sich zur Bearbei- 
tung des peinlichen Rechts entschlossen hatte, war 
er recht eigentlich beflissen, eihsweilen alles zu be- 
zweifeln, was vor ihm vorhanden war und auch das 
zu vergessen, was er bisher zu wissen glaubte. Er 
hielt sich nun allein bey den Quellen auf; er las und 
studirte, besonders das römische Recht und die deut- 
schen. Criminalgesetze, und philosophirte über die 
Principien der Wissenschaft und ihre Behandlung ; 
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“ denn hier, ist es weder allein mit historischen Kennt- 
nissen, noch allein mit Philosophiren gethan. So 
baute er sich mühsam das Gebäude seiner Wissen- 
schaft; aber seine Mühe wurde ihm reichlich belohnt. 
Er ging zw. den Bearbeitern der Wissenschaft zurück, 
als er schon genug eingesammelt hatte, um von ihnen 
lernen zu können, ohne ihre Verwirrungen mit ihnen 
{heilen "zu müssen. Sie waren der Probierstein seines 
eignen Systems, sie schliffen die scharfen Ecken sei- 
nes Gebäudes ab, sie füllten manche Lücken aus, 
die ihm, sich selbst überlassen, ‚verborgen geblieben 
waren. Er erkennt dankbar an, was sie ihm waren; 
möchte er dasselbe auch ihnen’ seyn! 

. Dieses sind die Maximen, nach denen der Ver- 
fasser gearbeitet hat und über welche er seinen Le- 
sern Rechenschaft schuldig war. Was er wirklich ge- 
leistet hat; darüber wird jeder Kenner leicht entschei- 
den können. Nur bittet. er, .die Belege für sein wis- 
senschaftliches Bestreben nicht blos in ‘dem philoso- 
phischen Theil zu suchen, und auch diesen nicht 
blos für einen Auszug aus der Revision des Ver- 
fassers zu halten. Die Wissenschaft in ihrem ganzen 
Umfange war der Gegenstand seiner Untersuchung 
und so wie er fremde Meinungen revidirte, so hat er 
auch seine eignen,, schon dem Publicum vorgelegten 
Ueberzeugungen der Revision unterworfen. Ueber die 
Methode der Bearbeitung, über die Anordnung des 
Ganzen und der einzelnen Theile, so wie auch über 
die Grenzen, die der Verfasser zwischen der Philoso- 
phie und dem Positiven gezogen hat, darüber wird er 
vielleicht in einem besondern Schriftchen: Theorie 
der wissenschaftlichen Ausbildung des po- 
sitiven peinlichen Rechts, die Gründe vorlegen 
können. 

Der Verfasser glaubt recht ‚gethan zu haben, dafs 
er die Praxis (so sehr er auch dieses Polster der li- 
terarischen Trägheit, diese Stütze blinder Willkühr 
hafst) nicht ganz übergangen hat. Er wiels ihr aber 
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gröfstentheils ihre Stelle in den Noten an. Hier hat 
"er es. sich auch zuweilen ‘erlaubt, wichtige Streit- 
puncie kurz zu erörtern und ‚bedeutende, entweder die 

_ ganze Behandlung oder einzelne Lehren der Wissen- 
schaft afficirende Irrthümer zu widerlegen. Eine 
Hauptrücksicht war 'dabey immer die Wissenschaft: 
die Nebenabsicht war Zeitersparnifs für den’ mündli- 
chen Unterricht. Gesetze und Literatur anzöführen, 
hielt der Verfasser für . sehr wesentlich bey einem 
Lehrbuch, so sehr dieses auch jetzt aus der Mode 

"kömmen will. Er hat aber nur die Schriften ange-- 
‚führt, die er aus eiguer Ansicht kennt; blos einige 
wenige hat er auf Treue und Glauben der Literato- 
ren angenommen. nz 

Nun noch ein kleines Wort an die Gegner des 
- Verfassers. Er hat nach der Erscheinung seiner Re- 
vision eine Erfahrung ‘gemacht, die ihn gar nicht 
befremdete ‚ weil er sie erwartete und ‘weil ein jeder 
sie erwarten mufs, der sich nicht in dem Strome der 
Gewohnheit fortreifsen läfst. Man hat alle Arten von 
Waffen gegen ihn gebraucht: man hat ihn-in Abhand- 
lungen und von Kathedern herab — selten auch nur 
mit Scheingründen, ' öfters durch Schimpfworte oder 
Spott, bestritten. Der ermunternde Beyfall ‚des bes- 
sern Theils seiner Zeitgenossen und noch mehr die li- 
beralen Untersuchungen, zu denen er die Veranlassung 
war, koniten ihn leicht über jene Begegnungen trö- 
sten, wenn er hierüber noch des Trostes bedurft 
hätte. Mit diesen Grundsätzen sieht er der Zukunft 
kalt entgegen und er wird sich niemals wieder zu e- 
ner Antwort auf ähnliche Argumente erniedrigen. — 
Seinen Streit mit Hrn. Klein hält der Verfasser von 
seiner Seite für geendigt. - Er findet keine Gründe, 
den heuesten, ihm enigegengeseizten Abhandlungen 
‚dieses Gelehrten zu antworten. Einmal sich auf dem 
literarischen Kampfplatz tummeln, ist verzeihlich, viel- 
leicht auch gut: auf ihm lange verweilen und immer 
um _dieselbe Sache kämpfen, ist ermüdend und lang-
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weilig für -die Streiter und für die Zuschauer wenig- 
stens lächerlich, Wäre Ueberzeugung und Wahrheit 
der Preis, dann wäre ‘es wohl noch der Mühe werth; 
aber das nimium-altercando veritas amittitur, 
ist ja bekanntlich allzuwahr. Herr Klein gehe ‚sei- 

- nen Weg, der Verfasser wird den seinigen gehen. 
Was wir-denken, wollen wir sagen und, was wir 
können, thun. Die Zeit und das gerechte Gericht 
der Welt mag. einst entscheiden, wer das meiste und 
‘das beste that. 

  

'Vorrede zur zweyten Auflage. 

Es erschien zwar diese Auflage später, als das 
Publicum sie erwartet hatte, ‚denn -schon vor einem- 
Jahr war die erste Ausgabe vergriffen; indefs hoffe 
ich, dafs die Verspätung diesem Buch zum Vortheil 
gewesen sey. Wie grofse Veränderungen: es erlitten- 
hatte, zeigt die blofse Vergleichung. Im allgemeinen 
und besondern Theil habe ich die meisten Lehren 

: entweder berichtigt oder. mit mehr Klarheit und Be- 
stimmtheit- darzustellen gesucht. Vor allen war ‚mein 
Bestreben, alles unnöthige wegzuschneiden, alle Po- 
lemik aufzuheben , alle Erörterungen über einzelne 
Puncte zu verkürzen und überhaupt auch durch grös- 
sere Präcision dem eigentlichen Zweck eines Lehr- 
buchs besser, als es in der ersten Ausgabe gesche- 
hen war, zu entsprechen. Der Literatur habe ich 
hin und wieder mehreres zugesetzt. Einige neuere - 
Schriften hätte ich noch gerne benutzt, oder wenig- 
stens angeführt, wenn ich sie nicht erst dann erhal- 
ten hätte, nachdem beynahe schon die Hälfte abge- 

“druckt worden war. . , 
Bey der Durchsicht der Bogen entdeckte ich, 

dafs die Citate von Meister prince. jur. crim. nach ı 
der dritten Ausgabe öfters stehen geblieben sind,
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während ich an 'andern Orten die vierte Ausgabe ci- 
türt-habe. Man wird .dieses Versehen entschuldigen. 

Kiel, den 26, Febr‘ 1803. 

Feuerbach, 

  

RN BELLE TEN 

Vorrede zur dritten Auflage. 
Die Nothwendigkeit, eine neue Ausgabe dieses 

Lehrbuchs zu veranstalten, überraschte mich zu einer 
Zeit, wo ich, theils durch grolse Veränderungen in 
meiner äussern Lage zerstreut, theils durch dringende 

Berufsgeschäfte festgehalten, nicht so glücklich war, 

jene Heiterkeit des Gemüths und jene Mufse zu be- 
sitzen, welche zur glücklichen Ueberarbeitung eines 
‚eigenen ° Werkes die Hauptbedingungen sind. Bey 
allem dem that ich, was ich unter diesen Umständen 
vermochte. Durch die Vergleichung dieser Ausgabe 
mit der vorhergehenden wird sich zeigen, dafs: ich 
nicht nur in der Literatur vieles zugesetzt, sondern 
auch in allen Theilen mehreres verändert und die Er- 
innerungen meiner Gegner an vielen Orten dankbar 
benutzt habe. 

Uebrigens finde ich mich veranlafst zu bemerken, 
dafs ich mit einer neuen Ausgabe meiner Revision 
schon längst beschäftigt bin und mich noch lange 

‘Zeit beschäftigen werde, um diesem Werk alle die 
Vollkommenheiten zu geben, welche ich ihm nach 
meinen Kräften zu geben vermag. Diese neue Aus- 
gabe wird daher mehr den Nanien eines neuen Werks, 
als der blofsen Ueberarbeitung jenes ältern, sich zu 
verdienen suchen. 

Landshut, den 10. October 1804. 

ZrnerILer TILL ILL En 

  

-Vorrede zur vierten Auflage. 

. Bey Ausarbeitung dieser vierten Auflage habe - 
ich, so weit es meine Berufsgeschäfte verstatteten,  
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alles angewendet, damit sie mit Recht den Namen 
einer sehr verbesserten verdienen möge. Viele 
Lehren sind ganz umgearbeitet, fast alle berichtigt 
und neuere Belehrungen verdienter Männer dankbar 
benutzt worden. Der Ueberarbeitung des Processes 

‘ würde ich ‚gern eine- gleiche ‘Sorgfalt gewidmet ha- 
ben, wenn nicht der Drang meiner’ ausgebreiteten Be- 
rufsgeschäfte mir zuletzt noch die wenigen Stunden 
der Mufse genommen hätte, welchen die übrigen 
Theile ihrer Verbesserung verdanken. 

Uebrigens wird, so wie die zweyte und dritte, 
so auch diese Ausgabe jeden Unpartheiischen über- 
zeugen, wie weit ich entfernt sey, auf ein crimina- 
listisches Pabstthum für meine Person Anspruch zu 
machen. Jedem das Seine! und Ehre jedem, dem 
die. Ehre gebührt! \ 

München, den 9. Febr. 1808. 

IE 

    

. 
RINDE LIED 

Vorrede zur fünften Auflage. 
Gegenwärtige Auflage ist mit einer Inhaltsanzeige 

und mit verschiedenen literärischen Zusätzen vermehrt 
worden. Beides bin ich. der Güte des Herrn Hof- 
raths und’ Professors Mittermaier zu ‚Landshut 
schuldig, welchem ich hiemit öffentlich meinen Dank 
abstatte. Der Inhalt des Werks ist, einen einzigen 
Satz ausgenommen, unverändert geblieben. 

München, den 1. Jänner 1812. 

IIND DL DL DL DD LE LAD ZELL I BIN DIL 

Obiges gilt auch von gegenwärtiger sechsten 
Auflage. 

Ansbach, den 6. Jänner 1818.
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.  Vorrede zur siebenten Auflage. 

Der Verfasser, welcher die Besorgung. einer neuen 
Ausgabe diesmal wieder selbst‘ übernommen ‚hat — 

‚soweit es seine" dermaligen Verhältnisse und die ganz 
veränderte Richtung seiner Studien ihm erlauben woll- 
ten — sich bemüht, durch nöthige Zusätze und 

‘ Aenderungen z: B. $. 136. '164.- 170. 408. 'so ‘wie 
‚durch Verbesserung‘ des Styls u.. dergl., dem hoch- 

verehrten Publicum, welches diesem Werk, in einer 
langen Reihe von Jahren, so ausgezeichnete Gunst 
und Nachsicht bewiesen, wenigstens ein Theilchen 
von einer grolsen ewigen: Schuld abzutragen. \ 

_ Ansbach, den 12. April 1820. 

: Der Verfasser. 

  

Zur achten Auflage, 

‘Die Durchsicht dieses Werks für ‚die gegenwär- 
tige Auflage, ‘das Nachtragen der neueren. Literatur 
u. dergl. wurde von meinem Freunde, ‚Herrn . Geh. 

- Hofrath Mittermaier besorgt, welchem: ich hiemit 
öffentlich. meinen Dank abstatte. on 

Ansbach, den 16. März 1828. “ 
Der. Verfasser. 

  

Vorrede zur neunten Auflage. 
Nicht, lange ‘nach dem ersten Erscheinen dieses 

Lehrbuches wurde: dessen Verfasser, mit. der gänzli- 
‚chen Veränderung seiner früheren Lebensverhältnisse, 
in ein Gedräng von Arbeiten, Geschäften und Müh- 
seligkeiten geworfen, welche, ‘wenn sie ihn. gleich 
nicht ganz den Wissenschaften , doch sehr weit dem 
Gebiet des gemeinen positiven peinlichen Rechts ent-
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rückten. Bald gebrach es ihm an Mufse, bald an 
der erfoderlichen Geemüthsrahe, um den oft: schnell 
auf einander folgenden Ausgaben die ‚nöthige Sorg- 

'falt zu widmen. Selten war es ihm vergönnt, dieses 
Werk. auch nur obenhin zu durchgehen, dem noch 

_ unbehülflichen Style hie und da nachzuhelfen, die 
neuere Literatur nachzutragen und dergl.; mehr als 

einmal sogar mufste- er für eine neue Auflage die Güte 
‚des Herrn geh. Hofraths Mittermaier in Anspruch 
nehmen. 

Diesmal wollte der Zufall, dafs die Anzeige des 
Verlegers von einer nothwendig gewordenen neunten 

Ausgabe gerade in dem Jahre eintraf, in welchem 
dieses Buch ein volles Vierteljahrhundert seines Wir- 

kens, und zugleich dessen Verfasser das halbe Jahr- 
‘ hundert seines Lebens zurücklegt. Diese Zufälligkeit,, 
welche in dem Verfasser manche Erinnerungen und 

Betrachtungen anregte, galt ihm als eine besondere 

Auffoderung, jede freye Stunde, jeden Augenblick 
‘der Geschäftsruhe geizig zusammenzusparen, um, wo 
möglich, diesem so lange vernachlässigten Werke sei- 
ner Jugend die Früchte des reiferen Alters zuzuwen- 

den. Das Gelingen blieb freylich sehr weit hinter 
seinen Hoffnungen und Bestrebungen, hinter seinen 
Wünschen und Ansichten zurück. Die zerstreuten, 

uoch über dieses durch das Mahnen wartender! Setzer 
verkümmerten, Stunden oder Tage einiger. wenigen . 

Monate, beschränkten ihn auf das Nothwendigste. 

.Zudem fühlte er nur zu sehr, wie schwer es ist, in 

späteren Jahren, nachdem man lange Zeit blos den 
Geschäften oder freyeren Geistesarbeiten gelebt, seine 

‘Gedanken, nach den Regeln eines. schulgerechten Sy- 
‚stems, in die engen Formen eines Lehrbuchs einzu- 
zwängen. s 

Nichts desto weniger wird ‚der geneigte Leser 
den Beysatz.auf dem Tittelblatte, welcher die gegen- 

\ 
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wärtige Ausgabe von den. nächstvorhergehenden un- 
terscheidet, hinreichend. gerechtfertigt finden: So weit 
es nur immer möglich war, wurden die Erinnerungen, 
Ansichten und Forschungen anderer Gelehrten ge- 
braucht oder berücksichtigt und als Anlafs zu eignen 
neuen Untersuchungen benutzt. Wenn insbesondere 
Martin in s. Lehrbuch des teutschen gemei- 
nen Criminalrechts. Heidelberg 1825. dem Verf. 
„für die Anregung zum eignen Nachforschen“ öffent- 
lich seinen Dank bezeigt: so hält nun auch dieser 

‚sich verpflichtet, das ehrenvolle Zeugnifs jenes wür- 
digen Freundes mit gleicher Dankbarkeit hiemit eben 
so öffentlich zu erwiedern. Uud :so wurden denn - 
manche, 'allzuschroffe oder anstöfsige Behauptungen 
wie z. B. über die Vermuthung des rechtswi- 
drigen Vorsatzes, über die Milder ung der 
Strafe wegen mangelnden Thatbestandes‘ u, 
dgl., entweder,. nach besserer Ueberzeugung , aufge- 
geben oder, wenigstens durch gehörige Beschränkung 
in die Grenzen des Wahren zurückgeführt. Manche 
Lehren wurden in verbesserter Forın dargestellt; viele, 
nach wiederholter genauer Durchsicht der Quellen, 
völlig neu bearbeitet: wie z. B. im allgemeinen Theil; 
die Lehre von der Culpa, von den subjectiven 
Gründen der absoluten Strafbarkeit oder der 
Zurechnung; im besondern Theile, die Kapitel vom 
Majestätsverbrechen, von der Körperverlez- 
zung, dem Menschenraäub, dem Pasquill, der 
Gotteslästerung, rechtswidrigen Beschädi- 
gung der Sachen, von den besonderen Arten 
des Diebstahls, dem Ehebruch, der Kinder- 
aussetzung, Abtreibung der Leibesfrucht, 
dem crimen vis, Landfriedensbruch, Mein- 
eid, von den Verbrechen gegen ‚die Gesetze. 
der Criminalpolizey, von den Verbrechen der 
Staatsbeamten u. s. w. Auch der Procefs ‚„ wel- 
chen det Verf, wäre ihm dazu die nöthige Mufse 
geworden, nur zu gern würde umgegossen haben,
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blieb wenigstens nicht ganz von der Feile unberührt, 
und die besondere ‚Lehre: vom Untersuchungs- 
pr ocesse ($. 625—643. ) wurde völlig wngearbeitet. 

Dafs der Verf. die Wahrheit ‚bey weitem höher 
schätzt als seine eigne Persönlichkeit, und dafs er 
das. Aufgeben eines Irrihums. nie als. Verlust, sondern 
immer als. baaren Gewinn betrachtet: dafür würde — 
wenn nicht schon längst sein übriges vieljähriges Wir- 
ken. es bewiesen haben sollte — wenigstens die ge- 
genwärtige Ausgabe dieses Lehrbuchs als ein sehr 

. unverwerfliches Zeugnifs gelten müssen. Neidlos über- 
läfst er Anderen die Freude, ihre Werke als Geld- 
kisten zu beäugeln, in welchen, wie sie meinen, ihre 
vollkommen fertigen baaren Wahrheiten schön gereiht 
neben einander bewahrt liegen, um von da in Umlauf 
gesetzt, in immer gleicher Gestalt und mit demselben 
Gepräge unverändert von Hand zu Hand zu gehen. 
Der beste Theil aller literarischen .Thätigkeit besteht 
nicht sowohl in dem was sie giebt, als in demjeni- 
gen was sie in anderen Geistern anregt und durch 
diese wirkt. Jenes geht nothwendig mit der wech- 

, selnden - Zeit wenigstens "in veränderten Formen unter; 
dieses aber ist, wie einer unserer grolsen Schriftstel- 
ler sich ausdrückt, „die That, welche lebt und wei- 
ter eilt, wenn auch der Name ihres Urhebers hinter 
ihr zurückbleiben sollte.“ 

Ansbach, den 30. October 1825. 

EN: 

    

IE BEL BE DATEN 

Vorrede zur zehnten Auflage. 

Die Nothwendigkeit der Veranstaltung einer neuen 
Ausgabe überraschte mich zu bald, mitten in dem 
Gedränge vieler Berufsgeschäfte und anderer Arbei- 
ten, als dafs es mir möglich gewesen wäre, der ge-
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genwärtigen Auflage gleiche Sorgfalt wie der ummit- telbar vorhergehenden zuzuwenden. Was ich  indes- sen vermochte, habe ich geleistet, um auch sie der - . Bezeichnung einer: verbesserten, nicht ganz un- würdig zu machen. Ueber mehre, mir zum Theil “erst jetzt zu Gesicht gekommene, Beurtheilungen: der: 9ten Aufl. mich zu erklären, ist der Raum einer Vor- rede allzu beschränkt, und mufs ich mir. dieses ällen- falls für einen andern Ort und mir bequemere Zeit ' vorbehalten. Die meine Redlichkeit und Wahrheits- liebe verdächtigende Deutung aber, welche der Herr “ Recensent der Hall. A. L. Z, über Veranlassung und Entstehung jener 9ten Aufl, dem Publikum zum Be- sten geben zu dürfen sich für berechtigt gehalten hat, erkläre ich hiemit für eben so grundlos, als falsch, wie Jeder weils, der .mich nicht‘ blos. aus meinen Büchern und Büchlein, sondern au meiner Lebensweise und meinen Handlungen kennen zu lernen Gelegenheit gehabt hat. 

Ansbach, den 20, April 1828,



  

Pro legomena » über ‚gen. Begrit,, die , Quellen, "Hülfswis- 

senschaften und Literatur. des. peinlichen Rechts. 

Wissenschaftliche. Darstellung des peinlichen . 
Rechts selbst. 

Ers tes Buch. ‚Philosophischen oder allgemeiner "Theil des 
“ peinl. Rechts‘ 

I Einleitung: Parstellung des obersten Grund- 

. satzes des Criminalrechts. 

I. Nothwendigkeit ' eines psychologischen Zwangs im 
‚ Staate. 

1. Möglichkeit‘ eines sölchen psychologischen Zwangs. 
II. Höchste Prineipien des peinlichen Rechts. 

I. Darstellung der abgeleiteten Rechtssätze 
deg allgemeinen Theils. ° 

Erster Titel. Yon der Natur des Verbrechens. 
Erster Abschnitt. Begriff und Eintheilung des Verbrechens. . 
Zweyter Abschnitt. Von den möglichen Subjeeten eines 

Verbrechens. * 

Dritter Abschnitt. Von den nothwendigen Bedingungen 
. eines Verbrechens, ® 

Vierter Abschnitt. Von der Verschiedenheit der Uebertre- 
tung eines Strafgesetzes. 

I. Verschiedene Verhältnisse des Erfolgs zur Handlung, 
II. Verschiedenartigkeit der Causalität des Handelnden. 

für den gesetzwidrigen Erfolg. u 
IN. Verschiedenheit nach dem intelleetaellen Grund der 

Vebertretung. ’ 
Fünfter Abschnitt. Von der rechtlichen Dauer eines be- 

. gangenen Verbrechens. 

Sechster Abschnitt. Von der allgemeinen rechtlichen Folge 
.. der Verbrechen. 

Zweyter Titel, Von der ‚Natur des Strafgesetzes und dessen. An- 
wendung. 

Erster Abschnitt. Von dem Strafgesetze überhaupt und des- 
gen Anwendung.
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Zweyter Abschnitt. Von den besondern Grundsätzen in An- 

schung der Bedingungen und der Art’ der Anwendung der 

Strafgesetze. 

Erste Abtheilung. Von den Bedingungen der Möglich- 

keit der Anwendung des Strafgesetzes im Allgemeinen, 

oder von den Gründen der absoluten Strafbarkeit. 

1. Objeetiver Grund der absoluten Strafbarkeit. 

IL. Subjective Gründe der absoluten Strafbarkeit. 

Zweyte Abtheilung. Von den Gründen der relativen Sträf- 

barkeit. 
. 

Erste Unterabtheilung. Von den Gründen der relati- 

‘ven Strafbarkeit bey Anwendung einzelner Gesetze. 

Erstes Hauptstück. Bey Anwendung bestimmter 

Strafgesetze. . 

Zweytes Hanptstück. Von den Gründen der rela- 

tiven Strafbarkeit bey unbestimmten Strafgesetzen. 

A. Objective Gründe der Strafbarkeit. 

B. Subjective Gründe der Strafbarkeit. 

1. Grade der Strafbarkeit nach der Intensität 

der Triebfeder. 

7I. Grade der Strafbarkeit nach der Festigkeit 

der Triebfeder. " \ 

III. Grade der Strafbarkeit nach dem Umfang der 

’ Triebfeder. 

Zweyte Unterab theilung. Von den Gründen der re- 

lativen Strafbarkeit bey concurrirenden Gesetzen. 

Dritter Titel. Von der Natur der Strafen und ihren driem 

Erster Abschnitt. Von den Strafen überhaupt und ihrer 

Eintheilung. \ 

Zweyter Abschnitt. Regeln für die Anwendung der Strafen, 

Dritter Abschnitt. Von den einzelnen in Deutschland üb- 

| lichen Strafen. 

Vierter Abschnitt. Von dem Verhältnifg der Strafen zu 

einander. 

Zweytes Buch. Positiver oder besonderer Theil des pein- 

! lichen Rechts. 

\ " Einleitung 

\ . Erster Theil. Von determinirten gemeinen Verbrechen. 

Erster Titel. Oeffentliche Verbrechen — Staatsverbr. überhaupt. | 

Erster Abschnitt. Verbrechen an der moralischen Per- 

sönlichkeit des Staats selbst, oder "an dem’ Regenten 

als solchem. Staatsverbrechen im engern Sinn. 

' Erste Abtheilung. Von dem Hochverra”” 

Zweyte Abtheilung.. Vom Verbrechen beleidigter Ma- | 

jestät.  
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Zwe yter.Abschn itt. Verbrechen gegen einzelne Gewalten 

- des Staats. — Regierungsverbrechen. 

Erste Abtheilung. Verbrechen gegen die aufschendo 

Gewalt. — Nünzverbrechen. 

Zweyte Ab theilu ng- Verbrechen w ‚ider die anordnende 

Gewalt. — Aitserschleichung. 

Dritte Abthe ilung-. Verbrechen gegen die richterliche 

Gewalt. 

Erste Unterab theilung. Rec htswidrige Selbsthülfe 

Zweyte Unterabtheilnng. Befreyung eines Gefan- . 

genen. 
/ 

Dritte Unterabtheilung. Von Verletzung der Ur- I) 

‚fehde. 

Vierte Abtheilung. Verbrechen gegen die executive Ge- 

walt. — Aufruhr und Tumult. 

  

Zweyter Titel. Privatverbrecken. 
\ | 

Erster Abschnitt. Verbrechen gegen ursprüngliche Rechte | 

des Menschen und Bürge T5. : | 

Erste Abtheilung. Verletzung des Rechts auf. das Leben. 

Erste Unterab sh eilung. Von dem Verbrechen der 

Tödtung überhaupt. - . 

Zweyte Unterabthe ilung. Von den besondern Ar- “ 

ten des Verbrechens der Tödtung. 

YKrstes Kapitel. Von dem Todschlag und dem ein- 

fachen Mord. 
. H, 

Zweytes Kapitel. Von dem gesetzlich ausgezeich- “ 

_neten Mord oder dem Parricidium. 

I. Verwandtenmord. 
, | 

. 1. Kindermord. . ' . 

Anhang. Von dem Selbstmord, . 

Zweyte Abtheilung. Verletzung der: Integrität ‚der 

menschlichen Kräfte. 
nn 

Dritte Abtheilung. Verbrechen an dem Recht des Bür- 4 

gers auf freye Disposition an seinem Körper. GG | 

Erste Unterabtheilung. Plagium — Menschenraub. | 

Zweyte Unterabtheilung. Verbrechen der Ent- 

"führung. 

Dritte Unterabtheilung. Unfreywillige Schwächung. 

Vierte Abtheilung. Verletzung des Rechts auf Ehre. 

Erste Unterabtheilung. Von Injurien überhaupt. 

Zweyte Unteräbtheilung. Von den qualifieirten \ | 

Injurien. 
| 

Erstes Kapitel. Von der durch die. Art der Bege M 

hung qualificirten- Injurie. — Vom Pasquill und 

der Schmähschrift. 
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'Zweytes Kapitel. Von der durch" das Object der 
Verletzung qualificirten Injurie. Besonders von der 
Blasphemie, 

Zweyter Abschnitt. Verbrechen gegen erworbene Rechte, 
Erster Unterabschnitt. Individuellgefährliche Ver- 

letzung des Rechts auf Sachen. 
Erste Abtheilung. Verletzung des Rechts an Sachen 

-durch blofse Beschädigung. u 
Zweyte Abtheilung. Verletzung des Eigenthuns 

durch Entwendung. 
Erste Unterabthe ilung. Von dem Verbrechen der 

Entwendung überhaupt. 
Zweyte Unterah theilung. Von.dem gemeinen 

Diebstahl, 
Dritte Unterabthei lung. Von den gualificirten 

Diebstählen. : 
A. Vom dritten Diebstahl. 
B. Vom gefährlichen Diebstahl. 
C. Von dem Peculat und Kirchenrauh, 

Vierte Unterabtheilung. Gesetzlich aüsgezeich- 
nete,, nicht qualificirte Diebstähle, 

Fünfte Unterabtheilun &- Entwendung durch Ver- 
letzung der Persönlichkeit — Raub. 

Zweyter Unterabschnitt. Gemeingefährliche Ver- 
letzung des Rechts an Sachen, 

‚Erste Abtheilung. Von der Brandstiftung. 
ZweyteAbtheilung. Von verursachter Ueberschwein- 

. mung. 
Dritter Unterabschnitt, Individuellgefährliche Ver- 

letzung des Rechts an Verträgen. 
Erste Abtheilung. Verletzung der Verträge auf Treue 

und Glauben. 
Zweyte Abtheilung. Verletzung des ehelichen Ver- 

trags. 
Erste Unterabt heilung. Vom Ehebruch. 
Zweyte Unterabtheilung. Vielfache Ehe. 

Zweyter Theil. Von vagen gemeinen Verbrechen. 
Erster Titel. Materielle vage Verbrechen. 
Erster Abschnitt. Kindergussetzung. 
Zweyter Abschnitt. Abtreibung der Leibesfrucht, 
Dritter Abschnitt. Sträfliche Unfruchtbarmachung. 

Zweyter Titel. Formelle vuge Verbrechen. 
Erster Abschnitt, Verbrechen ‚ welcke durch Gewalt 

begangen werden.‘
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„Er ste Abth.eilung.. Von. dem, eigentlichen: Verhrechen “ 

der Gewaltthätigkeit (erimen vis)... x. 

2 we y' te Abıh ei lun n8- Von’dem Tanöbieisrbrch 

Andern. 

Erste Abthe ih un g- . Fälschung. und Betrug. iberhanpt. 

‚, ZweyteAbtheilung. Von einzelnen besonders benann- 

ten, oder ausgezeichneten Betrügereyen, Fälschungen. 

Dritter Thei l. Von gemeinen « determinirten Polizey- 

Vergehen. ze : 
Erster Titel. F 'ergehon gegen die Goretz € der‘ Griminaipoi 

 zey. — Landzwang. 

Zweyter Titel. Verbrechen gegen ‘Gesetze der „ Güterpolizey. 

Erster Abschnitt. Von Dardanariat, — Von Hazard- 

spielen und Wetten. - \ 

Dritter Titel. Vergehen gegen Gesetze der Sittenpolizey. — 
Schwören und Fluchen — Zutrinken — Betteley. 

Vierter Titel. Von den Vergehen, durch welche theils Gc- 

setze der Sittenpolizey, theils Geseize der Bevölkerungspoli- 

zey übertreten werden. u : 
Fleischesverbrechen. 

Erster Abschnitt. Von Fleischesverbrechen _aberhaupt. 

Zweyter Abschnitt. Von den einzelnen Vergelungen in 

Anschung der Befriedigung des Geschlechtstriebes. 
Erste Abtheilung. Von Schwächung und Hurerey, 
Zweyte Abtheilung. Von Concubinat, 
Dritte Abtheilung. Von dem Incest. 
Vierte Abtheilung. Von der Sodomie. 

Fünfte Abtheilung. Von der Reyhülfe zu Fleisches- 
verbrechen. Kuppeley. 

Vierter Theil. Von den Verbrechen besonderer Stände. 
Erster Titel. Von den Verbrechen der Beamten. 

Erster Abschnitt. Von dem Verbrechen des Auıtsmifs- 
brauchs, 

Zweyter Abse h nitt. Von dem Verbrechen der Verun- 

treunng. 

Dritter Abschnitt. Von den Verbrechen verletzter Rich- 
" terpflicht. \ 

Zweyter Titel. Yon Militärverbrechen. 

Dri ttes Buch. Pragmatischer Theil des peinlichen Rechts. 
1. Einleitung. Von dem Recht der Anwendung der Straf- 

. geselze überhaupt. 

Erster Titel. Von der Criminaljurisdielion überhaupt. 
Zweyter Titel. Von dem Criminalgericht und dessen Form. 

Dritter Titel. Von der Competenz des peinlichen Gerichis.
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N Pierter Titel“ Por den ‚verschiedenen Formen des gericht- 
" lichen Verfahrens. ne — N 
m. Barstelluüg des Criminalprocesses selbst. 

“Erster Titel. Von den Theilen des- Criminalprocesses überhaupt. 
Erster Abschnitt. Von den Bedingungen der "Ausübung 

der Criminaljastin. I 0 no. 
Erste Abtheilung. Von den Mitteln des "Richters, 

\ den’ Augeschuldigten der richterlichen Gewalt zu un- 
terwerfen, er 

Zweyte Abtheilun 8. Von den richterlichen Erkennt- 
mallsgränden,  ...00.... 
Erste Unterabtheilung.. Von den Gründen der 

= . „Vermuthpng oder. von Indicien, 2, 
Zweyte Unterabtheilu ng... Von den Gründen der 

vollen Gewifsheit und von: den Beweismitteln, 
'Erstes Kapitel. Von dem Beweis und den Be- 

! . weismitteln überhaupt, \ en 
Zweytes Kapitel., Von. den einzelnen Beweis- 

re DR mitteln ingbesondere, u Ru 
Drittes Kapitel. Von.den. Mitteln, ein Geständ- 

nils des Verbrechens ‚zu bewirken. 
: „1: Von den mediis eruendae veritatis überhaupt. 

I.. Von den einzelnen Wahrheitser forschungsmitteln. 
Zweyter Abs chnitt. Von den: zum eigentlichen Inhalt 

. des, Criminalprogesses ; wesentlich gehörenden, Handlun- 
gen selbst. Bw. u. 

Erste Abtheilu ng. Von der Untersuchung. , 
Zweyte Abtheilun g. Von der ‚Beweisführung, 
Dritte Abtheilun g. ‚Von der. Vertheidiguug. 
Vierte Abtheilung. Von dem Urtheil, . 
Erste Unterabt heilung. Yon dem Uriheil. und 

dessen Arten. 
x. Zweyte Unterahtheilung. Von. der Verkündung 

\ des Urtheils, ‚den Rechtsmitteln gegen -dasseibe, 
und dessen Vollstreekung. . 

\ Zweyter Titel. Yon dem inguisitorischen und aceusatorischen 
Procefs insbesondere, 

Erster Abschnitt. Von dem Inquisitionsprocefs. 
d. Gegeraluntersuchung. 
II. Specialinquisition. on 
II. Articulirtes Verhör oder feyerlicher Criminalprocels. 

Zweyter Abschnitt. Von dem Anklagsprocefs, 
Anhang. Von den Criminalkosten. 

   



'Prolegomenä 

über den Begriff, die Quellen, Hülfswissen- 

schaften und Literatur des peinlichen Rechts. 

$ı . 

Ds Criminalrecht (Strafrechtswissenschaft, pein- 

liches Recht) ist die Wissenschaft der Rechte 

des Staats, welche durch Strafgesetze ge- 

gen Unterthanen, als Uebertreter dersel- 

ben, begründet sind a). Es ist daher ein Theil 

des öffentlichenRechts b) und unterscheidet sich 

von dem Civilrechte c), in so ferne dieses Rechte 

der Privatpersoten lehrt, und von dem Staats- 

‚rechte, als einem ihm coordinirten Theile des öffent- 

lichen Rechts, in so ferne dieses die durch die Ver- 

fassung des Staats begründeten Rechte darstellt. 

a) Weber den Umfang und Begriff des Criminalrtchts ef. C. A. 
Tittmann Versnch über die wissenschaftliche Behandlung ' 
des peinlichen Rechts. Leipzig 1798. $. &. 6, und 7. Vergl. 
auch v. Droste Hülfshoff Einl. in d.' gem, deutsche 

’ CrimR. Bonn 1826. Ueber d. Methode d. Behandlung, be- 
sonders die sogen. historische: Biener (im N. Arch. d, CR. 
X. nr. 19. u. 23.) - 

b) Aschenbrenner (in Kleins Archiv B. IV. St.1. nr. 5.) 
zählt es zum Staatsrechte. Dagegen Kleinschrod in d. 
syst. Entw. Th. III, S. 130. 

€) Diesem gehören "daber auch die durch Rechteverletzungen 
begründeten Privatrechte an, z. B. die Privatsatisfaction bey 
deın Diebstahl, der Schwächung u. s. w. ' 

$2 oo 
Das allgemeine peinliche Recht, als ‚Phi- 

losophie der rechtlichen Gründe des Strafrechts und 
v. Feucrbach’s peinl, Rechts (11: Auf) 1
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seiner Ausübung, ist die Wissenschaft von den mög- 

lichen Rechten des Staats aus Strafgesetzen: das po- 

sitive peinliche Recht die Wissenschaft von den 

wirklichen Rechten eines bestimmten Staats (Deutsch- 

lands) aus gegebenen Strafgesetzen. 

g 3 
‚Das gemeine ‚peinliche Recht Deutschlands hat, . 

gleich dem gemeinen Rechte überhaupt, mit Auflö- 

sung der Reichsverfassung, den Character juridischer 

Allgemeingültigkeit verloren und gilt daher seiner 

Form nach — als gemeines Recht — nicht mehr. 

Wo und in wie weit es indessen durch ursprüngliche 

Particulargesetze der ehemaligen deuischen Reichster- 

ritorien nicht beschränkt oder aufgehoben ist, besteht 

es in Deutschland fort a), jedoch nur als particu- 

lares Landesrecht, seinem Inhalte nach, mit 

Ausnahme solcher Rechtssätze, die sich auf Verhält- 

nisse des deutschen Reichsverbandes beziehen oder 

durch Principien des ehemaligen Reichsstaatsrechts 

ausschliefsend begründet sind b). 

Anmerk. Mündlich von der Eintheilung in ius er. scriptum 

und non scripfum; — äntiquam, medium und no- 

vum; — publicum — privatum. Vom Gewohnkets- 

rechte: ©. Weisse de vi consuetud. in caus. erin. Lips. 

1813. 

a) Sa galt dasselbe z. B. vor Einführung des neuen baierischen 

 Strafgesetzbuchs noch lange in mehreren Theilen des König- 

zeichs, vorzüglich in Schwaben. 

b) Der Umsturz der Reichsverfassung verändert z. B. die Lehre. 

von den möglichen Subjeeten eines Verbrechens, von ans- 

wärts begangenen Verbrechen, von Hochverrath, von Miünz- 

. verbrechen u. 5. w. Vergl. besonders $. 80. 31. 40. 

ga 
Die Wissenschaft des positiven peinlichen Rechts 

geht 1) aus von den allgemeinen Grundsätzen über 

Bestrafung rechtswidriger Handlungen überhaupt, — 

philosophischer (allgemeiner) Theil, und 

stellt alsdann II) die besondern Rechte des Staats in 

4



s 

Hinsicht auf Bestrafung einzelner Arten vechtswidri- 
ger Handlungen dar — positiver (besonderer) 
Theil. — Die Lehre von der Art, wie der Staat 

gesetzmälsig seine Rechte aus Strafgesetzen geltend 
macht (Criminalprocef[s) a) ist eigentlich Theil 
des Procefsrechts überhaupt und wird mit dem 
Criminalrechte selbst nur aus Bedürfnissen des aka- 
demischen Unterrichts verbunden. 

S. Jordan 1).in wie ferne soll der allgemeine Theil d. poa. 
CRW. philosophisch seyn? 2) Ist d. Criminalprocefs ein in- 
tegrirender Theil d. CRwissenschaft? (N. Arch. Bd. EI 
ar, 9.) . 

a) Man nennt diesen Theil unschicklich den praktischen, 
Blos Kunstregeln können ein Gegenstand einer sogenann- 
ten praktischen Wissenschaft seyn. Also besteht auch dev 
praktische Theil des Criminalrechts nur T) aus der Wissen- 
schaft der Kunstregeln zur Führung einer Criminaluntersu- 
chung. MW) aus der Theorie der Kunstregeln für den Ge- 
brauch schon verhandelter Criminalacten, wohin Re ferir- 
und Decretirkunst, Registraturwissenschaftund - 
dergl. gehören. 

eg: 

Die Quelien des gemelnen deutschen. Criminal- 
-techts sind I) die Philosophie des Strafrechts; 
so weit diese in ihrer Anwendung nicht durch positiv 

“ gesetzliche Bestimmungen beschränkt wird; II) die po- 
sitiven Strafgesetze des ehemaligen deutschen 
Reichs; wohin gehören A) fremde in Deutschland 
aufgenommene Gesetze, nämlich 1) des Römischen a) 
und 2) des Canonischen Rechts b); B) einhei- 
mische, und zwar 1) die peinliche Gerichts- 
ordnung Carl V. v. J. 1532 c), 2) nebst anderen 

“ Reichsgesetzen d). 

Anmerk. Der 6 erichtägebrauch (Praxis) mag wohl; sd 
ferne seine Ergebnisse aus dem unabweislichen Bedürfnisse 
veränderter Zeiten hervorgegangen sind, mit der Nothwen- 
digkeit entschuldigt, von der Vernunft ünd Menschlichkeit 
gebilligt, himmermehr aber aus Gründen des Rechts in 
der Theorie gerechtfertigt und als Quelle ver- 

’ pflichtender Rechtsnormen betrachtet werden. Er 
st nur anzuerkennen wie man auch Staatsrevolatisnen an- 

4 *



‚erkennt, als Thatsache, nicht als Recht Vergl, übri- 
ens C. E. Weisse de vi.cansnetudinis in caussis erimina- ' 
ibus, Lips. 1818. — Gerstäker über d. grofsen Gefah- 

ren des d. Praxis verwerfenden Gesetzrigorismus Im N. 
Archiv des C, B. Bd. 9. Stck. 2. nr. 19. 

a) Chr. Fr. Ge. Meister Dias. de juris Romani eriminalia 
in Germaniac faris maxime hodiernis auctoritate. Goett. 
1766. Auch in dessen Opnse. ad jus civ. et crim. pertin. 
Syllog. II. No. 1. — Rofshirt über d. Röm. Recht als 
Quelle d. deutschen ERs. (N. Arch. Bi.XI. ar. 1. 14.) 

b) C. A. Tittmann Diss. 2, de cansis aucforitatis juris cano- 
nick in jure eriminali Germanico, Lips, 1798. (Auch in 
Martin’s Sel. Diss. Vol, 1. Diss, 8. 4. on 

- 

e) Neuere Handausgaben J, Chr. Kochs Hals- oder peinl, 

d) 

Gerichts-Ordnung Kaiser Karls V. Giessen (6te Aufl. 1816.). 
K. Karls V. Peinl. Gerichtsordn. nebst der Bamberger u. 
Brandenburger Halsgerichtsardnung. Nach d. Ausgaben v. 
3533, 1507 u. 1516. Jena 1826. — Mündlich 1) von der Ver- 
anlassung und Entstehung der P.G. O. Chr. Thomasius 
Diss, de occasione, concepiione ac intentione €. C, C. Hal. 
1711. — J. Horix, Wahre Veranlassung der“P. @., 0. etc. 
Maynz 1757. (Beygedrackt zu Kochs Ausg. d. P. G. O.) 
Jul. Fr. Malbiank Geschichte d. peinl. G. O. Kaiser 
Karl V, von ikrer Entstchöing und weitern Schicksalen bia 
auf unsre Zeit, Närnberg;1783. 2) ihrem Verfasser‘ und ih- 

‚rer Grundlage, der Bambergischen P. G. O. (Rofshirt 
Joh. v. Schwärzerberg in scinsr Beziehung z. Bamıb. u. Ca- 
rolina. Im N. Arch. IX. nr. 10.) 3) Von ihren übrigen @uel- 
len. Die Malefiz- Ordnung Max. I. für Tyrol v. J. 1499, 
(Mitiermaier über die Halsger. O. der Stadt Ratolfzell 
im N: Archiv. IX. N, 3). — Torquemada’s Instruction für d. 
heil. Officium v. 29, Oct. 148412! -— Ueber Te ngler vergl. 
Schorch über Ulrich Tenglers Layenspiegel. Erf. 1756, 
‚Feuerbach in der Bibliothek d. p. R. I. B. 1. St. 
Nr. III. 4) Von ihrem Zweck, ihrem Geist, und ihren Män- 
geln. Senmlers Etwas über den inneren Werth der P.G. O. 
In :HHagemanna und Günthers Archiv I. Th. N. 18, 
5) Von der authentischen Ausgabe der P.G. O. ©. F. Walch 
pr. de C. C.C. editione authentica. Jen, 1785. u. Kochs 
Vorrede zu s. Ausgabe. — Boehmer üb, die authentische 
Ausgabe d. P. G. O. Goett. 1818. Rofshirt Beitr, zum 
xöm. Rechte und zum rom. deutschen Criminalxecht. (Hei-, 
deib. 1820). 1. Heft Nr. 1. 6) Von den Uebersetzungen der 
P.@. 0. Justi Gobleri Caroli V. de capitalibus judieiia 
eonstitutio, germanice primum evulgata, nunc in latinum 
versa et aequo commentario aucta. Bas. 1543. f, (Ueber ihn, 
u. seine Uebersetzung: Spangenberg im N, Archiv des 
Cr. Bd. VILSNr. 16.) — Georg Remi Nemesis Karulina 
paraphrasi exposita et scholiis aueta. Herborn. 1594, und. 
hierauf mehrmals herausgegeben. 

Gerstlacher Hand. der deutschen Reichsgesetze XIL.Thl. 
il. Abhandl. S, 2943.. seq. .
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$. 6. 
Zu den Hülfskenutnissen des Criminalrechts 

gehören A) Wissenschaften im eigentlichen ‚Siune, 
und unter diesen, aulser den übrigen Teilen des po- 
sitiven Rechts, vornehmlich: D die Philosophie 
und zwar 1) die Psychologie a), 2) die praktische, 
Philosophie überhaupt, vorzüglich die Rechtsphi- 
losophie (Naturrecht) b), und, als besonders 
bearbeiteter Theil derselben, das allgemeine pein- 
liche Recht c), so wie 3) die Criminalpoli- 
tik d). M) Historische Wissenschaften, ins- 
besondere 1) Geschichte der Staaten, in welchen 
die jeizt geltenden Gesetze entstanden sind, 2). Ge- 
schichte der in Deutschland gültigen Criminalge- 
setze und des Criminalrechts als Wissenschaft 

selbst e). III) Die Criminalrechtswissenchaft und Ge- 
setzgebung anderer Staaten und Völker f); IV) die 
gerichtliche Arzneiwissenschaft g). — B) 
“Unter den nötligen Sprachkenntnissen ist beson- 
ders die Kenntnifs der lateinischen und altdeut- 
sclien Sprache h) zum Siudium der Quellen un- 
entbehrlich und die Kenntnifs der altdeutschen recht- 
lichen Sprüch wörter i) zur Erläuterung der Rechts- 
gewohnleiten des Mittelalters besonders nützlich. 

ı a9)Feder Untersuchungen über den menschlichen Willen, 
III Thle. 2te Ausg. Gött. und Lemgo 13855 — 1192, — 
Schmids empirische Psychologie I. Thl. Jena 1791. 2te 
Aull. 1797. — Jacobs Grundrils der Erfahrungsseelcnlehre. 
2te Aufl. Halle 1795. — Kants Anthropologie in pragınat. 
Hinsicht, Königsh. 1798..— Ze Aufl. 1800. — I.G. E. 
Maafs über die Lehlenschaften. TI Bile. Halle’1805. 1807. 
3.G. E. Maafs Versuch über die Gefühle, besonders über 
die Affecten. I. II. Bd. Halle 1812. ,— Schaumanns 
Ideen zu einer Criminalpsychologie. Halle 1392. — Hof- 
bauer die Psychalogie in ihren Hauptanwendungen auf die 
Rechtspflege. Halle 1808. — €. L. v. Weber Handb. d. 
psychischen Anthropologie, mit vorzüglicher Rücksicht auf 
d. Praktische u. d. Strafrechtspflege. Tübingen 1828, 

b) Die Kenntnifs der vorzüglichsten Literatur des N. R. wird 
aus den Vorlesungen über diese. Wissenschaft vorausgesetzt, 

e) Regn. Engelhard Vers. eines allgem. p. Rechts. Frkf. u. 
Leipz. 1756. 8. — P. Raurici positionum ad rem orimin.
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Philosaphico- practicarum liber unus. Berol, et Lips. 1787. 8. 
— Bergk Philosophie des p. Rechts. Meissen 1802. — 
Zachariae Anfangsgründe des Philosoph. Criminalrechts. 
Leipz. 1805. — Bauer Grundlinien d. philos. Criminalrechts, 
Göttingen 1825. — H. Richter d. philos. Strafrecht u. =. w 
Leipz. 1828, — Carl Trummer z. Philos. d. Rechts u. 
insbes. d. Strafrechts. Hanıb. 1827. —_ Sehr viele Materia- 
lien sind in den Schriften über die Criminalpolitik verwebt. 

A) Becearia dei delitti e delle pene.: Neapol. 1764. Dentsch 
' übersetzt. Hamburg 1766. — Ulm 1367. — Von Hommel 

ınit Anmerk. u. Zusätzen, Breslau 1778. II Thle. — mit An- 
merkungen, Noten und Abhandlungen ete. von J, A. Bergk. 
Leipz. 1798. II Thle. — (Voltaire) prix .de la justice et 
de Uhumaniid. a Ferney. 1775. — Cajetan Filangieri 
System der Gesetzgebung. Aus dem Ital. übers. Ansp. 1784 fl. 
(m. Ausg. 1794 ff.) ter u, Ater Bd, — Servin de la legis- 
Yation criminelle. Basle 1782. deutsch übersetzt von Joh, 
Ernst Gruner, mit Vorrede von Feder. Nürnb. 1786. — 
Brissot de Warville theorie des loix eximinelles. Paris 
1781. — Pastoret les loix penales. Paris 1790. übers. von 
Erhard. 2 Bde. Leipz. 1792, — v. Soden Geist der deutsch. 
Criminalgesetze. III Bde. 2te Ausg. Frankf. 1792. — v. Glo- 
big u. Huster Abhandl, von der Criminalgesetzgebung. 

‘Zürich 1783. Dieselben: Vier Zugaben zu der gekrön- 
ten Preisschrift von der Criminalgesetzgebung. Altenb. 1735, 
— Gmelin Grundsätze der Gesetzgebung über Verbr. und 
Strafen. Tübingen 1785. — E. C. Wieland über den Geist 
der peinl. Gesetze. IT Thle. Leipz. 1733 — 84.8. — Oer- 
staedt über d. Grundregeln der Strafgesetzgebung. Kopenh. 
1818. — Villaume Vers. einer Theorie .d. Criminalges. 
Kopenh. 1818. — Jer. Beutham 'traitd de la legislation 
civile et penale par Dumeont. Paris 1820. — Dasselhe Werk 
übersetzt von Beneke, II: Bde. Berl. 1830. — Als Mate- 
rialien zur Eriminalpolitik sind wichtig verschiedene Ent- 
würfe zn Strafgesetzbüchern von Quistorp, 
Dalberg‘, Kleinschrod, E &gers, die Entwürfe zu 
einem Strafgesetzbuch für das Königreich Sachsen, von Titt- 
mann (Meifsen 1813), Erhard (Leipz. 1816), Stübel 
(1824) ferner für Hannover (v. Bauer) für Braunschweig 
(v. Strombeck) n. a (Vergl. Mittermaier über d. 
neuesten Zustand der Criminalgesetzgeb. in Deutschland. Hei- 
delb. 1825.) — Bezüglich auf Baiern kommen in Betrach- 
tung 1) der Entwurf von Kleinschrod v. J. 1802. (woge- 
gen Feuerbach Kritik des Kleinschrodschen Entwurfs £. 
d.. Kurpfalz -Baier. Staaten. Ill Thle 1804.); 2) der Feuer- 
bach’sche Entwurf v. J. 1810., ‘welcher dem Baierschen 
Strafgesetzb.. v. J. 1813. zur Grundlage gedient, aber, unter 
den Berathungen, manches Unglück erfahren hat; 3) der 
Entwurf d. Strafgesetzb. v. J. 1822. (v. Gönner u. Stür- 
ınex) wogegen insbes. Oersted ausführliche Prüfung des 
neuen Entwurfs z, einem Strafgesetzb. f. d. Königr, Baiern etc, 
Kopenh, 1823 — Nicht zu übersehen ist das Pr ojet de 
Code eriminel, avec les observations des re- 
dacteurs ete. Paris 1804 u. Colleziane dei trava- 
gli sal Codice penale del regno diittalia, Vol, I. 
Brescia 1807. \ . ‘
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ec) Abgesondert noch wenig bearbeitet, Materialien liefern die 
gewöhnlichen Compendien der Rechtsgeschichte, die $. 5. 
Anm. e. angeführten Schriften von Thomasius, Horix 
und Malblank. Chr. G. Hoffmanni praenotiones de 
origine, progressu ef-natara jurispr. eriim. Germ. Lips. 1322, 
sind blos Skizze, so wie die Geschichte des peinl. Rechts 
von Stein. Heilbronn 1807, Ausführlich hingegen E. Henke 
Versuch einer Geschichte des peinlichen Rechts. II Thle, 
3809. 10. Für die Geschichte des röm. Criminalrechts be- 
sonders: C Fr. Dieck historische Versuche über das Cri- 
minalr. d. Römer. Halle 1822. — J. Fr. H. Abegg de an- 
tigaissimo Romanorum jure erim. Comm. 1. Königsb. 1823. — 
C. E. Jarke de summis prince. juris Rom. de delietis eo- 
rumque poenis ete. Gött. 1822. — Für deutsche Rechtsg, 
A. R. Frey Obss. ad jur, crim. Teuton, praes. Carol, V: 
const. crim. bist. Heidelb. 1825. Viele einzelne Erörterungen 

bei Ed, Feuerbach die Lex Salica in ihren verschiedenen 
Recensionen. Erl. 1831. 4. 

f) Merkwürdig sind besonders IT) unter den Aufsereuropäischen ' 
Gesetzgebungen 1) die Mosaische, ef. Michaelis Mo- 
saisches Recht. Thl. V. und VI. 2) die Hindostanische, 
ef. Gesetzbuch der Gentoo’s etc. Aus dem Englischen von 
R. E Raspe. Hamb. 1778. — Hindu-Gesetzbuch oder 
Meuu’s Verordnungen — von Jones. Ans dem Engl. von 
3. C Hütiner. Weimar 1797, 8. 5) die Gesetzgebung der 
Muhamedaner, cf. Feuerbach Criminaljurisprudeus 
des Korans (in der Bibl. des peinl.R. 11. Bd. 1. St. Nr. 1.). 
4) die chinesische, Ta-Tsing-Leulee, ou les loix fon- 
damentales du Code penal de la Chine avec le choix des 
statuts supldmentaires traduit du chinois par G. Th. Stauu- 
ton, mis en fisıgois par Renouard de St.-Croix. 
Tome I. et Il. Paris 1812.85. MH) Unter den Europäischen 
1) die Englische, ef. Blackstones bekaunte Commen- 
tarien. Lib. 4. cap. 1-85, — Cottu de Vadministration de 
la juitice eriminelle en Angleterre. Paris 1829. — Auch 
komnit vieles darüber vor in P. Colquh oun’s Polizey von 
London, übers. von J. W. Volkmann. Thl. IL Leipz. 
1800. — 2) die Französische a) unter den Königen, cf. 
Code p&nal ou recueil des principales ordonnances etc. Paris 
1752.8. — Muyart de Vouglans institutes au droit cri- 
minel.. Paris 1757. 4. — b) die republikanische, nach 
dem Code penal und dem Code des delits, et des peines. 
ef. v. Almendingen (in der Bibl. des peinl, R. Ba. II, 
St. 1. Nr. 1) Klein (im Archiv Bd. 1. St. 3. 4. Bd, IV. 
St. 1), Scipion Bexon parallele du Code penal' A’Angle- 
terre avec les loix penales Frangaises etc, Paris an 8 — 
endlich ec) die Kaiserliche — gegründet auf den Code 
@’instruction criminelle,; suivi des motifs etc. A Paris 1809, 
übers, v. Flachslandu, a, dann den Code penal, ou Code des 
delits et des peines, precddd des exposds des motifr etc. A Paris 
1810, übers, v. Hartleben, Flachsland u. 2.ef. Beren- 
ger de la justice crim, en France. Paris 1818. Carn ot Com- 
ment. sur la Code penal. Paris 18238, 24. 4. — Le Graverend 
des lacunes et des hesoins de la legislation Franc. T.I. IH. Paris 
et Rouen 1824 — v, Feuerbach über d. Gerichtsverfas-
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sung u. d. gerichtl, Verfahren Frankreichs ete, Glessen 1825, 
besonders äte_ Abth. — 3) die holländische, Criminal- 
gesetzbuch für das Königreich Holland aus ‚dem Holländ. 
übers. von L. Zimmermann u, H. Brükner. Aurich 

. 1809. 4) das dem französischen 'nachgebildete Gesetzbuch 
von St. Domingo unter dem Titel: Code lMenry 1812. 5) die 
Toscanische von Grofsherz. Leopold. (übers. in Schlö- 
zers Stantsanz. Bd..X/S. 318395.) — 6) die Preussi- 
sche, im Allg. Landr. Th. II. Tit. 20. ‘Von der neuen 
Bearbeitung unter dem Titel: Allgemeines Criminalrecht für 
die Preuss, Staaten, ist der I. Thl. Berlin 1806 erschienen, 
welcher die Criminalordnung enthält, — 7) dieOest- 
reichische, wo der Theresianische, dann der Josephi- 
nische Codex, ‘und nun das Gesetzbuch über Verbrechen 
und schwere Polizeyvergehen, Wien 1808, merkwürdig sind. 
8) Strafgesetzbuch für das Königreich Baiern. München 

. 3813 im J. 1814, mit wenigen Veränderungen , für das Her- 
zogth. Oldenburg bekannt gemacht, daun in das Schwed. 
(von Ozenius) übers, um der Gesetzgebung Schwedens 
als Grundlage zu dienen. Für die neue Gesetzgebung mich- 
rer Schweizer Cantone, z. B. von St. Gallen (1819), 
Basel«182i), Zürich (H. Escher vier Abhandl. über 
Gegenst, der Strafrechtsw.) wurde cs eine Hauptgaelle, u. 
die Entwürfe der Strafgesetzbücher für Sachsen- Weimar 
(1822), Würtenberg (1823), Hannover (1825) u. A. 
sind nach ihm bearbeitet. Die (innere) Geschichte der Ent-\ 
stehung und der Schicksale des baler. Strafges. ist noch 
nicht bekannt gemacht, — Vielfach ınerkwürdig ist auch 
9) der Spanische Straf-Codex der Cortes v. 9, 
Jali 1822 (im Auszuge io Hudtwalkers erimin. 
Beitr. I. Bad. S. 38-59. S. 283—220. S, 459—465.) — Als 
Kepertorium zu empfehlen ist: v. Wendt Grundrifa zu ver- 
gleichender Darstellung des Criminalrechts ete. Nürnb. 1825. 

J D. Metzgers System der gericht. Arzneiwissensch, 
Königsb. u.. Leipz. 3te Ausg. 1805. — G. 6. Ploucquet 
Commentarius medius in processus crininnles etc. .Ärgent, 

- 1787. — Derscelbe; Abhandl. über die natürl. Todesarten. 
Tübing. 1788. — A. Henke Lehrbuch der gerichtl. Medi- 
ein. Berlin 1812, 4te Aufl. 1824. — Dessen Abhandl. a.d. 
Gebiete der gerichtl. Medicin. IV Be. Bamberg 1815-20. — 
Masius Lehrb. der gericht. Arzneikunde. 2te Aufl. Rost. 
18i2. — Bernt Hand). der gerichtl. Arzneikunde, Wien 
1815. — Klose System der gerichtl. Physik. Breslau 1814. 
Meckel Lehrb. d. gerichtl. Mediein. Haile 1821. Mende 
ausf. Handh. der gerichtl. Medicin für Gesetzgeber u. Rechts- 

. gelchrte. Leipz. 1819-26, IV Bde, 

h) Ausser den bekannten Glossarien von Wachter ‚Haltaus 
„uScherz, besonders C.F. Walch Glossariam germenicum 

- Änterpretationi ©. C. C. inserviens, Jen. 1790, 

HI. Fr. Eisenhart's Grands. des deutschen Rechts in Sprüch- 
wörtern ete. Herausg. von Ernst L. A, Eisenhart. Leipa, 
3792. Abthl, V. S. 441-505,
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$. 7. 
Die Literatur des peinlichen Rechtes selbst theilt 
in folgende Hauptrubriken: D) Literarische Hülfs- 

mittel a), II) Commentarien über die Quellen b), II) 
Systeme (Handbücher) c), IV) Compendien d), V) ver- 
mischte Abhandlungen verschiedener Verfasser e), VD) 
vermischte Abhandlungen desselben Verfassers f), VI) 
Casuistische Schriften g).. Schriften über einzelne Theile 
oder Gegenstände an ihrem Ort. 

a) Bibliothek des deutschen peinlichen und. Lehnrechts vr. J. S. 
Gruber. Frankf. u. Leipz. 1788. 8 Entwurf einer Litera- 
tur des Criminalrechts in systemat. Ordnung (von Heinr. 
Blümner) Leipzig 1994. — Kleinsshrod von den italiä- 
nischen Schriftstellern über das peinliche Recht und die 
Criminalpolitik. In Kleins und Kleinschrods Archir 
1. Bd. 1.St. Nr. 8. — Christoph Lor. Brunner Hand- 
buch der Literatur der Criminalrechtswissenschaft. I. Bd. 
Bayreuth 1804, (ist nach Ordnung dieses Lehrbuchs ent- 
worfen.) — G. W. Böhmer Handbuch der Literatur dea 
Criminalrechts in seinen allgem. Beziehungen mit besonde- 
rer Rücksicht auf Criminalpofitik X. Bd, Gött. 1816, 

b) Anton. Matthaei decriminibusad Libr. XLVIT. et XLVIHE, 

#) 

Dig. Commentarius, edit. noviss. c. notis Nani Towi IH, 
Ticini 1808. — D, Clasenii Commentarius in €. C. C. etc. 
Lipe. 1718. 4. — J. P. Krefs Commentatio suceineta in C. 
C. C. etc, ed. nov. Hanov. 1786. 4. — J. S. Fr. Böhmer 
meditationes in C. C. C. Halle 1774. 4, " ; 
B. Carpzovii Practica uova rerum criminal. cum observ. 
I. $. Fr. Böhmeri, Tom, Il. Frankf. 1359- fol. — Böh- 
ımers Observ. sind besonders daselhst in demselben Jahre 
in fol. abgedruckt. — Phil, Mar. Renazzi elementa jur. 
erim. Rom. Tom. IV.- 1933-86. — Alois Cremani de 
jure erim. libr. III. Tie. 1791-98. J. Chr. v. Quistorp, 
Grundsätze des deutschen peinl, Rechts II Thle. neue Ausg. 
besorgt von Klein. Rost. 1809, 10. heraurg. v. Chr. Rofs‘ 
1810. 21. 28. — Chr. L. Steizers Grunds. des peinl, R, 
1. Th. Erf. 1790. 8. — Chr. C. Stübel System des allgem, 
peinl. Rechts, mit Anwendung auf die in Churzachsen gel- 
tenden Gesetze. H Thle. Leipz. 1795. 8. — Salchow Där- 
stellung der Lehre von Strafen und Verbrechen. Il Bde. Jena 
1804. 1805.,— Tittmann Händh. d. gemeinen deutschen 
peinl. Rechts. 2te Aufl. II. Th. 1822—24. — A. Schröter 
Handb, des peinl, Rechts nach räm., can. u. deutschen Ge- 
setzen. Ir Bd. Leipz. 1818. — E. Henke Handbuch des 
Criminalrechts u., d. Criminalpolitik. II Bde, Berlin 1823. 
26. 30. — C.E, Jarcke Handb.:d gem. deutsch. Straf- 
rechts etc. III Bde. Berl, 1827. 28. 30, . 

Chr. Fr. G. Meister princ. jar. crim. German. comm. cd. 
Ga. Gött, 1781. 8, — GI, Fr. Meister prine, jur. crim,
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Germ. .comm. ed. Ata 1802 8, — J. Chr. Koch institutw- 
nes jur. erim. ed. 9a. Jen, 1781, — E, Ferd. Kleiu 
Grundsätze des gemeinen deutschen peinl. Rechts, 2te Aufl. 
Halle 1799. — C.v. Grolman Grunds, der Criminalrechts- 
wissenschaft. Gicss. 1798. 8. 4te Aufl. gr. 8. 1825. — C. A. 
Tittmann Grundlinien der Strafrechtswissenschaft etc, 
Leipz. 1800. — Salehow Lehrbuch des gemeinen peinl. 
Rechts. Halle 1807, Ste Aufl. 1823. — Dabelow Lehrb. des 
gem. peinl. Rechts. Halle 180%. — H. W. E. Henke Lchrb. 
der Strafrechtswissenschaft. Zürich 1815. — Martin Lehrb, 
des deutschen gemeinen Criminalrechts mit besonderer Rück- 

‚sicht auf das neue baierische Gesetzbuch, Heidelb. 1825. — 
C. Rofshirt. Lehrbuch des Criminalr. nach den Quellen 
des gemeinen deutschen Rechte, Heidelb. 1821. — Rofs- 
hirt Entwickelung d. Grundsätze d. Strafrechts nach d. 
Quellen d. gemeinen deutsch. Rechts. Heidelb. 1828. — J. 
F.H. Abegg System der Criminalrechtewiss. Königsb. 1326. 
— C. &@ Wächter Lehrb. d. Römisch - Deutschen Straf- 
“rechts. II Thle. Tüb. 1825. 26. — A. Bauer Lehrb. der 
Strafrechtsew. Gött. 1827, 

e) J. Fr. Plitt Repertorium für das peinliche Recht. 1. Bd. 
Frkf. 1786. II. Bd. 1790. 85. — Desselben Analecta juris 
erimin. Hanov. 1786. 8 — Chr. Martin Select. Disserta- 
tionum et commentat. juris crim. collectio. Vol. I. 1822. — 
Bibliothek des peinlichen Rechts. (herausg. von C. Grol- 
man) I. Bd. Herborn und Hadamar 1799. Bibliothek etc. 
herausg. von Almendingen, Grolman u. Feuerbach. 
il. Bd. Ites St. Gött. 1800, — Archiv d. Criminal- Rechts 
(zuerst v, Klein uw. Kleinschrod, dann auch von Ko- 
nopak herausgeg. Halle 1739-1810. VII Bde. — Nonues 
Arch.’d. CR. (v. Mittermaier, Kleinschrod, Kono- 
pak, Rofshirt, endlich auch Wächter) 1817—30. XL 
Bde. Wird fortgesetzt. — Grosse Mag. des Criminalrechts. 
1. Heft. Marburg 1804. — Salchow Archiv für Freunde 
der Philosoph. des Rechts I. Bd. 1. St. Jena 1805. — Hur- 
icebusch Beyträge zur Civil- und Criminalgeseizgebung 
und Jurisprudenz. I. II. Heft. Helmstädt 1816. — Crimina- 
listische Beiträge von Hudtwelkeru, Trummer. Hamb. 
11 Ide, 1825. 26. 

f) J. L. Püttmann Opuscula jur. criminalis. Lips. 1799. 8. — 
G. A. Kleiuschrod Abhandlungen aus dem peinl. Recht und 
peiul, Processe. Erlangen. I. Thi. 1797. IL. Thl. 1798. IN. Thi. 
1805. — G. Bayl Beyträge zuın Criminalrechte, Bamberg 

„18512. — Feuerbach Themia. Landshut 1812. — Escher 
vier Abhandl. über Gegenst. d. Strafrechtswissensch. Zürich 
18522: — F.C.T. Hepp Versuche über einzelne Lehren d. 
Strafrechtsw. "Heidelb. 1827. — J. F. H. Abegg Untera. 
aus d. Gebiet d. StrafRW. Breslau 1830. 

g) F. Chr. Harpprecht Respeonsa eriminalia juridica. Tom, 
III‘ Tüb. 1701. fol. — Desselben Consultationes crimiha- 
les et civiles. Pars I—-III. Tüb. 1712. f. — Joh. Tob. Car- 
rach rechtliche Urtheile und Gutachten in peinlichen Sa- 
chen. Halle 1775. 4. — Chr. Fr. G. Meisters rechtliche
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Erkenntnisse und Gutachten in peinl. Fällen. I. und II. Thk 
Gött. 1771. 72. IIL. IV. und V. Thl. herausg. v. G. Jac. Fr. 

Meister; ebendas. 1783—99. fo. — J. C. Friedr. Mei- 

sters Urtheile und Gutachten in peinlichen und andern 

Fällen. Frkf. a. d. O. 1808. — Feuerbachs merkwürdige 
Criminalrechtsfälle I. und II. Bd. Giess. 1808. 1811. Statt 

dieser nunmehr dessen aktenmäfsige Darstellung merkw. 

Verbrechen, II Bde. Giessen 1828, 29.,— W. v. Schirach 

Criminalrechtsfälle. Altona 1815. — Pfister merkwürdige 

Criminalfälle mit besonderer Rücksicht auf die Untersuchungs- 

führung, I—IV. Bd.‘ Heidelberg 1814—19. — C. A. Titt- 

mann Vorträge und Urtheile über merkwürdige Straffälle 

aus Acten. Leipzig 1815. — Eisenharts Erzählungen von 

besondern Rechtshändeln (X Bde. 2. Aufl, Halle 1767 1779). 

Kleins Annalen (XXVT Bde. 1788—1809) und dessen 

merkw. Rechtsspr. d. Hallischen Juristen-Facultät (V Bde, 

1796 —1802) enthalten ebenfalls viele, gröfstertheils merk- 

würdige Criminalfälle — Hitzig Zeitschrift f. d, Grimi- 

nalrechtspflege i. d. Preuss. Staaten. Berlin 1825—1830. XV1 

Bde, — Hitzig Annalen d. deutsch. u. ausl. Criminalrechts- 

pflege. Berlin 1828-1831. IX Bde, Beide, dem Praktiker - 

wie dem Theoretiker gleich wichtige Zeitschriften werden 

fortgesetzt. Ausder französischen Literatur gehört hie- 

her, ausser Pitaval causes celebres (Paris 1754 fi. XXIV 

Bde., späterhin überarbeitet von Richer und mehrmals, 

jedoch nie vollständig, in das Deutsche übersetzt). — Me6- 

jan recueil des causes edlebres etc. Paris 1808. ff. XXI 
Bde. Aus der Englischen die von Howel seit 1809 her- 

ausgegebene Sammlung der state trials ete. in mehr als XXX 

Bien, u. die: Celebrated tridis and remarkable cases etc. 

Vı Bde. London 1826, 0 

 



Wissenschaftliche Darstellung. des peinlichen 
Rechts selbst. 

ws 
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Erstes Buch 

Philosophischer oder allgemeiner Theil 
des peinlichen Rechts. 

Gallus Aloys Kleinschro d systematische Entwickelung der Grundbegriffe und Grundwahrheiien des peinlichen Rechts, UI Thle.” Erlangen 1794. 1796, 8, zweite Ausg, 1799. dritte Ausg. 1805. : ° 
M'J. A, Feuorbach Revision der Grundsätze u. Grundbegriffe des positiven peinlichen Rechts. I Bd. Erf. 1739. I. Ba, Chemnitz 1800. 8. ; > 
A.F.J. Thibaut Beyträge zur Kritik der Feuerbachischen Theo- rie über die Grundsätze des. peinl. Rechts, Hamburg 1882. 8, 
Stübel Grundsätze zu Vorlesungen über den allgemeinen Theil des deutschen und chursächsischen Criminalrechts, Witten- 

berg 1804, 8, : 

Vunmtanane 

x 

. .ı 

Einleitung. 
Darstellung der obersten Grundsätze des Criminalrechts. 

- Carl H. Gros Diss. de notione poenarum forensinm. Erlangen 1798. - 

Feuerbach: Ist Sicherung vor dem Verbrecher Zweck der 
° Strafe? und ist Strafrecht Präventionsrecht ? (Bibliothek 

d. peisl. R. I. Bd. 2tes St. Nr. 1) — Desselben Revi- 
sion ete 1. Bd. ltes Cap. — Desselben Ueber die Strafe 
als Sicherungsmittel vor künftigen Beleidigungen des Ver- 
brechers. Nebst einer nähern Prüfung der Kleinschen Straf- 
rechts - Theorie. Als Anhang zu der Revision. Chemnitz 
1800, . 

. 
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Gegen die fm den genannten Schriften Qargestellte Thee- 
rie besonders : 

Karl Grolman: über die Begründung des Strafrechts u. der 
“ Strafgesetzgebung ete, Giessen 1799. — Derselbe: Sollte 
* es denn wirklich kein Zwangsrecht zur Prävention geben? 

In dessen Magazin z. Philos. u. Geschichte des Rechta, 
1. Bd. 2. u.3. St. — Gönner (im Archiv f. Gesetzgebung 
1 B. 1, Heft. or. 2, 8. II. Bd, 1, Heft, ar. 2) 

Veberdies gehören hiecher > , 

Schneider über das Prineip d. Strafrechte. Giessen 1806. 
E. Henke über den gegenw. Zustand der Criminalrechtsw. Lands- 

hut 1810 — und: über den Streit der Strafrechts - Theorien: 
Regensb. 1811. on 

A. v. Bothmer der’ Begriff d, Strafe, Berl. 1808. 

Unterholzner (in den jurist, Abhandl, München 1810.) Nr. III. 
Pfitzer Beitr. zum Behuf einer neuen Criminalgesetzg. Tüb, 1810, 
G. Hänsel über das Princip d. Strafrechts. Leipz. 1811. 

W. G. Tafinger über die Idee einer Criminalgesetzgebung. Tüb. 
1811. 

Borst Versuch einer neuen rein-rechtlichen Darstellung des Straf- 
rechts. Nürnb. 1811, ‘ 

C. E. Schulze Leitfaden der Entwickelung der philos. Principien 
dca bürgerl. u. peinl. R. Gött, 1818. 

C. Th. Welker die letzten Gründe von Recht, Staat un. Strafe, 
philos. u. rechtshist, entwickelt. Giess. 1818, 

H. Cock de fine poenis proposito. Groning. 1819; 
E. Spangenberg über d..sittliche u, bürgerliche Besserung d. 

Verbrecher mittelst d. Pönitentiarsyst. als den einzig zuläss. 
Zweck jeder Strafe. Frei nach d. Engl.: Landsh. 1821. 

F. C. T. Hepp kritische Darstellung der Strafrechts- Theorien. 
Heidelb. 1829. 

A. Bauer die Warnungstheorfe, nebst e. Darst. u. Beurth, aller 
Strafrechtstheorien. Göttingen 1830, 

L Nothwendigkeit eines psychologischen 
Zwangs im Staate. 

$. 8. a) 

. _ Die Vereinigung des Willens und der Kräfte Ein- 
zelner zur Garantie der wechselseitigen Freiheit Aller, 
begründet die bürgerliche Gesellschaft. Eine 
durch Unterwerfung unter einen gemeinschaftlichen
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Willen und durch Verfässung organisirte: bürgerliche 
Gesellschaft, ist ein Staat. Sein Zweck ist.die Er- 
richtung des rechtlichen Zustandes, d. h. das 
Zusammenbestehen der Menschen nach dem Gesetze 
des Rechts. 

e) Die geschichtliche Entwickelung des Strafrechts be- 
ginnt bey allen Völkern mit der Privatracheder Fami- 
lien oder Stämme, und geht bald über in das System der 
Sühnebussen (Compesitionen), welche endlich — 
von einem (vermittelnden) Riehter zuerkannt, der, in Er- 
mangelung . einer. Composition, den Beleidiger der Rache 
überliefert, die er selbst vollstreckt oder vollstrecken läfst — . 
den Vebergang zu den eigentlichen bürgerlichen Strafen 
bilden. So vielfach lehrreich eine geschichtliche Eutwicke- 
lung des Strafrechts ist; so führt sie doch auf keine Weise 
zu einer sicheren Grundlage für dem Leben dienende 
Wis$senschaft oder für Gesetzgebung. 

$9 

Rechtsverletzungen jeder Art widersprechen dem 
Staatszwecke ($. 8), mithin ist es schlechthin noth- 
wendig, dals im Staate gar keine Rechtsver- 

letzungen geschehen. Der Staat ist also berech- 
tigt und verbunden, Anstalten zu treffen, wodurch 

Rechtsverletzungen überhaupt unmöglich gemacht 
werden. 

$. 10. 
Die gefoderten Anstalten des Staats müssen noth- 

wendig Zwangsanstalten seyna). Dahin gehört zu- 
nächst der physische Zwang des Staats, der auf 
doppelte Art Rechisverletzungen aufhebt, I) zuvor- 
kommend, indem er eine noch nicht vollendete Be- 
leidigung verhindert und zwar 1) durch Erzwingung 
einer Sicherheitsleistung zu Gunsten des Bedrohten, 
2) durch unmittelbare Ueberwindung der auf Rechts- 
verletzung. gerichteten physischen Kräfte des Beleidi- 
gers; II) der Beleidigung nachfolgend, indem er 
Rückerstattung oder Ersatz von dem Beleidiger erzwingt, 

a) Dafs sittliche Anstalten (Erziehung, Unterricht; Reli- 
gion) nicht ausgeschlossen sind; sogar die letzte Grundlage 
aller Zwangsanstalten bilden und deren Wirksamkeit bedif- 
gen, ist wohl unbezweifelt, Sed de his non est hic löcns,
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a ie 
Physischer Zwang reicht aber nicht hin zur Ver- 

hinderung der Rechtsverletzungen überhaupt. Denn 
der zuvorkommende Zwang ist nur möglich unter 
der Voraussetzung von Thatsachen, ’aus denen’ der 

- Staat entweder die Gewifsheit oder doch (wie bei dem 
Zwange zur Sicherheitsleistung) ihre Wahrscheinlich- 
keit erkennt: nachfolgender Zwang nur unter 
Voraussetzung solcher Rechtsverletzungen, deren Ge- 
genstand ein ersetzliches Gut ist. Physischer Zwang 
ist daher nicht hinreichend 1) zum Schutz unersetz- 

licher Rechte, weil der hier allein mögliche, zu- 
vorkommende Zwang von der ganz zufälligen Er- 
kenntuifs der bevorstehenden Verletzung abhängt, auch 
nicht 2) zum Schutz der an sich ersetzlichen 
Rechte, weil sie oft unersetzbar 'werden, und für 

den zuvorkommenden Zwang jene blos zufällige Vor- 
aussetzung ebenfalls eine nothwendige Bedingung ist. 

$. 12. 
Sollen daher Rechtsverletzungen überhaupt verhin- 

dert werden, . so mufs neben dem physischen Zwange 
noch ein anderer bestehen, welcher der Vollendung 
der Rechtsverletzung vorhergeht, und, vom Staate 

ausgehend, in jedem einzelnen Falle in Wirksam- 
keit tritt, ohne dafs dazu die Erkenntnils der jetzt 
bevorstehenden Verletzung vorausgesetzt wird. Ein sol- 
cher Zwang kann nur ein psychologischer seyn. 

u. Möglichkeit eines solchen psycholo- 
gischen Zwangs. 

$. 13. 
"Alle Ueberiretungen haben ihren psychologischen 

Entstehungsgrund in der Sinnlichkeit, in wiefern das 
Begehrungsvermögen des Menschen durch die Lust an 
oder aus der Handlung zur Begehung derselben ange-    
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trieben wird. Dieser sinnliche Antrieb kann dadusch 
“ aufgehoben werden, dafs jeder weifs, auf seine 

- That werde unausbleiblich ein Uebel £fol- 
“gen, weiches gröfser ist, als die Unlust, 

die aus dem nicht befriedigten Antrieb zur 
That entspringt. 

1a. . 
Damit nun die allgemeine Ueberzeugung von 

der nothwendigen Verbindung solcher Webel mit 
Beleidigungen begründet-werde, so mufs I) ein Ge- 
setz dieselben als nothwendige Folge der "That be- 
stimmen (gesetzlicheDrohung). Und: damit die 
Realität „jenes gesetzlich bestimmten idealen Zusam- 
menhangs in der Vorstellung Aller begründet werde, 
mufs II) jener ursächliche Zusammenhang auch in der 
Wirklichkeit .erscheinen, mithin, sobald die Uebertre- 
tung geschehen ist, das in dem Gesetz damit verbun- 

dene Uebel zugefügt werden (Vollstreckung, Exe- 
cution). Die zusammenstimnsende Wirksamkeit der 
vollstreckenden und gesetzgebenden Macht zu. dem 
Zwecke der Abschreckung bildet den psychologischen 
Zwang. 

$. 15. 

Das von dem Staate durch ein Gesetz an- 
gedrohte, und, kraft dieses Gesetzes, zuzu- 

fügende Uebel, ist die bürgerliche Strafe 
(poena forensis). Der allgemeine Grund der Nothwen- 
digkeit und des Daseyns derselben (sowohl in dem 
Gesetz, als in der Ausübung desselben) ist die Noth- 
wendigkeii der Erhaltung der wechselseitigen Freyheit 
Aller, durch Aufhebung des sinnlichen Antriebs zu 
Rechtsverletzungen. 

Anmerk. Ob es ein natfirlicher Strafrecht gebe? ist eine 
Frage, die wir, wern von Begründung des positiven pein- 
lichen Rechts die Rede ist, gar gut dahin gestellt Inssen 
können. Diejenigen, denen das Strafrecht Vertheidigungs- 
recht ist, können diescn Umweg nicht vermeiden, 

..



17 

$. 16. 

Unter Zweck der Strafe wird die Wirkung ver- 
standen, deren Hervorbringung als Ursache des Da- 
seyns einer. Strafe gedacht werden mufs , wenn der 
Begriff von Strafe vorhanden seyn soll a). I) Der 
Zweck der Androhung der Strafe im Gesetz 
ist Abschreckung Aller als möglicher Beleidiger, von 
Rechtsverletzungen. II) Der Zweck der Zufügung 
derselben ist die Begründung der Wirksamkeit der ge- 
setzlichen Drohung, in wiefern ohne sie diese Dro- 
hung leer (unwirksam) seyn würde. Da das Gesetz 
alle Bürger abschrecken, die Vollstreckung aber dem 
Gesetz Wirkung geben soll, so. ist der mittelbare 
Zweck (Enizweck) der Zufügung ebenfalls blofse Ab- 
schreckung der Bürger durch das Gesetz’b). 

8) Der Zweck der Strafe ist nicht zu verwechseln mit der Ab- 
sicht des Strafenden. Vergl, Feuerbach über Strafe 
als Sicherungsmittel, S. 43. ff. *. 

b) Eine übersichtliche Darstellung der verschiedenen Straf- 
rechtstheorien gibt, aufser den mehren oben angeführten 
Schriften, Bauer Lehrb. des Strafr. $. 22—29. — Ueber 
den Zweck der Strafe sind noch besonders nachzulesen : Mi- 
ehaelis Vorrede zum VI Th. des Mosaischen Rechte. — 
Cäsar Denkwürdigkeiten aus der philosoph. Welt. Bd. IV. 
Abh. VI. u. dessen Abhandlung: von dem Zwecke der Stra- 
fen. (Der 2te Zusatz zu seiner Uebersetzung von Valaze üb, 
die Strafgesetze) — Püttmann de poenis exemplaribus. In 
Opuse. J. Cr. Nr. IX. — C. Vening Disp. qua exponuntur 
diversae de fine poenarum sententiae. Gron. 1826. — Leis- 
ler Vers. über das Strafrecht. Frankf. 1796. — Dex Unter- 
haltung wegen: Leyser Sp. 619. M. I. 

g. 17. 
Rechtsgrund der Strafe ist ein Grund, von wel- 

chem die rechtliche Möglichkeit der Strafe abhängt. 
Der Rechtsgrund 1) der Androhung der Strafe, 
ist das Zusammenbestehen derselben mit der rechtli- 
chen Freyheit der Bedrohten, so wie die Notliwendig- 
keit, die Rechte Aller zu sichern, der Grund ist, wel- 
cher die Verbindlichkeit des Staats zu Strafdro- 
‘hungen begründet. II) Der Rechtsgrund der Zufü- 

35
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2) Die ausführliche Darstellung. dieses Rechtsgrundes mündl. 
Vergl. Feuerbach "Ueber die Strafe als * Sicherungsmit- 
il et I. M—11&. Ze 

$.18. 
Die bürgerliche Strafe als solche hat daher nicht 

zum Zweck und. Rechtsgrund 1) Prävention gegen 
die künftigen Uebertretungen eines einzelnen Beleidi- 
gers a), denn diese ist nicht Strafe und es zeigt sich kein 
Rechtsgrund zu solchem Zuvorkommen; 2) nicht mo- 
xalische Vergeltung b), dem diese gehört einer 
"sittlichen, nicht einer rechtlichen Ordnung an, und 

ist physisch unmöglich; nicht unmittelb are Ab- 
schreckun g Anderer durch die. Schmerzen des dem 
Missethäter zugefügten Uebels c), denn hiezu giebt es 
-kein Recht; 4) nicht moralische Besserung, denn 

dieses ist Zweck der Züchtig ung, aber nicht der 
"Strafe -d). . . ‘ a 

A 

An merk. Wenn man dem’ System des Vfs. vorwirft; dasselbe 
begründe einen’ Terrorismus auf Kosten .der Mensch- 
lichkeit und anderer Staatszwecke; so vergifst man, dafs, 
wie dem Vf. wohl: bekannt, grausame Strafen gerade das 
Eutgegengesetzte der Abschreckung tewirken, und dafs ca 

: lediglich Sache der gesetzgebenden Staatsweisheit (fl. 
Criminal-Politi k) ist, die Frage zu erörtern:-welch | 
Strafen zu bestimmen n. wie. dieselben in der Ausfüh-." | 
rung einzerichten seyen, um nicht blos dem Zwecke aller > 
Strafch zu entsprechen, sonderu auch nebenbei, so viel 
möglich, andere menschliche und bürgerliche Zwecke zü 
fördern. Die wohlverstandene Abschree kurgstheorie und -, 

“ Benthams’Prineip des allgemeinen Nutzens vertragen sich rn 
schr gut mit einander. 

&) Wie. Stübel Diss. de justitia poenarum capitalium prae- 
‚sertim in Saxonia. Wittenk, 1795. Derselbe in dem Sy- 

stem des peinl, Rechts I. Th. 8. 13—15., Malblanc Com- 
ment. de poenis ab eieeiibe defeneionis natanralis etiam in 
sta civili probe distinguendis. — (in Plitt Annal.Nro. II. 

44), Grolman und viele Andere vor und’ nach diesen 
" Schriftstellern behaupten. 

b) Jacob philosoph. Rechtslehre. $. 415. u. $ 419--26. Die 

sogenannte rechtliche Wiedervergeltung , welche 
als Prineip der Strafe von einigen neueren z. B. Zacha- 
riae, Fries, Bergk u. a. behauptet wird, reducirt sich 
zuletzt auf diese moralische Vergeltung und ist überdies, 
wenn: sie zum Maasstab für das Verhältnifs der Strafe 
zur Gröfse des Verbrechens gebraucht werden soll, ohne alle 
praktische Brauchbarkeit für den Gesetzgeber, wie für den
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Richter. Ueber die weite Kluft, die hier zwischen Theorie: 
und Praxis liegt, muls gewöhnlich der Witz eine schwebenda- 
Brücke bauen helfen. 

ec) Klein über die Natur und den Zweck d. Strafe, In dem 
Archiv U. Bd. 1. Stück Nro. IV. 

Ü) ck. von Arnim Bruchstücke über Verbrechen und Strafen. 
\ u. Th 8. 8. 

  

II. Höchste Prineipien d des peinlichen Rechts 
. $. 19. , x 

Aus obiger Deduction ergiebt sich folgendes höchste 
Princip des peinl. Rechts: Jede rechtliche Strafe 
‚im Staate ist die rechtliche Folge eines, 
“Aurch die Nothwendigkeit der Erhaltung 
äusserer Rechte begründeten, und eine 
Rechtsverletzung mit einem sinnlichen 
Uebel bedrohenden Gesetzes. 

$. 20. 
Hieraus fliefsen folgende, keiner Ausnahme unter- 

worfenen, untergeordneten Grundsätze: 
D) Jede Zufügung einer Strafe setzt ein 

!  Strafgesetz voraus. (Nulla poena sine lege.) 
Denn lediglich -die Androhung | ‚des ‚Uebels durch 
das Gesetz begründet den Begriff und die recht- 
liche M öglichkeit einer Strafe. _ 

I) Die Zufügung einer Strafe ist bedingt ‘ 
‚durch das Daseyn der bedrohten Hand- " 
lung. (Nulla poena sine crimine.)’ Denn’ 
durch das Gesetz ist die gedrohte Strafe an. die That 
als rechtlich nothwendige Voraussetzung, geknüpft. 

II) Die gesetzlich bedrohte That (die ge- 
setzliche Voraussetzung ist bedi ngt durch die ’ 
gesetzliche Strafe. (Nullum crimen sine poena , h 
legali) Denn durch das Gesetz wird an die be- | 
stimmte Rechtsverletzung das Uebel als eine noth- 
wendige ı rechtliche Folge geknüpft, 

’ 
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11. 
Darstellung der abgeleiteten Rechtssätze des 

allgemeinen Theils. 

| Erister Titel 
Von der Natur des Verbrechens. 

Erster Abschnitt. 
Begriff und Eintheilung des Verbrechens. 

Jo. Ge. Claus de natura delictorum. "Jenae 1794.. 

G. B. Hänsel de natura delietorum observat. Lips. 1810. 

Van der Ton de delictis. Lovan. 1822. 

$. 21. 
Wer die Grenzen der rechtlichen Freyheit über- 

schreitet, begeht eine Rechtsverletzung, Belei- 

digung (Läsion). Wer die durch den Staatsvertrag 

verbürgte, durch Sirafgesetze gesicherte Freyheit ver- 

letzt, begeht ein Verbrechen. Dieses, im weitesten 

Sinn ist daher, eine unter einem Strafgesetz 

enthaltene Beleidigung, oder, eine durch 

ein Strafgesetz bedrohte, dem Recht eines 

andern widersprechende Handlung. Beleidi- 

gungen sind auch aufser dem Staate möglich; Ver- 

brechen nur in dem Staat. 

% 

Immoralität, Laster, Sünde, 

$. 22. 

Unabhängig von der Ausübung eines Regierungs- . 

acts und der Erklärung des Staats, giebt es Rechte 

(der Unterthanen im Staate oder des Staates selbst).
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Diese durch Strafgesetze gesichert, begründen den Be- 
griff eines Verbrechens im engern Sinne, wel- 
ches, nach Verschiedenheit der Gröfse der damit ver- 
bundenen Strafen und der hiervon abhangenden Art 
der Gerichtsbarkeit wieder in Criminal- und in Ci- 
vil- Verbrechen abgetheilt werden kann a). — In 
so ferne der Staat berechtigt ist, durch Polizeyge- 
setze auf seinen Zweck mittelbar hinzuwirken, und 

durch diese an sich nicht rechtswidrige Handlungeu 
zu verbieten, so ferne giebt es besondere Rechte 
des Staats auf Unterlassung dieser speciell 
verbotenen Handlungen, die den Unterthanen ur- 
sprünglich rechtlich möglich waren. Ist das Recht 
des Staats auf Gehorsam gegen ein bestimm- 
tes Polizeygesetz mit Strafen.bedroht, so 
entsteht der Begriff von Vergehen, Poliz zey- 
Uebertretung b). 

Crimen und delietum im Sinne des röm. Rechts. — cf. 
Birnbaum über den Unterschied zwischen erimen und de- 
lietum bei den Römern. (im N. Archiv d. C.R. Bd. VIIL 
ar. 14. u. 22. Bd. IX. nr. 16.) — v. Droste-Hülfshoff 
dürfen nur Rechtsverletzungen vom Staat als Verbr. gestraft 
werden? (N. Arch. IX. nr. 22.)- 

a) ef. Robert und Koch üb. Civil- und Criminal- Strafen 
und Verbrechen. Giessen 1785. Der Eintheilung in Crimi- 
nalverbrechen und Polizeyübertretungen ent- 
spricht die Italienische Abtheilung in delitto di pena d’alto 
Criminale, delittodi pena correzionale, del. di pena 
di polizia. Das Oestreichische neue Strafgesetzbuch mischt 
unter die Polizeyübertretungen auch Civilverhrechen z. B. 
kleine Diebstähle, Betrügereien et. Hudtwalker ist d. 
Unterschied zwischen Verbr. und Vergehen von praktischem 
Nutzen ? (Crim. Blätter Hft. 1. Nr. 1). 

b) Eine Eintheilung, die für den Gesetzgeber von grofser Be- 
deutung, in der positiven gemeinen Gesetzgebung Deutsch- 
lands von geringen Folgen ist, weil beyde Gattungen nach 
gleichem Princip behandelt sind. Anders in der Oestreichi- 
schen und Französischen Gesetzgebung. Man vergl. die Col- 
lezione deitravaglisulcodice penaledelregno 
d'Italia. p. 139. seg. Ueberdies Gönner (im Archiv der 
Gesetzgebung 1. Bd. 1. Heft nro. 3.) und A. Hanamann 
‚über d. Grenzlinie zwischen Verbrechen und Vergehen. Wien 
1805. — W. J. Behr, welchen Hauptanforderangen mufs 
ein Strafgesetzbuch genügen? Hierbey von der legislativen 
Unterscheidung zwischen Verbrechen u. Polizeyübertretun- 
gen Würzburg 1815, — Sehr leicht kenn die Polizeystraf-   
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. Gesetzgebung ‚mifsbraucht werden, um, alle menschliche Frei- 
eit in Fesseln zu schlagen ‘und, aus dem Bürger eine le- 

° bende chinesische Puppe zu machen, die kein noch sa un- 
schuldiges. Schrittchen thun kaun, ohne in Strafe zu fallen, 
Ein 'empörendes Muster dieser Art liefert der Hte Th. des 
Bairischen Entwurfs des, StrGB. v. J. 1822 

$. 28. 
Da Erhaltung der Rechte überhaupt Zweik ‚der 

Strafgesetze ist; so sind sowohl die Rechte der Un- 
'terthanen, als auch die dem Staate (äls morali- 
scher Person) zukommenden Rechte, Gegenstand ih- 
rer schitzenden Drohungen. Wer nun durch Ueber- 
tretung eines Strafgesetzes unmittelbar a) die Rechte 
des Staats verletzt, begeht ein öffentliches Ver- 
‚brechen (Staatsverbr echen, del. publicum): 
‚ist aber das Recht: eines Unterthans unmittelbarer 
Gegenstand der. Uebertretung, so ist dies ein Pri- 
vatverbrechen (del. privatum), 

Anmerk.. .s tadler über d. Kintheilung- der Verbr. in 
Staats- und Privatverbrechen. Heidelb. 1824. — Gemischte 
(Staats - und. Privat-) Verbrechen. — Martin Lehrbuch 
$.790, — Delicta ‚Publica — ‚extraordinaria — privata im 

' Rönischen Sinne. — Koch. inst. jur. erim. 8. 21. — Birn- 
.„ baumaa0.$ 7%. — C. Th. Grauu Diss de super- 

. väena delictorum divisione in publica et privata moribue 
.* nostris.: Jen. 1756. (in Martins Sel. Diss. L 9.) —. Gru- 

nex,de, poenis Roman. privatis earwnque. usa hod. Lips. 
. 1805, (bei Martina. a. O. nr. 2), 

’ .) Von diesem Merkmal’a abgesehen, würden Staats- u Privat- 
* verbr. nicht unterschieden- werden können. In jedem Einzel-. . 
‚nen wird (mittelbar). anch ‘der Staat , in dem ‚Staat auch je- 
‚der Einzelne ‚werletzt 'oler gefährdet, 

oe $. 24. 
Ss ferne eine e Person ein Recht auf wirkliche Acns- 

"serung: unser Thätigkeit -hat,: in so ferne. giebt es 
Unterlassungsverbrechen. (del. omissionis im 

' ‚Gegensatz'yon ;delict.: commissionis). Weil aber 
‚die ursprüngliche. Verbiadlichkeit des Bürgers nur auf 
‚Untetlassungen geht; so; setzt, ein Unterlassungsverbre- 
chen ‘immer ‚einen besondern Rechtsgrund, (Gesetz 
‚oder, Vertrag). voraus, durch „welchen die Verbipdlich- 

‘ 
N
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keit zur Begehung begründet wird, Ohne diesen 

wird man’ durch Unterlassung kein Verbrecher. a). 

a)L.H, Winkler Diss. de crimine omissionis. Lips. 1976. — 

Spangenberg im N. Archiv des Criminale. IV. Bd. un, 25. 

$. 25. 
"Es giebt Rechte, welche. gegen den Bürger, als 

solchen, begründet sind, aber auch, Rechte, welche 

nur gegen die’ Glieder eines‘ besondern Standes im 

Staate gelten. Daraus ist erklärbar die Unterscheidung 

in gemeine (del. communia), und besondere Ver- 

. brechen (del. propria), ° 07 g 

, $. 28 run 

Strafgesetze,: nicht nach den bestimmten Grundßätzen 

seiner Gattung beurtheilt werden darf, so ist es ein 

gesetzlich ausgezeichnetes‘ Verbrechen, 

welches mit dem qualificirten- Verbrechen nicht 

verwechselt‘ werden darf. Ein Verbrechen ist quali- 

ficirt, \wenn ihm die Gesetze eine härtere Strafe, als 
der Gattung drohen, zu. welcher es gehört. 

Anmerk.. Die Bestimmung der Begriffe. von vollendeten, 

. „versuchten, ooncurrirenden Verbrechen etc. gehö- 
ren in eine’besondere Region des peinlichen Rechte. ier’ 
aber können mündlich noch’ folgende Benennungen. erklärt 
"werden. 1) Delicta excepta — non excepta. — 
Brehm de delictis exceptis. Lips. 1788.. Henr. Fr. Verd, 

. Mampe-Dise. de delict: exeept. Hälae 1800.. — 2) De- 
‚> lieta atrocissima, .atrogia, levia. J..F. Keos 

"Diss. de discrimine inter delicta atrocia et levi rite statuendo, 
Lips, 1791. — 3) Del.capitalia — non capitalia — 
Verbr. an Hals und Hand — an Haut und Haar. — 4) Del. or- 

dinaria — arbitraria (s. exfraordinaria) — 5) 
Del. ecelesiastica — secularia — mixta.— 6)Del. 

e factivermanentis — faetitranseuntis. — 7) Del. 
notoria— occulta etc. ‘Manche dieser Unterscheidungen 
sind veraltet, manche unwahr, manche unnöthig. 
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Zweiter Abschnitt. 

Von den möglichen Subjecten eines Verbrechens. 

$. 27. 
. Mögliches Subject eines Verbrechens kann nur 

seyn I) ein Individuum, ID) ein Individuum , wel- 
ches Unterthan ist, III) ein Unuterthan, welcher 
durch die Strafgesetze des Staats verpflich- 
tet ist. 

n 

$. 28. 
D) Nur ein Individuum ist mögliches Subject 

eines Verbrechens; nie eine moralische Person 

(Gesellschaft, universitas oder Collegium). Blos 
die Einzelnen in einer Gesellschaft jeder Art sind die 
Verbrecher, selbst dann, wenn Alle das Verbrechen 
wollten und vollbrachten a). Denn da eine Gesell- 
‚schaft nur durch ihren bestimmten Zweck als eine 
moralische Person und als diese Gesellschaft be- 
steht; so handeln die einzelnen Glieder nicht als Ge- 

sellschaft, sobald sie nicht für den Zweck der Ge- 

sellschaft, sondern für einen von demselben verschie- 
denen Zweck handeln b). 

a) L.15.8.1.D.dedolo.— c.5.de sent. excommun.6. — 
ef. Nettelbladt Syst. elem. jurispr. pos. L. II. S. II. 
T. 3. $. 877. — Malblanc observat. quaedam ad delicta 
universitatum: -Eıl. 1792. (et in opusc. jur. erim. Erl. 1793. 
ar. 1.) — Klein im Archiv des Criminalr. Bd. DE. St. 5, 
ar. 2. — Martin Lehrbuch $. 88. — Ueber die entge egenge- 
setzte Meynung vergl. besonders H. Gundling Diss. 
universifate delinguente. Hal. 1780. — C.F. F. Sintenie 
de delictis et poenis univ. Servestae 1825. 

b) Aus einem andern Grund vertheidige ich hier dieselbe Be- 
hauptung der’ 1. Ausg. $. 36.
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$. 29. \ 

W).Da ein Verbrechen nothwendig em Strafgesetz 

voraussetzt, so kann es nur von einem Menschen be- 

gangen werden , der einer höhern gesetzgebenden und 

richtenden Gewalt unterworfen ist. Auf eine ober- 

herrliche Person, die in keiner Rücksicht als Unter- 

{han einer höhern Staatsgewalt unterworfen ist (Sou- 

verain im eigentlichen Sinne), kann der Begriff’ ei- 

nes Verbrechens nicht angewendet werden. Eine sou- 

veraine oberherrliche Person begeht nur Beleidigun- 

gen und Rechtsverletzungen aber kein Verbre- 

chen a). \ 

a) Ueber diese allgemeine Frage vergl. C. F. G. Meister de 

jure quod in delictis personarum illustrium obtinet. Goett. 

1748. In den sogen. constitutionellen Staaten hat die Un- 

sträflichkeit des Staats-Oberhauptes ihre besondere Garantie 

in der Verantwortlichkeit der Minister, gegründet auf die 

staatsrechtliche Fiction : das Staatsoberhaupt (König, Fürst) 

kann kein Unrecht thun. 

$. 30. | 

Vermöge dieses Grundsatzes ($. 29.) war nach 

der ehemaligen deutschen Reichsverfassung nur der 

Kaiser eines Verbrechens unfähig, wogegen die soge- 
nannten Landesherrn, als unmittelbare Bürger und Un- 

terthanen des deutschen Reichs, dessen Gesetzen un- 

terworfen waren, also auch gegen die gemeinen deut- 

schen Reichgesetze Verbrechen begehen konnten a). 

Seitdem aber mit Auflösung des deutschen Reichsver- 
bandes ein Theil der Landesherrn in die Rechte der 
Souverainetät getreten, ein andrer jenem unterworfen 
worden’ ist, gilt die bürgerliche Uusträflichkeit von 
allen deutschen Oberherrn, während die übrigen (Stan- 
desherrn) gleich andern Unterthanen die Strafgesetze 
des Landes, dessen Souverainetät sie unterworfen sind, 
anerkennen müssen b). 

a) Diese Alterthümlichkeiten sind ausführlich erörtert von J. 
G. Cramer de delictis et poenis statuum imperii R. @. 
Lips. 11388, — Treuer pr. de jure publico criminali cau-     

    
  

 



. . 2 6 oo 

-fissime Aijudicando, Goeit, 1290, und in Melstors Su - 
.» angef. Schrift. 

b) Ausnahnie ist, was ihren Gerichtsstand betristt, das Ähnen 
bedungene judieium Pariunk, .. . 

E -$31 en 

Da ein V erbrechen Geselzäberlretung und . ‚diese 
ohne Verpflichtung, durch das. Gesetz .nicht m öglich 
ist, so kann in Beziehung ‚auf einen bestimmten Staat 

nur von demjenigen ein: Ver brechen begang gen werden, 
der durch. die Strafgesetze dieses Staats 
verpflichtet wird. Wider Ausländer ist: daher 

. wegen der im Auslaude begangenen Verbrechen nur 
die Strafgewalt des Staats der begangenen That 
begründet a). Dagegen kann 1) sowohl von einem 
Fremden, während.seines Aufenthalts im Staäts- 

_ gebiete, mit Ausnahme. derer,“welchen die Exterritoria- 
. Iität zukommt b), als auch 2) von einem Staatsunter- 
than und zwar, weil Strafgesetze den Unterthan als 

solchen verpflichten und diese Eigenschaft durch vor- 
übergehende Ortsveränderung‘ nicht aufg: ehoben wird, 
selbst ausserhalb des St aats gebieisg), jedoch 
nur an- Mitbürgern .oder an»dem "heimischen ‚Staate 
selbst, ein Verbrechen begangen'werden ($. 49.) d). 

a) Vergl. Ed’m. Bus ehleb‘ Comm. de Principiis jur. eiv.; 
publ. et, gent. eirca comprehensionem, punitionem- vel remis- 
sionem peregrinorum, qui in alieno terr. deliquerunt. Goett. 
1800. Sect. IH. ° Hierher ‘gehört auch zum Theil @. L. 
‘Böhmer de del. extra territorium admissis. Goett. 1748, 
(in Elect- jur. civ, T. DIL. nr. 20.) — 3. A. Rudolph de 
poena delictorum extra territorium admissorum. Erl. 179%. — 
G. Th. Gutjahr de exhibitione delinguentium..Spee. I. et 
1. Lips. 1795 et 97..— Esger über die Bestrafuug der 
Verbrechen, welche im Auslande begangen werden (in 
Zeillers: ’ jährl. Beytr.. zur Gesetzkunde in Oesterreich, 
Wien 1809. IV. Bd. nr. MM.) — 6.A. Tittmann die Straf- 
rechispflege in völkerrechtl. Rücksicht. mit besonderer Be- 
ziehung, auf die. teutschen Bundesstaaten. Dresd. 1817. — 
J. Abegg über die Bestrafung der im Auslande begangenen 
Verbrechen. Landshut 1819. — Was sonst über diesen Punkt 
zwischen den verschiedenen Territorien Deutschlands. galt, 
ist jetzt nicht.wehr anwendbar. 

s 

'b) Vergl. Jäger: ob ein Souverain berechtigt sey, fremde Ge- 
gandten verhaften zu lassen ® (Schar jur. Wilate, Th.L. 

"p 157,597 za 
x



€) Durch ein Verbrechen , welches ein Stantsunterthan im 
Auslande an einem im Auslande sich aufhaltenden Mit- 
bürger begeht, wird die Strafgewalt zweyer verschiede- 
ner Staaten zugleich begründet. Denn 1) die Person, welche 
Gegenstand des Verbrechens ist, steht im Schutze des va- 
terländischen Staats durch das bleibende bürgerliche Ver- 
hältuifs nd im Schutze des auswärtigen Staats, wegen des 
dyrch den Aufenthalt begründeten völkerrechtlichen Schutz- 
verbältnisses; 2) der Verbrecher selbst ist verpflichtet auf 
die Strafgesetze seines Landes,.als dessen steter Unterthan, 
zugleich aber unterworfen den Strafgesetzen des fremden 

.. Staate, wegen der durch den Aufenthalt begründeten Uuter- 
“werfung. Zwischen. diesen verschiedenen zusammentreflen- 
den Strafgewalten entscheidet daher allein die Deprehension 
und Prävention. - — 

an 

Ad) Gegen .diese Lehre sind, jedoch in verschiedener Art, einer- 
seits Martin Lehrb. $::26. besonders FW. W. Wens de 
delictis a eivibus extra.civitatem suam commissis earumque 
puniendarum  Tatione: "Groning. 1824. . (N. Arch. d. C. R. 

. 8° 860. f.) anderseits Kleinschrod .im Archiv. Bd. VL 
"8.384. u. Tittmann 2.0.9.2. . 

ige 

..
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Dritter Abschuitt. 

Von den nothwendigen Bedingungen eines Verbrechens. 

$. 32. 
Da das Verbrechen eine unter einem Strafgesetz 

enthaltene Beleidigung ist ($. 21.); so setzt jede Hand- 
lung, wenn sie als Verbrechen beurtheilt werden soll, 

voraus I) äusserliche Erkennbarkeit;.denn nur 
eine äussere Handlung kann ein Recht verletzen a); 

IH) den Mangel eines Rechtsgrundes, welcher 
dieselbe bestimmen könnte; denn eine Handlung, die 

durch einen . Rechtsgrund bestimmt wird, ist recht- 
mäfsig: III) Wenn das Verbrechen zu seinem Wesen 
eine bestimmte Person als Gegenstand der Rechtsver- 
letzung erfodert b), so ist dessen Begehung nur 
möglich an einer Person, welche in dem Schutze 
des Staates steht, dessen Strafgesetz für übertre- 

‚ten betrachtet werden soll. Denn wer ausser dem 
Schutze des Staats ist, steht auch ausser dem Schutz 
der Strafgesetze desselben. 0 

a) L. 53.8.2. 1225. D. deV.S. — 1. 18. D. de poenis. — 
 P.G. 0. Art. 178. — Ueber die scheinbar entgegenstehende 

L. 14. D. de sicariis vergl. Günther und Otto neues Leip- 
ziger Magazin. Jahrgang 1786. 1. St. S. 1-17. — Glück 
Commentar 1. Bd. S. 62. Anm. 15, — Cropp de praccept. 
jur. rom. eirca conatum p. 64. — Mittermaier imN. Ar- 
chive des Crim. R. II. Bd. $S. 610. — Werner Handb. des 
peinl. Rechts. S. 123.. u. 338. 

b) z. B. Mord, Diebstahl, Gewalt, Injurie etc, 

$. 33. 
Vermöge der Voraussetzung: II. $. 32. ist der Be- 

griff eines Verbrechens ausgeschlossen I) wenn die im
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- Allgemeinen unter einem Strafgesetz begriffene Hand- 

lung ausnahmsweise entweder durch besondere Ge- 

setze a), oder durch rechtsgüitige Dispensation by 

erlaubt, oder in Folge der Ausübung einer Rechts-' 

pflicht c), begangen worden ist; II) wenn das 

Recht, welches die Verletzung zum Gegenstand hatte, 

“durch einen besondern Rechtsgrund auf- 

gehoben war. 

e) z. B. L. 20-25. D. ad L. Jul. de adult. P. G. O. art. 142. 
150. „da einer jemand um unkeuscher Werke willen — er- 

schlägt.“ 

b) P. G. O. art. 199. 

c) P.G. O. art. 150. $. 2. „Wer so einem jemand von Amts 
wegen zu fahen gebührt ete.'*- 

$..34. 
Zu den besondern Rechtsgründen, welche das 

der "Verletzung entgegensiehende Recht aufheben 
($. 33. IL) gehört: A): das öffentliche Urtheil 

des Staats. Es: ist kein Verbrechen vorhanden, 
wenn die Handlung einem Rechte widerspricht, des- 
sen der Verletzte von dem Staate für verlustig er- 
klärt worden ist (Rechtlosigkeit. Ehrlosig- 
keit) a). . 

  

s     

  
a) Wer einen zum Tode Verurtheilten tödet, ohne durch "Amt 

oder Auftrag des Staats zur Hinrichtung bemwächtigt zu seyn, 
handelt wider die öffentliche Ordnung als Polizeyübertreter, 
nicht wider das Recht des andern auf_Leben, ala Mörder. 
Vergl. hierüber Abegg im N.-Arch. IX. nr. 23. u. ind, 
Untersuch, aus d. Gebiet d. Strafrechtsw. Abh. H. Revision 
d. Lehre v. d. angebl. sträflosen Tödungen. — Ueber die 
Verbrechen an feindlichen Soldaten zur Zeit des Kriegs s, 
Aschenbrenner im Archive des Criminalr. IV. Bd. 1. St. 
nr. 8. — C. 6 Schmidt de delictis militum hostilium 
et in milites hostil. Viteb. 1811. — Pinder an et qua- 
tenus cives ob caedem in hostem admiss. puniri possint® 
Viteb. 1814. — Tittmann in den Vorträgen und Urthei- 
len ar. . IL. — von der Becke über den Krieg u. seine 
Beziehungen auf das Criminalrecht, mit Bemerkungen von 
Mittermaier im neuen Archive des Criminalr. I. Bi. 
3. Heft. nr. XV. — C. F.R. van Nauta de delictis adver- 
sus peregrinos, maxime udversus milites hostiles.. Gro- 
ning. 1825.  
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BJ So ferne. eine Person durch erklärten Wil- 
lensakt Rechte aufgeben kann, hebt. die Erlaubnifs 
zur That von Seite. des Verletzten den Begriff des 
Verbrechens auf. Volenti non-fit injuria a). 

“Nur mufs das Recht, gegen. welches, :der ‚Erlaubnifs 
*gemäls, die Handlung gerichtet. ist, der (rechtlich) 
‚möglichen Verfügung der Verletzten unterworfen seyn. 
Ist das Recht an sich ‘der freyen Willkühr des Be- 
rechtigten entzogen b), oder dieser unfähig zur freyen 
"Verfügung über sich selbst oder das Seine .c); so ist 
die Erlaubnifs ohne rechtliche Wirkung. 

a) z. B. injuria in volentem commissa. 
b) Aus diesem Grunde nahm ich gern meine ehemalige: Be- 

hauptung von der Straflosigkeit der Tödnng eines Menschen, 
der den Tod verlangt ($. 40. Aum. * der 1sten Ausg.), wie- 
der zurück, Vergl. Stübel über d. Natur der Handlung, 
wenn jemand ein unveräußserliches Gut d. Andern mit des- 
sen Einw. beschädigt oder ganz entziehet. (N. Aich. IX, 
ur. 21) w Abegga.a.0. Atch GL. Gravere an in- 
jaria.volenti facta poenis sit coercenda 2. Gron. 1825. -- He pp 
über ‘den Rechtssatz: volenti 'non- fit injuria. (im, N. A. 
Bd. XI. or. 4) 

e) Wer einem Kinde, einem Wahnsinnigen das Seine mit des- 
sen Erlaubnifa sich zueignet, ist gleichwohl Dieb ; wer eina 
unmüändige Person mit ihrem Willen entführt, ist Menschen- 
räuber oder Entführer, 

en ’ ga | 
Zu diesen Rechtsgründen gehört auch C) eine 

rechiswidrige Han dlung des Verletzten, 
in so ferne dieselbe unter Voraussetzung geschieht , 
‚wo der Schutz .des Staats gegen dieselbe 
unmöglich ist. Dem. ein rechtswidriger Angriff 
begründet das Recht der Vertheidigung und hebt 
unmittelbar in dem Angreifer jedes Recht auf, dessen 
Verletzung .nothwendige Bedingung zur Erhaltung der 
eigenen Rechte des Angegriffenen ist. Weil aber der 
Staatsbürger sein Recht auf Privatgewalt nothwendi 
dem Staate übertragen hat, so setzt die Rechtmälsig- 

’



| 3. 

keit der Selbstrertheidigung im Staate, ausser 
den Gründen zur Vertheidigung überhaupt, einen Falk 
voraus, auf welchen sich die Entäusserung. der Privat- 
gewalt an den Staat nicht erstrecken konnte." Dieser 
Fall ist, wo die öffentliche Macht nicht schützen 
kann. 

$. 37. 
Der Gebrauch der Privatgewalt eines 

Bürgers zum Schutz seiner Rechte, oder 
der Rechte eines Andern, gegen eine an- 
gefangene Beleidigung, unter einer Vor- 
aussetzung, wo der Schutz der öffentli-: 

chen Macht unmöglich ist, heifst Nothwehr 
(moderamen inculpatae tutelae, tutela in- 
culpata) a). Rechtsverletzung aus Nothwehr ist ‚also 
kein Verbrechen ($- 32.) .b). 

.a) C. °G: Buder, D. de violenta defensione privata in statu 
eivili. Jen. 1740. — 3. C. Quistorp, D. de homicidio per- 
misso, et speciatim de mod. inc, futel, Rost. 1765. — Hell- 
feld "Diss. de violenta rerum nostrarum defensione. Jen. 
1768. — A. J. Kluppel de violenta sui defensione. Lugd, 
Bat. 1779. — Frid. Kurasius de jure defensionis neces- 
sariae. Lugd. 1785. — C.F.W. Grattenauer über die 
Nothwehr. Breslau 1806. — Van der Maesen de justa 

 gui defensione cum caede aggressoris. Utrecht 1807. — Neues ° 
Archiv des Criminalr. IT. Bd. nr, 15. IV. Bd. S. 108. 

»)L.4 L. 5. pr. L: 46. 5 4.D. ad. L. Aquil. — P. G. 0. 
Art. 159-145. 150. \ 

. $. 38. 

Aus dem allgemeinen Grunde‘ der Rechtmäfsig- 
keit der Nothwehr ($. 36), ergeben sich als beson- 

dere Erfordernisse derselben: D der abgewehrte An- 
griff mufste ungerecht a),. I) gegenwärtig, 

(laesio inchoata), II) nicht von dem Angegriffe- 

nen durch eigene Schuld veranlafst b), und 
IV) auf die Verletzung eines Guts gerichtet seyn, das 
entweder an sich unersetzli ch ist, oder doch 

unter den. besondern Umständen . des gegenwärtigen 
Angriffs (nach Gründen der Wahrscheinlichkeit) un-  
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‚widerbringlich verloren gewesen wäre c). V) Die 

gebrauchte Privatgewalt mufste einzige Bedingung 

der Erhaltung der Rechte seyn; es mufste also 1) der 

Angegriffene nicht anders, als durch Gewalt, sicher 

und ohne Nachtheil anderer Rechte oder Güter, der 

Verletzung des Angreifers haben entgehen. können d), 

2) es mufsten nicht geringere Vertheidigungsmittel, 

als die gebrauchten, zur Abwendung der Gefahr 

hinreichend und dem Benöthigten möglich gewesen 

seyn e). Die Erfordernisse I-IV. sind Bedingungen 

des Rechts. der- Nothwehr überhaupt; das Erfor- 

dernifs V. bedingt die Grenzen seiner-rechtlichen ° 

Ausübung. 

a) P..G. O. Art. 142. und 13. 
b) „Ueberlauf“ — cf. WalchGlossar. voc: Veberlauf. 

e) Blofse Ehrenverletzung begründet daher nie eine recht- 

mäfsige Nothwelr , weil der Staat auf dem Weg des Rechts 

-die verletzte Ehre wieder herzustellen vermag. Aus dem 

Art. 140. kann man die entgegengesetzte Meinung nicht be- 
weisen. Denn die Worte: „und der Benöthigte kann folglich 
„ohne Fährlichkeit seines Lebens, Ehr und guten Leu- 

»° „mund nicht entweichen“ bestimmen nicht den Ge- 

genstand des Angriffe, sondern beantworten nur die Frage, 
wann der Angegriffene, statt sich zu wehren, entflichen 

müsse? — Auf Standes- und Militärpersonen schränkt diese 

Art der Nothwehr ein, Böhmer ad Art. 140. 5. 3. u. ad 

Carpzoy Q. 30. Obs. 8. 

d) L. 5. pr. D. ad L. Aquil. — P. G. O. Art. 140. 

€) Selbst die, innerhalb der Grenzen rechter Nothwehr, einem 

andern als dem Angreifer unabsichtlich zugefügte Verletzung, 

ist entschuldigt, P. G. O. Art.:145. jedoch: nur in stral- 

rechtlicher Beziehung. L. 45: 8.4. D. ad I Aquil. 

$g39. 
Wenn, bey begründetem Recht der Noth- 

wehr a), die gesetzlichen Grenzen seiner Ausübung 

überschritten worden sind, so ist eine unrechte 

Nothwehr, ein Excefs der Nothw. vorhanden. 

So ferne die Nichtbeobachtung dieser gesetzlichen . 

Schranken der Person entweder zum Dolus oder zur 

Culpa zugerechnet werden kann, ist dieselbe we- 

gen der aus dieser Ueberschreitung entstandenen Ver- 

n



            

   

    

  

letzung strafbar (schuldhafte 'Nöthw. .'möder , 
deculpatae tutelae). — Ist aber das Recht der 
Nothwehr dargethan, so wird die Rechtlichkeit 
dessen Ausübung vermuthet, ‚so lange nicht , 
diese Vermuthung -durch. besondere - entgegenstehende 
Gründe aufgehoben wird, 

a) Wo nicht einmal das Reöht der Nothwehr an und: für sich 
begründes ist, [($. 88.) kann’ weiler von einer unrechten, noch 
schuldhaften 'Nothwehr geredet werden. nn 

$. 40°    
    

    

  

   

sind, Gegenstand eines eniccheik seyn king s 
IN); so ist ein Verbrechen nur möglich “An Si 

unterthanen, und an Fremden währg ‚ud 
Aufenthalts innerhalb der Staa15y3 23 
Hingegen wird kein Verbrechen begangen € 
Personen, welche von dem Sg 
durch rechtliches BE < 
sind (Geächtete, Verwiesenegx je "vor" Abla 
Strafzeit zurückkehren ‚,) noch aüch. u). a 
einen bestimmten Staat, an auswärt: Perso: a 
nen, em sie ausserhalb des Staatsgebietg. 
verlet2f, worden sind. Selbst gegen Staatsunterthanen . 

ist alsdann, so ferne nicht besondere Gesetze ein ar- 
. deres bestimmen a), blos die Strafgewalt des auswär- 
tigen Staats begründet, in welchem sie als Fremde 
das Verbrechen begangen haben ($- 31). Dieses Straf- 
recht des fremden’ Staats kann aber in Ausübung 
kommen entweder. durch ihn selbst, nach geschehe- 
ner Auslieferung des Schuldigen b), oder auch durch 
flen Staat, dessen Unterthan der Beleidiger ist, wel- 
cher aber nun blos als Organ des auswärtigen 
Staats nach (den übertretenen fremden Gesetzen 
über seinen Unterthan richtet. 
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Anmerk,, Die ehemaligen Verhältnisse der deutschen Terri- 
torien zu einander uud dergl. können hier nicht mehr ent- 
scheiden; — blos die Grundsätze des Völkerrechts können 
jetzt in Anwendung kommen. Daher die veränderte Gestalt 

v. Feuerbach’s peinl, Recht. (11. Zufl.) 3  
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dieser Lehre, verglichen mit $. 88. 39. 40. der ten Ausg; 
Vergl. übrigens $, I, not. a. 

a) Die Gesetzgebung nämlich ist durch diesen Grundsatz 
nicht beschränkt. Der. Unterthan, welcher einen fremden 
Staat oder Untertban verletzt, handelt wider den völker- 
rechtlichen Frieden und gefährdet dadurch seinen 
Staat, dex eben darum ein eignes rechtliches "Interesse 
hat, "solche Beleidigungen als Verbrechen wider sich 
selbst zu betrachten und zu strafen. Daher ist in ver- 
schiedenen besonderen Strafgesetzgebungen die Beleidigung 
fremder Staaten oder Unterthanen entweder für ein eig- 
nes (Staats-) Verbrechen erklärt, oder es sind die Straf- 
‚gesetze uneingeschränkt auch auf Auswärtige, so ferne durch 
Unterthanen ein Verbrechen an ihnen begangen wird, aus- 
gedehnt. - 

») In. din ‚meisten Staaten ist die Auslieferung der Untertha- 
nen’ an. auswärtige Gerichte verboten, z. B. in Baiern;, 
Preufsen etc, .



Vierter Abschnitt. 

Von Verschiedenheit der Uebertretung eines Strafgesetzes. 

g. Al. 
Einem und demselben Strafgesetze kann auf ver- 

‚schiedene Weise entgegen gehandelt werden. Diese 
Verschiedenheit hängt ab I) von dem Verhältnisse des 
gesetzwidrigen Erfolgs zur rechtswidrigen 
Handlung, IM) von der Verschiedenartigkeit der 
Caussalität (Wirksamkeit) der Handlung für 
den gesetzwidri igen Erfolg, endlich III) von der 
Verschiedenheit des innern (psychologischen) Grun- 
des der Handlung selbst. 

I. Verschiedene Verhältnisse des Erfolgs 
zur Handlung. 

$. 42, 
Eine bestimmte Uebertretung ist erst dann voll- 

ständig, wenn alles geschehen und bewirkt 
worden ist, was zum Begriffe des Verbre- 
chens gehört. (Follendetes Verbrechen, 
del. consummatum). Doch ist eine auf Her- 
vorbringung des Verbrechens absichtlich 
gerichtete äussere Handlung (unternomme- 
nes Verbrechen, conatus delinquendi im wei- 

‘tern Sinn) für sich selbst schon Uebertretung a) 
und wird bestraft 1) wenn die Vollendung blos we- 
gen äusserer Hindernisse, nicht aus freyer Willensän- 
derung‘, unterblieben ist b); 2). wenn die Handlung 
selbst, nach ihrer äusseren Beschaffenheit (mittelbar 
oder unmittelbar, wenig oder viel) mit dem beab- 

3 *  
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sichteten Verbrechen in ursachlichem. Zusammenhange. 

‚steht, — objectiv gefährlich ist c). 

2) Shomasius D. an poena delicti perf. puniendns & cona- 

tus. Lips. 1785. — G.D. zofmann de initiis delictorum. 

Tüb. 1768. — A. W. Heidemannfde eonatu delinquendi. 

Hal. 1799. — besonders F. C. Meister in den Urtheilen 

und Gutachten. Nr. XXV. 8. 409. — C. Witzel kurze Er- 

Örter. des Unterachiedes zwischen unterstandenen, angefan- 

genen und vollendeten Verbrechen, Jena 1868. — F. Cropp 

„Com; de praeceptis juris ‚roman, circa puniendum conatum 

deling. Heidelb. 1313. — 3. C. Mittermaier Beiträge 

zur Lehre vom Versuche-der Verhr.; im N. Archive des Cri- 

minalr. 1. Bd. IL Heft ur. 6. u. IV. Bd. or. 1. — M. A.de 

 Kettelhodt Com,. de consummatione delictorum. Goett. 

3826. — Jordan de nonnullis controv. ad doctrinam de co- 

patu .del. speetant. Marb, 1826. — Brower de conatu eri- 

- minum ejusg. puniendi rat. Lugd. 1826. — C. E, Leliövreo 

* Comm. de con, del. Lovan 1828. — Hepp über d. voll. u. 

“ untern. Verbr. (in Dess. Versuchen Abth. X.) 

1) P. 6. O. art. 178. „durch andere Mittel_wider seinen Wil- 

x len“ ef. Berger .el. jur. erim. C. IL. w.1.9.2.— Hage- 

meister de causis mit. poen. th. 65. — Dagegen Klein- 

schrod.syst. Entw. Th. 1. $, 42. 

-..c) Weil bürgerliche Strafbarkeit ohne eine dem äussern 

Recht widersprechende Handlung unmöglich, 

eine Handlung aber nur dann (äusserlich) rechtswidrig ist, 

wenn sie das Recht verletzt oder gefährdet. Die 

„xechtswidrige Absicht allein giebt keiner Hand- 
- Jung das Merkmal der Rechtswidrigkeit. Wer von dem 

Verbrechen der -Mittheilung eines vermeintlichen Gifts. 

von dem Versuch der Tödnng eines Leichnamıs und dergl. 

spricht, verwechselt das Moralische mit d«m Rechtlichen; 

die Gründe der Sicherungspolicey mit dem Recht zur 

Strafe, u. mufs auch jenen Baiern eines strafbaren Versuchs 

."der Tödung schuldig erkennen, der nach einer Kapelle wall- 

fahrtete, um da seinen Nachbar — tod zu beten. Die 

P. G. O. Art. 178. fodert „etliche scheinliche Werke, dio 

zur Vollbringung der Missethat dienstlich 
seyn mögen“. 

- 

$. 43. 
Dje Unternehmung des Verbrechens begreift drey 

Hauptgrade in sich, I) die geendigte Unterneh- 

mung (delictum perfectum), wenn alle zur Her- 

vorbringung einer gesetzwidrigen Wirkung erforderli- 

che Handlungen geschehen sind, ohne dafs jedoch der 
beabsichtigte Erfolg wirklich entstand a); ID) den. 

nüchsien Versuch (angefangenes Verbre- 
chen), ‚wenn der Verbrecher schon die Haupthand-
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. Aung d. & diejenige Handlung angefangen, hatte, dereu 
Endigung den gesetzwidrigen Erfolg unmittelbar her- 
vorbringen sollte und konnte; und endlich IH) den 

‘entfernten Versuch (vorbereitetes Verbre- 
chen), wenn er Handlungen ‚begangen hat, durch 
welche nur exst der Act der Vollendung (die Haupt- 
handlung) vorbereitet werden sollte b) . 

0) Klein peinl. R. $. 145. — In legislativer Hinsicht ist 
diese Unterscheidung vom conatue. proximus etwas bedcak- 
lich. — S. aber Web er im N, Archive des Crümninalr. 
IV. Bd. nr. H. 

v) Mittermaier über den Anfangspunkt der Strafbarkeit voh 
Versuchshandlungen. N. Archiv. "Bd. U. St, IV. S. 602. £ 

IL Verschtedenartigkeit der Causalität des 
Handelnden für den gesetzwidrigen Erfolg, 

u 
Jede Uebertretung setzt eine bestimmte Person, als 

wirkende Ursache voraus und die Person, in deren 

Willen und Handlung die hinreichende Ur- 
: sache enthalten ist, welche das Verbrechen 

als eine Wirkung hervorbrachte, heifst Ur- 
heber (auctor delicti), sie sey nun unmittel- 
bare oder mittelbare, Ursache desselben: jenes, 

“wenn sie die Handlung, welche den Begriff des Ver- 
brechens. ausmacht, selbst begangen ' hat (physi- 

scher Urheber, a. physice talis); dieses, weun. 
das Verbrechen eines Andern in ihrer auf Entstehung 
des Verbrechens absichtlich gerichteten Thätigkeit als 
Ursache gegründet ist. Dieses letzte ist möglieh 1) 

durch absichtliche Bestimmung des Willens eines An- 
dern zur Begehung des Verbrechens (direet-mit- 
telburer Urheber, intellectueller Urheber), 
2) durch absichtliche Hinwegräumung von Hindernis- 
sen, ohne ‚welche dem zur That schen bestimmten 

Willen eines Audern die äussere Wirksamkeit entwe- 

ler überhaupt oder unter den besondern Unnständen  
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unmöglich gewesen wäre (indirect-mittelb. Ur- 
heber. Hauptgehülfe, socius principalis) a). 

\ a) Stübel üb. d. Thatbestand der Verbrechen, die Urheber der- 
selben u. 8. w. (Wittenberg 1805.) $. 19—95. — Oersted 
Grundregeln d. Strafgesetzg. 8.:26—30. — W. Wolters de 
auctoribus, sociis et fantoribus delictorum. Gron. 1824. — 
Mittermaier über Begrif, Arten und Strafbarkeit des 

- Urhebers (Im N. Archiv Bd. IH. St. 1. S.125. f} 

$. 45. 
So wie aber bey jeder Ursache Nebenursachen 

möglich sind, welche durch erleichterte Wirksamkeit 
der Hauptursache auf die Entstehung eines bestinim- 
ten Erfolgs hinwirken, so können auch Andere an der 
Uebertretung des Urhebers ($. 44.) durch solche 
Handlungen Theil nehmen, welche zwar für 
sich betrachtet, das Verbrechen nicht her- 
vorbringen, aber durch Beförderung der 
Wirksamkeit des Urhebers zu ‚dessen Ent- 
stehung mit beitragen. : Wer sich absichtlich 
solcher Handlungen oder Unterlassungen schuldig 
macht, heilst Gehälfe (socius delicti) a). 

Ist eine Beyhülfe aus Fahrlässigkeit juridisch denkbar 2 

a) P. G. O. Art. 177. — cf. H. Cocceji de socio crimin. (in 
Exereitt. euriosis T. II. nr. 30,) — J. F. Eisenhardt 
Diss. de vera eriminis socii notione. Helmst. 1750. — E. C. 
Westphal D. de consortibus et adjutoribus criminum eo- 
zumque poena. Hal. 1360. — J. Corn. van der Kemp 

. de eo, qui delinquentis est socius. Lugd. 1790. — Klein- 
schrod syst, Ent. Th. 1. &. 177-206. — Feueibach 
Revision Th. II. $. 248. ff. und Stübela.a.O0. — Schnell 
de poenis regulariter mitioribus in socios eriminum quam 
in eor, auctores jure romano saneit, Heidelberg 1809. — 
Schirach im N. Archive des Criminalr. III. Bd. nr. 17. — 
Borst ebendaselbst VIL Bd. nr. 25. — v. Kessenich de 
sociis in crimine. - Leod. 1823. — H. Gevers de sociis de- 
linquentium, Lugd. 1824. — Woither Wolthers D. de 
aucteribus , sociis et fautoribus delictorum eorumg. pven, 
Gren. 1824, . 

‚$. 46. 
Wenn mehre Personen an der Entstehung eines 

. und desselben Verbrechens Theil nehmen (Compliei- 
tät, Concurrenz der Verbrecher), so tweffen
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entweder ‘I) Gehülfe und Urheber, ‚oder I) mehre 

Personen zugleich als Urheber eines und desselben’ 

Verbrechens (Miturheber, coauctores), zusam- 

men. Die Hauptarten dieser Concurrenz sind: A) zwi- 

schen mehren physischen Urhebern; und zwar 

entweder 1) so, ‚dafs die Handlung eines jeden Ein- 

zelnen für, sich schon das Daseyn des’ Verbrechens 

vollständig begründet a), oder 2) auf solche Weise, 

dafs die Handlung jedes Einzelnen nur Theil, aber 
der Inbegriff aller dieser Handlungen zusammen das 

vollständige Verbrechen ist b). B) Es können ein 

oder mehre intellectuelle Urheber concurtiren. 

Wenn 1) diese blos als die bestimmenden, die 
physischen Urheber blos als die bestimmten ge- 
dacht werden müssen (Auftrag c), Befehl, Drohungen, 
Verheifsungen, Rath d), absichtliche. Erregung oder 
Benutzung eines Irsthums), so kann diese Art der 
Conc. die einseitige oder unvermischte genannt 
werden. Wenn aber 2) in der Concurrenz der intel- 
lectuellen Urheber .mit physischen, jeder Theilnehmer 
zugleich als der bestimmende und als der be- 
stimmte gedacht werden mufs, so ist es eine wech- 
selseitige, vermischte, welche blos in einer ver- 
tragsmälsig eingegangenen Gesellschaft, deren Zweck 
Verbrechen ist, vorkommen kann, wovon im folgen- 

den $. 47, 

a) z. B. jeder Theilnehmer 'bringt dem andern eine für sich 
tödliche Wunde bey. 

b) z. B. während A dem Beraubten die Pistole auf die Brust 
hält, plündert ihn B aus; C bricht auf, D nimmt die Sa- 
chen hinweg. Handeln in solchen Fällen die einzeln zu- 
sammenwirkenden Theilnehmer in der Absicht, dafs das 
Verbrechen durch vereinte That hervorgebracht werde, so 
kommt der Antheil des einen zugleich auf den Antheil 
des andern, und jeder ist vollständig Urheber der gan- 
zen That. Wo jene Voraussetzung nicht vorhanden, ist je- 
der nur Urheber seines speciellen.Antheils an 
dem Verbrechen. Daher die ausserordentliche Strafe der Tö- 
dang in Raufhändeln, wenn die beygebrachten Wunden nur 
durch ihr Zusammentreffen tödlich waren. Anderer Mey- 
nung ist Stübel in seinem Werkı über den Thatbestand etc,
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«) Stryk "de mandato delinquendi. Frankf. 1690, in Opp. 
“vol, Vi. ar. 38. — Püttmann opuse. Nr. 1. 

4) J. U, Cramer D. de cangilio malo consultatori pessimo, 
Marb. 1740, deutsch, Frankf. 4741. \ 

SF 

$. 47, ” 
Wenn mehre durch gegenseitiges Ver- 

sprechen wechselseitiger Hülfe die Bege- 
hung einesVerbrechens gemeinschaftlich be- 
schliefsen und sich zu gemeinschaftlicher 
Ausführung desselben verbinden, so ist ein 
Complott (societas delinqguendi, conjuratio) 
vorhanden a), Da hier der Entschlufs jedes Einzelnen 
bestimmt wird durch die vertragsmäfsig begründete 
„Erwartung des Beistandes und der Mitwirkung aller 
übrigen, so ist jeder Mitverbündete, in Ansehung. des- 
sen’die Erwartung der übrigen bis-zu vollendeter That 
fortdauerte, als intellectueller Urheber des vollendeten 
Verbrechens zu betrachten, wiewohl’er sonst an des- 
sen Ausführung keinen thätigen Antheil genommen 
hat b). Das Complott heifst Bande, wenn dessen 
Zweck die Verübung mehrer, einzeln noch imbestimm- 
ter Verbrechen einer gewissen Art, oder auch mehrer 
Arten, zum Gegeustand hat. 

Rädelsführer. Dux criminie. 

e) P. G. O. art. 148. „So etliche Personen mit fürgesetztem 
„it. vereinigtem Willen u. Muth — einander Hülfe und Bey- 
„stand tlıun.“* 

b) ef. Stübel vom Thatbest. d. Verbrechen. S, 74, dessen Grund- 
rätzen ich jedoch in der Ausführung nicht ganz beystiimen 
kann. Andere Ansichten haben Westphal de cons, et adj. 
exrim. 8. 14. seqg. — Kleinschrod eyst. Entw. 8. 178. — 
.W. v. Schirach Entwickelung der Lehre vom Complott; 
im N. Archiv d. ©. R. I. Bd. IV. Heft, nr. 3. — C. H. 
Busmann de speietate delinquendi sive conjuratione. Gro- ning. 1824. 

$. 48. 

Die Mitwirkung eines Gehülfen besteht in Er- 
leichterung der an sich schon möglichen Wirksam- 
keit eines Urhebers für das beabsichtete Verbrechen 

4
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& 45.) und bezieht sich zunächst entweder 1) auf 
den Act der Ausführung der That, oder 2) auf die 
Erlangung. der Vortheile der That, oder 3) auf Si- 
cherung des Urhebers gegen die rechtlichen Folgen 
der That. In allen diesen Beziehungen aber wird vor- 
ausgesetzt eine der Vollendung des Verbrechens ent- . 
weder vorhergehende oder gleichzeitige Mit- 
wirkung des Gehülfen, entweder durch. wirkliche Lei- 
stung der Hülfe oder durch das Versprechen ei- 
nes nach vollendeter That dem Verbrecher zu leisten- 
den Beistandes. 

Concursus antecedens — concomitang — subsequens. 

$. 29. 
. Die Beyhülfe ist auf verschiedene Art möglich. Ein 

Gehülfe ist I) in Rücksicht der Handlung selbst, 
welche die Beyhülfe bewirkt, entweder positiver Ge- 
hülfe, wenn er durch wirkliche Aeusserung der 'Thä- 
tigkeit (concursus positivus) oder negativer 
Gehülfe, wenn er durch pflichtwidrige Unterlassung 
die 'That des andern befördert (conc. negativus), 
nämlich : durch unterlassene Anzeige des bevorste- 
henden Verbrechens; vorausgesetzt, dafs Gesetz a) 

oder übernommene Amtsverbindlichkeit, An- 
zeige oder Hinderung zur Pflicht machen ($. 24.). 
Denn an sich und ursprünglich ist der Bürger zu die- 
sen Handlungen nicht vollkommen verpflichtet. 

a) L. 9. 8.1. D. ad. L. Corn. „ae false. L. 2. 6. D. ad L. Pom- 
pei de paricid. L. un. $. 2. C. de raptu virg. L. Jul. Maj. 
.B.C. 21.8.6. — Erklärung des Landfriedens v. J. 1522 

Fir 11. R. A. v. J. 1577. Tit. 1. 2. —F.Chp L Crell 
Diss. de poena silentii et conscientiae delicti alieni. Yit. 1732, 
— J. H. Böhnmier Diss. de obligatione ad revelandum 0c- 
eulta. Hal. 1742. — Püttmann Diss. de cerimine conni- 
ventiae, Lips, 1785. in Opuse. N. 3, besonders Stübel über 
den Thatbest. S. 55. $. 44-54. 

$. 59. 
If) Man kann durch Auwendung körperlicher 

Kräfte, sö wie durch blofse Aeusserung von Ge-
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müthskräften, besonders durch absichtlich auf das - 
Verbrechen gerichteten Rath und Unterricht, Gehülfe 
seyn, jedoch das letzte nur unter der Voraussetzung, 
wenn schon der Wille des Andern zu der That voll- 
kommen bestimmt war. Daher der Unterschied zwi- 
schen intellectuellen und physischen Gehülfen. 

$. 51. 
: HI) Wenn die Beyhülfe durch eine Handlung ge- 

leistet wird, welche die Volleudung des Verbrechens 
unmittelbar d. h. ohne die Dazwischenkunft von Mit- 
telursachen befördert, so entsteht eine unmittelbare 
(conc. proximüs). Geschieht die Beyhülfe durch 
eine Handlung, die erst durch Mittelursachen die Vol- 
lendung..des Verbrechens befördert oder möglich macht, 
so ist eine mittelbare (conc. remotus) vorhanden. 

$. 52. . 
IV) Wenn die Handlung ‘ des Gehülfen dieselben 

Merkmale an sich hat, welehe den Begriff des von 
dem Urheber. begangenen Verbrechens ausmachen, so 
ist ein specieller Gehülfe (socius specialis) 
vorhanden a): in dem entgegengesetzten Fall ist der 
Begriff eines allgemeinen Gehülfen (soc. gene 
ralis) begründet b). Je nachdem endlich V) die Bey- 
hülfe vor wirklicher Leistung derselben versprochen 
war oder nicht, ist der Gehülfe entweder Socius ex 
compacto oder socius accidentaliter talis. 

a) z. B. der Gehülfe bey einem Hausdiebstahl, der selbst in 
Kost und Lohn des Bestohlnen steht, der Gehülfe bey eincm 
Verwandtenmord, der selbst unher Verwandter des Ermor- 
deten ist etc. Gewöhnlich nimnt män den Begriff viel zu 
einseitig und eng. 

b) Eine zweyte Bedeutung von allgemeinen Gehülfen bemerkt 
Grolman Grunds. der Criminalrw. 3, A. 8.36. Eine neue 
Meynnng stellt auf Konopak (im Archiv Bd. VH. St, 3. 
nr. 1). Vergl. übrigens noch Bauer Lehrb. d. Strafr. $. 67, 

$- HEN | 

Wer erst nach vollendetem Verbrechen 

‘
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wissentlich an demselben Theil nimmt, Ist 
Begünstiger (fautor delicti), Die Begünsti- 
gung kann ‘durch freiwillige Theilnahme an den Vor- 
theilen der That, durch Unterstüzung des Verbrechers 
hinsichtlich der Erlangung oder des Genusses der Vor- 
theile aus seiner Uebertretung (Verbergung oder wis- 
sentlichen Ankauf der durch das Verbrechen gewon- 
nenen Sachen), und besonders durch solche Handlun- 
gen, oder auch, nach Umständen, Unterlassungen ge- 
schehen, durch welche man den Thäter der strafen- 
den Gewalt zu entziehen sucht a). 

a) L. 48. S.1. D. de furtis. L. 1. D. de receptator. P. G. O. 
Art. 40. — Püttmann de recepfatoribus. In adversar. 
L. IL. Von der Verbindlichkeit zur Anzeige begange- 

sex Verbrechen. Tittmann Handb. $. 112, 

UL Verschiedenheit nach dem intellectuel- 
len Grund der Uebertretung. 

$. 54. 
"Ein Verbrechen kann in Ansehung der ihm zum 

Grunde liegenden Willensbestimmung auf doppelte Art 
begangen werden: T) durch Dolus (rechtswidri- 

- gen Vorsatz), eine Bestimmung des Willens 
(Begehrungsvermögen) zu einer Rechtsverletzung 
als Zweck, mit dem Bewuftseyn der Gesetz- 
widrigkeit des Begehrens: — oder U) durch 
Culpa (Fahrlässigkeit), eine gesetzwidrige 
Bestimmung des Willens zu einer Handlung 
oder Unterlassung, woraus nach den Ge- 
setzen der Natur a), ohne die Absicht der 
Person, die Rechtsverletzung entsteht b). 

Von der Terminologie des Rönm. Rechts: consulto — casu. 
Proposito — impetu — casu. 

a) Entweder der innern oder der äussern Natur. 

PB) P.G. ©, Art. 146. L. 5. 8. 2. L. 11. $. 2. D. de poenis. 
Veber Dolus und Culpa’ Dorhanpt ef. Stübel Systeni d. p. 
R. Th. II. $. 262-302. — Kleinschrod.a.a. 0. Thl. I: 
Cap IL — Grolman in der Bibliothek d. p. R. I, Th. 
1. St. Nr. 1. 3. St. Nr.35 — Klein vom Unterschied zwi- 
schen Dolus und Culpa; Im Archiv I. Bd, Nr. 10, IL Bd
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S. 216. @. — Feuerbach Rerviston IL. Td, Cap. VI. Des- 
sen Betrachtungen über Dolus und Culpa überhaupt und den 
Dolus indireetus insbesondere. In der Biblivthek Il. Bd. 
Ites St. Nr. 9. Wider die folgende Theorie ck. L. MH. v. Al- 
mendingen Untersuchungen über das culpose Verbrechen, 
Giessen 1801. Noch sind zu vergleichen Grosse (im Ma- 
gaz. des Criininalrechts. 3. Heft. Marb, 1804) und Gönners 
Revision des Begriffs u. der Eintheilungen des Dolus. Lands- 
hut 1810. — St. Roosendael de dolo in delietis. Lugdun. 
3817. — Mittermaier im N. Archiv d. C. R. 11..Bd. 
ar. 28, — Kleinschrod im N. Archiv. VI. Bd. nr. 2, — 
Oexsted Grundregeln d. Gereizg. $. 228. f. Dessen neuer 
Beytrag ete. S. 100: ff. — C. L. Michelet de doli et eul- 
pae in jure erim. notionibus. Berol. 1824, — R. Winssin- 
gr quaenam eit differentia inter delicta dnlosa et eulposa ete. 
Brux. 1824, — Rofshirt im N. Arch. Bd. VIIE. nr. 13, 

$. 55. 

Die Culpa setzt voraus, D) objectiv 1) das Da- 
seyn eines Strafgesetzes, welches auch die unvor- 
sätzlichen Rechtsverletzungen mit Strafe bedroht a), 

2) eine äussere Haudlung, wodurch man physi- 
scher Urheber eines Verbrechens wird b): ID sub- 
jectiv, eine gesetzwidrige Willensbestimmung, 
in so ferne, als die Person zwar nicht das entstandene 

Verbrechen zum Zweck ihres Wollens gesetzt hat, je- 
doch 1) gegen die ihr bekannte Verbindlichkeit zu 
Vermeidung alles dessen, wodurch man auch ohne 

. Absicht Ursache von Verbrechen werden kann (Pflicht 

zur Beflissenheit, Sorgfalt, diligentia), gleich- 
wohl 2) willkührlich etwas gethan oder unter- 
lassen hat, was mit dem Entstehen der Rechtsver- 
letzung in ursachlichem Zusammenhange ge- 
standen ist, und wobei sich dieselbe 3) dieses Zusam- 
menhanges entweder bewufst gewesen, oder bey 
mäfsiger Sorgfalt hätte bewufst werden müssen. 

P. G. O. Art. 116. verglichen mit dem Tit. Dig. ad L. Aqui- 
liam. 

.a) Dahin gehört besonders Tödung, Körperverletzung, gemein- 
gefährliche Beschädigung des Eigenthums. Verbrechen. zu 
deren Thatbestand schon eine bestimmte Art des rechts- 
widrigen Vorsatzes wesentlich ‘erfordert wird, z. B. Hoch- 
vexrath, Majestäts - Beleidigung, Diebstahl, Betrug, Fäl- 
schung, Ehrenbeleidigung und dergleichen, schlielsen die 
Fahrlässigkeit els strafbare Vebertreiung aus
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b) Es gibt keinen Versuch aus Fahrlässigkeit, Kefre fahrläs- 
sige Beyhülfe, keine intellectuelle Urheberschaft aus Fahr- 

lässigkeit, 

€. 56 
Hiernach gibt es folgende Hauptärten des fahr- 

lässigen Verschuldens: I) wenn eine Person bei der das 

Verbrechen hervorbringenden, in anderer Ab- 

sicht unternommenen, Handlung selbst sich des ur- 

sachlichen Zusammenhanges derselben mit einem mögli- 

chen oder wahrscheinlichen gesetzwidrigen Erfolge be- 

wulst gewesen ist, und gleichwohl 1) weder dieselbe 

unterlassen, noch 2) die ihr zu Gebot stehenden Mittel 

angewendet hat, um, dem gesetzwidrigen Erfolge zu 

begegnen (unmittelbare Fahrlässigkeit) a): ID) 

wenn zwar eine Person, bei der das Verbrechen her- 

vorbringenden Handlung selbst, sich der Strafbarkeit, 

oder Gefährlichkeit derselben nicht bewufst gewe- 

sen ist, jedoch 1) etwas anderes freiwillig gethan oder 

unterlassen hat, wodurch dieselbe, wie sie 2) entwe- 

der als möglich vorausgesehen hat, oder bei mäfsiger 

Sorgfalt voraussehen mufste, sich 3) in einen Zustand 

versetzt, oder in einem Zustande erhalten hat, in wel- 

chem sie, auch ohne rechtswidrigen Vorsatz und ohne 

unmittelbare Fahrlässigkeit das Verbrechen begehen 

konnte (mittelbare Fahrlässigkeit) b). 

a) P. G. ©. Art. 136. „ungefährlich aus Geilheit.“ Diese: 
Form’ der Fahrlässigkeit äussert sich wieder unter verschie. 

denen Gestalten, welche, nach ihren Nüancen, ‚in unserer 

Sprache verschieden bezeichnet werden, "Dahin gehören be- 

sonders die Worte: Muthwille, Frevelhaftigkeit, 

Leichtfertigkeit, . 

») „aus Unfürsichtigkeit“ P. G. O. Leichtsinn, Veberei- 
tung, Nachlässigkeit, Unbedachtsamkeit. 

g. 57. 
Gemäfs der vorhergehenden Bestimmung ($.56. II), 

- kann die mittelbare Fahrlässigkeit begangen werden 
1) durch eine Handlung, wodurch die Person (ohne 

verbrecherische Absicht) in einen Zustand sich ver- 

setzt, in welchem sie überhaupt ihren Willen, nach 

x
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Strafgesetzen zu bestimmen unfähig ist a): I) durch. 
Unterlassun g des Gebrauchs der dem Handelnden 
zu Gebot stehenden Mittel und Erkenntnilskräfte 
zur Erlangung richtiger Einsicht in die Beschaffenheit 
seiner Handlung, vermöge welcher Unterlassung er 
entweder 1) den ursachlichen Zusammenhang seiner 
gefährlichen Handlung mit dem entstandenen rechts= 
widrigen Erfolg nicht eingesehen ($. 56. 1) oder 2) 
in Folge eines Irrthums eine strafbare H andlung für 
erlaubt gehalten hat. (verschuldeter Irrthum, 
verschuldete Unwissenheit). 

Error, ignoranfia vincibilie — invineibilis. Error juris — facti, — Rofshirt in welchen Fällen kann sich d. Verbrecher mit Unwissenheit des Rechts entschuldigen (im N, Arch. - Bd. IX. or, 19.). 

a) z. B. übermälsiger Trunk. 

$. 58. 
. Die Pflicht. zur Beflissenheit ist überall nur be- 
schränkt auf Beobachtung mäfsiger Sorgfalt a). Ein 
Verbrechen zieht daher wegen Fahrlässigkeit keine 

. Strafe nach sich: D) wenn die Handlung oder Unter- 
‚lassung mit dem gesetzwidrigen Erfolg in so enifern- 
tem oder ungewöhnlichen Zusammenhange stand, dafs 
derselbe nicht erwartet werden konnte, 2) wenn das- 
jenige, was zur Abwendung der Gefahr hätte gesche- 
hen müssen, eine den Menschen nicht gewöhnliche 
Einsicht oder Kraftanwendung erfordert haben würde, 
Was ausserhalb jener Grenze liegt, gehört dem Zu- 
fall (casus). Innerhalb desselben aber hat die Fahr- 
lässigkeit ihre Grade, welche, durch allgemeine Be- 
griffe nicht bestimmbar, in einzelnen Fällen nach allge- 
meinen Gründen der relativen Strafbarkeit ($. 102 ff.) 
zu bemessen sind. Die allgemeine Unterscheidung des 
römischen Rechts zwischen. c. lata und levis hat auf 

- das Strafrecht keine Beziehung b). 

a) Also keine über die culpa .levis’ noch hinausgehende culpa 
‚levissima. Was hinsichtlich . blos privatrechtlicher 

. Folgen gesetzlich ‘ist, (E. 31. L. 52. 9.4 ad L. Aguil.
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1.9. $. 2. de juris et facti ignor. 1. %2. D. pro socio. L. 226. 
D. de V. S. Magna negligentia culpa, magna culpa 
diolus est. Vergl. auch Hasse die Culpa des römischen 
Rechts, $. 89, ff.) mufs um so mehr im Strafrechte Anwen» 
dung finden. Eine andere Frage ist: ob nicht überhaupt in 
dem römischen Criminalrechte blos culpa lata zur Strafe 
zugerechnet wird? Mehre Gesetzstellen sind offenbar dafür, 
L. 9. 11. D. de incendio, ruina. L, 7. verglichen mit L. 4. 
$.1. D. ad L. Corn. de sicar, und L. 3. $. 2..D. eod. 

») Im röm, Criminalrecht wird nirgends dieser Unterschei- 
dung erwähnt. Nach einem, von dem Civilrechte gänzlich 
abweichenden Sprachgebrauche, wird dort dem Vorsatze 
(voluntas, propositum, consulto agere) der Unglücksfall 
(casus) entgegengesetzt, welcher letztere sowohl den unver- 
schuldeten, als auch den verschuldeten (negligentiA) unter 
sich begreift, ohne dafs einer culpa levis in Gegensatze von 
e. lata erwähnt würde 1.5.8.2 1.11. $ 2. L. 28. 8.12, 
D. de poenis, L.1. 8.8. D. ad L. Corm. de sic. L. 9. D. de 
incendio. L 2, in fine de term. moto. 

$. 59. 
‚Der Dolus ($. 53.) hat zwei Arten, ih wie ferue 

“ eniweder der entstandene guseizwidrige Erfolg der un- 
nittelbare und ausschliefsliche Zweck des Begeh- 
rens, oder die Absicht des Verbrechers auf mehre 
Rechtsverletzungen einer bestimmten Art oder Gattung 
alternativ gerichtet war. Jener heilst bestimm- 
ter Dolus (d. determinatus); dieser eventu- 

eller oder unbestimmter Dolus (d. indeter- 
minatus s. eventualis) a). 

‘a) z. B. ich will mich an einem Menschen rächen und schiefse 
nach ihm, nicht gerade um ihn zu töden, auch nicht unı 
ihn blos zu verwunder, sondern um meine allgemeine und 
unbestimmte Absicht, ihm zu schaden, auszuführen. Wel- 
chen Erfolg gerade diese Handlung habe, ist mir gleichviel; 
ich will nar, dafs eine von diesen Verletzungen wirklich _ 
werde. — Dieser eventuelle Dolus ist daher wesentlich von 
dem Fall verschieden, der den sogenannten indireeten Do- 
lus zum Grunde liegt. Aber gewöhnlich wird er von unsern 
Rechtslehrern in ihren Untersuchungen über den ind. Dolus 
mit diesem verwechselt. — Ausführlich ist von diesem Un- 
terschied gehandelt. in Feuerbach’'s Betrachtungen. 
über Dolus u. C. Beir. XI. 

$. 60. 
Es gibt Fälle, wo Dolus mit der Gulpa bey 

. einer und derselben Handlung zusammentrifft: wenn
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a 

nämlich ein Verbrecher einen bestimmten rechtswidri 
gen Erfolg zum Zwecke hat, aus der hierauf gerich- 
teten Handlung aber, ein anderer rechtswidriger Er- 
folg entstanden ist, welchen er als mögliche Folge 
seiner Handlung entweder vorhergesehen "hat, oder 
doch vorhersehen konnte. ' Hier ist Dolus, in An- 
sehung des Zwecks ‚ den, er wirklich gewollt hat; 
Culpa, in Ansehung derjenigen Wirkung, welche 
ohne die Absicht des Handelnden aus seiner auf einen 
andern rechtswidrigen Zweck gerichteten Handlung eut- 
standen ist. Map kann also die einer solchen Ver- 
letzung zum Grunde liegende Willensbestimmung eine 
durch Dolus bestimmte Culpa (culpa dolo 
determinata) nennen a), Indirecter Dolus ist 
nicht denkbar b). 

a) Vergl. die Betrachtungen über Dolus und C. Betr. 
XI und XIV.’ 

b) Der Erfinder des indirecfen Dolus ist Nettelbladt Diss. 
de homicidio ex intentione indirecta commisse, Halne 1756. 
‘Gund mehrmals aufgelegt) Für denselben ist Böhmer ad 
Carpzov. Q. 1 obs. 2, — et ad. art. 137.0. C.C. — Eschen- 
bach prog. de dolo indirecto homicidarum. Rast. 1787. 
(Abgedruckt im niedersächs. Archiv- für ‘Jurispr. und juriste 
Literatur. P. 1.8.2) — A, v. Hoff über Verhr. aus indi- 

"=. xeeter Absicht. Berl. 1791. — Klein p. R. 8. 123. — und 
_ mehre andere. Dagegen sind: besonders: Christiani die 

“ Chimäre des Todtschlags aus indirecter Absicht. Im Kiel- 
schen Magaz. Hamb. 1784. Bd. 1. St. $. Derselbe eben- 
das. Bd. I. St. 3. — Püttwmann Diss. de distinctione inter 

“anlınum oceidendi directum et indirectum e jurisprud. crim, 
prorsus eliminanda. Lips. 1789, (Auch in Miscellan, 1793, 
C. 88.) — Eckhard. prog. de dolo indireeto. Jen. 1754, — 
Meister über den Begriff des dolas indirectus. unter der 
beschränkten Rücksicht auf Homicidien; im N. Arch. des Crin 
minalr. I. Bd. or. 4. — M. Semer Betrachtungen über den 
sogenannten dolus indirectus. Landshut 1817. — Ob übri- 
gens die Gesetzgebung Grund haben könne, diese culpa 
dolo determinata geringer als den dolus indetermi- 
natus zu strafen? -
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. Fünfter. Abschnitt: 

Von der rechtlichen Dauer eines begangenen Verbrechens: 

$: 61; 

Die rechtliche Dauer eines Verbreckens be- 
steht in dem fortdauernden Rechte der richterli= 
chen Gewalt, für den Verbrecher eine rechtliche 
Folge in Ansehung der begangenen That zu bestim: 
men. Ein Verbrechen dauert daher so lange recht- 
lich fort, als nicht ein Grund eingetreten ist, der je- 
hes Recht der richterlichen Gewalt aufhebt. Diese 
Gründe können seyn 1) eine physische; 2) eine 
rechtliche Unmöglichkeit. 

$- 6 

Die Rechtsgründe, w elche das Verbrechen 
|  ülgen, sind U) die erlittene Strafe a): I) die 
Be gnadigung, Aufhebung einer gesetzlich \ 
'yer dienten Strafe durch die Höchste Gewalt 
‘im Staat b). Diese geschieht . entweder 1) vor voll# 

| endeter richterlicher Untersuchung oder erlassenem 
"rechtlichen Er kenntnisse ‚.(Abolition) O5; oder 2) 
nach vollendeter ‚tichterlicher Unter suchung und ge- 
‚sprochenem Urtheil, Be gnadigung im engern Sinn d); 
die sich entweder durch Aufhebuug äller. Strafe 
(vollständige Begn.) oder nur durch Aufhebung 
eines Theils der Strafe (unvollständige Begn, 2 
Milderung aus Gnade) äussert/ oder endlich 3) 
‘nach bereits eingetretenem Strafvollzug (Resti- 
tution), entweder durch Erlassung des noch. übr igen 
Theils des zu erleidenden Strafübels, oder durch Auftic- 
bung der rechtlichen Folgen einer erlittenen Strafe d); 

- %. Feuerbach’s peinl; Recht: \ 1: Aufl 4
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a) L. 23. in fin. €. de poenis, 

b) Die Literatur des Begnadigungarechts s. in Pütters Lite- 
ratur des deutschen Staater. Thl. IIL S. 1284. — Klübers 
Forts. S. 411. fl. — J. Obmeyer von dem Besnadigungs- 
recht d. Regenten. _ Wien 1399. Salchow üb. d, Begnadi- 
gungsr; d. Reg. Jena 1802. — Bayl in den Beyträgen z. 
C. R. Nr. II. 

ec) Mündl. von den verschiedenen Arten derselben: 1) abol. ge-. 
neralis rat. personarum s. publica — specialis rat. 
pers. 8. private. 2) Abol. generalis rat. objecti — spe- 
cialis rat. obj. — 3) abol. plena — minus plena. — 
EngauD. de abolitione. Jen. 1754. — I. Th. Seeger. D. 

' de abolitione veteri et hodierna. Lips. 1778. — Püttmann 
Advers. C. 15. — Verschiedene der neueren Staatsverfassun- 
gen (z. B. die Baierische) heben das, allerdings sehr be- 
denkliche Abolitionsrecht auf, _ ' 

d) tot. Tit. D. de sentent, passis et vestitutis (XLIII. 23.) C. 
eodem (IX. 51.). - 

$. 68. 
Das Begnadigungsrecht mag von der Philosophie, 

nicht von dem positiven Recht bezweifelt werden, 
weil dasselbe in allen Staaten dem Oberhertn ver- 
fassungsmäfsig zukommt. Doch ist es so auszu- 
üben, dafs noch die. Gerechtigkeit selbst als Zweck 
und Grund seiner Ausübung gedacht werden kann, 
folglich nur 1) um einen Widerspruch des förmli- 
chen (geltenden) Rechts mit dem materiellen (gül- 
tigen) auszugleichen a), 2) um den rechtlichen Zu- 
stand gegen dringende Gefahren zu erhalten, gegen 
welche die Hülfe der ordentlichen Mittel mit Sicher- 
heit nicht zu erwarten ist b), endlich 3) um die ab- 
schreckende Autorität des Gesetzes aufrecht zu 
erhalten, wenn die volle Strenge des Rechis in Grau- 

samkeit übergehen und dadurch moralischen Ab- 
scheu gegen das Gesetz oder Gleichgültigkeit gegen 
dessen Strafe hervorbringen müfste c). 

a) Daher unter andern die oberherrliche Milderung, wenn die 
Strafe des Gesetzes mit der Strafbarkeit des einzelnen Falls 
in, offenbaren Widerspruche steht. Bey Strafgesetzen, welche 
ihre Zeit überlebt haben, ist diese Begnadigung nur ein 
kleineres Uebel, das den Uebergang zur besseren Geseizge- 
bung bereitet. : 

b) x. B. Versprechen der Straflosigkeit für das Mitglied einer 
F
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Verschwörung, einer Räuberbands ete, wenn, cs seine Mit- 
genossen angiebt oder ausliefert. 

&) z. B. eine ganze Stadt oder Provinz bat sich des Hochverrathe 
schuldig gemacht. . 

8.64 
IN) Ferj jührung a) — Aufhebung der recht- 

lichen Folge eines begangenen Verbrechens 
durch den blofsen Ablauf einer gewissen 
Zeit b). Schwerlich hat die Verjährung der Verbre- 
chen einen andern Grund; als die Maxime der Rö- 

mischen Rechtsgelehrten, durch analoge An- 
wendung eines gegebenen Rechtssatzes, das System zu. 
erweitern und abzuründen. Von der erlöschenden Ver- 

jährung der Klagen führte die rein logische Con- 
sequenz auch sehr natürlich auf eine erlöschende Ver- 
jährung .der Anklagen (Accusationum) c). Was von 
politischen oder materiellen rechtlichen Gr ünden ihrer 
Einführung gesagt wird, ist unerweifsliche und ° unge- 
gründete Muthmafsung d). 

a) Engau jur. Betr. von der Verjährung in peinl. Fällen. Jena 
1749. (6te Aufl. 1772.) — Haliarker Diss. principia juris 

"Rom. de praescriptione eriminum etc. Erlangen 1787. — 
Gründler syst. Entw. der Lehre von der Verjährung der 

peinl. Strafen. Halle 1796. — Stübel Diss. utrum delicto- 
run poenae praescriptione reete tollantur, nec ne. Vit. 1798; 
— C. D. Erhard D. de origine praescriptionis eriminum. 
Lips. 1803. — Dabelow über die, Verjährung (II Thle. 
1805. 1807.) 2. Th. S. 136. £.— MP. Payzsen über die 
Verjäbruüng in peinl. Sachen. Altona 1811. — Kleinschrod 

über Verjährung der Verbr. nach gemeinen u. baier. Rechte, 
im N. Archiv des CrimR. I. Bd ar. 7. — Unterholzner 
Verjährungselehre. 11. Bd. II. B. $. 302-315. 

b) I. 3. D. de -requirend. reis. L. 12. C. ad L. Corn. de Fala 
L. 28. et 29. ad L. Jul. de adult. L. 15. de div. temp. praesc, 

t) Dafs diese Verjährung erst spät entstand, dafs es insbeson- 
dere noch keine Verjährung i in Cicero’ Zeitalter gab, läfst 
sich geschichtlich erweisen. 

d)S Hübner pr. proc. inquisitorii p. 89. sq. — Manche (wie 
Thomasius D. de praesc. bigam. $ 5.) machen in dieser 
Beziehung geltend den erschwerten Beweis der Schüld und 
der Unschuld: Mehre (wie Koch pr. j. eriu. $. 932 
Stelzer Crim. R. $. 243.) die vermuthete Besserung des 
Verbrechers; Einige das getilgte, Andenken der That; An- 
dere, wie Böhmer ad Carpzov, @. 141. Oba. 1, die Gründe 
der Civilverjährung.
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S ‘$. 65: 

Die Verjährung. erfordert 1) den Ablauf einer 
gesetzlich bestimmten Zeit und zwar in der Re- 
gei, des Zeitraums von 20 Jahren a): mit Ausnahme“ 
D) einiger Verbrechen, welche erst in. 30 Jahren ver- 
jähren, wie das parricidium b), und II) einiger _ 
andern, welche schon in 5 Jahren erlöschen, wohin 
vornehmlich diejenigen gehören, welche durch gesetz- 
widrige Befriedigung des Geschlechtstriebes begangen , 
werden, wenn sie nicht zugleich eine Verletzung per- 
sönlicher Rechte in sich enthalten c). Die Blutschande 
kann zwar in der Regel.in 5 Jahren verjährt wer- 
den d), allein wenn sie mit Ehebruch verbunden ist, 
so tritt. die gewöhnliche Verjährung der Verbrechen 
ein e). Z— 

a) L.'8. D. de requir, reis. L. 12. C. ad L. Corn. de falsis, 
b) L. 10. D. ad L. Pomp. de parr. „semper nccusatio permit- 

tikur,® Vergl. Thibaut üb. Besitz und Verj.'S. 52, — 
Ueber die Verjährung der Injurien vergl. Weber über Inj. 
und Schmähschr.. Abth. II. $. 18, 

ce) L. 29. S. 6. D. ad.’L. Jul. de adult. „Hoc guinguennium od=- 
servari legislator voluit, si reo vel reae stuprum, adulte- 
zium, vel Ienoeinium objiciatur; quid ergo si aliud erimen 
sit, quod objieiatur, quod ex L. Jul, descendit? ut sunt 
qui domum suam stupri causa praebuerunt,- et alii similes ? 
et melius est dicere, ommibus admissis ex IX Jul. venienti- 
bus, quinguennium esse praestitutum.“ ° 

d) Das Gegentheil glaubt, nebst mehren Andern, Heisler 
von der Verjährung derBlutschande und der übrigen fleisch- 
lichen Vermischungen in verbotenen Graden. Halle 1797. 
$. 3. Dessen Observ. sel. de incestu. Hal. 1780. — Gegen 
diese Meynung Leyser S. 515. m. 6. — 3. $S.F. Boeh- 
mer Diss. de incestus quinguennali praescriptione. Fref. 1754. 
Derselbe ad Carpzov Q. 74. obs. 4. @. 141. obs, 8. 

e) L. 39. 5.5. D. ad L. Jul. de adult. Pracscriptione quinque 
annorum crimen inoesti eonjunetum adulterie non excluditur, 

$ 66. 

Die Verjährungszeit läuft, von dem Augenblick an, 
wo die Uebertretung geendigt ist a). Die Berechnungs- 
zeit «dieses Zeitraums ist nicht blos in Ansehung sei- 

nes Anfangs, sondern auch in Ansehung der zu zäh-
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!enden Zeittheile, und des Endes blos die natürliche 
(tempus naturale ratione initil, ratione cur- 
sus et finis) b). Dabey kommt es nicht darauf an, 
ob es dem Gericht während des Zeitlaufs möglich 

war, seine Strafgewalt gegen den Verbrecher auszu- 

üben, oder nicht c). 5 

a) L. 11.8.4. D. ad. Jul. de adult %. 1. 8.10: D. ad Sch, - 
Tarp. , | 

b) ef. Glück Commentar Thl. IH. S. 517. ff. Aeltere behaup- 
ten das Gegentheil. Vergl. Hallächer Le. 8.5. 

ec) Das, Gegentheil meint mit Anden Engan a. a. ©, S. 116. 

$. 67. 
2) Die Verjährungszeit darf nicht, unterbrochen 

worden seyu. Sie wird unterbrochen durch jede Hand- 
lung der strafrichterlichen Gewalt des Staats, welche 
in der Absicht geschieht, das begangene Verbrechen 
zu untersuchen und zu bestrafen a). Von der Endi- 
gung der letzten gerichtlichen Handlung an, läuft 
die Verjährung von neuem, ohne Rüksicht, ob der 
Vebertreter der wirklichen Bestrafung durch eine 
rechtswidrige Handlung oder wegen Mangels am Be- 
weise entgangen ist b}, 

a) Hübner p. 100 sg. — v. Wening-Ingenheim über 
d, Unterbrechung d. Verj. dürch Seneral-Untersuchung. Im 
N, Archiv. Bd.-VI. St. 2&*nr. 9. a 

b) Dagegen Engau 8. 0, & 114 u. 115. 

.$ 68. 
Der Verjährung sind alle Verbrechen unterwor- 

fen a), ohne Rücksicht auf die Gröfse ihrer Strafbar- 
keit oder auf die Beschaffenheit der Person b) 

a) Mit Ausnahme der Apostasie, wenn sie noch als Verbrechen 
genannt werden darf. 1,4. C. de apost. Vergl, Thibaut 
a. a. O0. $. 52, 

b) Ueber den scheinbaren Widerspruch der L. 10.D. ad L. Pom- 
pejam de parricidis: „namque eos, qui parrieidii poeha 
teneri possunt, semper accusare permittitur eodem Scto,“ 
Vergl. Matthei de erimin. L. XLVHL ec 4 a. ? — 
Meister px; jurisprud crim. Sect, 8. c. 29. 8. 873, — Over- 

A
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Decks Meditationen üb, verschied, Rechtsmaterien, IV. Bd. 
Med. 189. — Thibaut a,a.0.$. 5% 

’g. 69, 
Alle vorbemerkten Gründe ($. 62 — 68) heben 

das Daseyn des Verbrechens als eines solchen 
völlig auf. Der Verbrecher mufs daher in seine bür- 

gerlichen Rechte wieder eingesetzt werden. Nur die 
privatrechtlichen Folgen werden durch keine die- 
ser Gründe getilgt, sondern sind blos nach den Grund- 
sätzen des bürgerlichen Rechts zu beurtheilen. 

\ 

70, 
Der physische Grund der Tilgung des Verbre- 

chens ist der Tod des Verbrechers a), Eine Aus- 
nahme findet jedoch in Ansehung der Vermögensstra- 

fen statt, welche unter gewissen gesetzlichen Voraus- 

setzungen, auf die Erben des Verbrechers übergehen 
(vergl. $. 139). Auch nimmt der, jedoch an den 
meisten Orten wieder veraltete, Gerichtsbrauch bey 
besonders schweren Capitalverbrechen eine Bestrafung 
im Tode an b). 

2) L. 11. D. ad L. Jul. Maj.. Is, qui in reatu decedit, integri 
status decedit. Extinguitur enim crimen mox tali- 
tate 

b) Durch Vollstreekung der Strafe am Leichnam oder am Bild- 
nisse des Verbrechers, . 

‚



  

Sechster Abschnitt. N 

Von der allgemeinen rechtlichen Folge der Verbrechen, 

' $. 7. 

Wer durch Begehung eines vorsätzlichen Verbre- 

chens den Beweis einer Unrechtlichkeit gegeben, ist 

wenigstens ausgezeichneter (vorzüglicher) bürgerlicher 

Ehre und eines besondern öffentlichen Vertrauens un- 

würdig. Das gemeine Recht verknüpft daher mit je- 

der Verurtheilung wegen eines öffentlichen Verbre- 

chens die Infamia a) d. i. den Verlust aller vor- 

züglichen Ehrenrechte im Staat, welcher beson- 

ders den Verlust aller Staats- uud Ehrenämter und, 

auf neuere Verhältnisse angewendet, aller Ehrentitel 

und Standesprivilegien umfafst b). — Der Verlust 

alles Rechts auf Ehre und guten Namen. (Ehr- 

losigkeit im deutschen Sinne des Worts) und der 

davon abhängenden gemeinen bürgerlichen Rechte c), 

findet nur bei gewissen Verbrechen statt, wo entwe- 

der die Gesetze ausdrücklich den Verbrecher für im- 

probus et intestabilis erklären d), oder ihm eine, 

Strafe bestimmen, welche ihrer Natur nach den Ver- 

lust des Bürgerrechts zur Folge hat e). 

a) L. 7. D. de publ. judiciis. Infamem non ex onmi eri- 

mine sententia facit, sed ex eo, quod judicii p ubliei 

causam habuit. \ | 

b) Der Wahrheit am nächsten in Bestimmung des Begriffs in- 

famia ist Hagemeister in Hugo’s Magaz. III, Bd. 2. St. 

ne. 8, Nur halte man sich nieht blos an das Fragment des 

Callistratus L. 5. D. de extraord. cognit,, sondern vergleiche 

auch sorgfältig unter andern L. 1. D. ad I Jul. de vi pri- 

vata, L. 2. $. 3. D. de his, qui net. inf. L1Lg1M1L. 

2-6. 1. 8. D. de postulando. Tabulae Heracleenses T. II. 

eap. VI. bei Mazochi pag. 424. seg,. — Paulus R. S. 

\
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111.251 — Ferner Cicero pro Clnestio 42, 43. — Quinetilian inst. or. 1, 6.18, 19. — Valer. Maxi- musll.c. 4 8.4. — Tertullianus de spectac, 22, 
e) z. B. Unfähigkeit zum Zeugnisse, active und passive Testa- mentsunfähigkeit, Ausschliefsung von Zünften und Genossen- schaften ete. Durch unbegreifliche Verwechselung legte man diese Folgen der Intestabilität der römischen Infamia 

unter, . 

@) Diese Behauptung won der Intestabilität, als dem höchsten Grade der Ehrenschmälerung nach römischen Ansichten und Rechten, entsprechend dem deutschen Begriff von Ehrlogig- keit, als entgegengesetzt der Infamia und verbunden, als 
‚eigenthümliche gesetzliche Folge, mit einzelnen Verbrechen (an der Zahl fünf) erfodert eine besondere Ausführung, deren Ort diese. Note’ nicht seyn kann. Man vergleiche in- defs folgende Stellen und entscheide, $.-6. 3. de testament, ord. LL 1.4 84 D.de his, qui not. inf. L. 13. 14. 18, 21. pr. D. de testibus. L. 18. 9. 1. L. 20. 8.5.6. D. qui test. 'fac. poss. L.6. © 1. D. adlı. Jul sep %.5.98.9D. de ' äujer. — Th eophilus paraphr. Inst. L. 11. t. 10. $.10. — ‚Gellius N.A.XV. 13. — Zur Erläuterang Sallust In- gurth, c. 63. — Horatins Serm. L, II. 3, v. 191. und hier- 
‚bey den Scholiasten Caesar de B. G. VI. 13. = dagegen Burchardi de infan:ia. (Kilon. 1819, p- 22.). 

PL. 5. D, de extraord. cognik = Hübner über Ehre und - Eharbsigkibt p Gh 

$. 72. 
Die gemeine Volksmeinung in Deutschland be- 

trachtet die Ehrlosigkeit nicht als Folge eines Ver- 
brechens, sondern als Wirkung gewisser Strafen, 
ohne das jedoch die Grenzen nach allgemeiner Regel 
genau bestimmt werden können. Allgemein aber wer- 
‘dien Strafen, welche der Henker vollzieht, für ent- 
‚ehrend gehalten a). 

Vorbehaltung der Ehre. “ 
a) Kleinschrod.a.a. O, Thl. IM. $. 87. M.
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Zweiter Titel 

Von der Natur des Strafgesetzes und des- 
sen Anwendung. 

Erster Abschnitt 

Von dem Strafgeseize überhaupt und dessen Anwendung. 

$. 78. 

Strafgesetz (lex poenalis) im weitern Sinn, 
heifst jedes Gesetz, das: sich auf Verbrechen und 
deren Bestrafung bezieht. Im engern Sinn ist es 
die kategorische Erklärung der Nothwen- 
digkeit eines sinnlichen Uebels im Fall ei- 
ner bestimmten Rechtsverletzung, und hat 
eine doppelte Beziehung: 1) auf alle Unterthanen, 
als mögliche Verbrecher, so ferne es die Rechtspflicht 
durch den psychologischen Zwang der vorgestellten 
Strafe geltend machen will; 2) auf die Staatsbe- 
amten, welche richterliche Gewalt ausüben, die, als 
Organe des Gesetzes, die gesetzliche Drohung gegen 
wirkliche Verbrechen geltend machen sollen a) 

a) Feuerbach Revision Thl. I. Kap. II. 

$. 7a. 

Aus der Natur eines Geselzes überhaupt folgt für 
das Sirafgesetz notlhweudig: 1) das Sirafgesetz ist
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gülig durch sich selbst, Dessen Anwendung 
kann nicht erst abhängen von einer besondern Beur- 
theilung seiner Zweckmäfsigkeit oder Rechtmäfsigkeit. 
2) Das Strafgesetz ist gültig für allein dem- 
selben enthaltenen Fälle Kein Fall, der die 

Merkmale der gesetzlichen Voraussetzung an sich 
trägt, ist von. der Anwendung der rechtlichen Folge 
des Gesetzes ausgenommen, es müfste denn derselbe 
durch einen besondern gesetzlichen Grund selbst aus- 
geschlossen seyn: 

$g5. 
Ist das Gesetz für alle in demselben enthaltenen 

Fälle gültig ($. 74.) und ist das richterliche Urtheil 
nur,das Medium der Anwendung des: Strafgesetzes, 
so mufs jedes richterliche Urtheil durch gesetzli- 
che Gründe bestimmt werden, um gerecht zu seyn. 

Also kann 1) ein Urtheil nur dann lossprechen, wenn 
das Gesetz selbst losspricht, ‘und nur dann verdam- 
men, wenn das Gesetz verdammt.a). Aber auch 2) 
für die Art der Bestrafung ist das unbedingte, durch 
sich selbst gültige : Strafgesetz, der höchste, aus- 
schliefsend entscheidende Grund b). 

a) Daraus läfst sich über die transactio pro redimenda 
vexa entscheiden. Dafür Böhmer ad Carpz. @. 148. 
Obs. 1. — Quistorp peinl. R. Th. 1. $. 104. Dagegen mit 
Recht Kleinschrod syst. Entw. Thl, I. $. 126. 

b) Ueber das angebliche Recht des Richters, die Strafe zu er- 
höben, um von der Infawie zu befreyen. L. 13. $. 7. D. de 
his, qui not. infam. L. 10. S. 2. D. de poenis. L. 4. C. ex 
quib. caus. infan. L. 15. pr. D. ad municip. L. 63. D. de 
furtis. — cf. Kleinschrod ayst. Entw. Th. I. $. 129. — 
A. G. Cramer dispunctiones jur. civ. C.L 

$. 76; 

Die Verschiedenheit des Inhalts der Strafgesetze 
begründet daher die Verschiedenheit des Umfangs 
der richterlichen Gewalt in Ansehung der Art und 
Gröfse der zu erkennenden Strafen. 1) Bestimmt
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ein Gesetz selbst eine gewisse Strafart als ausschlies- 

sendes Uebel (bestimmtes Strafgesetz); so kann 

für eine besondere, diesem Strafgesetz unterworfene 

Uebertretung die Gröfse der Strafe nur aus und 

nach dem bestimmten Gesetze selbst bemessen wer- 

den. Denn des Gesetzes Gebot ist gültig für alle in 

demselben enthaltenen Fälle ($. 74.). 

x 

$ 7.. 

I) Droht aber das Gesetz ein Uebel, ohue die- 

ses selbst, schlechthin in jeder Beziehung (absolut) 

zu bestimmen (unbestimmtes Strafgesetz); 

ist der Richter berechtiget und verpflichtet, ianerhalt 

der gesetzlichen Schranken, die Strafe nach eignem 

Ermessen selbst zu bestimmen; jedoch, da jedes 

Rechtsurtheil durch Rechtsgründe bestimmt seyn mufs, 

- nur nach dem Verhältnisse des Grades der eigeuthüm- 

lichen Strafbarkeit des besondern Verbrechens, wel- 

ches unter dem unbestimmten Strafgeseize überhaupt 

begriffen ist. 

$- 78. 

Es folgt weiter hieraus ($. 77.): dafs 1) wenn 

das Strafgesetz nur verschiedene Strafen alternativ, 

oder eine bestimmte Strafart ohne vollständige Be- 
stunmung ihres Grades a) androht (relativ unbe- 
stimmtes Strafgesetz), blos zwischen den in 

dem Gesetze benannten Strafen, oder innerhalb . 

der für die richterliche Beurtheilung unbestimmt ge- 

lassenen Strafgrade, nach allgemeinen Gründen der 

Sirafbarkeit, Art oder Gröfse der Strafe "bestimmt 

werden dürfe: hingegen 2) bei Anwendung eines in 

jeder Beziehung (absolut) unbestimmten 
Strafgesetzes, welches weder der Art noch dem Grade 
nach. die Strafe bestimmt, unter allen, von der Ge 

setzgebung überhaupt anerkannten, Strafen die Wahl 
gegeben sey b).
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Unter der letzten Voraussetzung ist begriffen: 1) weun der Grad der bestimmten Strafart durch gar keine Grenze be- schränkt ist, z. B, er soll Zuchthaussirafe leiden; 2) wenn der Grad entweder durch ein minimum oder durch ein maximum, oder durch beides ungleich begrenzt ist, 2. B. 10 bis 20jähriger Kerker, 
Worunter auch die Todesstrafe begriffen ist: L. 13. D. de poenis. Hodie licet ei, qui extra ordinem eognoscit, quam vult sententiam ferre. 1.7.8.8. ad L. Jul. rep. Hodie ex lege repetundarum extra ordinem puninn- tur, et plerumgne vel exilio puniunfur, vel etiam durius, prout admiserint, Qnid enim, si ob hominem necan- dum peeuniam äcceperint? — Capite plecti debent, vel certe in insulam deportari. Diesen Gesetzen steht eben so - wenig die L. 11. D. de poenis, als die P. G. O, Art, 104. 'enfgegen, — ef, Bpehmerx ad art, 15; 00082,



Zweiter Abschnitt, 

Von den besondern Grundsätzen in Ansehung der Bedin= 
gungen und der Art der Anwendung der Strafgesetze. 

Erste Abtheilung” 

Von den Bedingungen. der Möglichkeit der Anwendung des 
Strafgesetzes im Allgemeinen oder von den Gründen der 

aßsoluten Strafbarkeit, 

Feuerbach Revision Thl. II. Kap. VI. und Vi. 

LH. v. Almendingen Darstellung der rechtlichen Impu- 
tation. Giessen 1803. " " . 

FA. Boysen und J.G. Gebhard Beäntwortung der Preis- 
frage: wie weit die moral, Schätzung einer- Handiang bey 

. der Festsetzung oder Anwendung eines Strafgesetzes in Be- 
trachtung konimen darf? Berlin 1804. \ 

(r- Globig) Entwurf eines Maasstabes der gesetzl. Zurechiung 
und der Strafverhältnisse. Dresd. 1808. 

Kleinschrod Grundzüge der Lehre von der Zurechnung der 
Verbreehen, im N. Archive des Criminalr. IL Bd. I. Heft, v 
nr. 1. 

Ch. I. Stelzer über den Willen: eine psych. Untersuchung 
für das Criminalr. Leipz. 1817. 

gi, 
Die Gründe, vön welchen die wechtliche Möglich- 

keit der Anwendung eines Strafgesetzes überhaupt, also 
der Zufügung einer Strafe abhängt, heifsen Gründe 
der absoluten Strafbarkeit’ und sind theils 

objectiv, theils subjectiv:
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j. Objectiver Grund der absoluten Straf- 
barkeit. \ 

0 
DD Der objective Grund aller Strafbarkeit ist 
las Vorhandeuseyn einer Thatsache, welche: unter 
der Drohung eines Stiafgesetzes enthalten 
ist ($: 20). I) Eine Handlung, die - unter keinem 
Strafgesetze steht, hat vor dem Gerichtshof des äus- 
‚sern Rechts keine Strafbarkeit a). Eine Handlung steht 
aber nur dann unter einem Strafgesetze, wenn sie die 

‘ Merkmale an sich trägt, welche in dem Begriffe der- 
jeuigen Handlung enthalten sind, an die das Gesetz 
die Strafe als rechtliche Folge geknüpft hat. 

a) Es gibt eine bürgerliche Strafbarkeit der Handlungen in 
der Vorstellung des Gesetzgehbers.. Dicse setzt na- 

. türlich kein Strafgesetz voraus; aber von ihr ist hier nicht 
die Rede; 

$. si. 

Der Inbegriff der Merkmale einer besondern Hand- 
lung oder Thatsache, welche in dem gesetzlichen Be- 
griff von einer bestimmten Art rechtswidriger Hand- 
lungen enthalten sind, heifst der Thatbestand des 
Verbrechens (corpus delicti) a). Die öbjec- 
tive Strafbarkeit hängt. daher von dem Daseyn des 

‘ Thatbeständes eines Verbrechens überhaupt, die An- 
wendung eines einzelueii Gesetzes auf einen besfimm- 
ten Fall von demjenigen Thatbestande ab, den das 
anzuwvendende Gesetz als Bedingung‘ seiner rechtlichen 
Folge: voraussetzt. 

a) Des Worts Thatbeständ bedient man sich noch in an- 
dern Bedeutungen, in welchen es von den Rechtsgelehrten 
gar nicht gebraucht werden sollte. — cf. Böhmer ad 
art. 6.C.C. C. 8.10. — Klein Gründs. d. peinl R. & 68. 
— Noch vergl, man Kleinschrod im Archiv. IH. 1. nr. 3; 
— C.G. Biener delibata quaedami de eörpore delicti ca- 
pita. Lips. 1801: — Stübel pr. de perversa interpretatione 
legum criminalium id tonstituendo yuorundam delictorum 
torpore. Viteb. 1798. Var allen das classische Werk von 
Stübel über den Thatbestand der Verbrecken, besonders 
der Tödung: Wittenberg 1805; ' 

*
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$. 82. 

Der Thatbestand der Verbrechen ist verschieden 
nach Verschiedenheit ihres gesetzlichen Begriffs. Ge- 
wöhnlich gehört zum-Thatbestande 1) ein bestimm- 
ter gesetzwidriger Erfolg der Handlung a); oft 
aber auch 2) gewisse subjective (in dem Gemüth 
des Verbrechers liegende) Gründe der rechtswidri- 
gen Handlung, entweder @) eine gewisse Absicht b), 

oder b) eine gewisse Art der Willensbestim- 
mung c). — Immer gehören 3) gewisse Merkmale 
tler äussern Handlung an und für sich selbst zum 
Thatbestande eines Verbrechens. 

a) Es gibt Uebertretungen, wo dieses nicht zum Thatbestande 
des Verbrechens gehört, Z. E. das versuchte Ver- 
brechen. 

b) 2. E. beim Diebstahl animus lueri faciendi etc. 

ce) So hängt z. E. der Begriff des Todschlags davon ab, dafs 
die Tödung im Affect geschehen ist. Hat ein Gesetz den 
Dolus so nethwendig in den Begriff des. Verbrechens auf- 
genommen, dals ein culposes Verbrechen dieser Art entwe- 
der schlechthin, oder doch ohne den Namen selbst zu ver- 
lieren, unmöglich ist, so gehört auch Dolus zum That- 
bestand des Verbrechens, Bey Verbrechen äber, die auch 
culpose begangen werden können, kann man den Dolus nicht 
zum Thatbestande rechnen. Er ist dann, so wie die Culpa, 
blos ein Grund, welcher den Grad der Strafbarkeit be- 
stimmt. 

$. 83, 

Da die Strafbarkeit einer besondern Handlung 
durch das Daseyı des Thatbestandes eines Verbre- 
chens bedingt ist, das juridische Daseyn einer Hand- 
lung aber von dem rechtlichen Beweise derselben ab- 
hängt, so darf ein Unterthan eben so wenig bestraft ' 
werden, wenn der gesetzliche Beweis der ihm ange- 
schuldigten unter einem Strafgesetz stehenden Hand- 
lung unvollständig ist, als er bestraft werden darf, 
wenn die erwiesene Handlung gar nicht unter dem 
Strafgesetze steht a). Strafe bey unvollkommnem Be- 
weis ist also rechtswidrig, gleichviel ob’ die: Strafe 
ddes Gesetzes oder eine von derselben abwei-
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chende gelindere ‚(ausserordentliche Strafe in Anc 
wendung gebracht werde b). 

@) In Staaten, wo Geschworne ohne Anwendung .einer gesetz 
lich. bestimmten Beweistheorie über die That entscheidem, 
bildet.das übereinstimmende subjective Fürwahrs 
halten der in gesetzlicher Form versammelten Geschwor- 
nen den. gesetzlichen Beweis. Vergl. Feuerbach über 
Gerichtsverf.. und das gerichtliche. Verf. Frankreichs et% 
(Giessen 1825.) 8. 404-408, 

 b) Neuere geben zwar zu, dals man bei unvollkommnem Be- 
weis nicht strafen dürfe; aber sie erkennen doch als 
Richter auf Sicherungsmittel, wovon sich sehr viele 
Beyspiele in den Hallischen Rechtssprüchen von 
Klein finden. Ueber die Besträfung bey unvollkommnem 
Beweise vergl. Weismantel Diss. de condemnatione faci- 

* horosorum ex indiciis. Erf. 1791. — Holzschuher ab 
Harrlach D. de poena -extraordinaria deficiente piena cri- 
minis probatione neutiquamı decernendä. - Altorf, 1799. — 

-Kleinschrod über die Wirkungen eines unvellkommenen 
Beweises in peinlichen Sachen (in den Abh. aus dem peinl, 
R. u. peinl. Proc. Thl. I, Nr. Lg 1.). Und besonders die äuf Veranlassung der Hallischen Preisaufgabe erschienenen 
Schriften. von Eisenhardt, Bergk, Zachariü und 
Vezin in Kleins und Kleinschrods Archiv in dem 
II. u. IV. Bd. Ueberdies: Jarke Bem. über d. Lehre v. ünvollst. Beweis, vornämlich in Bezug auf d. aufserordentl. 
Strafen (N: Arch. Bd. VII. nr. 18.): 

il. Subjective Gründe der absoluten. 
Strafbarkeit 

in 
. . ID Da der wesentliche Zweck der Strafgeseize 
kein anderer ist, als mittelst Einwirkung auf das 
Begehrungsvermögen Rechtsverletzungen zu ver- 
hindern: so ist die Anwendung jeden Strafgesetzes 
bedingt durch das Daseyn eines gesetzwidrigen 
Willens, als (intellectueller, psychologischer) Ur- 
sache des Verbrechens. Die Beziehung einer 
(objectiv) strafbaren That als Wirkung auf 
eine dem Strafgesetz widersprechende Wil- 
lensbestimmung des Thäters; als Ursache 
derselben, heifst die Zurechnung (Imputa- 
tion), und der (äussere und innere) Zustand ei-
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ner Person), vermöge welches ihr eine That 
zugerechnet werden kann, die Zurechnungs- 
fähigkeit (Imputabilität). , Die Ürrechnung 'be- 
stimmt die Schuld (das Verschuldu:} a) als all- 
gemeinen subjectiven Grund der Strafba. keit, ' 

Imputatio facti — juris. 

a) Culpa im weitesten Sinne des Wortes, nach römischem 
Sprachgebrauche (Hasse a. a. O. S. 65. ff), und, in neue- 
xer philosophischer Terininologie, reatus. 

$. 8 
Zum Wesen der Zurechnung wird demnach er- 

fodert, D) dafs das Verbrechen, als äussere Erschei- 
nung (unmittelbar oder mittelbar) in dem Begeh- 
rungsvermögen der Person seinen Grund habe; 
II) dafs die (negative oder positive) Willensbestim- 
mung, welche Ursache des Verbrechens ist, auch in- 
nerlich d. i. im Gemüthe des Handelnden, dem 
Sirafgesetz widerspreche, indem derselbe 1) 
mit den Verbrechen und deren bürgerlicher 
Strafbarkeit bekannt a), 2) in einem Zustande 
sich befunden hat, wo er seinen Willen dem Sirafge- 
seize gemäfs bestimmen konnte, und gleichwohl 
3) eine Willensbestimmung vorgenommen, 
oder unterlassen b) hat, welche Ursache des Ver- 
brechens geworden ist. 

a) Das besondere Bewulstseyn des Strafgesetzea, in seiner 
Auwendung auf den gegenwärtigen Fall der Uebertretung, 
ist nicht allgemeine Bedingung des Verschuldens, sondern 
kommt nur vor beim Dolus und bei der unmittelbaren Fahr- 
lässigkeit ($. 56. 1). 

.d) Dieses findet Anwendung nicht blos bei Unterlassungs- 
verbrechen, sondern auch bey Begehungsverhre- 
ehen, wenn deren Entstehung (in den :$. 56. II. u. 8. 57. 
bestimmten Fällen) zu mittelbarer Fahrlässigkeit zuge- 
rechnet wird. 

$. 86. 
Von jeder mit Verstand begabten Person wird 

im Allgemeinen als rechtlich gewifs angenommen, 
dafs sie mit den Strafgesetzen bekannt sey a). Da 

v. Feuerbach’s peinl. Recht. (11. Aufl.) 5
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nun überdies der Mensch von Natur einerseits mit 
Willkühr, anderseits mit Erkenntnifskräften begabt 
ist, um sowohl das Verhältnifs seiner Willensbestim- 

mungen zum Gesetz, als auch den Zusammenhang 
‘seiner Handlungen mit ihren Folgen zu erkennen: so 
ist die Zurechnungsfähigkeit als Regel anzunehmen, 
mithin eine Person hinsichtlich ihrer Hand- 

lungen für zurechnungsfähig zu halten, so 
lange nicht aus besonderen Thatsachen das 
Gegentheil. sich ergibtr’b), 

a).L. 9. pr. D. de juris et facti ignor. L. 12. C. eod. „Constitu- 
tiones, principum nec ignorare quemquam, nec dissimulare 
permittimus.“ Diese Regel gilt ohne Ausnahme bey denjeni- 
‚gen Verbrechen, welche „juris gentium“ sind, d. h. an 
und für sich rechtswidrige oder moralisch schändliche Hand- 
lungen, schon „naturali ratione“ als unerlaubt betrach- 
tet werden müssen: so dafs in Ansehung dieser die ignoran- 
tia juris selbst denen Personen nicht zu statten kommt, wel- 
chen sonst die Rechtsunwissenheit verziehen wird. Bei sol- 
chen Handlungen, welche nur nach den besondern Gesetzen 
eines bestimmten Staats (jure eivili) Verbrechen sind (wo- 
bin alle rein - policeyliche Uebertretungen gehören), kommt 
die Rechtsunwissenheit wenigstens den zuletzt erwähnten 
Personen. zu gut. L.-7. &.4. D. de juried, L. 38. 8.2.4.7, 
D. ad L. Jul. de adult. L. 2. C. de in jus vor. L. 4. C. da 
incest.  “ 

b) P. @& 0. Art. 151. 152, 

$. 87. 

‘Die rechtliche Vermuthung der Zurechnungsfä- 
higkeit überhaupt, schlielst jedoch die Vermuthung 
für eine bestimmte Art des Verschuldens (Dolus 
oder Culpa) nicht in sich, als welche, ohne dafs es 
dafür eines besondern directen Beweises bedürfte, je- 
desmal 1) aus der Beschaffenheit der Handlung an 

“und für sich, 2) aus dem näheren oder entfernteren 
Zusammenhange derselben mit dem daraus entsprun- 
genen rechtswidrigen Erfolge (weun ein solcher mit 
zu dem Verbrechen gehört), endlich 3) aus den der 
Handlung vorausgehenden, gleichzeitigen und nach- 
folgenden Umständen zu beurtheilen ist a). 

@) Auf diese Weise lassen sich b. 1. C. ad L.,Corn. de sic. 
L. 24. C, ad L. Corn de fals. L. 5. C. de inj. mit dem R. A.
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v. 1594. $. 69. vereinigen, und somit nimmt der Verf. seine 
in frühern Ausgaben $. 60. angenommene praesumtio doli 
gern zurück. Vergl. Wening im N. Arch. d. C. R. IL. Ba. 
Nr. 9. — Borst ebendas. Nr. 21. — Tittmann Handb. 
Bd. 1. 8.94. — Martin Lehrb. $. 88, Anm. 5. — Ueber 
die entgegengesetzte Ansicht vorzüglich: Grolman in d, 
Biblioth d. peinl. R. B. 1. St. 2. Nr. 3. — Auch van Ree- 
sena Diss. de praesumtione doli in delict. Lugd. Bat. 1807 

$. 88. \ 
Da alle.Strafbarkeit bedingt ist durch eine Ge= 

setzwidrigkeit des Willens als Ursache des Verbre- 
‚chens: so wird dieselbe nothwendig ausgeschlossen 
durch das Daseyn eines Zustandes der Person ‚„ in 
welchem für sie die Möglichkeit a ufgeho- 
ben war, entweder überhaupt nach Willkühr 
zu handeln oder ihre Willkühr den Straf- 
gesetzen gemäls zu bestimmen a), vorausge- 
setzt, dafs nicht nur I) die Möglichkeit eines gesetz- 
widrigen Willens aufgehoben war in unmittelbarer 
Beziehung auf die rechtswidrige That d. i. bei oder 
während ihrer Begehung (unmittelbare Zurech- 
nung, zum Dolus oder zur Culpa), sondern auch 
I) dafs dem die unmittelbare Zurechnu ng aus- 
schlielsenden Zustande nicht selbst ein gesetz= 
widriger Wille b) — entweder rechtswidriger Vor- 
satz c) oder Fahrlässigkeit d) —— zum Grunde liegt, 

@) Dieses ist das gemeinsame Princip, welches allen, auch von 
den positiven Gesetzen, aufgeführten Fällen der Nichtzu- 
xechnungsfähigkeit zum Grunde liegt. Die Gesetze führen 
übrigens jene in ihnen namentlich enthaltenen Fälle nur als 
Beyspiele auf, und verweisen im Allgemeinen auf den 
Rath der Rechtsverständigen. P. G. O. Art. 150, 179., wes- 
halb die Wissenschaft mit der Herzühlung jener einzelnen 
Fälle sich nicht begnügen darf. 

b) c. 7.0.15. q. 1. c. 3. X. de his qui filios. P. @. O. Art. 146. 
ec) Wer z.B. sich in den höchsien Grad der Trunkenheit ver- 

setzt, um in diesem Zustande zu morden etc, ZZ \ 
d) Vergl. oben $. 56. IL u. $. 57. 

$. 89. 
Gemäfs dem Grundsatze der Zurechnung, ist da- 

her keine Schuld vorhanden A) wenn die Uebertre- 
5* 

'
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tung des Gesetzes ohne alles Zuthun des Wil- 
lens. erfolgte, und zwar I) bei Begehrungsver- 
brechen, wenn die That in einem, nicht selbst ver- 

schuldeten Zustande, blos mittelst der mechanisch be- 
stimmten Körperkräfte der Person geschehen ist a), 
entweder I) unter Mitwirkung der Schuld eines An- 
dern b), oder ohne diese; IH) bei Unterlassungs- 

verbrechen, wenn der Person, wegen äusserer un- 

verschuldeter Hindernisse oder wegen Mangels der er- 
forderlichen physischen Kräfte, das gebotene Thun 

unmöglich gewesen ist c). 

e) L. 11. pr. D. ad L. Aquil, P. G.O. Art. 136. 

. b) Des Beschädigten selbst, oder eines Dritten, der entweder 
dolose oder culpose durch. mechanische Gewalt (vis absoluta) 
Ursache der Vebertretung wird. 

e) L. 8. $. 6. 7. 10. D. de Scto. Silam, 

8. 90. 
Desgleichen wird die Zurechnung ausgeschlossen 

B) durch jeden unverschuldeten Gemüths- 

zustand, in welchem die Möglichkeit des 

Bewulstseyns der Strafbarkeit (die Vorstel- 

lung des Gesetzes und die Beurtheilung der Hand- 

lung nach dem Gesetz und nach ihren Folgen) auf- 

gehoben ist a). Demnach entschuldigt D jugend- 

liches Alter und zwar. 1) die Kindheit (infantia) 

‘unbedingt, 2) die Unmündigkeit (biszum 14. Jahre) 

unter der Voraussetzung, dafs nicht aus der besondern 

Beschaffenheit der That oder der Person, deren Zu- 

rechnungsfähigkeit sich ergibt b); II) gänzliche 

Unwissenheit über die rechtliche Beschaf- 

fenheit menschlicher Handlungen, als Folge 

entweder 1) des Mangels der erforderlichen Werk- 

zeuge geistiger Miitheilung c), oder 2) anderer von 

dem Handelnden unabhängiger Ursachen d); III) eine 

‘solche Schwäche (Stumpfheit) des Verstandes, 

vermöge welcher die Person unfähig ist, die recht- 

liche Eigenschaft ihrer Handlungen zu beurtheilen



6 

(Blödsion) e); ım) jede Gelstes- oder Gemüths- : 
kraukheit, durch welche der Verstandesge- 
brauch entweder überhaupt oder in Beziehung auf 
gewisse Gegenstände des Vorstellens aufgehoben f) und 

die That während der Krankheit oder in Folge der- 
selben begangen worden ist (Raserey, Wahnsinn, 
Verrücktheit, Melancholie u. s. w.) g); V) jeder 
nicht verschuldete vorübergehende Zustand, in 
welchem der Verstandesgebrauch, entweder überhaupt 
oder in besonderer Beziehung auf die begangene 
That, gänzlich aufgehoben wird, als gerechter höch- 

sier Zorn h), unverschuldete höchste Trunken- 

heit i), Schlaf, Schlaftrunkenheit und Nacht- 
wandeln k), Phantasmen ]), betäubender Schre- 

cken und dergl. VID) Irrthum und Unwissen- 
heit in Ansehung der Rechtswidrigkeit oder Gefähr- 
lichkeit der Handlung, so ferne dieselben rechtlich 

‘zulässig m) und unüberwindlich n) sind. 

@) „Jugent oder anderer Gebrechlichkeit“ P. G. O. 
Art. 179, „Leut, die ihr Sinn nit haben.“ P. G.O. Art. 150. 

b) S. 18. I. de obl. ex del. L.5. $. 2. in fin. D. ad L. Aquil, 
L. 23, D. de furt. L. 1. 5. 32. D. de Scto. Silan. L. 12. D. 
ad L. Corn. de sie. — Clem. un. de homic. — P. G. O. 
Art 164. 175. 179. — Pubertati proximi. Bosheit erfüllt das 
Alter. Vergl. Kleinschrod syst. Entw. Thl. I. S. 85. u. 
Biblioth. des peinl. R. Bd. 1. St. 1. $. 85. ff. 

c) Dahin gehören gewöhnlich die Taub- und Stummgebornen, ! 
welche keinen künstlichen Unterricht erhalten haben. — 
3. P. Krefs vom Recht der Taub- und Stummgebornen. 
Helmst. 1765. 17392. (Hymnens) Beytr. Zur jur. Literat. 
in den preuss. Staaten V. B. S. 1—103. 

d) z. B. Menschen, die ausser der menschlichen Gesellschaft 
von Kindheit an als Wilde aufgewachsen sind. — cf. Böh- 

- mer ad Carpz. @. 149. obs. 4, 

c) Welcher Grad des Blödsinns? ist nicht im Allgemeinen zu 
bestimmen, sondern hängt zugleich von der Beschaffenheit 
des Verbrechens ab. Als Blödsinnige sind zu betrachten dio 
Kretinen. (Wenzel über den Kretinismus. Wien 1802.) 
Das Greisenalter entschuldigt nur, so ferne es Blödsinn 
zur Folge hat — kindisches Greisenalter. (Die so olt 
hier angeführte L. 3. $. 7. D. de Scto. Sil. gehört gar nicht 
hieher,) 

f) Nach der Lehre verschiedener Aerzte gibt es Geisteskrank- 
heiten, welche bey wirklichem Verstandesgebrauch , gleich- 

F
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wohl die Möglichkeit der Willkühr absolut aufheben (Wuth, 
ohne Verrücktheit, manie sans delire, mania 
occulta, Anreiz durch gebundenen Vorsatz, wie 
dieser Zustand von Verschiedenen genannt wird). Desglei- 
ehen kommen vor: krankhafte Instincte ‚„ welche unwider- 

- stehlich den Willen zu Verbrechen determiniren sollen. (Diebs- 
Mordbrandinstincte, Verbrechen aus Gelüsten der Schwan- 
gerschaft u. dergl. Vergl. Hoffbauer im N. Archiv des 
C. BR. Bd. I. Hit. 4. Nro. 27.). Die zuerst gedachte Lehre 
ist noch zur Zeit in ihren Voraussetzungen äusserst zweifel- 
‚haft und bestritten; und was die krankhaften verbrecheri- 
schen Geliüste betrifft, 80 verdienen sie keine rechtliche Be- 
rücksichtigung, die, consequent weiter verfolgt, aller Cri- 
minaljustiz ein Ende wachen würde. — Martin Lehrb. 
$. 40. III. räumt daher diesen Instincten im Allgemeinen zu 

‚viel ein, und wird folgerichtig kein Fleischesverbrechen 

g) 

bestrafen können. Nur wenn der Instinet zugleich mit Gei- 
steszerrüttung verbunden ist, hebt er die Strafbarkeit auf. 

L.5. &2. D. adL. Aguil. L.40. D. deR.J. 1.9.9.2. 
L.9. $. 2. D. de L, Pomp. de parr. L. 12. D. ad L. Corn. de 
sic. P. G. O. Art. 179, — Ueber Begriff und Wesen dieser 
Gemüthszustände: Arnold über d. Natur des Wahnsinne. 
Leipz. 1784. 89. — Hoffbauer Unters. über die Krankh, 
d. Seele II Thle. Halle 1802. 180. — Henke in d. Ab- 
handl. aus d. gerichtl. Medicin Bd. II. Nr. 4. und in d. Zeit- 
schrift für Staatsarzneyk. Bd. I. S. 267. — Schmid, in 
Hufeland Journal d. prakt. Arneyk. Bd. XI. 3.9. — Hein- 
roth Lehrb. der Störungen des Seelenlebens II Bde. Leipz, 
1818. — Platner Unters. über einige Hauptcapitel der ge- 
zichtlichen Arzneywissensch. Leipz. 1820. — Neumann die 
Krankheiten des Vorstellungsvermögens. Berl. 1822. — Mit- 
termaier de alienationibns mentis, quatenus ad jus erimi- 
nale spectant. Heidelb. 1825. — Amelung Betr. über die 
Grenzen der Zurechnungsfähigkeit (in Henke’s Zeitschr. 
Bd. VII. Heft I nr. 3). — Clarus die Zurechnungsfähigkeit 
d. Mörders Woyzeck. Leipz. 1824. und über denselben die 

‘ Schriften von Marc u. Heinroth. — Clarus Beytr. 
zur Erkenntnifs u. Beurtheil. zweifelhafter Seelenzustände, 
Leipz. 15238. — Heinroth de facinore aperto ad medico- 
zum judic. non deferendo. Lips. 1830. — E. Regnault das 

. gerichtl. Urtheil d. Aerzte über zweifelhafte psychische Zu- 
stände. Mit einem Anhange v. F. Nasse. Cöln 1830. — 
Jarcke über d. Zurechnung u. die Aufliebung ders. durch 
unfreye Gemüthszust, Berl. 1829, (Aus Hitzig’s Zeitschr. 
Hft. 21-23. besonders abgedruckt) wogegen F. Gros Entw. 
e. philos. Grundl. f. d. Lehre von d. Geisteskrankheiten. Hei- 
delb. 1828. u. Desselben Scepticismus in der Freiheitslehre etc. 
Heidelberg 1850. — Vergl. auchGrohmann über d. psychol, 

. Momente, welche eine Milderung oder Aufhebung d. Zu- 
rechn. bedingen (N. Arch. IX. ur. 8). — v. Weber von d. 
Freiheit des Willens. (N. Arch. X. nr. 17.) — Feuerbach 
aktenm. Darst. merkw. Verbrechen. Bd. I. nr. 12, 

b) Westphal Grunds. von d. rechtl. Beurtheilung der aus 
Hitze des Zorns unternomwenen Handlungen. Halle 1784. — 
Henke Abhandl. aus der gerichti. Med. Bd. Il. S. 802, Ueber
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den Unterschled zwischen Affect und Leidenschaft: Maas 
über die Leidenschaften. Thl. I. S. 57. ft. \ 

)e7.C.15.q1. — Stübel Grunds. zu den Vorles. 8. 158. 
Note f£. — Feuerbach akteum, Darst. Bd, U. nr. 12. 

%) J. C. Meisters Urtheile und Gutachten in peinl, Fällen 
Nr. 1. — Moriz Magazin z. Erfahrungsseelenkunde Bd. VI, 
St. &. S. 36. Ba. VIL St. 1. S. 74. — Henke Lehrb. der 
Strafrechtew. $. 61. 

1) Eisenhart Erz. bes. Rechtehändel. Bd. I. nr. 2. — Klein- 
schrod im N. Archiv d. C. R. Bd. II. Nr. 20. \ . 

m) S. oben $. 86. 88. Rofshirt in welchen Fällen entschul- 
digt Unkenntnifs des Rechts (N: Arch. IX. nr. 19.). 

n) Dahin gehört unter anderem auch, wenn die Unwissenheit 
- in dem Mangel des erforderlichen Sinnorgans ihren Grund 

hat. L.3. 5.8. 9. D. de Scto, Sil. S. oben $. 57. 58, 

8. 91. 
Dahin gehört endlich C) ein solcher unver- 

schuldeter Zustand der Person, in welchem, 
selbst bei dem Bewufstseyn des Strafge- 
setzes, die mögliche Wirksamkeit desselben 
auf das Begehren aufgehoben war. Dieses ist 
der Fall a) I) wenn die That im Zustande vorhan- 
dener Qualen, welchen gewöhnliche menschliche 
Standhaftigkeit nicht gewachsen ist, als einziges Mit- 
tel dieselben zu entfernen b), oder. II) bei gegenwär- 
tiger dringender Gefahr für das Leben oder für 
ein anderes, unersetzliches persönliches Gut, 
als einziges Mittel der Rettung c) begangen worden 
ist, es sey die Person in jene Gefahr entweder 1) 

durch blofsen Unglücksfall d) oder 2) durch rechts- 

widrige Gewalt eines andern (thätliche Drohungen, vis 
compuls.) e) versetzt worden. 

a) Die Bestimmung der früheren Ausgaben ($. 89.) war zu all- 
gemein und unbestimmt. Alles kommt zurück auf die „me- 
tus (oder, wie e. 6. X. de his quae vi sich ausdrückt, .vio- 
lentia) qui (quae) salutis periculum,velcorpo- 
ris cruciatum contineat, L. 3. C. de transaet, 

b) z. B. Diebstahl an Efswaaren in rechter Hungersnoth, wo 
die Seelengqual, wenn Weib und Kinder Hunger leiden, 
den eignen körperlichen Leiden gleichgestellt wird. P. G. O. 
Art. 166. Ferner: Foltern, Gefangenschaft u, dergl, um Ge-
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heimnisse auszupressen, eine Person zum Incest zu zwingen 
u dergl. 

€) Was indessen da keine Anwendung findet, wo die Uchertre- 
“ tung begangen wird durch Verletzung einer besondern 

Rechtspflicht, zur Aufopferung des Lebens und der 
Gesundheit, wie z. B. im Falle des Scti. Silaniani (L. 1. 
$. 2. D. de Sct. Sil.) und bei Soldaten im Dienste, 

@) Feuers-, Wassers -Noth ete. 

e) Entweder in der Art, dafs der Vergewaltiger den Andern 

zum Gegenetande einer Rechtsverletzung macht, in wel- 
chem Falle das Nothrecht mit der Nothwehr ganz in eins 
zusammenfällt, oder auf die Weise, dafs die Gewalt ange- 
wendet wird, um den Vergewaltigten als Mittel zur Be- 
gehung eines Verbrechens zu mifsbrauchen, 

PRRIRRERIERIER 

Zweite Abtheilung. 

Von den Gründen der relativen Strafbarkelt. 

Erete Unterabtheilung. 

Von den Gründen der relativen Strafbarkeit bey An- 
wendung einzelner Gesetze, 

_ Erstes Hauptstück. 

Bey Anwendung bestimmter Strafgesetze. 

' Tiraquellus de poenis legum ac consuetudinum statutorum- - 
que temperandis aut etiam remittendis. Venet. 1560. et in 
Opp. T. VL 

C. G. Strecker Diss. de potestate judicis poenas in delictz 
statutas mitigandi-ete, Erf. 1733. 

P. J. Heisler Diss. de justis poenas mitigandi causis in cri- 
minibus. Hal. 1952. 

G. B. Hoffmann Diss. de poena ordinaria nonnunguam miti- 
ganda. Lips. 1762, 

Fr. Ziegler Theorie der Strafschärfung. Helmst. 1806. 

F. X. Reindl üb, Schärfung u. Milderung der Strafen. Lands- 
hut 1811. 

$. 92. 
Bey bestimmten Strafgesetzen, wo der Gesetz- 

geber selbst, nach eigner Beurtheilung des Grades 
der Strafbarkeit der Handlung im Allgemeinen (in 
abstracto),, ‚ein bestimmtes Strafübel mit einer be- 
stimmten Handlung nothwendig verbunden hat, kanu 

‘



13 

die Gröfse der Strafbarkeit der unter demselben ste- 
henden Handlung lediglich durch das Gesetz, 

nicht nach allgemeinen Grundsätzen, beurtheilt wer- 

den ($. 76, 

$. 93. 

Wenn daher die gesetzlich bestimmten Merkmale 
des Verbrechens im Besondern vorhanden sind, auch 
keine höhexen rechtlichen Gründe, welche die Noth- 
wendigkeit einer Ausnahme von diesem Gesetze be- 
stimmen, zur Anwendung kommen, so tritt die ge- 

setzliche Strafe unverändert und nothwendig ein. 

g 9%. 
Sind aber rechtliche Gründe vorhanden, welche 

das bestimmte Strafgesetz als Princip der Beurthei- 
lung der Strafbarkeit bey einer Handlung ausschlies- 
sen, an welcher sich die gesetzlichen Merkmale fin- 
den; so entsteht die Nothwendigkeit einer Sirafün- 
derung. Diese ist die Bestimmung einer der 
Quantität (der Gröfse) nach von dem gesetz- 

lich bestimmten Strafübel verschiedenen 
Strafe für einen unter dem Gesetz enthal- 
tenen Fall, und ist entweder Strufschürfung 

(exasperatio poenae) oder Sirafmilderung (miti- 
gatio poenae) a). . 

a) Die Strafänderung unterscheidet sich eben so bestimmt von 
der Strafverwandlung, als von der Erhöhung oder 
Minderung der Strafe wegen erhöhter oder verminderter 
Strafbarkeit bey unbestimmten Strafgesetzen und dergl. — 
cf. Feuerbach Revision Thl. 1. S. 223. — Heisler 
Diss. cit. $. 1. sgg. 

$. 9. 
Ein Grund der Strafänderung kann nur dann 

rechtlich seyn, wenn er entweder 1) in der Natur 
des Strafgesetzes selbst oder 2) in der ausdrücklichep 
Erklärung eines Gesetzes enthalten ist. -
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$. 96. 

Es giebt daher keinen rechtlichen Grund zu ei- 
ner Schärfung der Strafe bey Anwendung eines 
einzelnen Gesetzes a), weil jede rechtliche Strafe im 
Staat eine gesetzliche Drohung voraussetzt ($. 20.), 
der Zusatz aber, der bey der Strafschärfung zu: der 
gesetzlichen Summe von Uebeln hinzukommt, nicht 
in der Drohung des Gesetzes enthalten ist b). Er- 
‚höhte Strafbarkeit der Handlung in concreto kann 
daher nie eine Schärfung begründen, zumal eine rich- 
terliche Beurtheilung des Grades der Strafbarkeit nach 
allgemeinen Gründen unzulässig ist, wo der Ge- 
setzgeber den Grad der Strafbarkeit der Handlung 
überhaupt beurtheilt und positiv bestimmt Lat 
($. 92.) c). 

a) Dagegen, nebst allen älteren Criminalisten, neuerdings Bauer 
Lehrb. d. Strafr. $. 135137. 

.b) Ganz anders bey concurrirenden Gesetzen, wo der schär- 
fende Zusatz nur ein Theil der ordentlichen Strafe eines an- 
dern oder desselben mehrmals zur Anwendung kommenden 
Gesetzes ist. — cf. Gros Diss. de notione pocnarum foren- 
sium $. 18. — Feuerbach Revis. Thl. L S. 333. f. 

0) Gewöhnlich angenommene Gründe der Schärfung sind 1) be- 
sondere Bosheit in der Ausführung des Entschlusses, 2) be- 
sonders erhöhter Grad der Freyheit und 3) ungewöhnlich 
grofger Schade. — cf. Klein peinl. Recht. $. 164. 

$. 9. 
Als rechtliche allgemeine Milderungsgründe 

(causae mitigandi communes) sind erweislich A) ver- 
möge der Natur des Strafgesetzes, der Mangel am 
Thatbestande, wenn nämlich die zum Wesen 
des Verbrechens gehörende Rechtsverlez- 
zung zum Theil vollzogen, jedoch eine oder 
andere strafbare Eigenschaft a), welche 
noch zum vollständigen Begriff des Verbre- 
chens gehört, entweder erweislich nicht 
vorhanden oder rechtlich ungewifs ist. Denn 
die volle Strafe entspricht nur allen diesen gesetzli- 
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‚chen Merkmalen zusammen, Wenn daher von den- 
selben nur das eine, nicht auch das andere vorhan- 
den ist: so ist zwar die Handlung nicht völlig straf- 
los, weil sie noch durch die vorhandene strafbare Ei- 
genschaft unter dem Gesetze steht; doch aber nicht 
vollkommen strafbar, weil nicht alle Bedingungen zur. 
Totalsumme der gesetzlichen Strafe vorhanden sind b). 

-a) Die entweder 1) ausdrücklich als solche vom Gesetze 
ausgesprochen, oder 2) durch Auslegung erweislich ist. 

b) Der Mangel an gehöriger Bestimmtheit in den früheren Aus- 
gaben ($. 96.), und die, in Folge allzugrofser Allgemein- 
heit des Satzes, nicht glücklich gewählten Beyspiele recht- 
fertigten mehre Einwendungen Mittermaiers im N. Ar- 
chiv Bd. Ill. No. 16., welcher aber nun ebenfalls wieder 
gar zu weit geht, indem er Alles verwirft. Wenn A. um 
eine Person zu berauben, dieselbe schlägt, knebelt, verwun- 
det, aber — nichts findet was er ihr nehmen könnte; weng 
B. zur Befriedigung der Geschlechtslust, ein Mädchen thät- 
lich überwältigt, von ihr den Beyschlaf erzwingt, und etwa ' 
zur die immissio seminis zweifelhaft ist; wenn eine Weihs- 
person, um ihr lebendig« gebornes, lebensfähiges Kind zu 
töden , dasselbe körperlich mifshandelt und gefährlich ver- 
letzt hat, aber doch zweifelhaft ist, ob. das Kind an jenen 
Verletzungen wirklich gestorben: so können diese Handlun- 

“gen weder als straflos, noch als blofse Versuche be- 
trachtet werden, da in allen diesen Fällen die Rechts- 
verletzung selbst, sogar ihren Hauptmomenten nach, 
bereits vollzogen ist. — Und wenn eine Weibsperson 
ihr uneheliches lebendgebohrnes Kind, gleich nach der Ge- 
burt erwiesenermafsen mit Absicht um das Leben gebracht, 
aber ihre Schwangerschaft nicht verheimlicht, folglich, wie 
das Gesetz annimmt, die prämeditirte Absicht durch 
den Mord des Kindes den gepflogenen Beyschlaf zu verheim- 
lichen, nicht gehabt hat: was ist jene Handlung? ist sio 
gar kein Verbrechen? oder ein Versuch? oder was ist sie 
sonst? und nach welchen Regeln ist sie zu bestrafen, wenn 
nicht nach diesen? 

$. 98. a) 
Der Mangel am Thatbestande kommt als Mil- 

derungsgrund nicht zur Anwendung, wenn »D das 
hinwegfallende oder zweifelhafte Merkmal die Straf- 
barkeit der That überhaupt bedingt a), oder 2) wenn 
dasselbe so beschaffen ist, dafs, wenn es nicht vor- 
handen, die That vermöge der noch übrigen Eigen- 
schaften die Natur eines andern gesetzlich bestimmten 
Verbrechens annimmt b).
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8) z. B. tödliche Handlungen, aber an einem todtgebohrnen, 

oder nicht lebensfähigen Kinde; unwahre, eidliche Aussa- 
gen, aber nicht wissentlich unwahr. 

b) z. B. widerrechtliche Entwendung einer Sache, aber nicht 
“  animo lucri faeiendi, sondern um durch Vorenthaltung, Zer- 

störung derselben und’ dergl. die Wahrheit zu unterdrücken. . 

.8.98.b) 
Der Grad der Sirafmilderung in dem vorbe- 

stimmten Falle richtet sich nach dem Grade der 
Wichtigkeit des fehlenden gesetzlichen Merkmals. Die 
Strafe sinkt um so tiefer herab, je mehr 
das fehlende Merkmal die Strafbarkeit der 
That erhöhte; sie sinkt um so weniger, je 
weniger die fehlenden Merkmale die Straf- 
barkeit erhöhten, und je mehr die vorhan- 
denen vou Gewicht sind, 

$. 9. . 
B) Die positive Gesetzgebung bestimmt als all- 

gemeinen Milderungsgrund: 1) wenn der Verbre- 
cher ausser der Strafe durch die Staatsge- 
walta) schon andere unverschuldete Uebel 

in Beziehung auf seine Uebertretung erlit- 
ten hat b), wohin vorzüglich langes oder sehr har- 
tes unverschuldetes Gefängnifs c) gehört; 2) wenn 
der Urheber des Verbrechens noch unmün- 
dig war und die That aus jugendlicher 
Uebereilung begangen hat d). Zeigte ‚sich bei 
seiner That ein hoher Grad von Ueberlegung und 
schon eingewurzelten rechtswidrigen Triebfedern (er- 
füllte dieBosheit das Alter), so fällt der Grund 
des Gesetzes hinweg e). 

a) Nach Klein’s Grundsätzen d. p. R. $. 174. soll die „Qual, 
welche dem Verbrecher das Verbrechen selbst verursacht,‘ 
die Strafe mildern. — Stelzer Grunds. d. p. R. S. 204. 

- glaubt, dafs der Verlust des Vortheils, den der Verbrecher 
von der That erwartete, die Strafe mildere. Dagegen Klein- 
schrod syst. Ent. Thl. II. $. 82. 

b) L. 23. C. de poenis. Omnes quos damnationis conditio, di- 
versis exiliis destinatos, metas temporis praestituti in ‚car- 

%



77 

ceris implesse eustodia deprehenderit, solutos poena vinen- 

lisque laxatos, custodia liberari praecipimus, nec formidare 

wiserias ullius exilii. Sit satis immensorum cru- 

ciatum semel luisse supplicia. — L. 25. D. de poe- 

nis. Si diutino tempore aliquis in reata fuerit, aliquate» 

nus poena ejus sublevanda erit. Sic enim constitutum est? 

nen eo modo puniendos eos, qui longo tempore in 

xeatu agunt, quam eos, qui in recenti sententiam 

excipiunt. — Dafs hier reatus die Zeit der Untersuchung 

bedeutet, ergibt sich schon aus den Schlufsworten des Ge- 

setzes. In diesem Sinne wird auch reatus in der L: 11. D. 

ad. Leg. Jul. Maj. genommen. Vergl. Kleinschrod 1. c. 

$. 101. 

c) J. Chr. Kaulfufs Diss. de carcere diuturno poenam cri- 

minalem temperante. Erf. 1732. Todesstrafe soll, nach eini- 

ger Rechtslehrer Meynung, dadurch nicht gemildert werden. 

_ Westphal C. R. Anm. 31. — Pufendorf proc. crim. 

C. 25. 8. 31. — Oersted Grundregeln S. 390. Dagegen mit 

Recht Hommel Rhaps. Obs. 100. — Quistorp Th 1. 

8. 112. — Milderung lebenswieriger Gefängnilsstrafe aber 

Jäfst sich aus diesem Grunde nicht denken. — Klein a. a. 

©. $. 174. — Hurlebusch in den Beitr. zur Civil- und 

Cr, Gesetzgeb. I. H. nr. VII 

d) Nicht nach röm. Recht, wie sich aus L. 1. C. advers. del. 

und L. 14. D. ad Set. Silan. ergiebt. Diese Bestimmung 

fliefst aus der P. G. ©. Art. 164. in Verbindung mit Art, 179, 

e) P. G. O. Art, eit. 

$. 100. 

"Von den Rechtlehrern werden noch als juridische 

Milderungsgründe angenommen: I) der verringerte 

Grad der Strafbarkeit der Handlung in con- 

creto a), nach welchem Gesichtspunkte die Strafe 

gemildert wird 1) wenn eine ungewöhnlich gute 

Absicht der That zum Grunde lag b), 2) wenn die 

Selbstthätigkeit des Willens der Person bey 

Begehung der That beschränkt war. Jede Thatsa- 

che, aus welcher auf eine solche beschränkte Willens- 

freyheit geschlossen werden kann, als Schwäche des 

Verstandes c), Leidenschaft d), Gelegenheit e), u.5. w. 

bewirken daher Strafmilderung. Allein dieser Grund 

hat eben so sehr die Gesetze f}, als die Natur des 

bestimmten Strafgesetzes wider sich. Auch wird Nie- 

mand zum Verbrecher, ausser in Folge der Ueber- 

macht des (zur Leidenschaft oder zum Affekt gestei-
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gerten) Antriebs zur That; daher, obiges als richtig 
vorausgesetzt, die gesetzliche Strafe niemals würde 
zur Anwendung kommen dürfen g). 

N 

a) Am besten ausgeführt vonKleinschrod syst. Entw. Thl. I. 
Kap. V. $. 55—65. und Stübel peinl. Recht Thl, IL 

b) Klein peinl. R, $. 172, . 
t) F.A. Hommel D. de temperandis poenis ob inbecillitaten 

‚intelleetus, Lips. 1755. 

d) Westphal Grundsätze von rechtlicher Beurtheilung der 
aus Hitze des Zorns unternommenen Handlungen. Halle 1784, 

e) Erzleben in wiefern Gelegenheit zu Verbrechen die Stra- 
. fen derselben mildere. Gött. 1979. — Püttmann pr. de- 

linquendi occasio, an et quatenus delictum ejusque poenam 
minuat. Lips. 1786. in opusc, Nr. 4 

f)L1. 8.2.3.4. ad SCt. Turpill. Facti quidem quaestio in 
arbitrio est judicandis, Poenae vero persecutio non 
ejus voluntati mandatur, sed legis auctoritati reserva- 
tur, L. 14. D. de SCto. Silan. L. 8. C. ne sanctum baptisma, 
L892.C.adL. Jul. de vi publica. — cf. Feuerbach 
Revision Thl. I. Kap. V. 

8) Ausführlich ist jener Mildernngsgrund geprüft in Feuer= 
bach Diss. de causis mitigandi ex capite impeditae liberta- 
tis. Jenae 1799. und dessen Revision Thl. 1. Ss, 150-422, 
— Hiegegen neuerdings Martin in s. Lehrb. $. 56. und 
Bauer im Lehrb. $, 129. ff. — Dafs und wie ferne jedem 
Verbrechen beschränkte Freiheit zum Grunde liegt, ist an 
vielen Fällen praktisch nachgewiesen in Feuerbach’ ak« 
tenmälsiger Darst. merkw. Verbrechen, besonders Thl. II. 

$. 101. 
Noch werden, jedoch nicht einstimmig, als Mil- 

derungsgründe angenommen ID) der guie Lebens- 
wandela), UN) Reue b), IV) freywilliges Be- 
kenntnifs, V) Gewohnheit c), VD Irrthum 
und Unwissenheit in Ansehung der Gröfse der 
auf das Verbrechen gesetzten Strafe d), VID) Glück- 

- licher Erfolg der Handlung e), VII) Ver- 
wandtschaft des Beleidigers mit. dem Beleidigten f), 
IX) Schadensersatz g), X) Entsagung der Rechte 
aus der Beleidigung von Seiten des Beleidigten h), 
XI) Compensation i), XI) Ablauf der halben 
Verjährungszeit, XI) Geschicklickeit des 
Thäters k) u. s. w. Keiner dieser Gründe stützt
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sich auf Gesetze, fast jeder widerspricht der Natur 
der Sache. 

@a)B.C.H. Breuning Qusaest. an vitae bena actae probatic 
sit inculpati argumentum. Lips. 1778. n. 

b) Kleinschrod.n. a: O. Th. I. $. 148—152, 

c) Püttmann de delictis, quae consuetudine excusantur fin 
Miscell. Cap. XXVIII. 

d) A. Fr. Schott Diss. de ignorantia populi circa poenas 
Lips. 1788. 

e) Kleinschrod a. a. O. Thl, II. $. 8587, 

f) Quistorp Beyträge n. A. Nr. 81. 

g) Dieser, so wie die Milderungsgründe IX und X, köunten 
blos caum mit. propriae seyn. 

h) Besonders Verglöich, Fürbitte etc.. Engan Dies. de 
transactione cum Jaeso inite poenam criminalem temperante. 
Jen, 17146. — Hommel Diss. de transactione super omit- 
tenda criminis eapitalis accusatione actori illicita. Lips. 1750, 
— Kleinschrod a.a.O. Thl. IL $. 87—92. 

i) Kapf de compensatione circa maleficia. Tüb. 1778, 

k) Püttmann an et quatenus reorum in remp. merita in eaı- 
sis levandae poenae numeranda sint. In Opusc. jur. crinı. 
Nr. XL 

nun 

Zweytes Hauptstück, 

Pon den Gründen der relativen Strafbarkeit bey unbestimmien Straf- 

x 

geselzen. 

Feuerbach Revision Thl. IL. — Dessen Ansichten sind ge- 
folgt Grolman-über die Begründ. des Strafrechts. Kap. IH. 
8. 118—187. — Gros Lehrb. des phil, Rechtsw. (Tüb. 1801.) 
S. 885. ff. $. 391. ff. — Stübel in seinen Grunds, zu Vorl. 
über den allg. Theil d. peinl. Rechts — n. Andere, | 

Für die entgegengesetzte Theorie: 

Kleinschrod syst. Entw. Th. 1. Kap. IV. $. 43206, 

Stübel System d. peinl. R. Th. II. 

Klein’s vorläufige Bemerkungen über die Zurechnung der Verbr. 
zur Strafe. Im Archiv Bd. II. St. 4. Nr. 4, und andern klei- 
nen Aufsätzen des Archivs, 

Thibaut Beytr. $, 36. ff. . 
Henke über d. Grenzen d. richterL Willkähr bey Best. arbi- 

trärer Strafen (in dessen criminalist. Vers. Berl. 1807.). 
"3. J.Santen Versuch die Gröfse der Verbrechen und das Straf- 

manfs in jedem Falle nach einem sichern Verhältnisse zu be- 
stimmen. ‚Rostock 1816, ' . 

Martin Lehrbuch des Criminalr, S. 125—137.
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8.1022. 

Da für ein unter einem unbestimmten Strafge- 
setze enthaltenes Verbrechen die Gröfse der verwirk- 
ten Strafe nicht unmittelbar aus dem Gesetze erkannt 

werden kann; so ist dieselbe von dem Richter, in- 
nerhalb des seinem Ermessen überlassenen Spielraums 
($- 78), dem Grade der Strafbarkeit des beson- 
dern Falles angemessen zu bestimmen. Die Aufgabe 
des Richters bei Anwendung eines unbestimmten Straf- 
gesetzes ist also: für die unter demselben be- 
griffene Handlung diejenige Strafe aufzu- 
finden, welche ihr der Gesetzgeber selbst 
bestimmt haben müfste, wenn er sie einzeln 

(in dieser ihrer Besonderheit) mit einer bestimm- 
ten Strafe hätte bedrohen wollen, 

g. 102 b, 
. Die Principien aber, nach‘ welchen die Gröfse 

der Strafbarkeit in der Idee des Gesetzgebers beur- 
theilt werden mag, sind, nach Verschiedenheit ihrer 
Erkenntnifsquelle, von doppelter Art, entweder po- 

: sitive oder allgemeine. Hat nämlich I) der Ge- 
setzgeber selbst entweder überhaupt a), oder in 
besonderer Beziehung auf das unbestimmt bedrohte 
Verbrechen b), die Momente angegeben, nach wel- 
chen die Gröfse der Strafbarkeit in concreto zu be- 
messen ist; so sind diese positiv bestimmten Mo- 
mente, so weit sie reichen c), als Maafsstab bei Be- 

urtheilung der Gröfse der Strafbarkeit des Verbre- 
chens in concreto, vor allen andern in Anwendung zu 
bringen d). Wo und wie weit aber II) solche posi- 

tive Bestimmungen nicht gegeben sind e), können le- 
diglich allgemeine (d. i. aus der Natur der Strafe 
und des Strafgesetzes abgeleitete) Rechtsprinci- 
pien der richterlichen Beurtheilung zur Grundlage 
dienen f). Darum die Nothwendigkeit der folgenden 
Lehre,
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a) Das gemeine Recht kennt — wenige Penkte 2 B. das 
. Verhältnifs des Dolus zur Culpa, des Versuchs zur Vollen= 

dung, des Gehülfen zum Urheber etc. ausgenowmen — keine 
solche allgemeinen Normen (man müfste denn etwa die be- 
kannte L. 16. D. de poenis dafür gelten lassen wollen); wohl 
aber particulare Criminalgesetzgebungen z. B das Oestrei- 
cehische Gesetz über Verbrechen $ 36—40, das Baieri- 
sche Strafgesetzb. Art. 90—94. und fast alle andere neuere 
Gesetzbücher. Doch will von Manehen jetzt behauptet wer- 
den: dieses, und jede Bestimmtheit der Begriffe und Grund- 
sätze, besonders aber ein sogenannter allgemeiner Theil über- 
"haupt, sey in einer Criminalgesetzgebung vom Uebel! 

b) Beyspiele dieser Art sind sehr selten. Am umfassendsten 
gibt noch der Art. 160. der P. G. O. solche Momente an für 
die Bestrafung des grofsen, sonst nicht beschwerten, 
Diebstahls. „Und in solchen Fällen mufs man ansehen den 
Werth des Diebstahls, auch eb der Dieb- daraım berüchtigt 
oder betreten sey. Mehr soll ermessen werden der Stand 
ug das Wesen der Pexson, so gestohlen hat, und wie schäd- . 
lich dem Beschädigten der Diebstahl seyn mag.“ 

€) Meistens geben die Gesetze nur, andcutungs- und beysviels- 
weise, ein and anderes Moment an, z. B. P. G.O. Art. 125, 
„Grofser Schaden oder Aergernifs“ Art. 127. „nach Gelegen- 
heit des gefährlichen Hinlegens“ und dergl.; wo denn alles 
übrige, so wie auch die Bedeutung und der Umfang der an- 
gedeuteten Momente selbst, „rechtsverständiger Leute 
Vernunft“ überlassen ist. 

d) Diesen ersten Pankt ganz umgangen-zu haben, konnte frü- 
hern Ausgaben mit Kecht zum Vorwürfe gemacht werden, 
Aber mehr vermag der Verf. auch jetzt nicht zuzugeben. - 

c) Diesen ist der Fall, wenn das Gesetz entweder ganz darüber 
“schweigt oder nur in allgemeinen Ausdrücken auf die ver- 
schiedenen Momente der Strafbarkeit des Verbrechens hin- 
weist z. B. P. G. O. Art. 113. „sach Gelegenheit und Ge- 
stalt der Ueberfahrung“ — Art, 114. „nach Geführlichkeit, 
Gröfs, Gestalt und Gelegenheit der Sachen und Person“ — 
Art. 127. „nach Gröfse und Gelegenheit seiner Milshand- ' 
lung“ — Art. 177. „in einem Full anders denn in dem an- 
dern“ und dergl.. 

f) Nach Thibaut Beyträge zur Kritik der Feuerbachischen 
Theorie $. 60-71, — F. Henke crim. Vers. Bd. I. $S.40. 9, 
— Martin Lehrb. $. 58. ff. soil unter obiger Voraussetzung 
die Analogie, endlich der Geist der in dem Staat beste- 
henden positiven Criminal- Gesetze die Nornı geben. Das 
liefse sich hören, wenn wir (für das gemeine, Recht) eine 
Gesetzgebung hätten in Einem Körper, mit Einem, seiner 
bewufsten, wenigstens in sich selbst übereinstimmenden Geiste. 
Da hingegen unser gemeines Recht aus sehr verschiedenen 
Gegetzkörpern zusammengeseizt ist, von denen jeder seinen 
ganz eigenen Geist hat, da jene Gesetzkörper zröfstentheils 
wieder nur aus Bruchstücken verschiedenen Alters zusam- 

‚ Mengesetzt sind, von welchen die meisten wieder von ihren 
eigenen Flementargeistern beherrscht, werden, die in ihren 
Zwecken und Ansichten (deren sie sich überdies nur selten 

©. Feuerbach’s peinl, Recht. (11. Aufl.) 6
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klar und deutlich bewulst sind) oft auf das grellste einan- 
der widerstreiten: so darf es für eine logische Unmöglichkeit 

x elten, aus solchen Elementen, mittelst der Analogie oder 
Blofser Abstraction, übereinstimmende, und für den prakti- 
schen Gebrauch auch nur einigermafsen ausreichende Nor- 
men zusanımenzubringen; wenn man nicht, um das Wider- 
sprechende scheinbar auszugleichen und die Lücken auszufül- 
len, doch wieder versteckterweise eine allgemeine Theorie 
zur Aushülfe nelımen will. Die Einwendung: dafs hinsicht- 
lich der allgemeinen Principien keine übereinstim- 
mende Ueberzeugung zu erwarten, folglich das Recht dem 
wechselnden Winde der Theorien Preis gegeben sey, ist ein 
Vorwurf, der nicht die Theorien, sondern die Gesetzgebung 
selbst in allen Fällen trifft, in welchen sie den „Rath der 
Rechtsverständigen“ nothwendig macht, wo denn natürlich 
jeder seiner eignen Ücherzeugung d. i. seiner Theorie zu 
folgen das Recht haben mufs. Jedenfalls aber ist eine zu- 
sammenhängende Theorie keine unsicherere Norın, als eine 
schwankende, jedenfalls auch nur nach’ individuelle, Ansich- 
ten bestimmte Analogie, oder ein sogenannter Geist, den Je- 
der, nach verschiedener Beschaffenheit seiner Augen, in die- 
ser oder jener Gestalt oder auch gar nicht sieht, 

$. 108. 
Der allgemeine Rechtsgrund des Daseyns al- 

ler bürgerlichen Strafen ist die Nothwendigkeit der 
Abwendung einer Gefahr für den rechtlichen Zustand. 
Daher die Gröfse der Gefahr der Mafsstab für 
die Gröfse der Strafe und der Grundsatz: je 
gröfser die Gefährlichkeit der Handlung 
in Beziehung auf den rechtlichen Zustand, 
desto gröfser die bürgerliche Strafbar- 
keit a). . 

8) Vergl. Revisian Th. II. S. 440. ii 

$. 104. 
Die Gröfse der Strafbarkeit wird daher nach 

folgenden Regeln beurtheilt: D je wichtiger das 
Recht, gegen welches die Gefahr gerichtet 
ist; ID auf je mehr Rechtsverletzungen sie 
gerichtet ist; LUD je mehr Gründe für die 
Wahrscheinlichkeit und Wirklichwerdung 
der Rechtsverletzung vorhanden sind; IVJje 
Jortdauernder der Grund der Gefahr wirkt,
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nnd je weniger derselbe durch andereGrün- 
de aufgehoben werden kann — desto gröfser - 
ist die Strafbarkeit. Also von der Wichtigkeit, 
dem Umfang, der Intensität und Permanenz . 
der Gefahr hängt die Gröfse der Strafbarkeit ab, 

$. 103. 
Die Gefährlichkeit einer Handlung kann benr- 

theilt werden 1) nach den derselben in der äussern 
Sinnenwelt zukommenden Merkmalen (Quantität 
der Handlung), 2) nach denjenigen Eigenschaften der- 
selben, welche von den ihr zum Grunde liegenden 
psychologischen Ursachen bestimmt werden (Qua- 
lität der Handlung). Die besondern Gründe der 
Strafbarkeit, welche durch die Quantität bestimmt 
werden, heifsen objective Gründe der Strafbarkeit 
(rationes illegalilatis externae); diejenigen, 
welche aus“ der Qualität derselben hervorgehen, sub-- 
jeetive Gründe der Strafbarkeit (rat, illegal. 
internae Ss. subjectivae). 

x 

a. v 

Objective Günde der Strafbarkeit. 

$. 106, 
Die objectiven Gründe der Strafbarkeit hängen ab 

D von dem Ge genstande, auf welchen die Hand- 
lung gerichtet ist; II) von dem Verhältnisse der 
Handlung zu dem gesetzwidiigen Erfolg, als sol- 
chem; IID) von der Art der Wirksamkeit zu der 
Uebertretung. ‘ 

g. 107. 
I) In Anschung des Gegenstandes’ ist eine - 

Handlung um so strafbarer: 1) je wichtiger das 
Recht ist, das durch sie verletzt wurde, oder .auf 
dessen Verletzung sie gerichtet war (Regel I. $. 104.). 

6*
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Ein Recht ist aber um so wichtiger, je unersetzlicher 
es ist und je mehr durch die Verletzung desselben 
die rechtliche Freiheit beschränkt wird. 2) Auf je 

mehr Rechtsverletzungen (der Zahl nach) sie ge- 
richtet war, oder je mehr Rechte durch sie wirk- 
lich verletzt wurden (Regel I. $. 104.). 

$. 108. 
Aus dem objectiven Gesichtspunkte der Wich- 

tigkeit der Gefahr ($. 107.) ergiebt sich, wenn 
‚alles übrige sonst gleich. ist, a) die gröfsere Straf- 
barkeit der Verletzung ursprünglicher Rechte vor 
der Verletzung der erworbenen, b)' der Verletzung 
des Rechis auf Daseyn überhaupt, vor allen übrigen 
Verletzungen ursprünglicher Rechte, c) der Verlez- 
"zung der Integrität der Kräfte vor der blos vor- 
übergehenden Störung des Freyheitsgebrauchs, d) 

. der vorübergelienden Störung des Freyheitsge- 
brauchs (Freyheitsverletzung) vor einer blofsen 
Beleidigung der Ehre. 

$. 109. 
In je mehr Personen Rechte verletzt werden, 

um so mehr Rechte werden verletzt. Es folgt da- 
her aus dem objectiven Gesichtspunkte des Umfan- 
ges (der Extensität) der Gefahr ($.107.): «) die Ver- 
letzung eines Rechts des Staates selbst, ist strafba- 
rer, als eine Verleizung desselben Rechts in irgend 
einer andern Person; b) die Verletzung an einer Ge- 
meinheit im Staat ist strafbarer, als eine gleiche 
Verletzung an einem Einzelnen. Die Verletzung ei- 
nes dem Oberherrn, als einer blofsen Privatper- 
son, zustehenden Rechts, steht aber auf gleicher 
Stufe mit derselben! Rechtsverleizung an einem Un- 
terthan. 

$. 110. 
U) In. Ansehung des Verhältnisses der
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"Handlung zu dem gesetzwidrigen Erfolg, 
ist die Handlung um so .strafbarer, je inniger der 
ursachliche Zusammenhang war, der zwischen 
der Handlung und dem Erfolge Statt fand. Denn um 
so dringender ist die Gefahr (Regel II. $. 104.) 

g. 111. 
Daraus folgt: 1) das vollendete Verbrechen 

ist strafbarer als das unternommene a); 2) das 
unternommene Verbrechen ist um so strafbarer, je 
näher die Handlung, bei welcher der Versuch ste- 
hen blieb, der Vollendung war b). ($. 43.). 

a) ®. G. O. Art. 178. Es ist eine blofse Verwechslung des mo- 
zalischen mit dem juridischen Standpunkte, wenn einige, wie _ 
Filangieri System der Gesetzgeb. Bd, IV. S. 271, und 
‚Servin de la legisl. crim. L. IL. Sect. 1. den conatus 
proximus und das delietum perfectum für gleich- 
strafbar ' halten mit dem vollendeten Verbrechen. — cf. 
Traug. Thomasius D. an poena delieti perfecti ordina- 
ria puniendus sit conatus proximus. Lips. 105. — Klein- 
schrod syst. Eutw. Thl. I. 8.89. — Zuweilen wird jedoch 
in den Gesetzen der Versuch ausdrücklich dem vollendeten 
Verbrechen gleichgestellt. . 

b) Ist die Handlung, welche den Versuch zu einem andern Ver- 
brechen ausmacht; selbst schon ein vollendetes benanntes 
Verbrechen (qualifieirter Versuch), so treten die Grundsätze 
von concurrirenden Verbrechen ein, und es wird auf die or- 
dentliche Strafe des vollendeten Verbrechens mit Schärfung 
erkannt. 

$. 112. 

IN) Die Rücksicht auf die Art der Wirksam- 
keit giebt das Verhältnifs zwischen der Strafbarkeit 
des Urhebers und des Gehülfen. Da die Straf- 
barkeit um so gröfser ist, je mehr Gründe für das 
Entstehen einer Rechtsverletzung in einer Person vor- 
handen waren (Regel III. $. 104.); so ist der Urhe- 
ber strafbarer als der Gehülfe a), weil jener die 
eigentlich wirkende Ursache des Verbrechens, dieser 
nur erleichternde Nebenursache der Entstehung des- 
selben war ($. 44. 45.). 

e) P. G. ©. Art. 137.
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113. 

Urheber eines Verbrechens können in verschle- 
denem Grade strafbar seyn, je nachdem mehr oder, 
weniger Gründe für das Entstehen der Uebertretung 
in ihrer Handlung enthalten waren. Demnach ist 1) 
derjenige, der sich mit andern zur Ausführung der 
‘That verbunden hat, strafbarer, als ein anderer, 2) 
‚der Urheber der Entstehung eines Complotts (An- 
stifter) und das Oberhaupt bey der Ausführung 
eines gemeinschaftlich beschlossenen Verbrechens (Rä- 
delsführer) strafbarer als die gemeinen Theilneh- 

- mer, und 3) unter intellectuellen Urhebern ist 
derjenige, der auf den Entschlufs des physischen Ur- 
hebers zur Hervorbringung der That, stärker eiuge- 
wirkt, strafbarer als derjenige, der durch schwächere 
Bestimmungsgründe dessen Entschlufs bewirkt hat. 

_ Ein Urheber durch Drohung und Zwang ist daher 
strafbarer, als jeder andere intellectuelle Urheber, 

g. 114. 
Für ‚die Bestimmung des Grades der ‚Strafbar- 

keit der Gehülfen unter sich, gilt die Regel: je 
genauer die Beyhülfe ‚mit dem Verbrechen selbst zu- 
sammenhängt und je mehr sie zum Entstehen der 

That beyträgt, desto gröfser ist ihre Strafbarkeit. 
. Daher ist in der Regel 1) der Gehülfe durch förm- 
lichen Vertrag sirafbarer, als wer blos zufällige Hülfe 
leistet ($. 52.), 2) der unmittelbare Gehülfe 
strafbarer als der entfernte ($. 51.),-3) der posi- 
tive Gehülfe strafbarer, als der negative ($. 49). 

$. 115. 

Der allgemeine Gehülfe kann bald strafbarer, 
bald weniger strafbar seyn, ‘als der besondere 
($- 52.), Er ist 1) strafbarer, wenn die Merkmale, 
wodurch sich seine Handlung von dem Verbrechen 
des Uirhebers untersche'det, die Strafbarkeit einer 

ı
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That erhöhen, 2) weniger strafbar, wenn sie dieselbe 

vermindern a). 

a) Der Unterschied jener Gehülfen an sich ist also kein Grund 
der verschiedenen Strafbarkeit, und es ist falsch, wenn die 

Rechtsichrer annehmen, der socius speciali 8 sey straf 
'"Jarer > ala der soc. generalia, 

B 
Subjective Gründe der Sirafbarkeit 

g. 116, 
Die Hauptstufen der subjecfiven Strafbarkeit wer- 

den begründet durch die Verschiedenheit der Wil- 

lensbestimmung zur That. Da nämlich eine Hand- . 

lung entweder aus Dolus oder aus Culpa hervor- 

gehen kann ($- 54.), die culpose Willensbestimmung 

‚aber nicht unmittelbar auf die Verletzung selbst ge- 
richtet ist, also in ihr selbst weniger Grund zur Her- 
vorbringung der That enthalten ist, als in der dolo- 
sen Willensbestimmung (Regel II. $. 104); so gilt 
die Regel: das Verbrechen aus Dolus ist im- 
mwier strafbarer, als das Verbrechen aus 

Culpa a). 

a) P. 6. 0. Art. 116, 

$. 117. 
Die Culpa: ist um so strafbarer: 1) je leichter 

die Handlung gethan oder unterlassen werden konnte, 
durch deren Begehung oder Unterlassung der rechts- 
widrige Erfolg vermieden worden wäre; 2) je enger 
der Zusammenhang zwischen der Handlung und der 
"entstandenen Rechtsverletzung; 3) je mehr der Schul- 
dige durch seine besonderen Verhältnisse zur gehöri« 
‚gen Sorgsamkeit verpflichtet war. 

$. 118. 
“Der Dolus wird immer bestimmt durch das 

Dascyn einer sinnlichen Triebfeder, welche den
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Willen antreibt, die That zu wollen. Da nun über- 
haupt die Gröfse der Gefahr (in der Vorstellung des 
Gesetzgebers) die Gröfse der Strafbarkeit in concreto 
begründet ($. 103.); so ist die Strafbarkeit ei- 
ner dolosen Handlung’um so gröfser, je ge 
fährlicher die sinnlichen Triebfedern wa- 
ren, die der That zum Grunde lagen a). 

a) Mündlich von der Freyheitstheorie, als der bisher angenom- 
menen Lehre: cf, Revision Th. Il. Kap. IX. 

$. 199. 
Es hängt der Grad der Gefährlichkeit einer 

sinnlichen Triebfeder ab, J) von ihrer Intensität: 
mit je mehr Kraft und Heftigkeit sie gewirkt 
hat, desto strafbarer ist die Handlung; II) von ihrer 
Festigkeit: je mehr sie eingewurzelt und in 
dem Gemüthe herrschend, je unverbesserlicher 
sie also ist, desto gröfser die Strafbarkeit: IN) von 

‚ihrem Umfang: auf je mehr Rechtsverletzun- 
gen sie ihrer Natur nach gerichtet ist, desto straf- 
barer die Handlung, die aus ihr entsprang a). - 

a) Ueber die Methode der Beurtheilung einer Handlung nach 
diesen Regeln vergl. Revision Thl. Il. S. 38503, 

1. Grade der Strafbarkeit nach der Inten- 
sität der Triebfeder. 

$. 120. 
Aus der Stärke der Hindernisse, welche 

der Begehung des Verbrechens entgegensianden, und 
welche durch. die Begierde überwunden worden sind, 
erkennt man den Grad der Stärke, mit welcher diese 
Begierde selbst gewirkt hat, \ 

g. 121, 
Hieraus folgt: 1) eine rechtswidrige Begierde, 

welche bis zur Leidenschaft oder zur Gewohn- 
heit gestiegen ist, ‚also die freye Wirksamkeit der
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höhern Gemütlskräfte selbst aufgehoben hat, bewirkt. 

erhöhte Strafbarkeit der durch sie bestimmten Hand-- 

lung a); 2) je mehr einzelne Hindernisse (Be- 

wegungsgründe) der Bestimmung des Willens zur That 

oder der Ausführung derselben entgegenstanden, 

desto höher steigt die Strafe; also a) je zahlrei- 

chere und wichtigere Beweggründe dem Ent- 

schlufs entgegenstanden, und je klärer und deut- 

licher der Mensch dieselben erkannt hat; 5) je 

gröfser die äussern Schwierigkeiten waren, 

welche bei der Ausführung zu überwinden gewesen 

sind. 

a) Nicht also dann steigt die Strafbarkeit, wenn die That nur 
in-einem Affect begangen worden, sondern wenn die rechts- 

widrige Begierde zur Leidenschaft geworden ist, 

H. Grade der Strafbarkeit nach der Festig- 

keit der Triebfeder. 

$: 122. 

Auf den Grad der Festigkeit einer gewissen sinn- 

lichen Begierde läfst sich schliefsen T).aus dem Man-. 

gel dringender äusserer Anreizungen zur 

Handlung: je weniger es äusserer Aufforderungen be- 

durfte, um die Begierde zu erregen, desto fester und 

herrschender mufste -sie in dem Gemüthe seyn; I) 

aus ihren Wirkungen, wenn sie die ihr entgegenwir- 

kenden, psychologischen Hindernisse fortdauernd 

unterdrückt hat; III) aus ihren Gründen, wenn 

der Mensch unter dem 'Einflusse solcher, Ursachen 

gestanden ist, welche auf tiefe Verwilderung des Ge- 

müths durch Befestigung der Herrschaft gesetzwi- 

driger Neigungen und Begierden. vorzüglich mächtig 

einwirken. 

'g. 123. 
Hieraus ergeben sich als Regeln: 1) ein Verbre- 

chen, das aus innerem Antrieb, unter schwachen
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äussern Reizen begangen worden, ist strafbarer als 
ein solches, zu welchem der Mensch durch starke 
zufällige äussere Anreizungen bestimmt wurde Ver- 

' führung, Furcht, u. s. w. verringern also die Straf- 
barkeit. 2) Ein aus innerem Antriebe begangenes 
Verbrechen ist um so strafbarer a) je mehre und 
stärkere, der sinnlichen Begierde entgegenwirkende 
Ursachen durch dieselbe fortdauernd unterdrückt 
worden sind, wie bey einem Verbrechen aus Ge- 
wohnheit, und 5) je mehr Naturursachen, z. B. böse 
Erziehung u. dergl. die Entstehung derselben be- 
wirkt haben und‘ die fortdauernde Wirksamkeit 
derselben bestimmen. 

IH. Grade der Strafbarkeit nach dem Um- 
fang der Triebfeder. 

$. 124. 
Je mehr Subjecte durch die der Handlung 

zum Grunde liegende Triebfeder bedroht wurden und 
auf je mehr Rechtsverletzungen (der Art und 
Zahl nach) sie gerichtet ist, desto gröfser ist die 
Strafbarkeit,. 

$. 125. 
Es begründen daher I) Triebfedern, die ihrer 

Natur nach auf Hervorbringung gesetzmäflsiger 
Handlungen gerichtet sind, den niedrigsten Grad der 
Strafbarkeit a); II) Triebfedern, die ihrer Natur nach 
zu gesetzwidrigen Handlungen bestimmen, einen 
erhöhten Grad derselben. Die Abstufungen dieser 
sind nach dem verschiedenen psychologischen Cha- 
rakter derselben zu beurtheilen. Ein Verbrechen aus 
positivem Menschenhafs würde daher, nach dem 
Gesichtspunkte des Umfangs, am strafbarsten seyn. 

#) Verbrechen aus Liebe, Mitleid, vermeintlicher Pflicht, re- 
ligiösen Meynungen u. s, w.



A 

Zweyte Unterabthei ilung 

Von den Gründen der relativen Strafbarkeit bey 
concurrirenden Gesetzen. 

Sn 

W. A. Schöpf Diss. de concursu delictorum. Tüb. 1758. 

P. Schulz de concursu del. Hal. 1748, 

Kleinschrod syst. Entw. Thl. TI. $. 101—110., 

Fr. Car. Savigny de concursu delictorum formali. Marb. 1800, 

A. W. Schröter de concursu delictorum. Lips. 1812, und des- 
sen Handbuch $. 151-170. 

Mittermaier im N. Archiv des Criminalrechts IL Ba. nr. 10, 

$. 126. - 
Wenn mehre noch nunbestrafte Ueber- 

tretungen derselben Person als Gegenstand 
eines und desselben richterlichen Urtheils 
zusammentreffen, so entstehet ein Zusammen- 

flufs ‘ von Verbrechen (concursus delie- 
torum). . = 

$..127. 
Es sind nur drey Hauptarten der Concurrenz 

nach Verschiedenheit der übertretenen Strafgesetze 
möglich. Sind I) durch eine und dieselbe Hand- 
lung oder in Einem ununterbrochenen Act ver-. 

schiedene Strafgesetze übertreten worden, so 
ist dieses eine ideale oder formale Concur- 
renz (Conce. del. simultaneus). 1D Verschie- 
dene Handlungen, durch welche verschiedene 
Sirafgesetze übertreten worden sind, begründen eine 
objective Concurrenz (C. d. objectivus s. 
heterogereus). Il) Ist durch verschiedene 
Handlungen ein und dasselbe Sirafgesetz über- 
treten worden, so ist eine subjective Conec. (C. 

..d. subjectivus s. homogeneus) vorhanden. 

$. 128. 
Geschieht die subjective Concurrenz an ei- 

nem und demselben Gegenstande, so ist ein fortge- 

'n
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setztes Verbrechen (del. continuatum); ge- 
schieht sie an verschiedenen Gegenständen, ein wie- 
derholtes Verbrechen (del. reiteratum s. re- 
petitum) vorhanden. 

N 

$. 129. 
Da die Strafe eines jeden Strafgesetzes Anwen- 

dung findet, sobald die Voraussetzungen zur gesetz- 
lichen Strafe vorhanden sind, so folgt: 1) wenn 
mehre Strafgesetze übertreten worden sind, so finden 
die Strafen aller übertretenen Strafgesetze statt; 2) 
wenn ein Strafgesetz mehrmals übertreten worden ist, 

so ist die Anwendung der Strafe desselben so viel- 
mal rechtlich begründet, als dasselbe übertreten wor- 
den ist a). nn 

a) L. 2. pr. D. de priv. del. Nunquam plara delicta concurren- 
tia faciunt, ut ullius impunitas detur; neque enim delictum 
ob aliud delictum minuit poenam. 

$. 130. 
Wenn aber die nach voranstehender Regel ($.130.), 

zusammentreffenden Strafen von der Art sind, dafs es 
unmöglich oder aus höheren rechtlichen Gründen un- 
zulässig seyn würde, dieselben vollständig in Au- 
wendung zu bringen; so ist nur die volle Strafe Ei- 
ner Uebertretung, jedoch mit einem Zusatz anzu- 

. wenden, welcher ein Tiieil der durch andere Ueber- 

tretungen verwirkten vollen Strafe ist. Bei der con- 
currirenden Anwendung mehrer, dem Grade nach ver- 

schiedener, Strafen, wird daher auf die schwerste 
mit Schärfung verbunden, erkannt a). . 

a) Vergl. Grolman Gr. d. Cr. $. 128. ff. 

g. 131. 
Die Gesetzte bestätigen diese Grundsätze insbe- 

sondere bei der objectiven Concurrenz a) und 
bei wiederholten Verbrechen.b). Aber bei der 
idealen Coneurrenz und bei fortgesetzten Ver-
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brechen machen sie eine Ausnahme, in wie ferne 

sie dort, wenn Verbrechen derselben Gattung 

idealiter ‚concurriren, die Regel aufstellen: die grö- 

(sere Strafe hebt die geringere auf (poena 

major absorbet minore m) c); hier aber die mehr- 

malige Uebertretung nur als Eine d) betrachtet wissen 

wollen. Wenn mehre Verbrechen verschiedener 

Art idealiter concurriren, so bleibt es bei der Regel: 

es wird auf das Uebel der schwersten Uebertretung, 

mit einem schärfenden Zusatz: verbunden, erkannt e). 
” 

a) L.32. 91 D. ad. Aqik I. 2. D. de privatis" delictis. 

1.2. 5. D. de accus. — Die Praktiker stellen, den Ge- 

setzen zuwider, folgende Grundsätze auf: I) Coneurri- 

ren mehre Capitalverbrechen, so wird nur auf die 

Strafe des gröfsten Verbrechens erkannt, ohne alle Rück- 

sicht auf die übrigen. Sie dehnen also den Grundsatz: 

popena major absorbet minorem, welchen die Ge- 

setze doch nur von einem Fall der idealen Concurrenz 

behaupten, zur Ungebühr aus. Nur dann, „wenn die Strafe 

eines andern concurrirenden Verbrechens noch einen schär- 

feren Zusatz hat, soll dieser Zusatz mit der Strafe des 

schwersten Verbrechens verbunden werden. — Heil judex 

et defensor €. VL. $. 68. II) Concurrirt Todesstrafe 

mitleibesstrafe, oder Leibesstrafe mit andern 

geringern Strafen, dann absorbirt die gröfsere die ge- 

ringere. — Carpzov Q. 152. nr. 64. III) Concurriren mehre 

poenae corporis afflietivae, dann wird blos auf die 

härteste erkannt, einige Fälle ausgenommen. Carpzov 

l,e.N. 72. IV) Steht auf allen Verbrechen Geldstrafe, 
dann wird die Strafe eines jeden Verbrechens für sich bezahlt, 

b) L. 28. 8. 3. 70. D, de poenis, I. un. C. de superexactionihus. 

L.8.$.1.C. ad L. Jul. de vi pabl. Die Praktiker stimmen 

im Ganzen bey, nur mit dem Unterschied, dafs sie mehre 

Verbrechen, welche insgesammt mit Leibesstrafe bedroht 

sind, nur als Eins betrachten, und die Regel: poena ma- 

jor ete. anwenden. S. v. Schelhafs im N, Archive des 

Criminalr. H. Bd. nr, 82, Gesterding im N. Archive, 
V. Bd. ur. 20. . 

c) Das römische Recht bleibt bey den allgemeinen Grundsätzen. 

L. 9. C de aceusationibus, sagt: Si ex eodeın facto 

plurima erimina nascuntur, et de uno in accusatio- 

nem fuerit deductus, de altero non prohibetur ah 

altero deferri. — Die P. @. O, Art. 165. beschränkt 
diesen Grundsatz: „Wo bey einem Diebstahl mehr denn 

einerley Beschwerung, so in den vorgesetzten 
Artikeln unterschiedlich gemeldet sind, erfunden. würden, 

ist die Strafe nach der meisten Beschwerung des 
Diebstahls zu erkennen.“ Für andere Arten der Concurrenz 

stellt Carl diese Regel nicht auf; ja selbst das ist gewils,
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dafs dieselbe nicht anf alle Arten der idealen Concurrenz 
auszudehnen, vielmehr blos auf den Fail, von welchen Carl 
redet, einzuschränken «ey, nämlich anf verschiedene ideali- ter" concurrirende Verbrechen derselben Gatt ung. Das 
römische Recht spricht allgemein und ein allgemeines Ge- 
setz wird durch ein specielles, wie bekannt, nicht auf- gehoben. | | 

d) L. 6%. 8. 2.D. de furtis. — ef Engau el. jur. erim. &. 29, — Westphal Criminalrecht $. 152, $.3.— Quistorp 
Thl. I. $. 90. - - on > 

€) Klein peinl. R, $. 159. 

$. 132. 
‚Im Fall einer Schärfung kann nur auf eine ge- 

setzlich zur Anwendung kommende Strafe mit schär- 
fendem Zusatz, nicht aber auf ein, der Art nach ver- 
schiedenes härteres Uebel erkannt werden a). 

! 

2 

a) Heil judex et defensor C. VI. S. 63. — Koch inst. jur, 
erim. $. 156. _ ,



Dritter Titeh 

Von der Natur der Strafen und ihren 
Arten. 

Erster Abschnitt. 

Yon den Strafen überhaupt und ihrer Eintheilung. 

$. 133. 
Jede Strafe hat- den nothwendigen (Haupt-) Zweck, 

durch . ihre Androhung Alle vom Verbrechen abzu- 
schrecken. Ein angedrohtes Strafübel ist aber nur 
um so zweckıälsiger, je mehr und je wichtigere Ne- 
benzwecke dasselbe noch zu erreichen fähig ist. 
Diese möglichen Nebenzwecke sind 1) unmittelbare 
Abschreckung durch den Anblick der Zufügung; 
2) Si icherung des Staats vor dem bestraften Ver- 

brecher; 3) rechtliche Besserung des Bestraften. 

$. 134. 
Die Strafe ist öffentliche Genugthuung, so wie 

das Recht, ihre Zufügung zu verlangen, ein öffentli- 
ches Recht ist. Durch die Zufügung der Strafe wer- 
den daher die aus dem Verbrechen entstandenen Pri- 

vatrechte nicht aufgehoben. Strafe schliefst Schadens- 
ersatz nicht aus a). 

a) G. A. Kleinschrod Doctrina de reparatione damni de- 
lieto dati ete. Spec. I. Wirceb. 1798. Mündlich von der 
Parömie: Mit dem Halse bezahlt man alles. — Mit dem 
Tode wettet man dem Richter und büfset dem Kläger. — 
S. Eisenhardt’s deutsches Recht in Sprüchwörtern, n, 
Ausg. 8. 499,
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g.138. 
Die Strafe geht aus dem Sträfgeseiz hervor. Die 

Verschiedenheit in den Bestimmungen eines Strafge- 
setzes verändert daher auch die Bestimmungen der 
Strafe. — Eine Strafe heifst absolut-legal (poena 
absoluta legitima s. legalis), wenn. das Gesetz 
absolut - bestimmt, relativ-legal oder relativ- 
'willkührlich (p sec. quid legitima s. arbi- 
iraria), wenn dasselbe relativ- bestimmt; schlechthin 
willkührlich (p. arbitraria), wenn dasselbe ein 
schlechthin unbestimmtes Gesetz ist ($. 76—78.). 

Poena ordinaria — extraordinaria — Extraordi- 
naria durior — extraordinaria mitior. 

$. 136. 
Jede öffentliche Strafe (p. publica) ist in so 

ferne, als sie durch Leiden des Uebertreters dem Ge- 
setze genug thut, peinlich, und so ferne sie an ein 
Verbrechen geknüpft ist (im Gegensatz von Privat- 
strafen) Criminal-Strafe — Allein schon nach 
der ältesten deutschen Gerichtsverfassung war das 
Recht, auch geringere öffentliche Strafen (an Haut 
und Haar) zu verhängen, mit der niedern vogtei- 
lichen (bürgerlichen) Gerichtsbarkeit verbunden, 
während blos die schweren Strafen (an Hals und Hand) 

- der hohen (Criminal-) Gerichtsbarkeit ausschliefsend 
vorbehalten blieben. Hiedurch wurde, in Beziehung 
auf die Gerichtszu ständigkeit, mit Rücksicht auf 
die Schwere der Strafen, eine noch jetzt praktische 
Unterscheidung der Criminalstrafen weiteren Sinnes in 
bürgerliche (Civil-) Strafen und in eigentliche 
peinliche oder Criminal-Strafen im engern 
Sinne begründet a), “Welche der heut zu Tag übli- 
chen Strafen aber blos für die Zuständigkeit des 
peinlichen Richters gehören, oder auch von einem 
blolsen Civil- Gerichte zuerkapnt werden können, ist,
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wenigstens im Einzelnen, blos wach Particular- 
Rechten zu beurtheilen b). ° 

Poena capitalis — non capitalis — — P. communis - pro- 
pria — — P, ecelesiastica — eivilis. 

a) Vergl. Robert und Koch über Civil- und Criminalstra- 
fen und Verbrechen. Giessen 1785. — Stübel de variis cau- 
sarum criminalium notionibus. Viteb. 1808, 

b) Ganz vergeblich ist die Bemühung der Criminalisten, im 
Allgemeinen mit Genauigkeit zu bestimmen, welche Strafen 
und Verbrechen zu den Criminalstrafen und Verbrechen ge- 
hören Die grofse Verschiedenheit der Particulargesetze und 
Gewohnheiten über diesen Gegenstand läfst keine allgemeine 
Regel zu. Man vergleiche nur das bekannte Responsum der 
Leipziger Schöppen bey Carpzov @. 109. Nr. 22. und Mal- 
blanc conspecetus rei judiciarise R. @. $. 96. Not. f. mit 
der Braunschweig - Lüneburgischen Verordnung und der Co- 
burgischen Constitution, bey Schottelius de ringularibus 
et antig. in Gerin. jur. Cap. VII. $. 9. u. 10. Kein Wunder 
also, wenn die Rechtsichrer selbst so schr von einander ab- 
weichen und im Grunde doch jeder Recht hat. Vergleiche 

- Böhmer ad Carpzov. Q, 109, obs. 2.4 — Meister 
Einl. zur peinl. Rechtsgel. S 26. — Koch inst. jur. exim, 
$. 64. 615. — Quistorp. Thl. U. 834. und 535. 

u: Feuerbach’s peinl. Recht. (11. Aufl.) 7 

r



Zweiter Abschnitt. 

Regeln für die Anwendung der Strafen. 

$. 137. 
D) Die Strafe soll in der Zufügung ein 

wirkliches Uebel für den Uebertreter seyn. 
Daraus. folgt: 1) ein Uebel, das der Verbrecher selbst 
als ein Gut begehrt, kann nicht gegen ihn augewen- 
det werden, ohne Widerspruch gegen die Absicht des 
Gesetzes a). 2) Eine Strafe soll an dem Verbrecher 
nicht vollzogen werden, wenn dieser sich in einem Zu- 
stande befindet, in welchem er die Strafe nicht als . 
Uebel zu empfinden vermag. Die Vollstreckung am 
Leichnam oder im Bildnisse b) mag nur als beson- 
dere Form die Ehrlosigkeit auszusprechen oder als 
“ein Symbol, dafs dem drohenden Gesetz unter allen 
Bedingungen Genüge geschehen müsse, gerechtfertigt 
werden. 

a) J. Melch. Gott. Besecke Diss. de homicidio ex vitre 
taedio ad oppetendam mortem commisso non mortis poena, 
sed perpefnis carceribus puniendo. Hal. 1772. abgedruckt in 
Plitt Analect. Nr. IV. — Hurlebusch in den Beyträgen 
ar. VI — Hepp Vers. über d. Strafr. Nr. V. .— Abegg 
Untersuchungen etc. Abh. ° 

%) Klein Diss. de executione in cadavere delinquentis, Rost. 
1699. — Cocceji Diss, „de justitia pocnae in absentes vel 
mortuos statuendae atque in effigie exequendae. 

$. 138. 
ID Die Strafe darf blos den Urheber 

und keinen Unschuldigen treffen a) (poena 
suos teneat auctores). Also kann 1) ein Rich- 
ter bey Anwendung willkührlicher Strafen keinem Un-
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schuldigen elu Uebel zuerkennen, um durch die Lei- 
den desselben deA wirklichen Verbrecher zu bestra- 

fen b). 2) Keine Strafe darf zugleich dem Schul- 
digen und einem Unschaldigen auferlegt werden. Bey 
einem Verbrechen aller Glieder oder des Mehrtheils 

einer Gemeinheit ist also die Strafe nicht auf die 
Gemeinheit als solche auszudehnen, sondern auf die 
schuldigen Einzelnen zu beschränken c). 

a) L. 26. D. de poenis; besonders L. 22. C. eod. 

b) Wenn das Gesetz wie L.5. C. ad L. Jul, Maj. das Gegen- 
theil verordnet , so hat es der Gesetzgeber zu ver- 
antworten, der Richter zu befolgen, der Begna- 
diger zu mildern. ” - 

c) Der Verlust der Privilegien einer Gemeinheit kann daher 
als Strafe nicht auf ewig erkannt, sondern blos 'auf gewis- 
sen Zeitraum beschränkt werden, Geldstrafen sind nicht den 
Gütern der Gemeinheit, sondern nur dem Vermögen der Ein- 
zelnen zu entnehmen etc. Vergl. oben $. 28, 

$. 139. 
Es folgt daraus: 3) eine Strafe, die nicht zu- 

gleich als öffentliche Schuld auf dem Eigenthum des 
Verbrechers haftet, geht nie auf die Erben über. 
Nur Vermögensstrafen, wenn entweder 1) der Ver-. 
brecher schon bey seinen Lebzeiten verurtheilt wor- 
den, oder 2) das begangene Verbrechen ein solches 
ist, bey welchem, nach den Gesetzen, in dem Au- 
genblicke der begangenen That das Vermögen oder. 
ein Theil desselben unmittelbar von Rechtswegen 
(ipso jure) dem Staate zufällt a). 

a) L. 20. D. de accusationibus. L. 14. D, de publ. et vect. L. 22, 
D. de Scto. Silan. L. 388. D. de R. J. L. 4. C. de apostat. 
1.5. C. si reus vel accusafus mortal. S., Kleinschrod 
de reparatione damni delicto dati. Spee. 1. $. 12—14. und 
dessen syst. Entw, Il. Thl. $. 88, 3% . 

10 
IM) Die Strafe mufs öffentlich vollzo- 

gen werden, wegen der Nothwendigkeit der- Be- 
kräftigung des drohenden ‚Gesetzes durch die Voll- 

, r& 

F 2:
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streckung a). Blofse Züchtigungsübel, welche die 
Polizey zur Besserung verhängt, dürfen und müssen 
zum Theil heimlich zugefügt werden, weil sie blos 
für den Leidenden selbst berechnet sind und die 

Oeffentlichkeit dem Zweck der Besserung widerspre- 
chen würde. 

@) Schon hieraus widerlegt sich die Meynung des Benjamin 
Rusch in s. Untersuchung der Wirkungen öffentlicher Stra-' 
fen auf die Verbrechen und die Gesellschaft, a. d. Engl. 
übersetzt, Leipz. 1772. — Gegen Rusch ist zum Theil 
Püttmann über die öffentliche Vollstreckung der peinl. 
Strafen. Ein Sendschreiben an Herrn Benj. Rusch Leipz. 
1192. ° 

g. 141. 
IV) Die Vollstreckung einer jeden Strafe, 

mufs gemäls einem Richterspruch gesche- 

hen, welcher die Art und den Grad des zu- 
zufügenden Uebels bestimmta). Denn niemand 
darf mehr Uebel leiden, als er durch seine That ver- 

dient hat. 

a) Blos bey der Strafe des Siaupbesens wird diese Regel noch 
nicht beobachtet. -



  

Dritter Abschnitt. 

Von den einzelnen in Deutschland üblichen Strafen. 

Jac. Döpler theatrum poenarum, suppliciorum et executio- 
num criminalium, oder Schauplatz derer Leibes- und Le- 
bensstrafen. Sondershausen 1698. 4, (Wann wird endlich eine 
neuere Schrift dieses Machwerk überflussig machen ?) 

J.C.H. Dreyer antig. Anm. üb. einige in dein mittlern Zeit- 
alter in Deutschland und im Norden üblich gewesene Lebens-, 
Leibes - und Ehrenstrafen, Lüb. 1792, 

$. 142. 
Der Richter darf nur auf gesetzlich gebilligte 

Strafen erkennen und es steht nicht in seiner Gewalt, 
neue Strafübel zu erfinden. Selbst bey willkührlichen 
Strafen darf er nur solche wählen, die sonst in der 
Gesetzgebung angedroht, oder durch gegründete Ge- 
wohnheit gebilligt werden. Daher die Nothwendigkeit 
der gegenwärtigen Lehre. 

$. 148. 
Man kann die Strafen im Allgemeinen in be- 

nannte und in unbenannte eintheilen. Zu den 
letzten gehört der Verlust gewisser Rechte oder Vor- 
rechte, das Verbot gewisser sonst erlaubter Handlun- 

.gen und Geschäfte, z. B. die Untersagung eines Ge- 
 werbes, Amtes etc. a). 

a) L. 9. pr. 8. 1-9. D, de poenis. — Das Verbot, bey den 
Schauspielen zu erscheinen, ist in dem röm. Hecht eine 
Strafe, L. 28, $.3. D. eod. und Ulpian wirft die Frage 
auf: ob man einem Menschen zur Strafe gebieten könne, 
Handlung zu treiben? 'L. 9. $. 10. D, eod, \ 

| $. 144. | 
Die benannten Strafen sind in Rücksicht auf
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die Art, wie sie dem Menschen zu Uebeln werden, 
A) psychologische Strafen, d, i. solche, die 
vermittelst blofser Vorstellungen das Gefühl der Un- 
lust erregen; B) mechanische, physischeStra- 
fen, solche, die vornehmlich durch Einwirkung. auf 

den Körper als Uebel empfunden werden. 

g 18. 
Zu den mechanischen Strafen gehört I)die To- _ 

desstrafe, (poena capitalis im engern Sinne) a) 
die entweder einfach oder geschärft (qualifi- 
eirt) ist, je nachdem die Lebensberaubung mit Ne- 

benübeln verbunden ist, oder nicht. Die Enthaup- 
tung b), däs Hängen, (der Strang, poena suspendii) 
und das, nicht mehr übliche,‘ Ertränken (Säcken) c), 
werden zu den einfachen Todesstrafen gerechnet. 

a) Der, seit Beecaria entstandene, bis jetzt noch unentschie- 
dene Streit über die Rechtmäfsigkeit der Todesstrafen (über 

“dessen Literatur Böhmer Handb. d. Lit. S. 647. fl.) wurde 
in unsern Zeiten von neuem wieder rege. Vergl. W. G. 
Schirlitz die Todesstrafe in naturrechtl. und sittl. Bezie- 
hung. Leipz. 1825. — Trummer i. d. crim. Beytr. Bd. M. 
Heft 1.8. 187.f. Grohmann (im N. Arch, d. Crim. R. 
B. VI. ar. 16.) — Vom Justizmorde. Ein Votum d. Kirche, 
Leipz. 1826. — Desxgleichen in Frankreich, in Verbindung 
mit den Ideen über Einführung des Poenitentiar - Systems. 

% Die vorzüglichste unter diesen Schriften, sind wohl die von 
Charles Lucas: du Systeme penal et du aystöme repres- 
siven general, et de la peine de mort en particulier. ä Geneve 
et Paris 1827 und: du systeme penitentiaire en Europe et 
aux etafs-unis. Aa Paris 1828, 

b) Nunmehr an vielen Orten , wie in Dänemark, Preussen und 
> “ an andern Orten, mit.dem Beil, in den wieder mit Deutsch- 

land vereinigten Provinzen des Ueberrheins mit der Guil- 
lotine, nach der Carolina mit dem Schwerdt. — ef. 
Schlosser de usu gladi in suppliciis apud Romanos. Fref. 

-1769. (in Plitt Annal. Nr. 1). — Meiners über die Hin- 
richtung. mit dem Schwerdte. (Berliner Monatsschr. 1784, 
S: 408. ff). Den zum Theil seltsamen Streit über das fort- 

dauernde Selbstbewufstseyn 'des Menschen in seinem abge-' 

hauenen Kopf, behandeln die Schriften von Simmering, 
Eschenmeyer, Wedekind, Wendtu A. — S.Boeh- 
moer über die Wahl der Todesstrafen (N. Archiv des Crimr, 
IV. Bd. nr. 8. nr. 15. V. Bd. ar. 24. u. VI. Bd. nr. 3.). 

c) Nach der P. G. O. die Strafe der Weibspersonen, als milde- 
res Surrogat anderer Todesstrafen. P. G. O. Art. 124. 130, 

ES
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131. 133. 159, 162. Nicht zu verwechseln mit der poena 
cullei. Weber den römischen culleus ist vorzüglich zu le- 
sen: Ramos Tribonianus sive errores Trib. de poena par- 
rieidii. Lugd. Bat. 1728, — Joannes Solorzani de par- 
ricid. crim. L. 1. (Otto thes. V. p. 995. sq,) — Dracken- 
borchD. ad L. 9. D. ad L. Pomp. de Traj. rec. Hal, 1724, 

‘ Sn 

$. 146. 
Die geschärften, meistentheils ausser Gebrauch 

gekommenen, Todesstrafen sind entweder: innerlich. 

geschärft, wie das Rädern, das Verbrennen, Vier- 
theilen, Pfählen und Lebendigbegraben, oder 2) äus- 
serlich geschärft und zwar a) durch ein vorher- 

gehendes Uebel, wohin das Schleifen zur Gerichts- 
stätte und das Kneipen mit glühenden Zangen gehört, 
oder b) durch ein nachfolgendes Uebel, durch 
Flechten des Körpers auf das Rad, Stecken des Kopfs 
auf einen Pfahl, Verbreunung des Leichnams nach 
der Enthauptung, Abhauen de® Hand des Leichnams 
u. dergl. a). 

\ 

a) Das, ebenfalls äufserst selten angewendete Rädern ausge- 
nommen, sind alle übrigen aufser Gebrauch gekommen. Die 
Verbrechen haben darum weder an Zahl, noch an Grausam- 
keit zugenommen; vielmehr das Gegentheil. 

$. 197. 
U) Verstümmelnde Strafen sind vorzüglich 

‘das Abhauen der Hand, Abschneiden der Finger oder 
der Zunge, Ausstechen der Augen etc. Menschlich- 
keit und Weisheit brachten diese Strafen ausser Ge- 
brauch a). 

a) Mündlich über die Gründe der Verwerflichkeit dieser Stra- 
fen. — $, Stelzer Grunds. des peinl. R. Th. I. S. 46. — 
Globig und Husters Vier Zugaben Ilte Zug. $. 95. 94. 
— Kleinschrod syst. Entw. Thl. IH. $. 15. 

$. 148. 

IN) Körperliche Züchtigungen im. en- 
gern Sinne (p. corp. affl.) sind 1).Staupbe- 
sen (fustigatio), öffentliche Züchtigung mit Buthen 
durch den Henkersknecht, 2) Stockschilling (vir-
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gindemia), geheime oder öffentliche Züchtigung 
durch den Gerichtsdiener oder Gefangenwärter, mit 
Ruthen oder dem Stock. u 

Anmerk. Das Wippen, die fratto di corda war blos 
sächsisches Gewohnheitsrecht. — Mündlich von Spiefsruthen- 
und Steigriemen - Laufen bei Soldaten, 

Ueber die russische Knute 8. Steltzer im Archiv dcs Crimr. 
vu Bd. 8. St. nr. 4, 

$ 19. 
IV) Die Freyheitsstrafe und zwar 1) Ver- 

weisung im weitern Sinn zerfällt «) in die Ver- 
strickung (confinatio), 5) in die Verwei- 
sung im engern Sinn (relegatio, exilium). 
Diese ist wieder Landesverweisung oder Provinzialver- 
weisung, oder Stadtverweisung a), Von der Verwei- 
‚suug ist die Landräumung zu unterscheiden b). 2) 
Die Freyheitsstrafe im engern Sinn, oder Ge- 
fängnifsstrafe im weitern Siun ist wieder «) 
gemeine Gefängnifsstrafe, welche die Freyheit 
blos negativ beschränkt (so dafs der Verbrecher nicht 

. wider seinen Willen zur Anwendung seiner Kräfte be- 
stimmt wird) c); 5) Zucht- oder Arbeitshaus- 
strafe, wenn zugleich der Gefangene zu bestimmten 
regelmäfsigen Arbeiten mit Zwang angehalten wird d); 
c) öffentliche Arbeiten (dammatio ad opus 
publicum),. wenn der Verbrecher unter enger Ver- 
wahrung auf öffentlichen Plätzen zum Besten des 
Staats arbeiten mufs e). 

a) Fernandez de Retes de interdictis et relegatis. (Ina 
Everard. Diton. thes. T. V. pag. 1189. 1). — G.M. We- 
ber de relegatione. Bamb. (ohne Jahrzahl). — Jo. Jac. 
'Gella freymüthige Gedanken über Landesverweisungen, Ar- 
beitshäuser und Bettelschube. Ansp. 1784, — Biedermann 
über Landesverweis. u. Urphede. (Archiv IH. 2. 8) — 
Spangenborg d. Strafe d. Verbannung b. d. Römern. (N. 
Arch. XI. nr. 18.) ’ 

b) Mündlich von der akademischen Relegation — von der 
Verweisung vom Hofe eic. 

ec) Ho ward über Gefängnisse und Zuchthäuser. Uebers. mit 
Zusätzen von Köster. Leipz. 1980, -Desgleichen die neue-
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sten Schriften über d. Pönitentiar-System, (S. oben $. 145 
Anm. a.) : \ 

d) Wächter über Zuchthäuser und Zuchthausstrafen. Stuttg, 
1786. — Wagnitz über die Verbesserung der Zuchthans- 
gefangenen. lialle 1787. 8. Desselben historische Nach- 
richten und Bemerkungen über die merkwürdigsten Zucht- ' 
häuser in Deutschland. Halle 1791—94. 2 Thle. — J. Lota 
Ideen über öffentliche Asbeitshäuser u. ihre zweckmälsige 
Organisation. Hildburgh. 1810. — (v. Weveld) freymi- 
tige Gedanken über die Verminderung der Criminalverbre- 
chen. München 1810. — J. Hopfauer über die Strafhäu- 
ser überhaupt mit besond. Rücksicht auf die- österr. Staaten, 
Linz 1814. Ueber die Einrichtung der Strafanstalten in 
Oesterreich, im N. Archiv des Crimr. I. Bd. 4. H. nr. XXVTI, 
— Vorzüglich aber das Meisterwerk des Staatsministers 
v. Arnim: Bruchstücke über Verbrechen und Strafen. Fref., 
u. Leipz. 1803. Neueste Literatur im N. Archive des Crimr. 
IV. Bd. nr. XV. — Villerme des prisons, telles, qu’elleg 
sont et telles, qu’elles devraient &tre. Paris 1820. — Dan- 
jou des prisons de leur regime et des moyens de les ame- 
liorer. Paris 1821. 

e) Kleinschrod über die Strafen der öffentlichen Arbeiten. 
Wärzburg 1789. Verbessert abgedruckt in den: Abhandlın- 
gen über das peinl, Recht und den peiul. Procefs. I. Thl. 
Nr. V. — Ueber die Strafe des Berghans S. Knötschker 
von der Verdammung der Missethäter zur Bergarbeit. Leipz. 
1395. und. Hübner über die Anwendung der Bergbaustrafe 
in Deutschland. Leipz. 1796. — Als Antiquität von der 
Damnatio in metallum und'®d metalla. „S. Heyner Exerc. 
de damnatione ad metalla. Lips. 1794. (Bey dieser Schrift ' 
ist aber vieles geschichtlich zu berichtigen.) 

$. 150. 
Zu den psychologischen Strafen gehören 

1) die Ehrenstrafen überhaupt, welche eine Krän- 
kung des Ehrtriebs in dem Menschen bewirken; — 
und zwar indem sie entweder das Ehrgefühl nur 
vorübergehend kränken, oder aber zugleich das voll- 
kommne Recht auf Ehre entweder beschränken oder 

entziehen. Jene heilsen Ehrenstrafen im engern 
Sinn, diese entehrende Strafen. 

. 

$. 151. 
Vou den Ehrenstrafen sind 1) einige blos be- 

schämend, als Kirchenbufse a), Verweis, Abbitte, 
Widerruf b) und Ehrenerklärung, andere 2) zugleich 
beschimpfend, wie das gemeine Halseisen oder
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der Strafpfahl, Lasterstein, die Geige u. s. w. Die 
entehrenden Strafen, nehmen 1) entweder blos das 
Recht auf vorzügliche Ehre, z. B. durch Amtsent- 
setzung, Beraubung der Adelsrechte, in constitutionel- 
len Staaten, Verlust der Wahlfähigkeit zur Volksver- 
tretung u. dergl. — infamia im Römischen Sinne 
des Worts ($. 71.) oder 2) entziehen zugleich das 
Recht auf gemeine Ehre und auf guten Namen, 
Ehrlosigkeit e). 

a) Christ. Wildvogel Diss. de deprecatione publica eccle- 
siastica. ed. 2da 1757, . 

b) Widerruf und Abbitte können geschärft werden und dann in 
eigentlich entchrende Strafen übergehen, z, B. wenn die Ab- 
bitte und der Widerruf knieend, vor gehegtem Halsgericht 
in Gegenwart des Scharfrichters abgeleistet wird. 

e) Thomasius Diss. de poena viventium eos infamantes, sint - 
absurdae et obrogandae? Hal. 1728. — Caloni de delin- 
quentium ad publicam ignominiam expositione. Abo 1788, — 

"Fr. Car. Lud. Textor Diss. de supplicio capitali et poe- 
nis infamantibus e eivifatum foris proscribendis. Tüb. 1799. 

g,152. 
Der Verlust der Ehrenrechte ist I) entweder eine 

nothwendige Folge von andern Strafen oder wird 
"I) als selbstständige Strafe, entweder allein oder in 
Verbindung mit einer andern, zuerkannt. Hier wird 
der Verlust des Rechts auf Ehre 1) eniweder be- 
gründet durch die blofse Erklärung des Richters, 
oder 2) durch symbolische Handlungen des Staats, ' 
welche dessen Urtheil zugleich sinnlich darstellen. 
Die letzte Entstehungsart ist, was die Ehrlosigkeit 
betrifft, vorhanden. a) bey der Ausstellung an 
‚den Praugera), b) dem Brandmarken, c) der 
öffentlichen Zerbrechung des adelichen 
Wappens durch den Schinder, d) der An- 
schlagung des Namens an den Galgen und 
e) dem unehrlichen Begräbnisse. 

I) Infamia mediata und immediata. — Infamia ju- 
ris und infam. facti. 

2) Rechtliche Folgen der Infamie.
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a) Pufendorf Obs. fur. univ. Tom. IV. Obs. 130. — Pufen- 
dorf de jurisd. Germ. p. 484, — Meister Einleit, in die 
peinl Rechtsgel. S. 34. und 4SL 

- $. 153. - 

U) Vermögensstrafen. Sie zerfallen 1) in 
Geldstrafen (mulctae), wenn der Verbrecher einen 
bestimmten Theil seines baaren Geldes verliert a); 
2) Confiscation, wenn der Verlust von Vermö- 
gen (Eigenthum des Menschen überhaupt) zum. Vor- 
theil der Staats- Casse, Inhalt der Strafe ist b). Die 

Confiscation kann das ganze Vermögen eines Men- 
schen, oder nur einen Theil desselben betreffen (con- 
fiscatio omnium — quorundam bonor). Uebri- 
gens setzt. jede Confiscation die ausdrückliche Andro- 
hung eines Gesetzes voraus. Stillschweigende Confis- 
cation (als blofse Folge einer Capitalstrafe) findet ge- 
seizlich nicht mehr statt ce). 

Mündlich: von den Gütern, auf welche die conf. o. b. sich 
nicht erstreckt. — Von den Verbindlichkeiten des Fiscus als 
successor. — Von dem Zeitpunkte des Anfangs der Confisc. 

a) Fr. Virgil. Barbacovius Diatr. de poenis pecuniariis 
recte adhibendis. Trid. 1796. 

b)G. Hier. Brückner Comment. de confiscatione bonor&m 
in delietis. Jen. 1759. 

e) P. G. 0. Art. 218. in fin. vergl. mit L. 1. $. 3. L. 7. pr. de 
bonis damnat. L. 10. C. eod. L. 5. et 6. €. ad L. Jul. Mnj. 
und Nov. 22. c. 8. Nov. 134. c. 13. — S. Kleinschrod 
syst. Entw. Thl. III. 8. 62—72. — Koch Vorrede zu seiner 
Ausg. der P. G. O. $. 9. — In mehrern Ländern ist die Con- 
fiscatio omnium.bonorum durch die Staatsverfassung oder - 
besondere Gesetze. aufgehoben. 

-
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Vierter Abschnitt, 

Von dem Verhältnifs der Strafen zu einander. 

"Quistorp Versuch einer richtigen Bestimmung des Verhält- 
nisses der gemeinen in Deutschland üblichen Strafen zu ein- 
ander. In dessen Beyträgen n. A. or. XVIL 

$. 154. 
Eine Strafe ist um so grölser, je mehr .Debel 

sie in sich enthält. Sie ist also I) um so gröfser, 
je mehr das in ihr enthaltene Uebel entweder un- 
mittelbar das Gefühlvermögen affieirt, oder in 

seinen Folgen den Zwecken des Menschen wider- 
spricht, und I) je zusammengesetzter das in ihr 
enthaltene Uebel ist. 

i . $g15. 
"Todesstrafe ist daher unter allen die härteste 

Strafe a). Auf sie folgen 1) ewige Beraubung der 
Freyheit, 2) verstümmelnde Strafe, 3) entehrende, 
mit körperlichen Schmerzen verbundene Strafen (wie 
Staupbesen und Brandmarken), 4) Ehrlosigkeit, ohne 

körperliche Uebel (Pranger), 5) Confiscation des gan- 

zen Vermögens, 6) ewige Landesverweisung, 7) ein- 
fache körperliche Züchtigungen, 8) zeitige Beraubung 
der Freyheit, 9) Verweisung auf bestimmte Zeit, 10) 
Ehrenstrafen, 11) Geldstrafen. 

a) cf. Feuerbach Abh.: der Tod ist die gröfste Strafe. (Bi- 
bliothek d. p. R. Bd. IL. St. I. nr. 4.) Die von den Gegnern 
der Todesstrafe öfters vorgebrachte Behauptung: Freibeits- 
strafe, lebenslängliche besonders, sey härter als der Tod — 
hat vielleicht das Räsonnement des reflectirenden Verstandes 
für sich, nicht aber, worauf es doch hauptsächlich ankommt, 
daa gemeine Menschen - Gefühl. \
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$. 156. 
Unter verschiedenen Strafen, die ein gleiches Ne- 

benübel enthalten (also zu derselben Art und Gattung 
gehören) bestimmt theils die Dauer, theils die Gröfse 
der Nebenübel das Verhältnifs. 

$. 157. 
An sich ist wohl keine Strafe der andern völlig 

gleich, wenigstens gebricht es an einem sichern Maas- 
stab zur Bestimmung dieses Verhältnisses. Wenn da- 
her der Richter genöthigt ist, eine Strafe mit ‘der 
andern zu vertauschen, so hat er vor allen zu se- 

hen: welche Strafe nach Gesetz oder Gewohn- 
heit einander gleichgeachtet werden a). Entschei- 

den diese nichts, so ist nach allgemeinen Gründen 
($ 154-156) zu ermessen, welche Strafe der an- 
dern am nächsten oder (beyläufig) gleich komme. 

®) Man sehe hierüber besonders den oben angef. Quistorp. 
Ausserdem auch: J. F. Mögling Diss. de eo. q. j. e circa 
proportionem in poenis surrogandis Tub, 1734. — Hom- 
mel Vorrede zu Flavius $. 1% 

$. 158. 
Setzt der Richter für ein gewisses Strafübel ein 

demselben der Qualität nach gleiches, aber der Art 

nach verschiedenes Uebel; so heifst dieses eine Ver- 

wandlung der Strafe (permutatio poenae)., 

$. 159. 
Hat das Gesetz eine gewisse Strafe bestimmt, 

so will es, dafs eben diese auf den vorkommenden 
Fall angewendet werde und es steht dem Richter 
nicht eine willkührliche Verwandlung frey. Diese 
ist nur dann rechtlich möglich: 1) wenn die Anwen- 

-dung der gedrohten Strafen selbst physisch un- 
möglich a), oder 2) die bestimmte Strafe auf das 
Daseyn einer gewissen Voraussetzung berechnet,
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diese aber in dem vorliegenden Falle nicht vorhanden 
ist b). 

a)L.1.$.8.D. de poenis.. P. @. O. Art. 216, 
:b) Kleinschrod syst. Entw. Thl. 11..$. 12%. 

$. 160. 
Das unbestimmte Strafgesetz verlangt mehr nicht, 

als dafs der Richter der Strafbarkeit des Verbrecheus 
gemäfs eine Strafe bestimme Der Richter hat daher 
hier das unstreitige Recht, zwischen verschiedenen, 
dem Grade nach einander gleichen, jedoch dem be- 
sondern Grad der Strafbarkeit angemessenen Straf- 
übeln zu wählen. Seine Wahl kann unter dieser Vor- 
aussefzung nicht nur 1) durch Rücksichten der Bil- 
ligkeit, sondern auch 2) .durch die politische 
Rücksicht auf das öffentliche Wohl bestimmt wer- 
den a). 

a) Von der Rücksicht auf den Stand der Person bey willkühr- 
lichen Strafen mündlich: cf. Jo, Leonhard Tauber Diss. 
de licita in criminalibus prosopolepsia. Alt. 1752. Beson- 
ders.G. 3. Fr. Meister über den Einflufs, welchen der 
Stand des Verbrechers auf die Strafen und das Verfahren in 
Strafsachen hat, In Plitts Repert. Thl. I. nr. 1.



Zwe ite s Buch 

Positiver oder besonderer Theil des pein- 

lichen Rechts 

Einleitung 

$. 161. 
. Dieser Theil ist gröfstentheils analytisch. Er 

bestimmt den Begriff der einzelnen Verbrechen, so. 
wie die damit verbundenen Strafen. Die von demsel- 
ben aufzustellenden Begriffe der Verbrechen, als Vor- 
aussetzungen der gesetzlichen Strafen, müssen aus den 
positiven Gesetzen selbst geschöpft, entweder unmit- 
telbar aus ihnen hergenommen, oder durch das Mittel 
der Auslegung in denselben gefunden seyn.



Erster Theil 

Von determinirten gemeinen Verbrechen. 

Erster Titel 

Oeffentliche ‚Verbrechen, Staatsverbrechen 
überhaupt. 

> 

Erster ‚Abschnitt. 

Verbrechen an der moralischen Persönlichkeit des Staats 
selbst oder an dem Regenten als solchem. Staatsverbrechen 

im engern Sinn. 

Erste Abtheilung. 

Von dem Hochverratbe. 

N. A. Gundling Singularia ad Legem Majestatis itemgue de 
silentio in hoc erimine. Hal. 1721. 4. 

L. Lud. Menken Diss. de crimine perduellionis ejusque poena, 
Viteb, 1737. 

Henr. von Adrichem Diss. de poena perduellionis , verogue 
sensu L. quisquis C. ad L. Jul. Maj. Lugd. Bat. 1784. 

Kleinschrod über den Begriff und die Strafbarkeit des Boch- 
verraths, nach allgemeinen Grundsätzen. In Klein’s und 
Kleinschrod’s Archiv. Bd. I. St. 1. Nr. 2, 

Feuerbach philosophisch juridische Untersuchung über das 
Verbrechen des Hochverratlis. : Erf. 1798. 

H.C.C. Grünebusch de erimine perduellionis atque maje- 
stat. apud priscos. Rom. Cell 1802. 

Tilsner de perduell, majestat, Lips. 1814. 

H. Winter das Mnjestätsverbrechen, philosoph. und juridisch 
‘erklärt. Berlin 1815.
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Escher vier Abhandlungen über Gegeustände der Strafrechts= 

wissensch. (Zürich 1822 Jar. 11. 

Rofshirt über Mochv. u. die angrenzende Verbr. (im N. Ars 
chiv. Bd. IX. nr. 6). 

8.162. 
Hochverrath (perduellio) ist die Hand: 

lung’ eines Staatsunterthans, ‘welche an sich, 
und in der rechtswidrigen Absicht des Han-. 
delnden, darauf gerichtet ist, das Daseyn 
des Staats öder solche. Einrichtungen des- 
selben, welche durch das Wesen des Staats: 
überhaupt bestimmt sind, zu vernichten a): 

Der Hochverräther ist Feind: des ‚Staats (perduellis, 
hostis); aber seine Beleidigung ist gröfser, als die 
des auswärtigen Feindes, weil er Bürger oder doch 
Unterthan desselben ist b). . 

Manche neuere Schriften über Hochverrath 2. B. J.'v. Horn 
die Verschw. gegen den Kurf,. Wilhelm ‚II. nebst. erneuerter 
Untersuchung über Hochverrath u. ‚Majestätsverbr. 1524. u. 
verschiedene andere, gehören möhr ‘der Geschichte der Fac-’ 
tionen unserer Zeit, als der "Rechtswiss. an, wunden daher: 
oben unter der Literatur nicht mie verzeichnet, - u 

Sn 

Anmerk, Mündlich von dem crimen Maj estatis des Rön: 
Rechts, welches den Hochverrath und die Majestäts- 
verletzung als Arten Wmbr sich begreift. Verzl. 93.9. 
de publ. jud. — S. Dick.histor. ‘Versuche über dus“ Critiinalr. 
der Römer. (Halle 1522.) or. I, : m 

a) L. 11. D. ad L. Jul. Majest. „, erdueltichis. rcus est, hostili 
animo adversus rempublicanı vel-principein, animatas“- int 
Vergleichung mit L. 21. und ‚a. D. de'eaptivis et postliminio. 

b) Hochverrath. ist nach aligemeinen Principien, und nach po® 
sitiven Gesetzen das strafbarste Verbrechen. L. 7. GC, de ins 
Uulg. crim. L. 8, ‚e. Thedd. üe bonis, Proscript. 

$. 163. 
Der Hochverrath hat D Zu Seinem Ge gen: 

stande das Daseyn des Staats im Allgemeinen oder 
solche Einrichtungen, welche zum Begriff eines Staats’ 
überhaupt oder dieses besondern Staats, als 
Staat, wesentlich. gehören (Fundamental-Ein= 

v. Feuerbach’s jest, Reshi, ti: Aufl) ' 8
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richtungen, durch Grundverträge oder Grund- gesetze bestimmt). Was erst durch .einen Act der Regierung selbst entsteht, ist kein Gegenstand die- ses Verbrechens a), so wenig als einzelne Regierungs- handlungen selbst, welchen der Unterthan Unterwer- fung versagt b). M Die Handlung selbst ‚ durch welche hier die Uebertretun 8 bewirkt wird, mufs auf Vernichtung solcher Einrichtungen. gerichtet seyn, gleichviel ‘aber, ob diese Vernichtung in der That bewirkt, oder (wern auch nur auf die entfern- teste Art) unternommen wörden ist c). UT Das Subject ist nothwendig ein Unterthan des Staats. Wo vollkommner Landsassiät (lands. plenus) ein- geführt ist, können auch forenses des Hochverraths schuldig werden d). Persönliche Unterwerfung wird im- mer vorausgesetzt. IV) Der nothwendige subjective Grund ist Dolus, und zwar nicht nur rechtswidrige Absicht überhaupt, sondern eine solche ‚ welche jene Vernichtung (I. und IL) zu ihrem Gegenstande hat Chostilis animus) e). 

a) z, E. einzelne Gesetze, die nicht Fandamentalgesetze sind, oder zufällige Einrichtungen, Stempeltaxen, Zölle, Aufla- gen etc, 

b) Daher die Unterscheidung des Hochv. von Insurre ction, Rebellion, Tumult etc, 
c) $.3. J. de public, Jud. 5. pr. C. ad L. Jul. Maj. A.B, «24.9.8 
4) Häberlin Handb. d. deutschen Staatsr. Thl, I $. 54. — Runde deutsches Privatrecht $. 408. — Danz ib. — Bey der blos dinglichen Unterwerfung ist kein Hochverrath denkbar, wie Kleinschrod a. a 0. $. 4. irrig behauptet. e) L. 11. D. ad I. Jul. maj. „hostili animo“ Auch fordern überall die Gesetze „dolum malum.“ 2 . 

$. 164. 
Bey der ehemaligen deutschen Reichsverfas- sung mufste der Reichs-Hochverrath von dem Landes-Hochv. unterschieden werden. Jener wurde sowohl an Kaiser und Reich selbst ‚ als auch an den
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Kurfürsten, und zwar sowohl von Reichsunmittelba- ' 
ren, als von Mittelbaren begangen a). Allein ınit der 
Auflösung des deutschen Reichs hat dieser Begriff 

‘seinen Gegenstand und der Gegensatz seine prakti- 
‚ sche Bedeutung verloren. Jeder Hochverrath ist nun 
Landes- Hochverrath b). i 

a) A.B.c.24. 9.2. Veigl. damit L. 5. C. ad L. Jul. Maj, und 
C. 5. de’ puenis.in 6to, - . — 

b) An dem deutschen Bunde, als blofsen Staaten-Bunde ist 
kein Hochverrath möglich. Wenn in einer besondern Ver- 
fassungsurkunde der Staat, welchem sie gilt, für einen 
Th ei des deutschen Bundes ausdrücklich erklärt ist, 
so wird durch feindselige Handlungen gegen diesen aller- 
dings ein Hochverrath begangen; aber nicht Hochverratli 
am deutschen Bunde, sondern an dem einzelnen Staate, iles« 
sen Verfassung durch jenen Angriff verletzt wird. 

$. 165. ” 
Da zu einem jeden Staat drey nothwendige Be- 

stimmungen gehören, nämlich: 1) Vereinigung zum 
Zweck der rechtlichen Sicherheit innerhalb eines be- 
stimmten Staatsgebiets, 2) ein Oberhaupt, als Sub- 
ject des gemeinschaftlichen Willens und 3) eine Ver- 
fassung, als Inbegriff der gesetzlichen Eihrichtun- 
gen, welche die- Art, den Umfang und die Greuzen 
der Regierung bestimmen; so giebt es auch eben se 
viele Gattungen des Hochverraths. 

Anmerk. Von dem Unterschied zwischen Hochverta ch 
und Landesverrath mündlich. cf. Klein peinl. R. 509. 
Bezüglich auf constitutionelle Staaten bedarf die Lehre von 
Hoch - u. Staatsverrath besondrer Modificationen, und einer 
besondern Bearbeitung. 

$. 166. 

 D Hochverrath an der. Vereinigung det 
Staatsglieder selbst (Landesverrath) kann be- 
gangen werden 1). durch Aufbebung: des Zwecks je- 
der bürgerlichen Vereinigung a), 2) durch Trefnung 

der in einem bestimmten Staat zum Zweck der bür- 
gerlichet Gesellschaft vereinigten Theile (absolut 
durch Unterwerfung desselben unter einen auswärtigen 

gr
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Staat; relativ, durch Losreifsung einzelner Provin- 
zen, Städte etc.) b); und endlich 3) durch jede feind- 

selige Handlung, die eine solche Trennung bewirken 
kann e). 

a) Löwenstern in den gelehrten Beyträgen zur Schwerin- 
schen Intelligenz. Jahrg. 1776. Nr. 2—5. 

0) L: 8 4 10.D. ad. Jul. Maj. Boshafte Verleitung zum 
Auswandern, heimliches Werben für auswärtige nicht feind- 
Iiche Staaten (Püttmann el. jur. erim. $. 493. 495.) kön- 
nen schwerlich hierher gerechnet werden. 

c) Aufregung eines Kriegs & Eigen das Vaterland, Unterstützung 
der Feinde etc. L.14.$.1, L. 4. D. eod. 

g. 167. 
IM An dem Staatsober haupte wird das 

Verbrechen begangen, wenn die oberherrliche. Person 
als Regent vernichtet oder diese Vernichtung versucht 
wird: entweder 1) durch Entihronung, oder 2) 
durch Tödtung des Regenten a), oder endlich 3) 
durch sonst eine Handlung, welche ihm die Ausübung 
der Regierungsrechte unmöglich macht — Gefan gen- 
nehmung, Beraubung des Verstandes, Ent- 
führung. Minister, geheime Räthe u. dergl. sind 
kein Gegenstand des Hochverraths b), 

Mündlich: von d. Demokratie und dem Oberherrn in einer 
Aristokratie. Der Oberherr in constitnt. Staaten. Veraut- 
wortlichkeit der Minister und Heiligkeit des Souverains, 
Origo majestatis a Deo — Volks -Souverainetät. 

e) Nur nicht, wenn der Unterthan aus Nothwehr die Tö- 
‚ dung vollbringt. — Feuerbach vom Hochverrath. S. 55. fl. 
Dessen Anti-Hobbes. Bd. I. Kap. IX. 

») Nach der L.5. C. ad L. Jul. Maj.. wird dieses Verbrechen 
auch begangen -an den Senatoren und an viris illustribus, 
qui consiliis et consistorio nostro intersunt. Vergl. Feuer- 

‚bach a. a.0. $. 61. fi. Ueber das crimen perd. obliquae 
überhaupt Christ. Lud. Reut Diss. de majestate in per- 
sona ministri, ex odio privato laesa. Lips. 1785. — Jo. El. 
Heyligen staedt D. de crimine quasi perduellionis eon- 
tra ministros principis. Erf. 1732. 

I 
TI) -Der Hochverrath an der Verfassung
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geschieht ı durch jede versuchte 'oder vollführte rechts- 
widrige- Vernichtung der Grundgesetze des Siaats,, Die 
rechtswidrige Aufhebung der bestehenden Grundge- 
setze heifst Revolution, im Gegensatz von Reform, 
einer‘. auf rechtlichem Wege bewirkten Uinänderung 
der Verfassung des Staats. - Der Begriff: ‘Revolution 
umfafst: übrigens nieht blas die vollständige Umwäl- 
zung der Regierungsform, sondern auch. die rechts- 
widrige Aufhebung einzelner Bestimmungen der’ Staats- 
verfassung a). Durch bilofse Theorieen über Staats- 

formen, durch- freinüthigen- Tadel bestehender: ‚Ver- 
fassungen begeht man keinen Hochverrath. u 

a) z. E. Attentat auf einzelne Rechte des Regenten,.. welche 
ihm. nach der Verfassung zukommen, Verdrängung der re- 
gierenden Familie, Aufhebung der. verfassungsmäfsigen Frey- 
heiten des Volks u, der Guarantieen dieser Freyheiten, Ver- 
nichtung der Volksrepräsentation, des einen oder andern Be- 
standthcila der legislativen Gewalt u. s. w. Blos verfas- 
sungswidrige "Handinngen fallen nur datın unter den Ge- 
sichtspunkt des Mochverraths, wenn ihnen erweislich die Ab- 
sicht zum Grunde liegt, entweder die Verf. überhaupt oder 
einen Theil derselben zu vernichten. ‚Mündlich von der Theil- 
nahme an den Handlungen eines irn Staat revelutionirenden 
auswärtigen Feindes. Vergl. Kleinschrod 2.00.88. 

$. 169. 

Die‘ Strafe des Hochverraths ist I) das Vier- 
tlıeilen, und bei Weibspersonen das Ertränken a), II) 
Das Vermögen des Thäters fällt dem Fiscus zu b). 
UT) Seines Namens Gedächtnifs’ ist verflucht (dam- 
nata miemoria) c). IV) Auch die Kinder trifft das 
Verbrechen ihrer Eltern, wenigstens im . Falle ver- 
suchier oder vollbrachter Tödung des Oberheirn: sie 
sind ehrlos, können zu keinen Ehrenstellen 'gelängen 
und niemianden beerben d). Blos die Töchter sind 
durch‘ eine Ausnahme begünstigt e). 

a) Nach römischem Recht das Schwerdt, L. 5. pr. L. 6. €. ad 
L. Jul. Maj. Die P. @. O. Art. 124. droht aber der Verrä- 
therey überhaupf, worunter auch der Hochverrath mitbe- 
‚griffen, die obige Strafe. 

» L. 1i, D. ad L. Jul. Maj- L. 1. de bonis. proscript.
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e)L.11. S.8. D. de his qui not. inf. L. 35. D. de religiosis. 
L. 24. D. de poenis. A, B. c. 24. '$. 10. „Volumus insuper, 
ut convicto mortuo miethoria ejus damnetur.* — cf. Chri- 
stoph Fr. Wolle, 2 Diss. de damnatione memoriae. Lips, 
1776. 

d) L.5..C. ad L. Jul. Maj. A. B. c. 24. Ist aber blos von ehe- 
-“  "Jichen ' Kindern des Hochverräthers,, wahrscheinlich 

auch von denen 'zu verstehen, die zur Zeit des. Hochver- 
zaths schon geboren waren. Auf Enkel ist das Gesetz cben- 
falls nicht auszudehnen. Vergl. Matthaeus deerinm. L. 48. 
tit. 2. c. & Nr. 10. sg. — Finkelthaus Diss. de erimine 

‚Jaesae maj. humanae. $. 32, 50. 

e) Kleinschrod: kann die L.5. C. ad L, Jul. Maj. als ein 
“ allgemeines Gesetz gegen .den Hochverrath überhaupt be- 

trachtet werden? In Kleins und Kleinschrods Archiv 
Ba. II, St. 2. Nr. 2. Hier wird behauptet, dafs alle Beson- 
derheiten der L. 5. C. z. E. die Strafe der Kinder, nicht 
auf den Hochverrath an dem Oberberrn selbst oder dem 
Staat angewendet werden könnten, vorzüglich aus dem 
Grunde, weil die L. 5. C. ad L. Jul. Ma}. nur von dem Mi- 
nister-Mord rede. Nach Hrn. Gerstäcker (im N. Archiv 
d. Crimr. Bd. VH. Nr. 35. S. 414.) soll diese Bestimmung 
darum nicht gelten, weil die L. 5. C. vom J. 897., durch 

: die spätere L. 22. C. de poenis (gegeben im J. 399.) wieder 
"aufgshoben worden sey, Aus philasophischen Gründen 
sucht die positive Ungültigkeit dieser Verordnung zu er- 

weisen. C. D. Erhard Diss. de 8$. 1. et 8. L.5. C. ad L. 
“Jul. Maj. non adtendendis. Lips. 18035. Vergl, übrigens: 
"Abegg im N. Archiv d, GR. Bd. VII Nr. 7. 

'g. 100, u 
Der entfernteste Versuch. a), und die Beyhülfe, 

zu welcher. hier auch Verschweigung und unterlassene 
Verhinderung des Verbrechens gehören, sollen mit der 
ordentlichen Strafe belegt werden b), Wer sich für 

solchen Verbrecher verwendet}*ist. ehrlos 0). Wer als 
Theilnehmer an einer Verschiärung dieselbe zeitig 

entdeckt, ist strafles, und darf selbst Belohnung er- 

warten d). Dafs im Zustande höchster Noth der Staat, 
ohne gerichtliche Untersuchung des Verbrechens 

wider seine innern Feinde verfahren dürfe e), ist ein 

Satz, welcher durch seine -Folgen alle Rechtssicher- 
heit im Staat aufheben würde f). 

Anmerk, Mündlich von den übrigen angeblichen Besonder- 
heiten, — cf. Gerster Diss. de perduellione. Gap. IV. 
$. 26—82.
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a) L. 5. pr. C. eod. „eadem severitate volunfatem sceleris, qua 

effectum, puniri jura voluerunt.‘“ Ss 5 3. de publ. jud. „mio- 
\iti ‚sunt.“* 

») L.5. pr. C, eod. A. B. c. 24. $. 10. Vergl. Ludewig Enl. 
der gold. Bulle. Thl. IL. S. 4i1. ff. 

ec) 1.5.8 2. C. eod. Deswegen ehemals die Gewohnheit, dafs 
der Vertheidiger vorher um Erlaubnifs bat, den Angesch, 
vertheidigen zu dürfen ! 

d) A. B. c. 24. 8. 11. P. G. O. Art. 124. 

e) Leyser Sp. 573. 

f) Ausserordentliche Mittel, wenn sie für solchen Fall im Vor- 
aus gesetzlich bestimmt sind, z. B. einstweilige Aufbe- 
bung der Habeas - Corpus - Acte, Verkündung des Kriegsge- 
setzes ete., ausserordentliche Gerichte, Standrecht etc. — 
werden hierdurch nicht ausgeschlossen. Alles dieses ist aber 
nur particularrechtlich. 

Zweite Abtheilung. 

Von dem Verbrechen beleidigter Majestät. 

"Bosse über Hochverrath, beleidigte Majestät und verletzte 
Ehrerbietung gegen den Landesherrn. Gött, 1802. 

H. W. E. Henke de vera crim. Iaesae majest. secund. leg, po- 
sit. indole ac poena. Helmstädt 1806. 

J.C.F. van Riemsdyk de crimins quod vulgo laesac ma- 
jestat. dieitur. Utrecht 1807. 

C. Rüffel de notione crim. laes. maj. jure naturali deßnienda, 
Lips. 1819. 

g 171. 
Der Oberherr, als das Subject der höchsten 

Gewalt im Staate, hat die höchste bürgerliche Ehre. 
‚Diese höchste bürgerliche Ehre des Oberherrn als 
eines solchen, ist seine Majestät und die Verlez-- 
zung desselben macht .das Majestätsverbrechen 
im engern Verstande, das Verbrechen be-. 
leidigier Majestät (crimen laesae majesta- 
tis) aus a). 

x 

a) Martin im Lehrbuch $. 216. f gibt dem Majestätsv., ‘im 
Gegensatz vom Hochverr. einen viel weiteren Umfang. Rich- 
tig ist es, dafs die Römische Lex Majest, mehre Hand- ° 

?
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‚Jungen umfafst; welche. weder Hochverrath, noch. Majestäts- 
‚bel. in obigem Sinne sind. Sondert man ‚aber von diesen 
Fällen diejenigen al, welche nach späteren Gesetzen eigene 
Verbrechen bilden (z. B. P. @. O. Art. 111. 127. 180), und 
diejenigen, welche, weil sie blos auf die röm. Staatsverfas- 

“sung sich gründen, bey une keine Anwendung finden (z. B, 
"Ermordung einer.Magistratus pop. Rom. qnive imperium ps- 

x „sestatermque habet), ‘werden dann manche Fälle, welche 
"Martin voın Hochv. ausschliefst, diesem gebührend wie- 
der zugewiesen, z,,B: die Fälle des '$. 217. Änın. 14. 15. 16. 
18. 19. und dergl., so 'zeigt'sich kein hinreichender Grand, 
nm von dem gewöhnlichen engeren Begriffe der Majcstäts- 
hel. abzugehen, indem die übrig bleibenden Fälle sich be- 

‚uem unter diesen Begriff subsunuiren lassen. 

g. 122. 
Nur die oberherrliche ‚Person selbst, 

nicht diejenigen, welche blos zu ihrer Familie ge- 
hören a), sind Gegensfänd” des Verbrechens. Auch 
die Ver letzung der oberherrlichen Person, als Pri- 
vatperson, d. 'h. ‘in wie ‘ferne sie nicht-in Bezie- 

hung: auf; ‚Regierungshandlungen gedacht wird'b), heifst 
blos Verletzung der Ehrfurcht, und ist als 
blofse ’ Peivatinjuri ie ünter! 'erschwer enden. Umständen, zu 

behandeln... 
a) Ausgenommen die Gemahlin oder der Thronfolger, wenn sie 
"Mitregenten!sind: i 

Feuerbach Anti-Hobbes T. IX. — Indessen. dürfte sich 
is Vegislativen Prineipien gegen die Tauglichkeit die- 

ser Unterscheidung vieles erinnern lassen. = 

tag Sa 
Be Verletzung. ‚der Majestät des Regenten als 

eines, ‚solchen geschieht A) durch anmafsende Ein- 
griffe i in, die dem Oberherrn ausschliefsend zuste- 
henden, Rechte der. ‚Majestät, indem ein Unterthan 

entweder. 3. eigenwächüg ihut, .wozu es eines Actes. 
der oberherrlichen. Gewalt bedarfa); oder 2) Rechte 

sich beilegt, welche entweder niemals b) ‚ oder nur 

"kraft oberherrlicher Uebertragung c) einem Uhnterihan 
zustehen: können. Denn "wie solche Anmafsungen an 

und für sich schon eine Herabwürdigung oberherr-
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licher Würde in sich enthalten, so .sefzen sie, ‚in 
rechtswidrigem Vorsatze. begangen, zugleich eine die 
Majestät . verachtende Gesinnung voraus. 

a) L. 1. 1. D. ad L. Jul. Maj. cujus ‚opera, dolo ‚malo, Con- 
siliam initum erit,- quo "obsides ' injussa principis intereide- 

xent. — L. 3. eod. qui injussua princ. bellum gesserit, dir 
lectumve habuerit, exercitum comparaverit: L. 4. Pr. "eod. 
qui confessum in jadielo reum, et. prapter hoc in vıncula 
conj. emiserit. Alles dieses kann jedach auch in Hochver- 
rath übergehen. 

b) z. B. die: dem Oberherrn allein vorbehaltenen Symbole der 
. - Majestät, wie bey den Röm. Kaisern der Purpur und. die 

vestis holosera. L. 1. 4.C. de vestib. Anmalsung des Kö- 
niglichen Siegels oder Wappens. 

.c) L. 3.D. ad L. Jul. Maj. qui privatus pro 'potestate, magistra- 
tuve quid dolo malo gessit, Dahin gehören “auch die Fälle 
der L. 2. GC. de falsa moneta (was aber nun ein eignes Ver- 

- „brechen bildet) und L. un. C.. de privatis carceribus cohib. 
— Blofse Anmalsung von Ehrenzeichen wird, nach 

“ L. 2. C. de vest, zwar non levi animadversiong, bestraft, ist 
jedoch nicht als erim. “ Maj. zu betrachten. _. 

$ 174. 
Insbesondere wird‘ B) das Majestätsverbrechen 

begangen ‘durch Injurien und zwar I). durch Real- 
Injurien,‘ besonders durch thätliche. Angriffe 
auf die oberlerrliche . Person, so, ferne. sie einerseits 
nicht durch ihren Zweck in Hochverrath‘ übergehen, 
oder anderer Seits in rechter Nothwehr gegen rechts- 
widrige gewaltsame .. Privathandlungen - abgedrungen 
sind; II) durch jede andere:Art der Ehren- 
beleidigung (mittelst Worten oder Zeichen), so 
ferne dieselbe einen Angriff auf die Majestät. des 
Oberherrn -als solchen enthält;. welches der Fall ist 

1) wenn die Person des Oberherrn‘ im Allgemei- 
nen (ohne. besondere Beziehung auf dessen reine: 
Privatverhältnisse) 'herabgewürdigt a), oder 2) eine. 

Beleidigung (welches ihre Form oder ihr Inhalt seyn 
möge) während der Ausübung oberherrlicher Auto- 
zität b) an demselben begangen wird, oder 3) wenn‘ 
die Injurie (Schmähung, Verläumdung oder symbo- 

\lische Herabwürdigung) die ‚Regierung. des Ober-
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haupts überhaupt c), oder einzelne Regierungshand- 
lungen d) desselben. zum Gegenstande hat e). End- 
lich kann auch 4) durch vorsätzliche Verweigerung 
oder Entziehung der dem Staatsoberhaupt gebühren- 
den Ehrenvorzüge die Majestätsbeleidigung begangen 
werden f). 

a) z. B. Schimpfworte oder symbolische Herabwürdigungen des- 
selben überhaupt, durch Bilder, herabwärdigende Gebähr- 

. den oder andere Handlungen. Dahin gehört denn auch, nac 
römischen Majestätsbegriffen und Mifsbräuchen Gworüber 
Tacitus und Sueton) die Unehrerbietigkeit gegen des 
Kaisers Statuen. L.5. 6. 7. &.4. ad L. Jul. Maj. woraus 
Martin Lehrb. $. 217. Note 12. irrig den allgemeinen Satz 
ableitet: Zerstörung von Nationaldenkmälern sey crimen Maj. 

b) z. B. während er dem Staatsrathe vorsitzt, Audienz ertheilt 
m. 8. W.. : 

ec) Die Römer nannten dieses Maledicere temiporibus principis. 

d) Pasquille auf besondere oberherrliche Anordnungen, verächt- 
liches Zerreifsen und dergl. oberherrlicher Rescripte. Auch 
die L. 8. C. de erim. sacr. gehört hiecher. Vergl. L. 1.6. €. 
Th. de indulg. crim. . 

e) Indessen kommt es hiebey wesentlich auf den Unterschied 
zwischen constitutionellen und nicht eonstitutio- 
nellen Staaten an. Dort, wo nach dem Gruüdsatz: der 
König .kann nicht Unrecht thun, älle Regierungsacte den 
verantwortlichen Ministern allein rechtlich beigelegt wer- 
den, können Injurien, welche Reg’erungshandlungen zum 
Gegenstande haben, alas Majestätebeleidigungen nur ‚in sa 
fern betrachtet werden, als sie in besonderer unzweifelhaf- 
ter Beziehung auf die Person des Monarchen sclbst he- 
“gangen worden sind. 

« 
f) Unter diesen Gesichtspunkt gehört denn auch der Fall der 

L. 10. C. de oper. publ. . 

$. 175. 
Die Strafe des Verbrechens ist im Allgemeinen 

willkührlich a). Der Grad der Strafbarkeit wird be- 
stimmt vorzüglich I) durch ‘die Gröfse der Be- 
leidigung an sich, wonach denn thätliche Angriffe 
auf die Person des Oberherrn am schwersten sind, 

und in der Regel. mit dem Tode bestraft werden, 
blos wörtliche: Beleidigungen hingegen (maledicta) auf 
der niedrigsten Stufe stehen, auch ohne besondern 

oberherrlichen Befehl nicht gerichtlich verfolgt wer-
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den dürfen b);: ID) durch den Umfang der Beleidi-- 
gung, je nachdem der Verbrecher blos für seine Per-* 
son «lie oberherrliche Ehre verletzt, oder dieselbe 
auch vor Andern herabgewürdigt hat c). 

a) L. 24. D. de poenis vergl. mit L. 11. D. ad L. Jul. Maj., 
welche letzte Stelle Martin Lehrb. $. 219. ala Beweis für 
die Todesstrafe anführt, da sie doch nichts anderes sagt, 
als: der Majest, reus, der nicht zugleich perduellis ist, 
nmiorte crimine liberatar, d. i. er reltet, wenn er vor der 
Verurtheilung stirbt, sein Vermögen den Erben (integri sta- 
tus decedit).-. Einzelnen Unterarten des erim, Maj. wird von 
dem röm, R. allerdings’ die Todesstrafe gedroht, z. B. L. 
un. €. de priv, care. ..L. 2. C. de, falga mon, . 

b) L. un. C, si quis imperatori mal. u 

co) 7. B. in Gegenwart Änderer,” vor öffentlicher, wohl gar 
feierlicher Versammlung, in öffentlich verbreiteten Schrif- 
ten, Bildern ete. oo u
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"Biejter Abschnitt 

Verbrechen’ Begen einzelne "Gewälten des’ Staats: 
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Erste Äbtheilung 

. Verbrechen gegen die aufsehende Gewalt. 
Münzverbrechen. 

.J.R. Engau Diss. de delictis monetariis.* 1750, 

Idem Diss. de falso numario et solo et cum usurpatione juris 
monetandi conjuncto. Jen. 1750, 

T. Thomasius de delictis ei poen. eirca monet. hodiern. Lips. 
1772. 

Nr. 5 

sr 176. 
Münze ist ein Stück geprägtes Metall, welches 

als allgemeines Tauschmittel gebraucht wird und 
mufs von dem Gelde überhaupt, von den Zeichen 
der Münze (Papiergeld ) und von blofsen Schau- 
münzen oder Medaillen wohl unterschieden wer- 
den. Das Recht Münzen zu prägen, ist in unsern 
Staaten a) ein Hoheitsrecht (Regal), welches als Theil 

: der aufsehenden Gewalt zu. betrachten ist. Daher die 
Münzfülschung (falsum monetarium), welche in der 
Verletzung des oberherrlichen Münzrechts 
durch betrügliche Verfertigung neuer oder 
Verfälschung schon vorhandener Münzen be- 
steht. Zu
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P.6. 0. Art. 111. — R. A. v. I: 1559. 9, 161-170. v. 1566. 

$. 156-160. 167. v. 1570. S. 143. R. S. v. 1667. ad 1. et 

vr $. 1: 2. Münz. Ed. v. 1159. ur. 3—6. \ ZZ 

a) Die: Nöthwend igkeit dieses Hoheiterechts läfst sich nach 

_» Grundsätzen desallgeme inen Staatarechts durchaus nicht 

erweisen. 

g. 177. 

Vermöge des angegebenen Begriffs kann Dan 

dem Papiergelde (Bancozeiteln) a), oder an Staatsob- 

ligationen oder an den Medaillen kein Münzverbre- 

chen, sondern nur Fälschung begangen werden. Es 

ist auch U) die blofse Einführung und Verbreitung 

verrufener Münzen. von jenem Verbrechen ausgeschlos- 

sen. Ob aber die Münzfälschung durch - Prägen, 

Giefsen oder andere Künste, an fremder oder einhei- 

mischer Münze geschehe, ist gleichgültig. Nebstdem 

wird IH) die Absicht, die falsche oder verfälschte. 

Münze als allgemeines Tauschmittel zu ‚gebrauchen, 

wesentlich erfordert b), obgleich es nicht gesetzlich 

nothwendig, dafs die Verbreitung schon geschehen 

und durch dieses Ausgeben ein. wirklicher Schade ge- 

stiftet worden sey c). . Eu 

8) Dagegen Renazzi el. jur. erim. L, IV. P. II. 588% 

und zum Theil Kleinschrod a. a. O. $. 4 Besondere 

Landesgesetze, z. B. das österreichische Gesetzbuch, unter- 

scheiden sehr richtig zwischen Verfälschung. der Münze 

— der Bancozettel und der Staatsobligationen. 

b) P. G. O. Art. 111, „betrüglicher Weise — gefähr- 

lich.“ " 

c) Dagegen Meister jun. Pr. jur. er. S. sil. — Klein- 

schrod a. a. O. $. 3. und fast alle andere Rechtsiehrer. 

“Allein das Gesetz sagt davon nichts, setzt vielmehr dem 

Falschmünzen oder Fälschen das Ausgeben der falschen Mün- 

zen als beaondern Fall des Verbrechens entgegen. Art. Ill. 

„Welche falsche Münzen machen, zeichnen, oder dieselbigen 

„falschen Münzen auswechselt — oder ausgiebt.“ 

8.18. : 
Jede Münzfälschung ohne Ausnahme enthält zu- 

gleich einen Betrug an dem Publicnm und eine Ver- 

letzung des Münzregals a). Sie kann übrigens began-: 

‚ Ä
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. gen werden D als Anmialsung des Münzrechts, 
durch Verfertigung von Münzen b), und zwar ent- 
weder 1) durch Verfertigung guter, oder 2) durch 
Verfertigung schlechter (falscher) Münzen, d. i. 
solcher, welche den gesetzlichen äussern und innern 
Werth (Schrot und Korn) nicht haben; — ID ohne 

Anmalsung des Münzrechts, A) durch blofsen 
Mifsbrauch desselben; ‘wenn eine Person, die das 
Münzrecht ausübt, der Münzwardein oder Münzmei- 

ster c), die Münzgesetze, durch Ausprägung schlech- 
ter Münzen, übertritt, oder Geld mit dem Zeichen 

eines fremden Münzherrn schlägt, oder die gute Münze 
eines fremden Münzherrn in geringhaltigere Münze 
unprägt d); B) durch andere Handlungen, wel- 

che unter den Begriff von Münzhandlungen 
nicht gehören; wohin vorzüglich zu rechnen 1) die 
Verschlechterung guter Münzen, 2) täuschende Um- 
wandlung geringerer Münzsorten in scheinbar höhere, 
3) absichtliche Verbreitung falscher oder verfälschter 
Münzen e). 

8) Die allgemein gangbare Eintheilung in “die Münzfälschung, 
welche blos durch Verletzung der Majestät, oder 
blos durch Betrug, oder durch beydes zugleich be- 
gangen wird, ist nicht wohl zu rechtfertigen. 

b) Die Anmafsung des Münzrechts, welche sonst auch von Lan- 
‚desherrn begangen werden konnte, (Püttner inst. publ. 
$. 341.) ist nun gar nicht mehr denkbar. 

c) Ehemals konnte dieses auch von den Münzpächtern, oder de- 
nen, welche die Münze von den Landesherrn gekauft hat- 
ten, geschehen. Allein alle solche Uebertragungen sind ver- 
boten. Münzediet Franz’ I. v. J. 1159. $. 145. 136. 

d) R. A. v. 3. 1551. 1559. et 1571. 8. 11. u. P. G. O. Art. cit. 

e) Bösliches Ausgeben von Metallstücken, welche gar nicht 
Geld sind, ist nur gemeiner Betrug. 

$..199. 
Die Strafe a), ‘welche die Carolina b) droht, 

ist 1) für denjenigen, der falsche, d. i, dem Gehalt _ 

nach schlechte Münzen macht, oder dieselben wis-, 
sentlich von dem Falschmünzer annimmt und vor-
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sätzlich verbreitet c), das Feuer d), ohre Rücksicht 
auf die Beschaffenheit der Person, ob sie das Münz- 
recht hat, oder nicht e); ID für alle übrigen, eine 
willkührliche Strafe an Leib oder Gut f). 

a) Ucber die Strafe des römischen Rechts: L. 8. L. 9. pr. L. 19, 
pr. D. de L. Corn. de fals.. L. 2. C. de falsa moneta. 

Gr 

b) Art. 111. Bestätigt durch das Münz- Ediet Franz f. v. J. 
1759. ef. Gerstlacher Handb. Thl. IX. S. 1598. 

e) Sie müssen daher als socii betrachtet werden können. cf. 
Leyser Sp. 618. m. 6. Hommel Rhaps. obs. 616; 

d) Die ältern Practiker nchmen an I. Enthauptung nebst 
Verbrennung des Leichnams, wenn jemand, dem 
das Münzrecht nicht zukommt, falsche Reichs - oder Land- 
münze geprägt und verbreitet hat. I. Schwerdt, 1) wenn 
die Münze eines fremden Oberherrn Gegenstand des Verbre- 
ehens ist, 2) wenn, bey dem Daseyn der ührigen Bedingun- 
gen, die Münze nicht ausgegeben worden ist, 3) wenu der 
Münzwardein das Verbrechen begeht, 4) wenn nur eine ge- 
ringe Summe falscher Münzen ausgeprägt wurde. III. Mit 
willkührlichen Strafen werden belegt, 1) die blofsen 
Münzgiefser, 2) die Verderber vorhandener Münzen. 'S. 
‚Leyser Sp 618. m. 1. et 2. Krefs ad art. 111. S. 4, 
Koch I. e $. 586. —- Ueber die allerneueste Praxis 
vergl. Meister jun. princ. jur, crim, &. 514. Bauer Lehrb, 
8. 283, N 

e) Koch 1, e. $. 585. und fast alle RL. verstehen’ die Strafe 
nicht von dem Münzmeister. Allein die P. G. O. droht ohne 
Unterschied der Personen dem Falschmünzer die Feuerstrafe, 
wie man aus dem Art. selbst sieht. - j 

f) Nach späteren Gesetzen kann, näch Umständen, auch To- 
desstrafe statt finden. R. A. v. J. 1559. $. 161. Die Rin- 
gerer, Beschneider, Schwächer, Wäscher etc. 
sollen an „Leib, Leben oder Gut nach Gestalt der Sache‘ 
bestraft werden. . 

$. 180. 

Für einen Theilnehmer dieses Verbrechens er- 
klären die Gesetze auch denjenigen a), der von dem 
Verbrechen Wissenschaft hat, ohne dasselbe der 
Obrigkeit anzuzeigen b): und wer dem Falschmünzer 
seine Wohnung wissentlich zur Werkstätte einräumt, 
wird derselben verlustig c). Die falschen oder ver- 
fälschten Münzen sind dem Fiscus verfallen.
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a) Was in den Reichsgeseizen ven der Theilnahme und dem 
Falschmünzen der Landesherrn verordnet ist (z. B. Wahl- 
kap. art. 9. $. 6.) hat keine praktische Bedeutung mehr. 

b)L.9% 8.1. D. de I, Corn. de Fals. R. A, v. J. 1559, $. 168. 
eo) P. GO. Art. eit. 

  

Zweyte Abtheilung. . 

Verbrechen wider die anordnende Gewalt. 
Amtserschleichung. 

Menteti Kettwig de ainbitu antiquo et hodierno liber. Bre- 
mae 1695. \ \ 

J. @. Pertsch Comm. de criminie Simoniae. Halle 1719. 8. 

Jos. Gabaleonis ad L. Juliam de Ambitu commentatio, 
Lips. 1743. (ap. Fellenberg Jur. ant, T. L. Nr. 8.) 

J. C. Hillesheim de ambitu veteri et novo. Col. 1754. 4. 

g. 181. 
Wer nicht auf gesetzlich. erlaubte Art ein öffent- 

liches Amt zu erlangen sucht, oder einem andern er- 
theilt, handelt‘ wider die anordnende Gewalt, die Quelle 
des Aemterrechis, und macht sich der Amtser- 

schleichung (Ambitüus) a) schuldig. Diese be- 

steht in der gesetzwidrigen Zusicherung eines 
öffentlichen Amtes oder der rechtswidrigen 
Bewerbung um dasselbe b). - 

a) L. un. D. ad L. Jul, amb, L. un..C-ad L. Jul. amb. L. 31. 
C. de episc. et cleriNov?8. e. 1. 7. 8. Nov. 123. ec. 2: 16. — 

‘ Mündlich von der Geschichte des Verbrechens. 

b) Der contraetus suffragii (L. un. C. de suffragio) kann 
nur noch in so weit (vermöäge Nov. 8. u. 161.) gültig seyn, 
als er die Empfehlung anderer Angelegenheiten des Con- 
trahenten bey dem Oberherrn bezweckt. — Ueber den con- 
tractus suffxagii überhaupt cf. B, Reisig Diss. de 
contractu suffragii ad L. un. €. de suffragio. Gött. 1387. — 
Böhmers Rechtsfälle Bd. II. Abh. IL. S. 24. — Weber 
nat. Verb. $. 67. Anm. 6. S, 259. ff. — Mündlich von dem, 
bey den scriptoribus hist. Aug. mehrmals vorkommenden Ver- 
brechen der venditio fumi. — cf. L. G. A. Pernice 

’ obss. de fumi venditoribus, in Dessen Diss. de furum ges. 

nere quod director. nom. ete, (Gött. 1821.) p. 46. 2q.
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$ 182. 

Das Verbrecheg kann begangeit werden 1) durch 
Verschulden des Bewerbers und des Ertheilen- 
den zugleich, wie bey der Bestechung durch den 
Candidaten; 2) durch einseitige Schuld des Bewer- 
beis, weni dieser durch Zwang, Concussion oder’ Be- 
trügerey a) das Amt zu erlangen sucht; 3) durch ein- - 
seitige Schüld des Ertheilenden, wie bei der Be= 
stechung‘ durch einen Dritten 

a) I. un. €. de ambitu, 

$. 183. 

Das Verbrechen ist vollendet D von Seiten des 
Bewerbers, sobald die unerlaubte Handlung voll- 
endet ist, durch welche der Wille des andern zu 

der die Uebertragung des Amtes bewirkenden Hand- 
lung bestimmt werden sollte Auf die wirkliche An- 

tretung des erschlichenen Amtes kommt es so wenig‘ 
an, als auf die Tauglichkeit oder Untauglichkeit des 
Bewerbers a), II) Auf Seite des Ertheilenden 
wird noch besonders erfordert, dafs derselbe der Ab- 
sicht des Bestecheuden gemäfs gehandelt habe; weni 
auch der Zweck nicht ganz erreicht worden wäre. 
Ist solche Handlung noch nicht geschehen, so kommt 
wider den Staatsbeamten der Begriff von erimen re= 
petundarum zur Anwendüng. 

a) A. M, ist Martin Lehrh. $. 223, 

$. is. 
Der Ambitus überhaupt begreift den welfli= 

chen und geistlichen in sich. Dem Canonischen 
Recht ist der geistliche Ambitus eine Art des Ver: 
brechens der Simonie ä). Im engsten Sinne bedeu- 
tet Simonie blos den geistlichen Ambitus: 

.a) Die Simonie in der weitern Bedeutung enthält nach dem 
Can. R. neanzehn Hauptverbrechen unter sich, von denen 
der ambitus ecelesiasticus eine Art ist. ch, Böh- 

v. Feuerbach’s peinl. Recht; (11. Aufl.) : 9



130 

mer LE.P.P.IV. L.V.Til.8. $. 3. Ejusd. Dies. de 
involueris Simoniae detecti. Hal. 1736. — Fleischers 
Eiul. z. geistl. Recht. Buch II. Cap. 28. 

g. 185. 
Die Gesetze bedrohen Jj den weltlichen 

Ambitus mit Conufiscation, Exil und körperlicher 
Züchtigung a), ID den geistlichen (die Simonie) 
‘mit: Wiederabsetzung vom Amt und Infamie b): wel- 
che Strafbestimmungen jedoch die Praxis nicht aner- 
kennt c). 

a) Nov. 8. e. 8. 8.1. — Durch diese Verordnung ist die L. un. 
8.1. D.h. t. und L. un. C. cod. aufgehoben. Hiegegen 
Martina. a. 0O.S$. 223. — Die Praxis will blos willkühr- 
liche Strafe: gewöhnlich Absetzung vom Amt. 

») L. 81. C. de episc. et cler. e. 6. X. de Simon. e.2. X. de con- 
fessis. — Der des Amb. schuldige Patron verliert bey Pro- 
testanten gewöhnlich das Patronatrecht. 

«) Bauer Lehrb. $. ööl, 

ms 

. Dritte Abtheilung. 

Verbrechen gegen die richterliche Gewalt. 

Erste Unterabtheilung, 

Rechtswidrige Selbsthülfe 

$. 186. 

Unerlaubte Selbsth ülf e im weitern Sinne be- 
steht in der Anwendung des Zwaugs zur Ra- 
che oder eigenmächtiger Einsetzung in die 

‚Ausübung eines streitigen Rechts. Sie um- 
fafst also die Privatrache und die eigentliche 

Selbsthülfe, (eigenmächtige Verfolgung eines strei- 
tigen Rechts), welche in dem Staate verboten ist, 
weil hier nur durch öffentliches Urtheil der rich- 
terlichen Gewalt Rechte geltend gemacht werden 
dürfen: 
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$. 187. 

Nur im Falle der Nothwehr und zur Erhal- 
‚ tung des Besitzes.a) gegen einen rechtswidrigen An- 

griff, ist Selbsthülfe entschuldigt ($. 37—39.). Und 

  

  

zuweilen. wird sogar von .den Gesetzen ein Recht der 
Privatrache anerkannt b). 

s)L1 8.27.13. 89. 1.17. de vi et vi armata. L. 1.C. 
unde vi C. 6. de sent. exc. in 6to. 

b) Ge. Ad. Struv'tract. de vind, priv. ed. Sta, Jen. 18. — 
C. F. Walch pr. exhibens historiam juris civilis de vindicta 
privata. Jen. 1768, 

$. 188. 

Die unerlaubte Selbsthülfe ist Deinfach, wenn, 
die eigenmächtige Einsetzung in die Ausübung eines 
Rechts ohne Gewalt a) geschieht, und hat alsdann 
blos den Verlust des Rechts, oder, wenn der Rechis- 
anspruch ungegründet war, die Bezalılung des einfa- 
chen Werths an den Gegner ‚zur Folge b). 

a) Es ist überhaupt Selbsthülfe, wenn jemand quod deberi sibi 
putat, non per judicem zeposcit L. 13. D.q,m.c. 1. 
penult. D. adL. Jul. de vi priv. 

* PL.13. D. quod met. causa. L. 7. ad L. Jul. de vi privata, 
L. 7. 10, C. unde vi. — e«. 13. C. 1. qu. 4. c. 2. C. 16. qu. 2; 
C. 18. de praeb. in VL — K. G. O. 1521. 1. 32.9.3. R. A. 
1532. t. 3. 8.15. Ueber die Anwendbarkeit dieser Verord- 
nungen cf. Boehmer D. de poena jus sibi dicentis sine ju- 
dice. (in Ex. ad D. T. I. Ex. 23.) idem de poena j. =. d. 
hodierna. (ibid. Ex. 24). — E.L. A. Eisenhardt D. poenz 
legib, Rom. adv. vind. priv. sancita in foris adhuc recepta.: 
Helmst. 1787. — Kind quaest. for. T. II, c. 2. p. 6-8. 

$. 189. 
0) Qualificirt ist A) jede Selbsthülfe zur Ver- 

folgung eines Rechts durch Gewalt. Denn hier 
treffen die Bestimmungen des Edicti D. Marci, mit 

den rechtlichen Folgen der ‘Gewaltthätigkeit (erimi- 
nis vis) zusammen. B) (Nach Particular - Rechten) 

‚das Duell, der Kampf, zweyei Personen mit 
absolut-tödilichen Waffen, zum Zweck veı- 

g *
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meintlicher Wiederherstellung verletzter 

Ehre a), - 

a) ef. Paul. Voet. de Ducllis liber singalaris. ed, ?2da. Ultra- 

" jecti 1658. 12. — Henr. Chr. Thielken D. de-duellis. 

Rost. 1708. — Henr. Klugkist D. de veris duellorum li- 

mitibus. Ultraj. 1727. cum notis et praef. Bunem anni. 

Hal. 1736. 4. — G. Ant. Wiesand D. de duellis sec. mo- 

res ant. Germ. et jura novissiwa. Viteb. 1782. — Dreyer 

von den ehemaligen gerichtlichen Duellgesetzen; in d. Sanıml. 

verm. Abhandl. 1. Th. S. 139. — M. Aschenbreuner. 

über das Verbrechen u. die Strafe des Zweykampfs. Banb. 

w. Würzb. 1804. — Mittermaier u. Rofshirt im N. Ar- 

ehive des Criminalr. II Bd. nr. 18. nr 19. Bd. VIH. nr. 15. 

— Cueumus über das Duell. Würzb. 1821. — Car. Türk 

Dis. de singulari certamine, Sucr. 1825, 

$. 190. 
Das Duell überhaupt begreift unter sich 1) das 

Duell im engern Sinn, den vorher verabredeten 

Zweykampf, und 2) den Rencontre, den durch 

wechselseitigen unverabredeten Angriff entstandenen 

Zweykampf. Einseitiger Angriff mit tödtlichen Waffen, 

welcher einen Zweykampf zur unmittelbaren Folge 

hat, ist, wenn hieraus Tödtung oder sonstige Verlez- 

zung erfolgt, lediglich nach den Grundsätzen von 

Tödtung oder Körperverletzung, mit Rücksicht auf. 

Nothwehr zu beurtheilen: 

8.191 
Bey einem Duell können 1) ausser den Duellan- 

ten (als physischen Urhebern) concurriren 2) als 

intellectuelle Urheber diejenigen, welche den ei- , 

nen oder andern Theil oder beyde zur Eingehung 

des Duells auffodern (Aufhetzer), 3) als Geh ülfen 

die Cartell- Träger und Secundanten, so wie diejeni- 

gen, welche wissentlich ihre Häuser, Zimmer, Waffen 

etc. dazu herleihen, 4) als Begünstiger diejenigen, 

welche dem Thäter zur Flucht behülflich sind, die 

e
e
 

rn
 
e
e
 

  
Anzeige bey der Obrigkeit, zu welcher sie verpflich- 

tet sind, unterlassen u. s. w.
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"g. 192. 
Nach einem, vom Kaiser bestätigten Reichsgut- 

achten (v. 30: Juli 1688) a) soll I) die. blofse Hier- 
ausfoderung , so wie das wirkliche, jedoch ohne Eut- 

leibung vollzogene Duell, an den Duellanten, Secun- 
“ danten und andern ‘Gehülfen, mit WEntsetzung vou 

; allen Ehren nebst Landesverweisung, oder, „nach Ge- 

  

legenheit der Umstände,“ an Leib und Leben, II) das . 
Duell, in welchem eine Entleibung erfolgt ist, an dem 
Urheber der Tödtung, „ohne Unterschied, ob er ge- 
fodert hat oder gefodert worden, er sey Beleidiger 
oder Beleidigter,“ mit der ordentlichen Strafe des 
Todschlags (dem Schwerdt) und der Entziehung eines 
christlichen Begräbnisses b) bestraft werden. 

a) Bey Pachner.van Eggensdorf Samml. d. Reichsschlüsse 
Thl. I. ar. 181. S. 302—805. und Gerstigcher Handh. d. 
teutsch. Bteichsges. Bd. IX. S. 1214--1221.. 

b) Vergl. « 1.2. X, do torneament 

$. 193: 
Vorbemerktes Reichsgesetz gelangte jedoch nicht 

zur Publication. Da es nun an einem gültigen Reichs- 
gesetz mangelt, so ist 1) das Duell als solches 

(d. i. wenn dasselbe weder Tödtung noch sonstige Vex- 
detzung zur Folge hatte) bürgerlich unsträflich. Und 
da überdies 2) nach herrschender Meinung, die Ver- 
schmähung eines Duells mit dem Verlust der Ehre, 
so wie, zumal bei den höheren Kriegerstande a), mit 
den wesentlichsten Nachtheilen für die bürgerliche 
Existenz selbst verbunden ist, ohne dafs dagegen der 
Staat zu schützen vermögte: so ist selbst die. im 
Duell, als einem nicht blos unverbotenen, sondern 
auch durch die Pflicht der Selbsterhaliung aufge- 
drungenen Geschäft, erfolgte Tödtung ‘oder Verlez- 
zung, nur als ein (im rechtlichen Sinn) zufälliger 
Erfolg, höchstens als Fahrlässigkeit b) zu beurthei- 
len: Ausnahmsweise kann jedoch: die Tödtung im
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. Duell in das Verbrechen des Todschlags oder sogar 
des Mords übergehen c), 

Partienlarrechtliche Bestimmungen. Studenten-Duelle, Ehren- 
gerichte, - 

a) Nach den meisten neuern Particulargesetzen z. B. in Preufsen, 
Hessen u, s. w. ist den Officieren das Duell, unter gewissen 
Voraussetzungen, erlaubt. ef. Beermann’s Grunds. des heu- 
tigen deutschen Kriegsrechts, Thl. I. S. 738, 

b) Grolman Grunds, d. CRW. 8. 546, 

e) z.B. bey gewissen Arten des Duells auf Tod und Leben, 
oder wenn ein seiner Waffe vollkommen sicherer Duellant 
es mit einem Unerfahrnen zu thun hat, oder wenn der schon 
völlig entwaffnete Gegner zusammengchauen wird uw. s. w., 

 wobey jedoch- alles auf die besondern Umstände des Falles 
ankommt, . 

Zweyte Untereabtheilung. 

Von der Befreyung eines Gefangenen. 

Leyser Speo. 564. 

Brehm D. de crimins violail carceris, Lips. 1798. 

3. T. Werner, kann die Selbstbefreyung einen Gefangenen 
zur Strafe angerechnet werden? (in Baurittel’s jurist, 
Mag. Mannh. 1805. Bd. L St. I. nr. 4.) 

v. Berg jurist. Beobarhtungen und Rechtsfälle 'Thl. IV! nr. 21 

Hurlebusch über die Selbstbefreyung der Gefangenen, (in 
den Beyträgen nr. IV.) 

E A. H. Broecker D. maleficus ob fugam € carcere graviter 
puniendus, Begiom. 1874. 

$. 194. 
Die Gefarigenschaft eines Menschen ist oft Be- 

 dingung der Ausübung der richterlichen Gewalt, und 

der Staat hat- ein unbezweifeltes Recht auf den unge- 

störten Besitz desjenigen, welchem er in Kraft Rech- 
tens die Freyheit genommen hat. Dach ist die ei- 
genmächtige Befreyung eines Gefa ngenen, 
nach unseren Gesetzen nur dann ein eigenes Verbre- 

chen (wnschicklich: crimen effracti carceris), 
wenn der Befreyte wegen eines. Verbrechens 
egtweder zur Strafe oder zur Sicherung ge 
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gen die Gefahr der Flucht während des ‚Processes, 

gefangen war a). 

- a) Wer einen gefangenen Sehuldner befreyt, iet, wenn 

nicht andere Verbrechen dabey, zusammentreffen , blos vor 

dem bürgerlichen Gesetz wegen privatrechtlicher Folgex 

verantwortlich. 

$. 195. 

Das Verbrechen ‘kann begangen werden A) von 

demjenigen, dessen Amtspflicht die Bewahrung des Ge- 

fangenen ist — dem Aufseher der Gefangenen (com- 

mentariensis) und dem Gefangenwärter a); B) von 

dem Gefangenen selbst, 6): von andern, die zur Ver- 

wahrung des Gefangenen keine Amispflicht haben. ° 

8) ch. Gothofredus ad L. 5. C. Th. de 'custod. reor. 

$. 196, 
Wenn A) die Gefangenaufseher oder Wär- 

ter den Gefangenen befreyt haben und 3) Dolus 

ihrer Handlung zum Grunde lag, so sollen sie die 

Strafe leiden, welchie der Befreyte noch zu überste- 

hen hatte oder welche diesen getroffen hätte, wenn 

er schuldig‘ wäre befunden worden a). Ist aber 2) das 

Entflielien aus ihrer Fahrlässigkeit enstanden, so 

ist die Strafe willkührlich b), am schicklichsten Dienst- 

entsetzung oder Gefängnifs auf einige Wochen oder 

Monate. 

'a) L. 4.4. de custodia reor. P. G. O. Art. 160. Die Praktiker 

wollen diese Wiederrergeltung nur auf den Fall beziehen, 

wenn die That mit bewaffneter Hand und durch Zusammen- 

rottung von Mehren geschehen ist. cf Koch L e. &. 616. — 

Carpzov praet. erim. Q. 1ll. Nr. 107. hat aus seichten 

* Gründen. dieses zuerst behauptet. _ . 

b) Westphal C, R. Anm. 108. : 

'$..197. 

B) Selbstbefreyung eines Gefangenesa), 
I). aus dem Sicherungsgefängnisse, hat den, 

Tod oder mur willkührliche Strafe zur Folge,.
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Je nachdem Gewalt, oder ein Complotf unter den Mit- 
gefangenen das Mittel der Befreyung war, oder die 
That ohne diesen beschwerenden Umstand geschah b). 
1) Die Flucht aus dem Strafgefängnisse zieht 
entweder Schärfung derselben ‚Strafe oder Verwand- 
lung derselben in eine härtere Strafart nach sich e). 

a) Die Rechtslehrer, wie Böhmer ad art. 180. $. 5. nd 
Carpzavr Q. 11L obs. 10. — Koch. ce. $. 618. — Klein 
p. R. S. 519: erkennen, gegen die klärsten Gesetze, blos aus 
dem, Grund, weil der Mensch hier seinem Trieb nach Frey- 
heit folge, gar kein Verbrechen an. Freylich wird gesetz- 
gebende Weisheit die Sclbstbefreyung, wenn sie nicht 
mittelst anderer Verbrechen, z. B. Tödung oder Verwundung 

’ ı der Wächter, Brandstiftung u. dergl. geschicht, aus dem 
Verzeichnisse der Verbrechen streichen. 

b) L. 1. D. de effractoribus. L. 15. D. de custodia rcor. L. 38. 
$. 11. D. de poenis. 

go). 8. $. 6, 7%. D. de pnenis. L. 28. 8 14. eod. In custodiis 
gradam servanduu, esse, idem imiperater rescripsit: id est, 
ut qguiadtempus danınati erant, in perpetuun dam- 
narentur: gui in perpetuum damnati erant, in 
metallum dammarentur qui in m&etallum damnatiid 
adniserint, summo supplicio adficerentur, 

8. 198, 
C) Die Befreyung eines: Gefangenen 

durch einen Dritten soll I) wenn sie mittelst ge- 

waltsamen Aufbrechens des Gefängnisses a), 
und zwar, je nachdem dieses bey Nacht oder bey 
Tag geschehen, mit körperlicher Züchtigung und 
schwerer Bergwerksarbeit (dam, in metallım), oder, 

‚nebst körperlicher Züchtigung, mit gelinder Berg- 
werksarbeit auf immer oder auf bestimmte Zeit be- 

siraft werden b). II) Ausser dieser Veraussetzung 
aber, und wenn nicht die That durch die Absicht . 
des Befreyers, durch die Eigenthümlichkeit des Ver- 
brechens, dessen der Gefangene” geständig ist, oder 
sturch die Art der Befreyung, in’ ein besonderes Ver- 

brechen übergeht c), ist dieselbe entweder als Be- 
günstigung des Verbrechens um dessentwillen der 

“ Befreyte gefangen safs, oder, nach Verschiedenheit
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der Umstände, als Beyhiülfe zum Verbrechen der 
Selbsibefreyung, nach allgemeinen Grundsätzen zu be- 
urtheilen d). 

a) Denn dieser gehört zu den effractoribus, von welchen 
L. 2. D. de Effractoribus, \ 

»)LU2.D. eit. 1. Die Praxis straft, sowohl in diesem als im 
folgenden Falle mit Gefängnils oder Zuchthaus höchstens 
anf einige Jahre. — Böhmer ad art. 180. 4. — Koch 
1.0.8 6i9. 

c) Z. B. in das erim. Maj. (L. 4, pr. D. ad L. Jul, Maj.), oder 
in perduellio, Entführung, Aufruhr u. dergl. 

d) Rofshirt Lehrb. $. 242 u. Martin Yschrb. 8. 217. nch- 
men auf die erste Voraussetzung gär keine Rücksicht, so, 
wie der Verf. in frühern Ausg. nicht auf die zweyte., 

Dritte Unterabtheilung. 

Von der Verletzung der Urfehde. 

Henr. Gottl. Eylenstein tractatus juris crimiu. de jure 
circa urphedem. Jen. 1754. 4, 

Paul. Phil Wolfart pr. de crimine fractae urphedae. Rint, 
1718. 4, 

Biedermann Bemerk. über Landesrerw. und Urphede (im 
Axchiv des Criminalr. Bd. III. St. 2, ar. 3.) 

$. 199. 
Das eidliche Versprechen eines Angeschulldigten 

oder Verbrechers, wegen der wider ihn ausgeübten 
Strafgerichtsbarkeit keine Rache zu nehmen, oder vor 
geendigter Strafzeit aus der Verbannung nicht zu- 
rückzukehren, heifst Urfehde.a). Verbannte, Un- 
tersuchte nach ihrer Entlassung aus, dem Sicherungs- 
gefängnisse, Verbrecher die das Strafgefängnifs oder 
Zuchthaus ‚nach ausgestandener Strafe verlassen, lei- 
sten diesen Eid b). - Jede Handlung, wodurch die- 
sem eidlichen Versprechen entgegen gehandelt wird, _ 
macht das ‘Ferbrechen der verletzten Ur- 
fehde aus. 

Urphbeda de non redeunde — de non ulcisoendo.
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a) Walch Glossar. voc. Urphede p. 523, — Martin .Lehrb. 
$. 2149. 305. bezieht den Urfehdebr. lediglich auf die U. de 

“non ulcisc. Allein als die P. G. O. verfafst wurde, verstand 
man uuter U. nicht blos das eidliche Versprechen, das Er- 
littene „nicht zu anden, zu effern, oder zu rächen,‘“ sondern 
auch die Orte nicht zu betreten, auf welche die Landesver- 
weisung sich erstreckte. Dieses hiefs: durch U. das Land 
(Fürstenthum, Amt etc.) verschwören. Dafür könnte der 
Verf. blosauseinem Gerichtsbucheder StadtSchwa- 
bach v. 3. 1508—1579 (Mept.) wohl mehr als 100 Beyapiele ' 
anführen. 

b) Böhmer ad Carpzov @. 47. obs. 1. — Ueber das Verfah- 
ren., wenn der Verbrecher die Ableistung verweigert, ch, 
Clasen ad art. 108, p. 318. — Alylius ad Beyer art. 
176. pos. 9. — v. Bülow und Hagemann pract, Erört, 
Thl. I nr. 49. — Meister pract. Bem. Thl, I. p. 188. — 

: Vebrigens ist die Urfehde selbst eine verwerfliche Einrich- 
‘. tung und darum in vielen Staaten weislich aufgehoben. — 

Klein Annalen Bd. XV. S. 359. — Rofshirt Lehrb. 
$. 109. findet in der Urf., unter anderem, ein „weises, durch 
d. Character des Volks u. seine Gewohnheiten be- 
gründetes Rechtsmittel,‘“ Die Geschichte weils aber, dafs 
der Urfehdebr. eine der gröfsten Plagen der Richter im 
Mittelalter war, und dafs die Ausgepeitschten sehr oft sechs 

‘ bis achtmal von neuem Urf, schwören u, wieder nusgepeitscht 
werden mufstem, - - . 

$. 200. 
Wer die Urfehde bricht und sich I) durch ein 

mit einer bestimmten Strafe hedrohtes Verbrechen 

rächt, wird nach den Grundsätzen dieses Verbre- 

chens bestraft, wenn die Strafe desselben härter ist, 

als die Strafe des Meineids. ID Rächt er sich auf 

eine andere Art, so soll er mit Abhauung der Hand 

oder der Finger bestraft werden a). Dieselbe Strafe 
ist auch gesetzlich wider einen Verbanuten, . welcher 

durch seine blofse Rückkehr die Urfehde bricht b). 
Ob der Verbrecher zum Hohn ‘der Obrigkeit oder aus 
andern Gründen zurückkehrte, ändert die rechtliche 
Folge nicht c). en 

a) P. 6. O. art. 108. „Bricht einer eine geschworne Urphede 
mit Sachen und Thaten, darum er unsrer kaiserlichen Rechte 
und dieser Ordnung nach zum Tod ohne das möchte gestraft 
werden, derselben Todesstrafe soll Folge geschehen. So aber 
eine Urphede mit Sachen, darum er das Leben nicht ver- 
wirkt hat, fürsetzlich und Tfreventlich verhreche , der soll 
als Meineidiger mit Abhanung der Hand oder Finger — ge- 
straft werden.“ Was von der Todesstrafe gesagt ist, muls



  

139 .' 
auch von andern, die Strafe des Meineids übertreffenden 
Strafen gelten. 

b) Vermöge des Art. 107. Dafs dieser Art. auch im XVI. Jahrh, 
nicht anders verstanden wurde, beweist, unter andereni, das 
öben angef, Schwabacher Gerichtsbuch S. 110., wo 
ein solcher Fall, im Jahr 1538., unter besonderer Bezie- 

| hung auf die P. @. O., mit dem Abhauen der Finger be- 
-straft wird. Vor der P, G. O. legte man solchen Urfehde- 
brecher einige Zeit in das Gefängnile, liefs ihn von neuen 
schwören, und brachte ihn wieder über die Grenze. Eben 
so verfuhr man, wenn er zum zweyten- oder drittenmal wie- 
derkam. Diesen Unfug suchte Carl durch den Art. 107. ab- 
zustellen. Die Praktiker wollen aber, je nach der Wieder- 
holung der Rückkehr , die Strafe stufenweise bestimmen. — 
ef. Clasen ad Art. 108. p. 31h. und 315. — Ueber die.Be- 
strafung in Sachsen vergl. Rivinus pr. de poena fractae 

N Urphedae, ex pracseripto legum Saxonicarum omnino sta- _ 
tnenda. Lips. 1335. 

i e) Das Gegentheil will Boehmer ad Art. 108. S. 2. und Mei- 
d eter jun, prince. jur. crim. $. 445. Sie berufen sich auf die 

Worte des Art, 108, „fürsetztich und freventlich.“ 

  

Vierte Abtheilung. 
Verbrechen wider die vollstreckende Gewalt. 

. Aufruhr und Tumult. 

' C. Fr. Willisch Diss. de tumultu ac seditione. Vit. 1991 

i G. A. Schlettwein die in den deutschen Reichsgesetzen be 
stimmte weise Ordnung der Gerechtigkeit wider Aufruhr 
und Empörung gegen die Obrigkeit. Leipz. 1791. 

Ueber Aufruhr und aufrührerische Schriften. (Stuve.) Braun- 
schweig 1798. . 

"Jo. Guil, Volkmann Diss. de geditione. Lips. 1797, 

$. 261. 
Alle Unterihanen haben die Verbindlichkeit, den 

Befehlen und Anerdnungen der Staatsgewalt, in der 
: Person jeder Obrigkeit, zu gehorchen und sich der 
ı vollstreckenden Macht, welche dieselben ausführt, 

zu unterwerfen. Die Verletzung dieser Verbindlich- 
keit heifst Widersetzlichkeit und kann geschehen - 
A) durch blofse Verweigerung des Gehorsams 

. gegen einzelne Befehle, ohne Thätlichkeit, wogegen 
nur Zwangsmittel, aber keine gesetzlichen Strafen be- 
gründet sind; oder B) durch Gebrauch oder Andro-
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hung des Gebrauchs physischer Kräfte zur thätigen 
Behauptung des Ungehorsams. Geschieht dieses I) | 
yon Einzelnen, oder von mehren, jedoch nicht 
als Menge Cturba) öffentlich. vereinigter Personen 
(Widersetzlichkeit im engern Sinn): so ist die 

Handlung nach den Grundsätzen des Verbrechens der 
Gewalthätigkeit (crimen vis) zu beurtheile.. Wenn 

aber II) eine Menschenmenge von wenigstens 
zehn Personena), sich öffentlich zusammen- 
rottet, in der Absicht, ihren Privatwillen 
wider den öffentlichen Willen (der Obrig- 
keit) mit vereinter Gewalt geltend zu ma- 
chen; so kommt der Begriff von Tumult, Auf- 

ruhr im weitern Siane (seditio) zur Anwen- 
dung b). 

Henke über d. Begriff d. Aufrulirs (im N. Archiv Bd. IE 
.. St. IV. S. 541. ff). 

a) L. 48.2.3. D. de vi bon. rapf. 

PB) L4 cit. L 1. $.1. ad L. Jul. Maj. 1.2. C. de scditiosis 
P.G. O0. art. 27. R. A. v.). 1526. S. 5. v. J. 1654. $. 178. 
Reichsschl. v. J. Yri8l 25. 

$. 202. 
Die Begriffe: Menschen menge, und: Oef- 

fentlichkeit der Zusammenrottung unterscheiden 
den Tumult von der blofsen Widersetzlichkeit, und, 
so weit es das zuletzt erwähnte Merkmal betrifft, 
von der Verschwörung, welche aber dem Tumult, 

wie jedem andern Verbrechen, zur Vorbereitung die- 
nen kann; der Gegenstand (einzelne Regierungs- 
acte, oder Befehle) unterscheidet ihn von dem hoch- 
ver rätherischen Aufruhr (Empörung); der Zweck 
(Behauptung in dem Ungehorsam) von dem blofsen 
Auflauf. 

\ 8. 208. 
Die That ist vollendet, sobald die zusammen- 

gerottete Menge ‚entweder durch drohendes Ge
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schrey a), oder durch, wirkliche Verletzungen, oder 

auf andere Art b) ihre Absicht zu erkennen gegeben 

hat, sich in dem Ungehorsam gegen die vollstrek- 

kende Macht mit Gewalt zu behaupten. \ 

Aufruhr- Acte.'— Verkündung des Standtchts. 

0) L 3. 8. 20. D. de re militari u. L. 2. C. de seditiosis. „In 

nullis locis aut eivitatibus tumultuosis clamoribus 

enjusguam interpellatio contumeliosa procedat, nec ad solam 

cujusqgue infidiam petulantia verba jactentur; scituris his, 

qni hujusmodi voces emiserinf, mo’ erintque fu- 

multus, se quidem fructam ex his, quae postulant nulla- 

tenns habitures , suhdendos aufem poenis iis, quas de sedi- 

tionis et tumultus auctoribus vetustissima decretasanxe> 

runt.“* 

b) wenn z. B. die Menge nach geschehener Aufforderung von 

der Obrigkeit etc. sich zu zersireuen, versammelt bleibt. 

g. 204. 
Der Tumult, Aufruhr im weitern Sinn be- 

zieht sich entweder blos auf die Behauptung in dem 

Ungehorsam gegen einen bestimmten Regierungsact, 

‚| oder er ist zugleich darauf gerichtet, den Oberherrn 

oder die Obrigkeit zu einer bestimmten Regierungs- 

handlung zu nöthigen. Jenes kann man Tumult im 

eugern Verstande, dieses Aufruhr im engern 

Verstande nennen. 

$. 295. . 

Bey dem Tumult im Allgemeinen müssen der 

Urheber, welcher die Zusammenrottung erst bewirkt 

(Aufrührer, Aufwiegler) und der Anführer, 

welcher die Ausführung der Absicht der Zusammen- 

rottung leitet (Rädeisführer), von den übrigen 

Theilnehmern , “den Tumultuanten, unterschieden 

ı werden. Sowohl die Strafe der Anführer und Rädels- 

führer a), als auch der übrigen Tumultuanten b), ist 

'blos willkührlich. Dabey kommen folgende Momente 
der Strafbarkeit in Betrachtung: 1) Aufruhr im 
engern Sinn ist strafbarer, als blofser Tumult, 2) 
Tumult und Aufruhr sind strafbarer, wenn durch 
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Sie wirkliche Rechtsverletzungen entstanden, als wenn 
eie blos bey andern Handlungen stehen geblieben 
sind; und je gröfser die Rechtsverletzung, desto grös- 
ser die Strafbarkeit. 3) Die Aufrührer und Rä- 
delsführer sind in der Regel strafbarer, als die 
Tumultuanten, und sollen, in bssonders. beschwer- 
ten Fällen, mit dem Schwerdt, aufserdem mit dem 
Staupbesen und der Verweisung aus dem Land oder 
Ort des verübten Verbrechens, bestraft werden. 4) 

“Unter den gemeinen Tumultuanten bestimmt die Gröfse 
des Antheils an dem Tumult überhaupt oder an der 
wirklich entstandenen Rechtsverletzung die Gröfse der 
Strafe c). u 

Mündtich: von d. Aufstand d. Handwerker, Reichsschlufs 
v. J,. 1131. . 

») P. G. O. Art. 127. Die Bestimmungen des Röm. R. enthal- 
ten L. 28. 9.3.1. 38. 5.2, D, de poenis. L. 2. C. de scdit. 

b) L.28,9.8.D, eod. | - - 

e) Meister jun pr jur. crim. $. 224. Quistorp Thl I. 
183.



  

Zweyter Titel 

Privatverbrechen, 

Erster ‚Abschnitt, 

Verbrechen gegen ursprüngliche Rechte des Menschen und 
Bürgers. 

Erste Abtheilung. 

Verletzung des Rechts auf das Leben. 

Erste Unterabtheilung 

Von dem Verbrechen der Tödtung überhanpt, 

Christ. Phil. Richter Commentatio de homieidio, Jen. 1744. 

Ern. J. Fr. Mantzel Diss. do gradihus homicidiorum. Rost. 
1754 . 

Stübel über den Thatbestand der, Verbrechen besonders in 
Rücksicht der Tödtung. Wittenb, 1805. 

Fr. D. Sanio obserr. ad L. Corn. de Sicariis. . Reg. 1827, 

Abegg Revision d, Lehre von d. angebl. straflosen Tödtungen 
(in Dessen Untersuchungen 8. d, Gebiet d. Strafrechtswiss. 
II. Abh. S. 55— 878.) 

" $.. 206. 
Die_Verletzung des Rechts auf das Leben ge- 

‚ ‚schieht durch Tödtung (homicidium), worunter 
eine rechtswidrige Handlung zu verstehen, wel- 
che die zureichende Ursache des erfolgten 

; Todes eines Menschen ist. Da das Leben Be- 
-;  dingung’aller Rechte, und durch die Verletzung des- 

; selben dem Staat ein Glied seiner Vereinigung völlig’ 
entzogen wird, so ist die Tödtang das schwerste aller 
Privatverbr ‚echen '
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$ 207. 

Zum, Thhatbestande des Verbrechens gehört D als 
Gegenstand der Verletzung, ein Wesen, welches 

. die Eigenschaften und Rechte des Menschen 
hat. Kein Unterschied der Religion a), der Ab- ' 
'kunft b), des Standes c), u. s. w. kommt in Betrach- 
tung. Auch ‘an einem schon lebensfähigen Embryo 
wird dieses Verbrechen begangen d); nicht aber 1) an 
Todten e), 2) Mifsgeburten (moustris) f), oder 3) 
an solchen, welche gänzlich vom Schutz des Staats 
‚ausgeschlossen sind $). 

a) Die Auth. Gazaros C. de haeret. gilt h. z. Täg nicht mehr. 

b) Von der ehemals erlaubten Tödtung der Zigeuner; C. G. O. 
Thl. 21. Tit. 9... 8% -R. A. v. J. 1589. Ti. 2%. R. P. O, 
v. J. 1517. tit. 77. . cf. Böhmer ad art. 130. C.C.0.8.3. 
Gegen liederliches Gesindel und besonders die Zigeuner ha- 

. ben wir auch noch miehre Partienlargeseize, welche dieses 
Verfahren ausschliefsen. Merkwürdig ist die Verordnung des 
rheinischen Kreises. ef. Franc. Just. Kortholt de justi- 
tja et prudentia poenarum in sanctione poenali novissima 
utriusqgue circuli Rhenani. Giess. 1771, und in Plitt Ana- 
lect. p. 87. seq. : 

ce) Vom Herrn arm Leibeigenen, selbst an dem Sklaven. I. 11. 
&1.et 2. D. ad L. Corn. de sic, \ 

a) P. G. ©. Art. 133. ' 

e) Mehre nehmen, ohne Grund, auch hier Tödtung an, wenn 
. der Verbrecher alle Handlungen, aus welchen Lebensberau- 
bung hätte erfolgen müssen, vollendet hat, wie Filan- 
gierl . , \ 

£) L. 14. D. de statu hom. L. 38. de V.S. L,8. C. de. posth. 
— Glück Commentar, zu d. Pand. Th. IL S. 64. Man 
nimmt gleichwohl hier willkührliche Strafe an, wenn die 
Tödtung ohne Vorwissen der Obrigkeit geschehen. — -Qui- 
storp peinl. R. Thl. 1. $: 217. Allein es mangelt hierüber 
das Gesctz.. $S. Werner Handbuch des peinl. R. S; 296. 

g) Acht und Oberacht. — Heineccius EI. jur. germ. II. 
$. 326. ff. 358. Ueberläufer L. 3. $. 6. D. ad L. Corn. de sic. 

$. 208. 
ID) Beraubung des Lebens ist der rechts- 

widrige Erfolg; daher erst mit dem Daseyn dieser 
Folge das Verbrechen vollendet ist. I) Diese Folge 
aber mufste als Wirkung in der rechtswidrigen Hand-
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lung der Person gegründet seyn; daher das Verbre- 
chen der Tödtung erst dann vollständig vorhanden, 
wenn die durch die rechtswidrige Handlung 
entstandene körperliche Verletzung die wir- . 
kende Ursache des erfolgten Todes gewe- 
sen ist a); jedoch ohne Unterschied, ob sie 'allge- 
mein den Tod bewirken mufste, oder denselben nur 
ausnahmsweise in dem. gegenwärtigen Falle bewirkt 
hat b); öb durch Hülfe der Kunst ihre tödtliche 
Wirksamkeit hätte gehemmt werden können, oder ob 

sie unheilbar tödtlich gewesen c); ob sie durch andere 
von ihr selbst in Wirksamkeit gesetzte Zwischenursa- 
chen d) oder für sich allein und unmittelbar den Tod 
hervorgebracht hat. 

Anmerk. Ueber die Eintheilung der Wunden und Verletzun- 
gen vergl. Metzger gerichtl. Arzneywiss. $. 60. fl. — 
Ploucquet de unica et vera morlis causa proxima. Tüb. 
1786. Derselbe über gewaltsame Todesarten. Tüb. 1777. 
8. S. 48-111. — Gebel Versuch einer zweckmäfs. Einth, 
d. Verletzungen (im Archiv Ba. VI. St. 4. nr. 5.). — Wild- 
berg, wie die tödtlichen Verletzungen beurtheilt werden 
snüssen? Leipz. 1810. — J. E. Lietzau von d. Tödlichk, 
d. Verl. und Handl., zur Erl, des $. 169. d. Preufs. Crimi- 
nal-Ordn. Berlin 1811. — Lucae Bemerkungen über das 
Verhältnifs des menschl. Organismus zu äufsern Verletzun- 
gen in Bezug anf Tödtlichkeit. Heidelberg 1814. — Henke 
über gerichtl. mediz. Beurtheilung der Tödtlichkeit der Ver- 
letzungen, im N. Archive des Crim. R. 1. Bd. nr. 18. u. _ 
ar. 21. — Kausch über die neuen Theorien des Criminalr. 
u. d. gerichtl. Medicin. Züllichau 1813. — Steltzer im N, 

Archive des Crimr. IV. Bd. nr. X. — Kleinschrod im N, 
Archive IV. Bd. ur. 16. — Henke Zeitschrift für Staatsarz- 
neykunde 17. Bd. nr. XI. Die Criminalisten würden für ihre 
Wissenschaft gut sorgen, wenn sie sich hier der ärztlichen 
Terminologien so viel als möglich enthielten, weil fast je- 
der Arzt bey demselben Wort an etwas anders denkt und 
sehr viele (zum Theil durch Rechtsgelchrie selbst irre ge- 
führt) nicht wissen, was der Rechtsgelehrte, wenn er den 
Arzt um die Tödtlichkeit der Verletzung fragt, von ihm wis- 
sen will. Daher sollte der Richter in jedem besondern Fall 
dem Gerichtsarzt die juristische Frage bestimmt 
vorlegen und erklären, welche das ärztliche Gutach- 
ten beantworten soll: anders kaun das Gericht nie sicher 
seyn, ob nicht der Arzt, wenn sein Gutachten für die Nicht- 
Tödtlichkeit entscheidet, blos die unheilbare Wunde, oder 
die schlechterdingsttödtliche, .oder die allgemein 
tödtliche, oder die unmittelbartödtliche Wunde in 

Gedanken gehabt habe. 
v. Feuerbach’s peinl. Recht. (11. dufl.) 10
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a) Man. nennt dieses gewöhnlich: absolut- oder besser: für 

sich tödtliche Verletzung. > 

"b) Laesio inabstracto — 1. in concereto lethalis; 
das letzte, wenn die Tödtlichkeit in der besondern Leibes- 
beschaffenheit des Verletzten oder in äulsern der verletzen- 
den Handlung gleichzeitigen besondern Umständen, gegrün- 
det war. Dals der in tödtlicher Absicht Handelnde den die 
individuelle Tödtlichkeit bestimmenden Grund gekannt ha- 
ben müsse, ist nicht nothwendig, und ergiebt sich schon 
aus L. 7.8.5. D. ad 1. Aguil. 

c) Wer Brand gelegt hat, ist er darum nicht vollkommen Brand- 
stifter, weil — der Brand gleich im Entstehen bätte ge- 
löscht werden können? “ 

6) z. B. A sticht dem B in den Hals und öffnet ihm ein Ge- 
schwür, an dessen Ergiefsung er exstickt. 

$. 209. 
Zufolge der Bestimmung des $. 208. IM. ist 

keine Tödtung vorhanden, 1) wenn der auf Tödtung 
gerichteten Handlung eine von derselben unabhängige 
Ursache vorhergieng, welche den erfolgten Tod 
in demselben Zeitpunkt. bewirken mufste, in wel- 
chem er erfolgt ist a); 2) wenn eine, der an sich 
nicht tödtlichen Verletzung nachfolgende: und 
von derselben unabhängige Ursache erst die Tödt- 
lichkeit derselben bewirkt hat b), oder für sich 
‘allein Ursache des Todes gewesen ist. 

a) Kaum hat A dem B den Kopf bis auf den Wirbel gespalten, 
so stöfst diesem C auch den Degen durch das Herz. — 
Könnte aber die Handlung des letzteren auch nur als Be- 
schleunigung des Todes betrachtet werden, so würde 
er Todschläger seyn.’ Jemand tödtet z. B. einen andern, der 
ein langsam tödtendes Gift (etwa aqua Tofana) im Körper 
hat. L. 11.8.3. D. ad L. Aquil. P.G. O. art. 148. 

b) Der Ausdruck laesio per accidens lethalis ist un- 
passend und grofsen Mifsverständnissen ausgesetzt. — Ist 
der Verbrecher selbst Ursache jener hinzutretenden Umstände, 
so findet der $. 208. Anwendung. 

$. 210. 
Sind die gesetzlichen Mittel der Erforschung des 

Thatbestandes angewendet worden, und zeigen sich 
keine bestimmten Gründe, aus welchen sich ent- 
weder der Beweis der Nichttödtlichkeit oder wenig-
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stens ein gegründeter Zweifel an der Tödtlichkeit der 
Verletzung ergiebt, so ist der, einer erweislich beige- 
brachten Verletzung erweislich (in der Zeit) nachge- 
folgte, Tod juridisch als die Wirkung jener Ver- 
letzung zu betrachten. Die blofse Möglichkeit 
des Gegentheils und grundlose Muthmafsungen "ver- 
dienen dagegen keine Erwägung. 

g. 211. 
Das Verbrechen der Tödtung kann 1) sowohl 

unmittelbarer , als mittelbarer Weise a), 2) sowohl 
durch positive, als auch durch negative Handlungen 
begangen werden. Das letzte aber setzt die Verbind- 
lichkeit zu einer positiven Handlung voraus, deren 
Unterlassung Ursache des Todes des andern gewor- 
den ist b). 

ea)L.1. 8.1. etL. 15. D. ad L. Corn. de sicar. — Christ. 
Thomasius Diss. de homicidio linguse. Hal. 1699, rec, 
ib. 1720, “ 

b) L,4, D. de agnosc. et alend. liberig, 

$. 212. 
Die Tödtung eines Menschen mufs IV) eine 

Uebertretung enthalten, wenn sie als Verbrechen be- 
trachtet werden soll. Tödtuug aus unsträflicher Selbst- 
vertheidigung (Nothwehr, homicidium necessa- 
rium), aus gesetzlich erlaubter Selbstrache (homi- 
‚cidium permissum) a) und dergleichen, sind da- 
her eben so wenig Verbrechen, als Tödtung ohne die 
Bedingungen der Zurechnungsfähigkeit b). 

a) L. 20-24. D.. ad L. Jul. de adult. L. 4. C, eod. Nor. 11. 
e. 15. pr. P.G.O Art. 142. 150. 

b) P. G. O. Art. 146. cf. Ludov. Salomon Diss, de homi- 
cidio ceusali. Lips. 1750. 

$.-213.. 
Die Tödtung kann geschehen aus Dolus, wenn 

die Beraubung des Lebens des andern Zweck des 
10 *
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Handelnden war; aus Culpa, wenn der Uebertreter 
mit seinem Verschulden Handlungen unternommen hat, 
welche die von ihm nicht beabsichtete Tödtung zur 

Folge gehabt haben a). Die Begriffe von bestimm- 
tem und unbestimmtem Dolus, von reiner und 

durch Dolus bestimmter Cwlpa kommen hier be- 
sonders zur Anwendung. 

a) L.6. $. 7. D. de off. Praes. L. 40. d3. D. de acdilit. edicto. 
L. 5. S 6. D. de his qui effuderint, vel dej, L. 8. et 11.D. 
ad L. Aquil. P. G. O. Art. 134. 136. 146. 218. — Mündlich 
vom Wergeld. Kaestner Diss. de Werigeldo. Lips. 1742. 
— J. Christ. Majer historia juris Germanici antiquissimä 
circa homicidium. Jen. 1770. 4. 

‚g. 214. 
Um, bey vorgefallener Tödtung, zu benrtheilen, 

welche Art des Verschuldens derselben zum Grunde 
liege, hat der Richter vorzüglich zu erwägen I) die 
Veranlassung zu der tödtlichen Handlung; UI) die 
Art der Handlung selbst, insbesondere die Be- 
schaffenheit der Tödtungsmittel (Instrumente) 
und die Art ihres Gebrauchs; je weniger näm- 
lich dieselben nach ihrer Einrichtung oder nach dem 
von ihnen gemachten Gebrauch zur Tödtung bestimmt 
oder geschickt sind, desto stärker wird die Vermu- 
thung einer wnabsichtlichen Tödtung, zumal wenn 
der Handelnde andere zweckmäfsige Tödtungsmittel in 
seiner Gewalt hatte a); ID auf die Beschaffen- 

heit der Verletzung und ihres ursachlichen 
Zusammenhangs mit der erfolgten Tödtung. 
Daher ist 1) bey einer absichtlich vorgenommenen 
Handlung, welche nach gemeiner Erfahrung unmit- 
teilbar und nothwendig den Tod bewirken‘mufs, die 
absichtliche Tödtung selbst ohne weiteres als gewils 
anzunehmen; hingegen 2) je entfernter, mittelbarer , 
zufälliger der Tod als Erfolg mit der verletzenden 
Handlung in Verbindung stand, desto mehr Gründe 
sind für die Vermuthung unabsichtlicher Tödtung vor- 
handen b). 

x
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a)L.1.8.3 ad L. Cornel, de sicariis, verglichen mit Ulpian 
in der Mosaic. et Rom. Leg. coll. Tit. I. 6. c. 18. in fine X. 
de homicid. — cf. Leyser Spec. 604. — Koch.l. cı $. 441.. 
— Klein peinl. R. $. 2735. Dessen Annal. B. 4. $. 74. ff. 

b) Die Anwendung hievon auf individuell-tödtliche, hit- 
telbar-tödtliche, zufällig-tödtliche Verletzungen und 
dergl. ($. 208. 249.) macht sich von selbst. : 

mn 

Zweyte Unterabtheilung. 
Von den besonderen Arten des Verbrechens der 

Tödtung. 

Erstes Kapitel. 

Yon dem Todschlag und dem einfachen Mord, _ 

M. A. Egger über Mord und Todschlag nach allg. u. besond. 
Rechtsprinz, Landshut 1816. 

$. 215. 
Das Verbrechen der vorsätzlichen Tödtung theilt 

sich in den. Todschlag, die in dem Affect 
des Zorns unüberlegt begangene Tödtung 

‚und in den Mord, die Tödtung aus Ueberle- 
gung und Willkühr a). .Der Mord ist qualifi- 
cirt, wenn der Mörder mit dem Ermordeten durch 
besondere Pflichten der Liebe oder der Hochachtung 
verbunden, einfach, wenn eine andere Person Ge- 
genstand des Verbrechens war b). 

a) P. G. O. Art. 137. „Aber nach Gewohnheit etlicher Gegend, 
„werden die fürsetzliche Mörder und Todschläger 
„einander gleich mit dem Rad gericht, darinnen soll Unter- 
„schied gehalten werden, also dala ein fürsetzlicher 
„muthwilliger Mörder mit.dem, Rad, und ein ander, 
„der ein Todschlag aus Jähheit und Zorn geihan 
us. w.“. S. Walch Gloss. voc. muthwillig p.386. In 
den mittlern Zeiten nahm man den Begriff von Mord enger. 
S. Boehmer ad art. 137. 5.10. Walch. c. voc. Mord. 

b) Die gewöhnliche Eintheilung, nach welcher man den Mord 
zum homieidium simplex rechnet und diesem einfachen 
Todschlag den qualificirten entgegensetzt, (8. Koch inst. 
jur. crim. $. 437.) welcher das latrocinium, assassi- 
nium, veneficium, homicidium proditorium etc. 
begreifen soll, ist ganz falsch und verrückt völlig die rich- 
tige Ansicht dieser Lehre. .
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$. 216. 
Der Mord fordert Ueberlegung und Wahl, 

mithin einen Act der Willkühr als psychologischen 
Grund der That. Diese Bedingung ist vorhanden, 
wenn entweder der Entschlufs zur Tödtung selbst 
durch Ueberlegung bestimmt wurde, oder doch in 
Ansehung der Ausführung des Entschlusses und 
der Wahl der. Mittel. Ueberlegung vorhanden war. 
Der ‚Endzweck und die Triebfedern zu dem Ent- 
schlusse haben auf die rechtliche Beurtheilung des 
Verbrechens keinen Einflufs a). 

* 

a) Ob der Mord aus Liebe oder aus Hafs, aus Lebensüberdrufs 
oder aus Kigennutz begangen worden, ist ganz gleichgültig 
‘nach unsern Gesetzen. 

$. 217. 
Da der Todschlag Mangel an Ueberlegung 

vorausseizt, so ist derselbe nur dann vorhanden, 

“ wenn 3) der Entschlufs zur Tödtung in dex Hitze 
des Affects entstanden und 2) ia demselbeu fort- 
dauernden Affecte ausgeführt worden ist. Uebrigens 
aber ist auch hier Zurechnungsfähigkeit Bedingung der 
Sträfbarkeit überhaupt, so wie eine auf Tödtung ge- 
sichtete (bestimmte oder unbestimmte) Absicht noth- 
wendige Voraussetzung zur ordentlichen Strafe, 

: $. 218. 

. „Um zu beurtheilen, ob eine absichtliche Tödtung 
aus überlegtem Entschlusse geschehen sey, ist zu se- 
hen nicht blos 1) auf die Gröfse des Zeitraums zwi- 
schen der Ausführung ‘der That und der den Willen 
bestimmenden äufseren Veranlassung derselben, son- 
dern auch vornämlich 2) darauf, ob die Ausführung 

der That mit .besondern Vorbereitungen oder mit be- 
sonnener Hinwegräumung äufserer Schwierigkeiten ver- 
bunden war, wie auch 3) auf alle diejenigen Um- 
stände, aus welchen sich ergiebt, dafs der Wille des
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Verbrechers durch die (nur mittelst des überlegen- 
den Verstandes vorstellbare) Beziehung der tödtlichen 
Handlung als eines Mittels auf einen gewissen Zweck a) 
bestimmt worden ist. Gewisse besonders benannte 
Arten der Tödtung sind aus .diesen beyden letzten 
Rücksichten immer Mordthaten, nämlich: der Raub- 

mord, die aufgetragene Tödtung oder der Ban- . 
ditenmord, der Meuchelmord und der Gift- 
mord. 

a) Wohin auch die Befriedigung einer einzelnen Begierde oder 
Leidenschaft, selbst eines plötzlich aufgestiegenen Gelüstens, 
gehört, sobald die Tödtung als Mittel der Befriedigung des- 
selben gewählt worden ist. 

$. 219. 

Wer sich I) zur Tödtung‘ eines Menschen be- 
stimmt, weil dieselbe durch ihre Folgen ein Mittel 
ist zur Erreichung sinnlicher Verstandeszwecke, be- 
weist Ueberlegung und seine That heifst Raub- 

mord (latrocinium) a). Insbesondere aber wird 
diejenige Tödtung darunter verstanden,. welche als 
Mittel der Erlangung fremden Eigenthums ge- 
braucht worden ist. Eine Tödtung, welche auf An- 

trieb einer sinnlichen Begierde, zu deren unmittel- 
baren Befriedigung geschehen ist, kann nie latroci- 
nium genannt werden b., 

a) Begriff des latrocinii nach Röm. Recht, :L, 28. S. 10, 
15. D. de poenis, “ rn 

b) Diese Rücksichten bestimmen den wahren Begriff von ei- 
gennütziger Absicht und sind durchaus nöthig, wenn 
nicht jede Tödtung mit Raubmord verwechselt ‚werden soll. 
Wer aus Appetit nach Menschenfleisch tödtet, ist daher nicht 
latro, wie Schmidt öffentl. Rechtssp. Nr. 111. irrig 
glaubt. Aber wohl derjenige, der Menschen tödtet, um dar- 

aus Pasteten auf den Kauf zu machen. — Ein merkwürdiges 
Beyepiel von latrocinium 9. bey Klein Annalen-Bd. XI, 
\r. % u 

$. 220. 
Ueberlegung ist anzunehmen ID bey der au ıf- 

‚getragenen Tödtung, welche in der Töd-
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tung vermöge des Auftrages eines andern 
besteht, und bey dem .Banditenmord, (assas- 
sinium) einer rechtswidrigen, um Lohn un- 
ternommenen Tödtung. Dort kommt der Begriff 
von dem Bevollmächtigungsvertrag, hier der Begriff 
von. Miethvertrag zur Anwendung.. Der Machtge- 

ber wie der Bevollmächtigte, der Morddin- 
ger (assassinator) wie der Bandit (assassinus) 
beweisen Ueberlegung; dieser wegen des Grundes und 

Eudzwecks seiner Willensbestimmung, jener wegen der 
Art und Ausführung seines Entschlusses a). 

a) W. A. Lauterbach de assassinio. Tub. 1656. (und in 
dessen Disputation.) — M. Z. Cramer de assass. Lips. 
1768. — Mündlich von: dem unpraktischen Unterschied zwi- 
schen eigentlichem und uneigentlichem Assassi- 
nium (ass. proprium 8. verum — interpretativum 8. fictum) 
und der Entstehung .des- Verbrechens und seines Namens, 
Hierüber » Boehmer J. E.P. L. YV. tit. 12. $: 26. und 
Jos. v. Hammer die Geschichte d, Assossinen. Stattg. u. ' 
Tüb. 1818. 

$..221. 

Derselben Classe gehört IN) der Meuchel- 
mord (homicidium proditorium) an, eine unter 

absichtlicher Täuschung des Getödteten 
vollbrachte Tödtung, besonders wenn der Ver- 
brecher seine mörderische Absicht hinter dem Schein 

des Zutrauens und der Freundschaft verbirgt a). Meu- 
chelmord ‘ist ‘daher immer vorbedacht ». 

a) Eschenbach progr. de homiecidio proditorio. Rost. 1782, 

b) Nicht jede Verletzung, welche meuchlings geschieht und 
den Tod zur Folge hat, ist Meuchelmord. Es wird hier, 
so wie überall, auf Tödtung gerichtete Absicht vorausgesetzt. 
Ich kann die Absicht haben, einen andern blos zu verwun- 
den, und diese Absicht meuchlings ausführen. S. Grol- 
man Grds. der CRW. S. 272. 

N 

$. 222. 
Zu der vorbedachten Tödtung gehört IV) der 

Giftmord 2), Tödtung eines Menschen
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durch Mittheilung eines Stoffs, welcher 
heimlich ‚und verborgen den Körper ver- 
letztb). Wer sich dieses Mittels zur Ausführung 
seiner geseizwidrigen Absicht bedient, beweist Ueber- 
legung, weil er durch Verstecktheit die Aufmerksam- 
keit zu hintergehen sucht und der Gebrauch dieses 
Mittels Vorbereitungen voraussetzt. 

a) P. @. O. Art. 130., welcher übrigens mehr als die Tödtung 
durch Gift begreift. Ueber die Bestimmungen des Röm. 
Rechts inL1. $.1 1.3 pr. S.1-3. ad L, Corn. de sic, 

.L. 1. in f. de L. Pomp. de parr. — J. Fr. Ehrmann 
(Praes. Reiseisen) Diss. de vencficio doloso. Argent. 1781. 
— Idem de veneficio culposo. Argent. 1782, deutsch: in 
Waitz Sammlung kleiner akademischer Schriften über ge- 
richtl. Arzneywias. 1. Bd. 1. St. Nr. 1. et 2 : e 

b) Römische Bedeutung des Worts: venenum. L. 8. & 2. ad S 
L. Corn. de sic. L. 286, de V. S., Ueber den Begriff u. die 
‚verschiedenen Arten der Gifte's. Ploucquet über die ge- 
'waltsanen Todesarten $: 75. f, — Metzger gerichtl. Arz- 
‚neyw. IH. Abschn. — Henke Abhandlungen aus der gerichtl, 
Medizin. II. Bd. nr. 2, — Wildberg Rhapsod. aus der 
gerichtl. Arzneywiss. nr. VIII, 

8. 228. 
Der Giftmord kann 1) auf bestimmte Art 

begangen werden, wenn die Handlung gegen einzelne 
bestimmte - Personen, 2) auf unbestimmte Art, 
wenn sie gegen mehre, unbestimmte Personen gerich- 
tet war, wie bey der Vergiftung von Brunnen, Wei- 
defi u. s. w. a). 

a) cf. Koch inst. jur. exim. $. 499, 

$. 224, 
Die Strafe a) des Todschlags ist das 

Schwerdt, die Strafe des einfachen Mords 
bey Mannspersonen das Rad, bey Weibspersonen das 
Ertränken oder andere einfache Todesstrafe b). 
Den intellectuellen Urheber eines Mordes trifft, gleich . 
dem physischen Urheber, die ordentliche Strafe c). 
War der’ Wille des intellectuellen Urhebers ausdrück-
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lich blos auf Verwundung gerichtet, so kann die or- 
 dentliche Strafe nur gegen den physischen Urheber 
Anwendung finden d). \ 

a) Ueber die Grillen Carpzovs und anderer Practiker, ef. 
Kochl. c. $ 456. 

b) Art. 150. und 137. C. C. C. — Carl nennt zwar das Er- 
tränken der Weibspersonen nur bey der Vergiftu.g. Aber 
die Gleichheit des Falls und des Grundes erlaubt hier die 
Allgemeinheit. Carl erwähnt im 137. Art. der Weibsper- 
sonen wahrscheinlich deswegen nicht, weil er der Furcht- 
samkeit und Schwäche des Weibes keine offenbare Gewalt- 
thätigkeit,, sondern nur heimliche Mordthaten zutrante. Gift 
ist, wie die Erfahrung schon in der römischen Geschichte 
zeigt, das gewöhnliche Mordwerkzeug des schwächeren Ge- 
schlechte. 

e) S. Böhmer ad Carpz ov @. 19. obs. 2. Die Praxis nimmt 
beym Assassinator nur die Strafe des Schwerdts an, 8. Koch 
1. e..$. 508 

d) ef. Püttmann, Prol, de excessu ejus, cui aut verberatio 
aut vulneratio alicujus mandata est, mäandanti haud impu- 
tando, Lips. 1777. in Dessen Opuse. jur. crim, Nr. 1. 

$. 225. 
Haben Mehre einen Mord gemeinschaftlich be- 

schlossen und ausgeführt, 'so sind alle Theilnehmer 
- des Complotts, ohne Rücksicht auf die Art ihrer 
Theilnahme bey der Ausführung ($. 47.), mit dem 
Rade als der Strafe des Mordes zu bestrafen a). 

a) P.G. O0. Art. 148. „So etliche Personen mit fürgesetztem 
„und vereinigtem Willen und Muth, jemand böslich zu er- 
„morden, einander Hülfe und Beystand thun, dieselben Thä- 
„ter alle haben das Leben verwirkt.‘“ S 

$. 226. 
Wenn Mehre, ohne vorausgehende Verabredung, 

bey der Tödtung eines Menschen mitgewirkt haben 
und 1) nur Einer den Getödteten tödtlich verwundet 
hat, so wird dieser allein als Todschläger mit dem . 
‚Schwerdt bestraft. Hat 2) der Getödtete von Meh- 
“ren Wunden empfangen, von welchen jede einzeln 

tödtlich ist, so wird a) derjenige, der zuletzt a) 
verwundet hat, mit dem Schwerdt, und die übri-
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gen ansserordentlich bestraft, 5) Ist es ungewils, 
wer die letzte Wunde beygebracht habe, so sollen 
alle mit der Schwerdtstrafe b) belegt werden. 3) Sind 
die von Mehren beygebrachten Wunden blos durch 
ihr Zusammentreffen tödtlich, so leiden alle eine aus- 
serordentliche Strafe c). . oo 

a) Nicht „zuerst“ wie ich, mit andern Criminalisten sonst 
annahm. Dafs es auf den ankomme, der zuletzt verwun- 
det hat, ergiebt sich 1) aus den Worten „von welcher 
„sonderlichen Hand er gestorben“ d, h. welche 
Hand unmittelbar den erfolgten Tod zur Wirkung gehabt 
hat, 2) aus der L,11.$.3.D. ad L. Aquil. 

b) Die Practiker erkennen nur auf ausserordentliche Strafe. ®. 
Krefsh.a.$&. 8. — Quistorp Thl. 1. $. 238. \ 

c) Art, 148. „So aber etliche Personen ungeschichts in 
einem Schlagen oder Gefecht bey einander wären, einander 
helfen und jenıand also ohne genugsame Ursache erschlagen 

. würde, so man denn 1) den rechten Thäter weils, von des 

Hand die Entleibung geschehen ist, der soll als ein Tod- 
schläger mit dem Schwerdt zum Tod gestraft werden. 2) Wär’ 

.aber der Entleibte, durch mehr denn einen, die man wust, 
tödtlich geschlagen, geworfen, oder gewundet worden und . 
man könnt’ nicht beweifslich machen, von welcher son- 
‚derlichenHaud und Thater gestorben wäre, so 
sind dieselben, so die Verletzung gethan haben, alle als 
Todachläger — zum Tod zu strafen: Aber der andern Bey- 
ständer, Helfer und Ursacher Straf halber, — auch so ei- 
ner in einer Aufruhr oder Schlagen entleibt wird, und man 
möchte keinen wissen, daran er verletzt worden wäre, sol- 
len die Urtheiler bey den Rechtsverständigen — Raths pfle- 
gen w 2. w.“ — cf. P. Müller de homic. a pluribus com- 
misso. Jen. 1690. — G. Mylius de homic. a plurib. comm. 
Lips. 1741, — Böhmer ad h. a. und Koch L ce. 8. 463. — 
Werner: wer ist uuter mehrern tödtlichen Verwundern — 
der wahre Mörder? (in Kleiws Archiv V. nr. 5.). Hiezu 
Konopak’s Bemerkungen (im Archiv a. a. O, nr. 10.). — 
Salchow ein Beylrag zur Auslegung des Art. 148. C.C.C. 
in seinem Archive für Freunde der Philos. I. Bd. 1. H. nr. 1. 
— J. F.M. Birnbaum über das von Mehreren begangene 
Homicidium, als exeget. Erklärung des 148. Art, C. C. C. 
Würzburg 1816. — Werner Handb.-des peinl. R. S. 319. 
— Bauer Lehrb. $. 158. ; 

$. 227. 
Die Strafe, selbst der gröfsten Culpa darf 

vier bis sechsjährige Freiheitsstrafe nicht über- 
steigen; doch ist bey einer durch Dolus bestimm- 
ten Culpa das der Todesstrafe am nächsten kom- 

Ä
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mende Uebel lebenswierige Beraubung der Freyheit 
anzunehmen, weil hier mit der Strafbarkeit der Culpa 
die Strafbarkeit einer rechtswidrigen Absicht zusam- : 
mentrifft a). Culpa in entfernteren Graden ist 
mit‘ zeitiger Beraubung der Freyheit, höchstens auf 
ein Jahr, wohl auch nur mit einem Verweis zu be- 
strafen.b). 

a) Andere behaupten die ordentliche Strafe, ef. Leyser Sp. 
- 601. m. 8 9. — Boehmer ad Carpzov Q.1. oba. 1. et 

ad art. 137. 8.6. — Krefs ad eund. 8. 2. — Nach baieri- 
schem Rechte kann die Strafe der culpa einjähriges Gefäng- 
nifs niemals übersteigen. 

 b) Die Rechtslehrer bestrafen gewöhnlich die Culpa viel zu 
hart, wie Leysex Sp. 602. m. 1. et2. — Meisters recht- 
liche Erkenntnisse Thl. II. decis. 55. Thl. 11I. dec. 32. Nr, 2, 
u. 89. und chemals der Verfasser selbst. 

- 8. 228. 
‚ Die unternommene Tödtung ist in den höch- 
sten Graden der Unternehmung, zumal bey geendig- 
tem Verbrechen und wenn schon wirkliche Verletzun- 
gen geschehen sind, in den der ordentlichen Strafe 
am nächsten kommenden Graden zu bestrafen. Die 

Bestrafung entfernter Versuche hängt lediglich von 
der Beurtheilung im Einzelnen ab. 

. $. 229. 

Es ireten hier weder besondere Milderungs- 
noch Schärfungsgründe ein. Die Gehülfen werden 
nach den allgemeinen, bekaunten Grundsätzen bestraft. 

Y 

Van 

 Zvweytes Kapitel. 

Von dem gesetzlich ausgezeichneten Mord oder dem Parricidium, 

Scheurwater de parricidio. Traj. ad Rh. 1730. 

Abr. de Leeu van Coolwyk Diss. ad L. un. C. de his qui 
parentes vel liberos oceiderint. Lugd. Bat. 1754. 4. 

Jo. Solorzani de parricidii erimine (in Everard Otton. 
Thes, Tom. V. pag. 995. seq.).
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J. G. F. Böhmer Diss. de supplicio parricidarum, Fref, 1761. 

J.C. Fr. Meister (im Anhang zu Nr. XXV. S. 460, in seinen 

Urtheilen u. Gutachten). 

Cropp in Comment. de praecept. jur. rom. circa conatum, Sect. 

11: p. 83-98. " 

Meister im N, Archive des Criminalr. I. Bd. 8. H..n. XIX. 

J. Friedheim de legibus ex quib. parricidium hodie dijudi- 
cand. est. Heidelberg 1816, 

$. 230. 
Ein Mord, durch welchen die besondern 

Pflichten der Hochachtung oder der Liebe 

gegen den Ermordeten verletzt worden sind, 

heift Verwandtenmord (parricidium) a), 

und begreift 1) den Verwandtenmord im en- 

gern Sinn, 2) den Kindermord (infantici- 

dium). 

“ de 

a) Im grammatischen Sinn wird bey den Römern jede beson- 
ders strafbare Tödtung parricidium genannt. Vergl. 
Festus voc, parricidium. “ 

L Verwandtenmord. 

$. 231. 
Unter dem Verwandtenmord im engern 

Sinne verstehen die Gesetze den Mord zwischen na- 

hen Bluisverwandten, Schwägern und Ehegatten, an 

einer Person hohen Standes, und dem eignen Herrn 

des Mörders a). Der an Ascendenten im ersten Grade 

begangene Mord (Vater- oder Muttermord) wird 

im engsten Sinne des Wortes parricidium ge- 
nannt. 

a) 8.6. J. de publ, jud. (Lege Pomp. de parricidis) cavetur, 

ut si quis 'parentis aut filii, aut omnino affinitatis ejus, quae 

nuncupatione parentum continetur fata properaverit — nec 
non is, cajus dolo malo id factum est, vel conscius crimi- 
nis existit, licet extraneus sit: poena parricidii puniatur. 
L.1.D.h. t. L. Pomp. de parx, cavetur: ut si quis patrem, 

avum, aviam, fratrem, sororem, patruelem, matruelem, pa- 
truum, avunculum, amitam, consobrinum, consobrinam, uXo- 
rem, virum, generum, socrum, vifricum, privignum, pri-
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vignam, patronum, patronam oceiderit, enjusve dolo - 
malo id factum erit: ut poena ca teneatur, quae est legis 
Corneliae de sicariis. Die P. G. O. läfst den Patron und die 
Patronin aus, und setzt dafür Art. 137. hohe tre ffliche 
Personen etc. „Und man mag im fürgesetzten 
„Mord, so der an hohen trefflichen Personen, 
„des Thäters eigenen Herrn, zwischen Eheleu- 
„ten oder nahe gesippten Freunden geschieht 
„durch etlich Leibstrafe, als mit Zangenreissen oder 
„Ausschleifftung vor der endlichen Tödtung, um grofser 
„Furcht willen die Strafe (des Rads) mehren.“ 

00.8. 282. 
Wer unter den „nahe gesippten Freunden“ zu 

verstehen sey, ist aus dem Römischen Recht zu ent- 
‚scheiden. Nach diesem wird ein Verwandtenmord 
(parricidium) begangen 1) an Blutsverwandten in auf- 
und absteigender Linie, 2) an Seitenverwandten bis 
in den vierten Grad römischer Berechnungsart oder 
an solchen, welche mit dem Mörder im respectu 
parentelae stehen, so wie auch 3) an Schwägern a), 
welche mit dem Verbrecher in elterlichem Verhältnifs 
gedacht werden b). 

ü) cf. Meister progr, de caede affnis acerbius punienda, 
Gött. 1778, 

b) Es scheint gegen die Regeln einer richtigen Methode !zu 
seyn, wenn man, wie Grolman a. a. O. Iste Ausg. S. 432. 
annimmt, dafs es auf die in den Gesetzen benannten Perso- 
nen nicht mehr ankomme, Auch Martin $. 118. schliefst 
die Schwägerschaft aus, 

$. 233. 
Bey dem Elternmord kommt es so wenig auf 

Legitimität oder Illegitimität der Verwandtschaft an a), 
als darauf, ob die Verwandtschaft blos gesetzlich er- 
dichtet oder natürlich ist b). Der Mord eines, vulgo 
quaesifi an seinem vermeintlichen Vater ist von selbst 
ausgeschlossen. 

a) Solorzanil.c.L1.C. 3, pag. 1155. — Boehmer ad 
art. 131. 8. 2, ’ 

b) L. 23. D. de adopt. Matthaeus de crim. L, XLYIIL. tit, 6. 
C. 1. Nr. 3.



159 

$. 234. 
Unter hohen trefflichen:. Personen sind 

Minister des Landesherrn und andere hohe Staatsbe- 

amte, Personen des hohen Adels, die nicht zugleich 
: Landesherrn sind, und Landesherrn, welchen der Ver- 

; brecher nicht selbst als Unterthan unterworfen ist, 
| zu verstehen a). Der eigne Herr des Thäters ist, 

mit Ausnahme des eignen Landesherrn (dessen Töd- 

tung Majestätsverbrechen seyn würde), jede Person, 
welcher der Mörder zu Diensten und besonderer Treue 
verpflichtet ist b). 

a) Krefs ad Art. 137. $. 2. Nr. 6. — Boehmer ad ennd. 
8.13. — Walch glossar. voc. „hohe.“ Dem Verf. ist ca 
wahrscheinlich, dafe Carl, welcher den Mord an, hohen 
trefflichen Personen, blos als eine Art des Mords betrarh- 
tet, auf die L. 5. C. ad L. Jul. Majestatis gesehen und den 
hier aleMajestätsverbrechen aufgestelltenMinister- 
mord absichtlich. an den Ort habe stellen wollen, wel- 
chem er noch einigermafsen anpafst, und wo man ihn auch 
in dem Codex Theodosianus findet. 

b) Nicht blos der Lehnsherr, wie Carpzov P. 1. Q. 25. 
Nr. 29. 30. glaubt. cf, Boehmer.ad art. 137. S. 18, 

235. 
Strafe. Diese ist das Rad, verbunden mit 

äufserlicher Schärfung entweder durch Schleifen zur 
Richtstätte oder durch Zangenreilsen a). 

a) Läfst sich nicht auf Todschlag an solchen Personen ausdeh- 
nen, wie Boehmer ad art. 187. $. 13. und andere irrig be- 
haupten, 

WD) Kindermord 

I. Henr. Wolfart Comm. de infanticidio doloso, ejusque »pe- 
eiebus. Krf, 1750. \ 

1.D. Kappaun Diss. de caede infantis a matre comımisse. 
Arg. 1766. 

3. Casp. Heimburg pr. de poena matris, infantis sui recens 
nati ex proposito mortem mataurantis. Jen. 1796. 

C. G. Dan. Clever de infanticidio a matribus in recens natos 
commisso. Rint,. 1785. 

C. G. Püttners Anweisung wie ein verübfer Kindermord aus-  
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zumitteln sey. Herausgeg. von J. D. Metzger. Königsh. 
1804. 

. 

C. J. Müller sistens nonnulla ad art. 131. C. C, C. adversus. 
recentiorum sentent. Jen. 1805. 

W. S. Evers de matribus quae prolem suanı interfecermnt. 
Traject. ad Rhen. 1807. 

C. Imbert Diss. de crimine infantieidii, Lovan. 1822. 

J. Wurzer Bemerkungen über den Kindermord u. dessen Be- 
strafung. Leipz. 1822. 

S. Br Gans von d. Verbrechen des Kindermordes. Hannover 
1824, 

Mittermaier (im N. Arch. d. © R. Bd. VOL. Nr, 1. 12. 
18. 23.). 

$.236 ' 
Kindesmord (infanticidium) ist die von 

einer Mutter, nach vorgängiger Verheimli- 
chung der Schwangerschaft, an ihrem neu- 
gebohrnen, lebensfähigen, unehelichen Kin- 
de, begangene Tödtunga).. 

Spangenberg über den Begriff d. Kinderm. (Im N. Archiv. 
Bd. UI. St. 1. S. 85. ff. u. 111. Bd. ar. 1) 

a) P. G. O. Art. 131. „Item, welches Weib ihr Kind, 1) das 
Leben und Gliedmafs empfangen hat, 2) heimlicher, 8) bos- 
haftiger williger Weise ertödtet, die werden“ etc. 

$. 237. 
Der Thatbestand des Verbrechens ist: D) aufser- 

eheliche Zeugung und Geburt des Kindes a), 2) das 
Leben des Kindes nach der Geburt, 3) Fähigkeit 
desselben zum Fortleben b), 4) rechtswidrige Hand- 
lung oder Unterlassung der Mutter, welche die Ur- 
sache des erfolgten Todes wär, und 5) kurz nach 
der Geburt geschah c), endlich 6) vorhergehende 
Verheimlichung der Schwangerschaft d). 

a) Welches Merkmal sich aus den Gründen des Gesetzes, und 
aus dem ganzen Zueammenhange des Art. 131. besonders in 
Verbindung mit Art. 35. ergiebt. 

b) Ein „Kind, das Leben und Gliedmafs empfangen 
‚hat,“ ein „lebendig gliedmäfsig Kindlein.“ ch. 
Bahmeradart.131. 8.25. — Koch inst..j. c. 8. 466. not. 2. 

) Klein peinl, R. $.345. — Grolman' Grunds, $. 216. I.
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d) Welches aus dem Worte „heimlich“, aber noch klärer 
aus allen folgenden Bestimmungen: „So aber ein Weibsbild 
etc.“ und aus,dem Art. 85. hervorgeht. 

8.238. 
Ein culposer Kindesmord wird am häufigsten 

durch fahrlässiges Unterlassen der Uuterbindung der 
Nabelschnur, oder durch eine aus Fahrlässigkeit, be- 
sonders ‘durch Verheimlichung der Schwangerschaft, 
entstandene hülflose Niederkunft begangen. Blofse 
Verheimlichung der Schwangerschaft und Niederkunft, 
so ferne: sie nicht als Versuch des Kindesmordes 

betrachtet werden kann, ist nach gemeinem Recht 
kein besonderes Verbrechen a). 

a) 3. C. Woltaer de jure poenar. graviditat. telatde et par- 
turitionis clandest. dubio;, Hal. 1800. — Bartz über die 
Strafbarkeit verb. Schw. u. Geburt. (Im Archiv Bd. VI. 
nr. 4) — Die Meinung vieler Rechtsgelehrten und die 
Praxis will das Gegentheil. Bauer Lehrb. S. 171, 

$. 239. 
Die Furcht vor dem Verlust der Geschlechts= 

ehre — diese gewöhnliche, an sich edle, und ge- 
rade in bessern Gemüthern vorzüglich gewaltige, 
Triebfeder zur Begehung des Kindesmordes — ist 
der Hauptgrund, welcher dieses Verbrechen gegen 
den gemeinen Verwandtenmord auf eine geringere 
Stufe der Strafbarkeit herabsetzt. ° Daher ist dem 
"Kindesmord eine gelindere Todesstrafe a), das Er- 

tränken b), bestimmt, wofür die ältere Praxis auf 

die Enthauptung erkannte c), Nur ausnahmsweise; 

wenn dieses Verbrechen an einem Orte sehr überhand 

genommen hat, 'erlaubt das Gesetz eine martervolle 
Todesstrafe d). 

a) Bessere Gesetzgebungen und die neueste Praxis lassen in der 
Regel die Todesstrafe gegen den Kindesmord gar nicht zu; 
sondern nur Freyheitsstrafe, und zwar blos in den straf- 
barsten Fällen, kebenslängliches Zuchthaus. 

D)P.C.O Art. 18 
e) Boehmer ad’art. 181. 8.19. — Quistorp Thl. I. $. 288. 

d) P.G. O. art. cit. „Wo aber solche Yebel öft geschehe, 

‚©. Feuerbach’s peinl. Recht. (11. Aufl.) it 

r
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„wollen wir die gemeldi Gewohnheit des Vergrabens und 

„Pfählens, um mehrer Furcht willen solcher boshaf- 

„tigen Weiber, auch zulassen, oder aber, dals vor dem Er- 

„tränken die Vebelthäterin mit glühenden Zangen gerissen 

„werde.“ Einige versteben diese Worte von der Wieder- 

holung des Verbrechens, wie Boehmer ad. a. S. 20. 

Quistorp Thl, I. S. 288. 

$. 210. 
Vermöge des Hauptgrundes, welcher die min- 

dere Strafbarkeit des Kindesmordes bestimmt, kommt 

nicht die Strafe dieses Verbrechens, sondern die des 

Mordes überhaupt, oder des Verwandtenmor- 

-des in Anwendung, wenn eine Mutter ihr elıeliches 

Kind, oder eine andere Person als die Mutter das 

neugebohrne uneheliche Kind, oder die Mutter zwar 

ihr uneheliches Kind, aber nachdem es erwachsen 

oder ihre Niederkunft schon zur Kenntnils anderer 

Personen, als ihrer Vertrauten, gekommen ist, getöd- 

tet hat. . Dagegen ist selbst die Strafe des Kindes- 

mordes zu mildern, wenn ‘die Mutter die Schwanger- 

“schaft nicht verheimlicht hat, oder es doch gewifs 

ist, dafs sie die Absicht, ihr Kind zu ermorden, 

nicht schon während der Schwangerschaft gefafst 

habe a). Andere hier gewöhnlich aufgehäufte Mil- 

derungsgründe lassen sich nicht rechifertigen b). 

a) Nach Andern ist in solchem Falle ein Kindestodschlag 

vorhanden. Martin Lehrb. 8.123. Wächter Lehrb. ©. 168. 

Bauer Lehrb. $. 169. Wie fern ein Mangel am That- 

bestande blos eine Milderung der Strafe begründe, ist 
nach $. 97. 98. zu beurtheilen. Hinsichtlich des Versuchs 

kommen die allgemeinen Grundsätze in Anwendung. Einige 

herufen sich auf die I. 1. de L. Pomp. de pärric., um zu 

beweisen, dafs bey uns der conatus proximusinfan- 

ticidii mit dem Tod bestraft werden müsse. Vergl. Boeh- 

mer ad Carpzov Q- 17. Obs. 2 Derselbe ad h. art. 

8. 28, 

d) Koch Le $. 476. 

y
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Anhang. 

Von dem Selbstmord 

Christ. Falkner Diss, de autochiria. Hal, 1728, 
Just. J. Christoph Wrisberg Diss, de co g. J. e. circa 

Autochiriam. Gött, 17. 

Car. Got. Winkler tr. de mortis voluntariae prohibitions 

G. 

ac poenis, Lips. 1775. 8. 

W. Hermänn de autochiria. Lips. 1821. 

Wer in den Staat eintritt, verpflichtet ‘dem Staat 
seine Kräfte und handelt rechtswidrig, wenn er ihm 
diese durch Selbstmord eigenmächtig raubt. Aber 
der Staa? handelt unvernünftig, eine Rechtswidrig- 
keit mit Strafen zu bedrohen, welche, indem’ sie 
vollbracht wird, ihren Urheber der Strafe entzieht a): 
Auch erklärt weder das Römische b), noch das ca- 
nonische Recht c), noch die Carolina d) den Selbst- 
ınord für ein Verbrechen: 

8) 

b) 

a 

Ueber den Selbstmord vergl. Cella freymüthige Aufsätze 
Bd. I. Ar. 3. — Heller über den Selbstmord. Frankf, 
1787. — Knüppel über den Selbstmord. Gera 1790. — 
A. J. Andreae de autüchiria, Groeniug. 1807. -—- J. A. 
Thiele von Thielenfeld Gründe für und wider den 
Selbstmord. Leipzig 1817. — Wächter Revia. d. Lehre rv. 
Selbstmord (N. A. X. ur. 4. 11. 24). — In psychol. u. medic. 
gerichtl, Hinsicht: Osiander über den Selbstmord. Han- 
nover 1813. , 
Dafs die Römer, uniter den Kaisern, den Selbstiüord heson- 
ders dann zuliefsen, wenn der Bürger dem Kaiser oder deın 
Staat seine Gründe zum Selbstmord vorgetragen und dieser 
sie genehmigt hatte, läfst sich aus Dio Cassius in Ha- 
driano, aus Quinctilian Decl. 4, und andern beweisen und 
es finden sich auch davon die-deutlichsten Spuren im Römi- 
scheni Recht, z. E. L. 3.4.6. D. de bonis eorum, qui ante 
sent. Dagegen Falk Beytr. 7. Lehre v. Selbstm, (N. Arch, 
XI nr. 6.) — Ueber die Bestrafung des Versuchs L. 3. 8. 6. 
D. eod. L. 6. $. 7. D. de. injusto, rüpto etc. L. 35: 8.2. D: 
de jure fisci. L. 6. 8. 7. D.-de re militari, inshesunderc bey 
Soldaten. L. 6. 8.7. cit. L. 38: 8.12. D. de poenis, 
Der Selbstmörder verfällt blos ia den Todtenbani. ce. 12, 
C.23 94.5 © 11.12. X. de sepult, cf. Boehmer ; EP. 
L. 11. T. 28, $. 80. seq. ’ 
Wenn gleich die Leberschrift des Art. 185. von der „Straf 
eigener Tödtung“ spricht. Denn der Inhalt sagt nichts 
davon. 

- il*
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242, | 
Die Selbstentleibung hebt aber die rechtlichen 

Folgen eines anderen Verbrechens nicht auf, welche 

such nach dem Tode des Verbrechers geltend ge- 

macht “werden können. Daher fällt das Vermögen 

eines Selbstmörders, welcher sich aus Furcht vor 

einer verwirkten, mit Coufiscation gesetzlich verbun- 

denen, Lebensstrafe entleibt, dem Staate zua), wenn 

gleich bey dessen Lebzeiten seine Verurtheilung oder 

Ueberweisung noch nicht geschehen wäre b), Nur 

mufs wenigstens die Untersuchung schon bey seinen 

Lebzeiten angefangen haben c). 

e)L.3. pr. $.1.2.3. 1.45. 8.2. D. de jure fisci. L. 1. C. de 
bonis eorum qui etc, P. @. O, Art. 145. 

») L. 3. pr. D. de bonis eorum: Qni rei postulati, velin 
scelere deprehensi metu criminis imminentis, mortem 
sibi consciverunt, heredem non habent. — P. G. O. ang. Art. 
„Wenn jemand beklagt und in Recht erfordert oder 
bracht würde etc. ’ 

e) Aus L. 45. $. 2, D. de jure fisei: scheint es beynahe, als 

wenn wenigstens Paulus dieses nicht für nothwendig halte, 

, $. 243. 

Die Praxis strafte sonst den versuchten zu-! 

rechnungsfähigen Selbstmord mit geringer Gefängnifs- 

strafe, Verweisung oder Verdammung zu öffentlichen 

Arbeiten auf kurze Zeit a); den vollendeten, an 

dem Leichnam des Selbstmörders mit dem Eselsbe-. 

gräbnifs, wenn die ‘That wegen eines Verbrechens, 

oder sonst aus schimpflicher Ursache begangen war: 

Jiefs aber den Selbstmörder aus Wahnsinn oder Schwer- 

muth still an der Mauer des Kirchlofs verscharren b). 

a) Berger el. jur. erim, p. 97. — Hommel obs. 127. Qui- 

storp Thi, 1. $. 800. 

b) Vergl. J. Casp. Bocrisius Diss. de co quod j. e. circa se- 
pulturanı proprieidarum. Altorf. 1760. 

VTamRT 

|
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Zweyte Abtheilung. 

_ Verletzung der Integrität der menschlichen 
: Kräfte. 

Jo. Georg Simon Diss. de justitia hominis cirea ana mem- 
bra. Jen. 1625. \ 3 

Andr. Beyerdeeog.j.e. circa vulnera liberorum hominum. 
Jen. 1701. 

. Rofshirt über culpose Körperverletzungen (N. Arch. VIII. 
nr. 2.). 

$. 244. 
Körperverletzung a) ist jeder, nicht in 

tödtlicher Absicht unternommene, das Wohl- 

befinden störende b), rechtswidrige Angriff 
auf den Körper eines Andern, ohne tödtli- 
lichen Erfolg, so ferne die Handlung wegen ihres 
Gegenstandes, ihres Zwecks oder ihrer sonstigen Be- 
schaffenheit, . nicht in ein anderes benanntes Verbre- 
chen übergeht c). 

a) Ueber die Verletzung der Gemüthskräfte: Tittmann Diss. 
de delictis in vires mentis humanae commissis. Lips. 1761. —- 
Abegg z. Kritik d. Lehre v. d. sog. Verbrechen gegen d, 
Geisteskräfte (in Dessen Unters. Abh. HL). \ 

b) Störung der Gesundheit, wie bei Verwundungen u. dergl. ist 
im Allgemeinen nicht nöthig. Aeufsere Gewaltthätigkeiten, 
selbst wenn sie keine besondere Schmerzen’ verursachen, ge- 
hören gleichwohl hicher. Verberare, pulsare. L.5. 8.1. D. 
de injur. cf. Brissonius de V. $. voc. pulsare, Auch die 
Erregung einer Gemüthskrankheit durch innere Mitte ge- 
hört dahin. & 15. pr. D. eod. \ 

©) z.B. in Majestätsbeleidigung, Entführung, Nothzucht u. dergl. 
Ist die Körperverletzung convochtis hominibus geschehen, so 
gehört sie, naeh römischem Recht, zuın criımen vis. L, 10. 
$.1. D. ad L. Jul. de vi pabl. L.2.D. ad L. J. de vi priv. 

8.245. 
Körperverletzungen, wie grofs, auch dieselben 

seyn mögen, vom blofsen Schlagen, mit und ohne 
Werkzeuge, bis zu den Verstümmelungen, werden, 
nach röm. Rechte, insgemein zu der Injuria a) ge- 
zählt und mit einer willkührlichen Strafe be- 

’ 
y 

”
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legt b), Andere Quellen des gemeinen Rechts c) über- , 
gehen diese Handlung. mit Stillschweigen. 

-2) Die Beraubung der Zeugungsfähigkeit (13.4.1482 
1.5.6. D. ad L. Corn. de sic.) gehört nicht in die Lehre, 
von Körperverletzangen, weil sie als Tödiung behandelt 
wird, und auch an dem Einwilligenden begangen Ver- ! 

| brechen ist (P..G. O, Art. 185.). Der Fall der L. d. &: 12. 
de re milit. ist ebenfalls nicht als Körperverletzung, sondern | 
als Staateverbrechen zu betrachten. 

3) Paulüs R.S.V.4.9.6.7%.8—9.18.9,.10.3. dein. 
- L5.pr.$.11L7.S8 inf LS L55. 1.45. D. eod, 

L. 13, D. de aceus. Von der L. Cornelia de inj. mündlich. 

9 Die Bestimmungen in dem Landfr. Friedrichs I. $ 3-5, 
‘können nicht ‚hierher gezogen werden. Die P. @. O. spricht 
ausser den Fällen , welche in ein besonderes Verbrechen 
übergehen , z. B. Vergiftung, Abtreibung der Leibesfrucht ! 

u. dergl., im Art. 136. nur noch von der Beschädigung durch 
ein reissendes Thi’er, dessen Besitzer dafür (eutweder we- 

‘ gen Fahrlässigkeit oder Vorsatzes) bestraft werden soll. cf. 
Martin Lehrb. 8. 129 MW. Üeber die Alt- Germanischen 
und mittel-alterlichen Bestimmungen Heineceius elem. 
jur. Germ. X. 11. 21. $. 80-100, 

$. 246. 

Die Gröfse der Strafbarkeit dieser Uebertretung 

ist hauptsächlich zu ermessen 1) nach der Schwere 

der Verletzung an und für sich, und zwar 1) je 

nachdem dieselbe nur vorübergehende Schmerzen er- 
egt, oder eine Beschädigung zur Folge gehabt hat, 
2) je nachdem die Beschädigung lebensgefährlich ge- 
wesen oder‘nicht, 3) je nachdem diese Beschädigung 

‘ bleibend oder vorübergehend, unheilbar oder heilbar 
ist und 4) den Beschädigten auf kürzere oder längere 
Zeit, oder. auf immer für seine menschlichen Zwecke 
oder für seinen bürgerlichen Beruf untüchtig gemacht 
hat a): ID nach der Gröfse des (subjectiven) 
Verschuldens und zwar insbesondere, je nachdem 
die Verletzung in der Hitze des Zorns oder mit vor- 
bedachtem Entschlusse zugefügt worden ist b). Bei 

einer vorbedachten Beschädigung, welche einen Men- 
schen eines höhern Sinnes oder der vorzüglichsten | 

Gliedm>»/sen beraubt c), kann die Strafe selbst bis 

af zwölfjähriges Zuchthaus steigen 02 ” 

\ 
\  
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a) Gröfse der Gefahr und des Schadens waren auch im alten 

germanischen Recht die Hauptgesichtspanete für das Maar 

der Bulse und Wette. Sachsenspiegell. Art. 68. H. Art. 

31 385. Schwabensp. c. 166. 177. Landfr. Frie- 

drichs 1. 8. 3-5, . 

b)J Arg. L. 11. 8. 2. D. de pocnis und der P. G. ©. Art. 187. 

ce) z. B. Beraubung des Gesichts oder Gehörs, der Hände, Fülse, 

des Gebrauchs derselben u. dergl. - . 

d) Mündlich von der Privatgenugthaung und dem "sogenannten 

Schmerzengeld. ef. L. 3. Dankwarth über das Schiner- 

zengeld, Kost, 1788. — Quistorp Beytr. Kr. 22. 

$. 247. _ 

Als qualificirte Körperverletzung ist 

zu betrachten die Vergiftung d. i. die Störung 

des Gesundheitszustandes:. eines Andern. 

durch Mittheilung eines Stoffs, welcher 

heimlich und verborgen die Beschädigung = 

wirkta). Es ist gleichviel, sowohl in Ansehung des 

Begriffs, als auch in Ansehung der Strafe, ob die 

Störung der Gesundheit gering oder grols, -heilbar | 

oder unheilbar ist b), ob sie sich als Gemütlskrauk- 

heit, oder als körperliche Krankheit äufsert. Nur 

kann eine blos vorübergehende Störung des Gesund- 

 heitsgefühls durch Gift nicht nach der Strenge die- 

ses Gesetzes beurtheilt werden c) 

a) Vergl. oben $. 222. #. 

vd) P. G. O. Art. 130. „Wer jemand durch Gift oder Veen, an 

Leib oder Leben beschädigt u.e w. ef. Boehmer 

ad h. art. &1.3. — Cremani dejure erim, T. 1. L.1 

BP. c.5.8.51. — Ehrmann de ven. dol. S. 27. 

e) Grolman Grunds. d.CRW. $. 250. Der Grund ist, weil 

man einen blos vorübergehenden Schmerz oıer eine blofso 

Vebelkeit nicht einen Schaden am Leibe nennen kann, die 

P. G. O. aber eine Beschädigung am Leibe Todert. Da- 

gegen Martin Lehrb. $. 132, 

$. 248. 
Das Gesetz droht diesem Verbrechen, ohne Rück- 

sicht auf die Gröfse der erfolgten Beschädigung a) 

die Strafe des Mordes b). Die Gröfßse der Gefähr- 

lichkeit der Handlung an sich, .die Leichtigkeit der 
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Begehung, die Schwierigkeit der Entdeckung, die daraus entstehende Gröfse des Reitzes zur That, sind wohl die Hauptursachen, aus welchen das geringere Verbrechen einem ungleich gröfseren gleich gestellt wurde, 

a) Dagegen Martin Lehrb. $. 188, 
b)P. & O. ang. Art, Die Praxis nimmt bey bleibendem Nachtheil für die Gesundheit daa Schwerdt: hey einem vor- übergehenden und heilbaren Schaden an der Gesundheit, le- benswierige Festungs- oder Zuchthausstrafe an. Bey ein- tretenden Milderungsgründen soll die Strafe bis zu zeitigem Gefängnis, oder Zuchthaus auf 10 oder mehrere Jahre sin- ken. Vergl. J. G. Vogel de veneficii, in casu ubi mors _ non secuta, poena nen capitali. Dresd. 17115. — I. G. Zol- ler de poena veneficii attentali, quamvis irreparabile inde orjatur damınum, ad mortem non extendenda. Lips. 1761. Ki- senhardt Erzählung bes. Rechtshändel. Thl. VII. Nr. 6. 'Kleins Annalen Bd. IX, Ne, 3, _ Quistorp ThL IL S. 264. Mit der Praxis stimmt sehr überein das Preufs. Gesetzb.P. II. T. 20. $. 856. ff, 

.$. 299. 
Eine dolose Vergiftung ist vorhanden, sowohl, wenn die Absicht auf Tödtu ng, als auch,; wenn sie 

blos auf Verletzung gerichtet war a). Nur, wenn der schädliche Stoff gar nicht in der Absicht zu ver- letzen, mitgetheilt wurde, ist eine culpase Vergiftung auzunehmen b). 
3) Andere fodern den animus necandi, und betrachten das veneficium nur in so ferne als ein ausgezeichnetes Verbre- chen, dafs der mit Körperverletzung verbundene Versuch der Tödtung dem- vollendeten Mord gleichgestellt werde, wie Krefs ad art. 180. $78. Ehrmann de ven. dol. $. 10—12, Boehmeradh. a. Wächter Lehrh. $. 175. n. 19. Bauer Lehrb. 163. 

“ 
b) Wie wenn ein Arzt ader Quacksalber durch seine Arzneyen tödtet. P. G. O. Art. 134. Vergl. auch L, 3. 8.2, D. ad L. Corn. de sicar. — Mündlich von den sogenannten Liebesträn- ken und der L. 38, $.5. D. de poenis, Vergl. Chr. Go- thofr. Stentzel Diss. de philtris rite examinandis et di- Judicandis, Vit. 1726. 

$. 250. . 
Die unternommen e Vergiftung, selbst wenn 

sie blos in der Absicht zu verletzen gesehah, muls 
benrtheilt werden nach den Grundsätzen von dem  
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unternommenen Mord. Das Verbrechen der Vergif- 
tung ist geendigt (perfectum veneficium), wenn 
der Person ein wirkliches Gift, jedoch ohne schädli- 

chen Erfolg, mitgetheilt worden ist. Doch kann 
“nur alsdann die der ordentlichen am nächsten kon- 
‘ mende Strafe statt finden, wenn die endigende 
: Handlung von der Beschaffenheit war, dafs wenig- 

' stens eine Körperverletzung entstanden. seyn würde, 
wenn nicht zufallige, unvorhergesehene Umstände: diese 
Wirkung verhindert hätten. Liegt daher der Grund, 

warum die Verletzung nicht erfolgie, in der zu ge- 
ringen Dosis des Giftes, so sind gelindere Strafen au- 
zuwenden. ‚ 

wu 

Dritte Abtheilung. 

Verbrechen an dem Recht des Bürgers auf freye 
‚Verfügung über seinen „Körper 

$. 251. 
Der Mensch hat mit dem Recht auf seinen Kör- 

per überhaupt, auch das Recht auf freye Verfügung 
über denselben. Wer durch Eigenmacht dieses Selbst- 
verfügungsrecht eines Andern aufhebt oder beschränkt, 
nacht sich einer Rechtsverletzung schuldig. Drey 
Verletzungen dieses Rechts, Plagium, Entführung 
und Nothzucht sind von den Gesetzen” als Verbre- 
chen anerkannt. 

VAmamne 

Erste Unterabtheilung. 

. Plagium — Menschenraub. 

G. E. Deyling Diss. ad L. Fabtam de plagiariis. Lips. 1745. 

Leyser Spec. 624. 

Tittmann Beyträge zu der Lehre von dem Verbrechen gegen 
die Freyheit etc. Meilsen 1806. 

22 . 
Menschenraub (plagium) a), ist die rechts-
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widrige Besitzergreifung eines Menschen b), 

um über denselben zu was immer für eiuem 

‚Zwecke willkührlich zu verfügen; so ferne 

nicht solche Handlung in ein anderes benauntes Ver- 

brechen übergeht c). \ 

a) Die unmittelbaren Gesetzquellen sind nicht blos die Lex Fa- 

bia de plagiariis (Dig. XLYIH. 15. Cod. IX. 20.), sondern 

- auch der Reichsabsch. v. J. 1542. IV. S. 6., welcher, unter 

anderem, überhaupt denjenigen der „den andern heimlich 

fahet, — hinwegführet, zu Zeiten für sich selbst in 

seinem Gefängnifs heimlich enthält, zu Zeiten 

andern verkauft oder übergibt oder in andere 

Hände fahet“, so wie dessen „zuschieber und Ent- 

halter“ für Missethäter erklärt, dieselben dem peinlichen 

Processe unterwirft und in dem angeführten $. 6. u. fl. die 

Formen bestimmt, unter welchen begen sie, so wie gegen 

Mörder, Todschläger und Mordbrenner verfahren werden soll, 

Alles dieses ist gröfstentbeils wörtlich wiederholt in dem 

Landfrieden v. J. 1521. Tit. VIL S. 8. fl. Der Begriff 

des Menschenraubes kann daher nicht, wie Martin Lehr- 

-bach $. 126. annimmt, blos in den römischen Sinne genow- 

men werden. 

vd) Als Sclavendiebstahl im Sinn des römischen Rechts 

kann das plagium, wegen mangelnden Gegenstandes, nicht 

mehr vorkommen. Wohl aber kann es an Leibeignen, wie 

an Freyen begangen werden. 
\ 

ec) z. B, Entführung. 

g. 253. 

Die That wird begangen D) durch rechtswi- 

drige a) Besitzergreifung, gleichviel ob die- 

gelbe für den Verbrecher selbst oder für einen An- 

dern b), unter der Form eines Rechtstitels c), oder 

durch blofse List oder Gewalt, geschehe; ID an ei- 

ner selbstständigen Person wider ihren Wil- 

len, oder an einem nichtselbstständigen, keiner 

rechtsgültigen Willenserklärung . fähigen Menschen , 

ohne Einwilligung desjenigen, dessen Gewalt er 

rechtlich untergeben ist d). II) Die der That zum 

Grunde liegende Absicht ist die Versetzung des Ge- 

raubten in was immer für einen Zustand, in welchem 

derselbe von fremder Willkühr abhängig 

ist e), dieser sey Sklaverey f) oder Leibeigenschaft g)» 

‘oder Gefangenschaft h), oder itgend ein Zustand der 

n
n
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Dienstbarkeit oder Abhängigkeit für irgend einen, an 
dem Geraubten selbst oder an einem Dritten zu er- 

reichenden Zweck i). \ 

a) Die Gefangennehmung kraft abrigkeitlicher Befchle ist da- 
durch von selbst ausgeschlossen. ‘ 

: db) Der angeführte R. A. „fahet oder für einen andern fahet.“ 

I ©) L. 4. D. de L. Fabia de plag. 
u d) L. 16. C. eod, 

- e) Zu dieser Ausdehnung des Begriffs berechtigt mit kiaren 
Worten der obenangeführte R. A., dessen Vf, ganz offenbar 

auch die röm, Gesetze vor Augen "gehabt hat, 

f) Von welchen das röm. Recht namentlich spricht. 

g) Seelenverkäuferey nach Amerika. _ 

  

b) R.A. cit. „in seinem Gefängnils heimlich. enthält — an- 
dern übergibt — oder in andere Hände fahet.“ L. 6. $- 2.. 
D. ht. Lege Fabia cavetur: ut liber qui hominem inge- 
nuun vel libertinam invitum celaverit, invinetum habue- 

. zit ete. Gewaltsames Gefangenhalten eines Menschen zu an- 
dern Zwecken, als um ihn als Sclaven zu besitzen, gehört, 
nach R. R. zum erimen vis publicae L. 5. pr. L. 8. D. ad 
J.. Jul. de vi publ, 

i) Dieses Verbrechens machen sich daher schuldig z. B. Gauk- 
ler, Bettler, welche Kinder stehlen, um sie zu ihren 'Kün- 
sten zu gebrauchen, oder mit ihnen zu betteln, Räuber, 
welche Menschen entführen, um Ranzionsgelder zu erpres- 
sen, oder Ketzerkinder stehlen, um sie in rechtgläuhige 
Pensionsanstalten unterzubringen. Von dem sogenannten pla- 
ginn militare handeln: $S. A. Merclin com. de plagio mi- 
litari 1728. J.H. Ickstadt de illieitis militum conquisitio- 

I. nibus in territorio alieno eorumque poenis. Wirceb. 1758, 
| (in opusc. T. I. 346.) . 

5 $. 254. 

Die Strafe ist I) nur bestimmt bey dem Men- 
schenraube an einem freyen Menschen, um über den- 
selben als über einen Sklaven rechtlich zu verfügen; 
sie ist Todesstrafe a), IN) Andere Arten des Men- 
schenraubes, obgleich nach deutschem Rechte Ver- 
brechen, sind einer willkührlichen Strafe unter- 

.worfen b), welche, nach Verhältnifs der Gröfse und 
Dauer der Freiheitsberaubung, so wie der Gefahren 
und Nachtheile, welchen der ‚Geraubte durch die Art 
oder den Zweck seiner Freiheitsberaubung Preis ge- 
geben wurde, in mehrjährigem, nach Umständen le- 

| " 
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benslänglichem, . Arbeits- oder Zuchthause bestehen 

kann. 

8) L.7.C ht. 1.16. C. eod. (L. un. C. Th. h. t. und Gotho- 
freds Anmerk.) e. 1. X. de furt, — Quistarp Grunds. d. 
p. R. Thl. 1. 8.392. — Klein peinl: R. $. 200. °" 

b) Der angef. Reichsabsch. bestimmt nur, dafs und wie gegeu 
solche Missethäter peinlich geklagt und verfahren werden 
soll, ohne die Strafe auszusprechen, welche als bekannt vor- 
ausgesetzt wird, 

mare 

Zweyte Unterabtheilunmg, 

Verbrechen der Entführung, 

Henr. Blümmer Diss. de raptu. Lips. 1788. 

. Andr Lundström Diss, de crimine raptus. Upsala 1792. 

Tittmann’s bey dem Plagium angeführte Schrift. 

G. Hessel de crimine raptus. Wirceb. 1815. 

Chotin Diss. de crim. raptus. Gandae 1825. 

$. 255. 

Das Verbrechen der Entführung (crimen 
raptus) ist vorhanden, wenn sich eine Manus- 
person einer Weibsperson, in der Absicht 
des Geschlechtsgenusses, durch Entfernung 
von ihrem Aufenthaltsorte rechtswidrig be- 
mächtigeta). 

@) L. un. C. de rapfu virg. L. 54. C. de episcop. et cler. Nor. 
143. 150. P. G. O. Art. 118. 

$. 256. 
ID) Der Act der Vollendung des Verbrechens ist 

Bemächtiguug der Person durch Entfernung 
von ihrem Aufenthaltsorte. Diese Entfernung ge- 
schehe 1) durch Wegführen von dem Orte, wo 
sie der willkührlichen Gewalt des Entführers entzo- 

gen, oder 2) durch Zurückbehaltung an einem 

von ihrem Aufenthalte entfernten Orte, wo sie dessen 

Macht wnterworfen ist a). In jenem Falle wird durch 

das blofse Wegführen selbst schon die That voll-



  

  

  

473 \ 

bracht, I) Die Entfernung mußs auf rechtswi- 

drige Art geschehen, entweder 1) als Verletzung 

der persönlichen Freyhet — wider Willen der 

Person b), — oder 2) mit ihrem Willen, als Be- 

leidigung der rechtlichen Gewalt eines Dritten über 

sie c). 

a) Auf die Gröfse der Entfernung des einen Ortes von dem 

andern konımt es nicht an. Daram läfst sich über die Frage, 

ob von einem Haus in das andere Entführung möglich sey, 

leicht entscheiden. 

b) Hier kommt die Entführung unfer den Gesichtsponkt der 

Nothzucht, ale Vorbereitung oder Veranlassung derselben. 

e) Nicht nach canonischem Recht c. 6. X. de raptoribus, 

incendiariis etc. — J. H. Boehmer J. E.P. Tom. V.L. V. 
t. 17. 8. 114. 

8.251. 
Die Entführung geschieht wider Willen der 

Entführten entweder 1) durch Betrug oder 2) durch 

Gewalt, und zwar entweder durch physischen Zwang 

oder durch Drohung schwerer, augenblicklich zu voll-. 

zieiender Uebel a). 

a) Viele, wie Koch 1. e. 8.868, — Meister jen. pr. jur. 

- er. $. 282. — Blümmerl.c. p. 6. 7., behaupten, beson- 

ders aus $. 2. in fin. C. de rapt. virg., dafa auch durch blofse 

Ueberredungskünste, Schmeicheleyen u. s. w. raptus in no- 

lentem begangen werde. „Si ipsi yaptorcs metu, vel atro- 

eitate poenae ab hujusımodi facinore se temperaverint, nulli ' 

mulicri, sive nolenti sive volenti peccanti locus relinquetar: 

quia hoc ipsum velle mulierum ab insidiis nequissimi 

hominis, qui meditatur rapinam, inducitur. Nisi etenim eam 

sollicitaverit, nisi odiosis artibus cirenmvenerit, non 

faciet eam velle in tantum dedecus sese prodere. — Hier 

ist nicht, wie man aus den Worten und aus dem Zusam- 

menhang mit dem Vorhergehenden und Folgenden sicht, von 

einer Entführung wider, sondern mit Willen der Person ge- 

gen den Willen ihrer Vorgesetzten die Rede. Noch weniger 

aber kann mau sich, wegen der gänzlichen Verschiedenheit 

des Falls und des Grundes auf L. 8. $. 5. de libero homiue 

exhibendo u. L 1. D. de servo corx. berufen. 

$. 258. 
Mit Willen der Entführten geschieht dieses 

Verbrechen, wenn die Person ohne Einwilligung des-
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jenigen entführt wird, dessen rechtlicher Gewalt sie 
unterworfen ist. Dieses findet statt 1) bey dem Ehe- 
weib in Beziehung auf ihren Gatten, .2) bey dem 
Kind in Beziehung auf denjenigen, der über das- 
selbe die väterliche Gewalt hat a). An einer 
Person, welche in keinem dieser Verhältnisse steht, 

wird, wenn sie einwilligt, keine Entführung began- 
gen b). - 

a) Wider des Ehemanns oder des eh elichen Vaters Willen, 
Art. 118. C.C.C. cf. Püttmann adv. jur. univ. L. I. 
C. 29. p. 202. — Boehmer ad Carpzov Q. 40, obs. 8. 

®) Einige, wie Matthäus L. XLVIIL. T. IV. c. 2. Nr. 18: 19. 
“und Struv in Diss. jur. erim. IX. Nr. 18. wollen das Ge- 
gentheil wegen der Worte des $. 2. C. de rapt. virg. huic 
pvenae omnes subjaceant, sive volentihus sive nolentibus 
tale facinus fuerit patratum. — Als wenu nicht „volenti- 
bus“ sich auf den Fall bezöge, wenn die Entführte der Ge- 
walt eines andern unterworfen ist, 

$. 259. 

DI) Die gesetzlich nothwendige Absicht ist Be- 
friedigung des Geschlechtstriebes. Ob aus- 
sereheliche Befriedigung desselben oder eheliche Ge- 
meinschaft Absicht sey, ist gleichviel a). Wegfüh- 
rung der Braut des Entführers b), oder einer noch 
nicht Verlobten in der Absicht der Verlobung und 
Ehe, selbst wenn die Eltern aus nichtigen Gründen 

die Ehe verweigern c), ist Entführung. Auf die Er- 
 seichung der Absicht kommt es nicht an d). 

a) Diejenigen Rechtslehrer, welche blos aufsereheliche Befrie- 
digung des Geschlechtstriebes für nothwendig halten, beru- 
fen sich auf die Worte: „unehrlicher Weise“ des Art. 
118. 0.C.C. 

b) L. un. C..de rapf. virg. „qui saltim sponsam suam per 
vim rapere ausus sit“ wo cinige, der Theorie zu lieb, ent- 
weder non suam lesen, oder doch das suam ausstreichen 
wollen. Justinian änderte dadurch das frühere Recht ab, 
nach welchem man an seiner Braut keinen Raub begieng. 
L. 1. C. Th. de rapta virginum. Das canonische Recht, c. 49. 
C. 27. q. 2 — c.5.C. 36, q. 2. ist zwar gegen Justinian, 
kann aber hier, da sich die C. €. C. ausdrücklich blos auf 
das röm. Recht beruft, nicht zur Anwendung kommen. — 
ef. Schorch Diss, de raptu sponsae, Erf. 1776, et in Opnse. 
Tom. I. Nr, X. "
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e) Andere nehmen hier %los Selhsthülfe an... cf, Grolmanm 
Grunds. d. CRW, 8. 244, 

d) ch, Boehmer ad Art. 118. $. 6, 

0 $. 260. 
IV) Das gesetzlich nothwendige Subject des 

Verbrechens ist: eine Mannsperson, das Object 
eine Person weiblichen Geschlechis, und zwar, 
wenn die That an einer Ledigen begangen werden 
soll, eine unbescholtene (unverläumdete) 
Jungfrau. Entführung eines Mannes von einem 
Manne gehört zu andern Verbrechen und ist 1) bey 
vorhandener Einwilligung des Entführten, ohne oder 

mit Einwilligung seiner Vorgesetzten, als blofser Ver- 
such zur Sodomie, 2) bey mangelnder Einwilligung 
des Entführten als Versuch zur Sodomie, entweder 
in idealer Concurrenz mit dem crimen vis a) oder 

dem plagium zu bestrafen, je nachdem durch Gewalt 
oder durch Betrug die Bemächtigung bewirkt worden 
ist b). 

e) L. 6. D. ad L. Jul. de vi publ. 

b) Die Fragen über Entführung eines Weibes durch ein Weib, 
eines Mannes von einem Weibe gehören schicklicher in ei- 
nen Roman, als in ein System des Criminalrechts. 

$. 261. 
Der Entführung droht .das römische Recht a), 

auf das sich die P. G. O.b) beruft, das Schwerdt 
und den Verlust des ganzen Vermögens, das, nach 
Umständen, der Entführten, oder dem Kloster, oder 
dem Fiscus zufällt c). Die Vorgesetzten der Entführ- 
ten dürfen den auf der That ertappten Verbrecher 
tödten d). 

ea) L. un, C. de raptu virg; 

b) Art. 118. 

ce) Nach Abzug des Pflichttheils für die Kinder des Verbrechers, 
Nov. 128. cap. fn. cf. Matthaeus de crin, 1. c. Nor. 15. 

&) Die Practiker wollen nur willkührliche Strafe. Die
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Todesstrafe ‚billigen sie blos im Fall der Entführung wider 
Willen der Entführten, durch Anwendung &rolser Gewalt- 
thätigkeit, so dafs mit der Entführung noch andere Verbrc- 
chen concurriren. Der Verlust des Vermögens soll wegen 
des Art. 218. P. G. O. (der von dieser Art des Vermögens- 
verlustes gar nicht redet) ganz hinwegfallen. — Quistorp 
Thl. 1.$S. 514. — Klein peinl. R. $ 418. — Struben 
Til. IV. Bed. 79. Das Recht der Tödtung läugnen sie eben- 
falls. — Meister jun. pr. jur. crim. $. 284, 

$. 262. 
Gehülfen sind a) nach den allgemeinen Grund- 

sätzen der Strafbarkeit im Besondern zu beurtheilen, 

obgleich das römische Recht dieselben, im Falle 
eines concursus concomitans, dem Urheber 

gleich stell. — Es giebt hier eben so’wenig beson- 
dere Milderungsgründe b), als es besondere Schär- 
fungsgründe giebt. — Der Versuch ist willkührlich 
zu bestrafen c). 

a) Wegen der allgemeinen Verordnung der P. G. O. Art. 177. 

b) Anders nach der Meinung der Rechtslehrer. cf. Krefs ad. 
h. Art.8.7. — Boehmer adh Art.$, 11. — Das Aner- 
bieten .zur Heyrath von Seiten der Entführten schliefst die 
ordentliche Strafe nicht aus, da das röinische Recht (L. un. 
eit.) schlechthin die Heyraih mit dem Entführer verbietet, 
das canenische R. aber, welches ©. 6. et 7. X. de raptor. 
das Gegestheil verordnet, (das Conc. Trid. Sess. XXIV. de 
reform. matr. c. 6. setzt diesez Verordnung eine Bedingung,) 
hier keine Anwendung finden kann, weil die C. C. C. aus 

..dem römischen Recht die Grundsätze der Bestrafung 
- dieses Verbrechens geschöpft wissen will. Wenn gleich, wie 
man hier anführt, das can. R. in Ehesachen den Vorzug 
hat, so kann dies doch hier nicht gelten, wo nicht ven 
Ehe-, sondern von Strafsachen die Rede ist, Man sehe 
auch Boehmer J. E.P. T.V. L V. tit. 17. S. 150. — 
Boehmer ad h. Art. S. 9, et ad Carpz. @. 40. Obs. 3. 
Dagegen Grolman Grunda d. CRW. $. 216. - 

c) Der Versuch der Entführung einer Klosterjungfrau um sie 
zu heyrathen, ist ausgenommen. Er soll mit dem Schwerdt 
bestraft werden. L. 5. C. de episc. et eler, — Ist wenigstens 
unter Protestanten nicht mehr anwendbar,
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Dritte Unterabtheilumi. 
Unfreywillige Schwächung. 

Jo: Sam. Fr. Boehmer Diss. de rigore juris in sfupratorca 
violentos. Fref. 1762, on 

Leyser Spec. 584. 

€. Fr. Bursian (pr. Franke) de hotione stapri violenti, Viteb. 1800, 
P. T. T.Pemoeller D. de crim. stupri violenti. ‚Jen. 1822. 

$. 263, 
Die unfreywillige Schwächung (stu= . 

prüm non voluntarium) ist Beyschlaf, ohne: 
freye Einwilligung des andern Theils und 
zerfällt 1) in die Nothzucht (stuprum violen- 
tum) den durch rechtswidrige Gewalt erzwun- 
genen Beyschlaf mit einer ünverläümdeten Per- 
son a), 2) die unfreywillige Schwächung 
im engern Sinn (stuprum nee voluntarium 

‚. nec violentum) Beyschlaf mit einer Person, 
ohne ihre freye Einwilligung, jedoch. ohne 
Gewalt, 

a) Die Nothzucht begreift unter sich I) den gewaltsamen In- 
cest, 2) den gewaltsamen Ehebruch, 8) das gewaltsame stu- 
prum im engera Verstande. " 

8. 264. - 
Die unfreywülige Schwächung im 

engern Siun setzt eine”Person als Gegenstand. vor- 
aus, die zur Zeit des Beyschlafs entweder gar nicht 
den Gebrauch ihrer höheren Gemüthskräfte oder doch 
keine Kenntnifs von der Eigenschaft der mit ihr vor- 
genommenen Handlung hatte: Diese Schwächung wird . 
also begangen 1). an Schlafenden, 2) an völlig Betrunke- 
nen; 3) an Wahnsinnigen und Rasenden a); 4) ar 
einem noch ünschuldigen Mädchen b); Die Strafe 
dieses Verbrechens ist willkührlich,; doch müls sie 
härter seyn; als die Strafe fteywilliger Schwächung c); 

®. Feuerbach’ peinl, Recht. (11. Auf) 12
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weil theils Betrug, theils Ehrenbeleidigung damit zu- 
sammentrifft d). 

a) Chr. Gottfr. Schmidt Diss. I. et IL. de stapro in mente 
capt. commiss. Lips. 1727. 1734. 

b) L.38. $. 3. D. de poenis C. G. T. C. Bedenken über die 
Frage: kann eine Nothzucht an einem Kiude von 9 Jahren 
oder noch jünger begangen werden ? Im Leipz. nagaz. für 
Rechtsgel. 1785. Stek. I. nr. 4. — und Stck. V. nr. 4. 

c) Einige nchmen in allen diesen Fällen No Ihzucht an, wie 
Engau El j. er. 8. 234. Andere wenigstens im Fall des 
Beyschlafs an einer Trunkenen oder Schlafenden; vorausge- 
setzt, dafs sie absichtlich von dem Stuprator in diesen Zu- 
stand. versetzt worden ist, wie Grolman Gr. d. Cr. $. 239. 
—:Boehmer ad Carpz. Q. 39. obs. 2. et ad Art. 119. 

8. 4. — Quistorp Thl. I. $. 490. — Westphal CR. 
8.232. — Koch 1. c. $. 290 Anm. — Die Gesetze geben 
aber der-Nothzucht das Merkmal, mit „Gewalt und wi- 
der ihren Willen.“ 

d) Grolman $. 239. betrachtet es blos aus dem Gesichtspunkt 
schwerer Real -Injurien. 

$. 265. 

- Die Nothzucht setzt voraus, D) als Gegen- 
‚stand, eine unverläumdete a) Weibsperson b), die 
nicht durch ihre Lebensart beweist, dafs sie ihren 

Körper als Werkzeug der Wollust eines jeden be- 
trachte. An einer Hure kaun daher keine Nothzucht 
begangen werden. Von ihr reden die Gesetze c) ge- 

gen die Nothzucht nicht und der Grund dieser Ge- 
setze tritt auch bey ihr, nicht ein. Gewaltsame Hu- 

rerey ist nur nach den Grundsätzen von dem 'crimen 
vis zu beurtheilen d) 

8) Art. 119, C. c. C, „eyner unverläumdeten ehefrawen, 
wittwenn — oder Jungfrawen.“ cf. Bochmer ad h. a. 
S. 1. — Kleins Gr. d. p. R. $. 401. 

b) Kann an einer Mannsperson eine. Nothzucht begangen wer- 
den? cf. Quistorp Beytr. nr. &. 

€) Das Sachsenrecht, so wie die Gesetze der Engländer, zäh- 
len auch die Fewaltihätige Hurerey zur Nothzucht. Sach- 
sen-Sp. Lib.. Il. art. 46. — Const. El. Sax. P. IV. const. 80. 
def. 3. 

d). Dagegen Tittmann Grunds. der Strafrechtswiss. $. 169. 
not. a). -
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| $. 266. 

MI) Es mufs der Gebrauch der Geschlechtstheile 
dieser Person blos in der Gewalt des Nothzüch- . tigers begründet seyn, so dafs diese Gewalt 

" allein »„ nicht ihr eigner durch Geschlechtslust 'be- 
stimmter Wille, Ursache ihrer Hingebung gewesen 

|. is. Man erkennt dieses vorzüglich aus der Art und 
ı Gröfse der gebrauchten Gewalt, so wie aus der Art 

‚und Dauer des Widerstandes, welcher dem Angreifer 
geleistet worden ist a). 

a) ef. Boehmer ad art. 19.C.C.C sa, 

. $. 267. 
Die Gewalt, durch welche die Person genöthigt 

wird, kann seyn 1) physische Gewalt (vis ab- 
soluta) wenn der Verbrecher durch Körperkraft die 
Körperkräfte derselben überwindet a); 2) psycho- 
logische Gewalt (vis compulsiva), wenn der- 
selbe ihr Begehren durch Vorstellung von Uebeln zur 
Hingebung bestimmt. Diese Uebel müssen aber «) 
entweder an sich oder in der Vorstellung der Benö- 

| thigten, mit der Gefahr augenblicklicher Vollziehung i verbunden seyn b), und b) mit dem Uebel des Ver- 
ı lustes der Geschlechtschre wenigstens in gleichem Ver-  ‚hältuisse stehen, wo nicht dasselbe überwiegen. 

    
Mändlich von den Kennzeichen der Beurtheilang einer angeb- lich vorgefallenen Nothzucht in concreto. ef. Bochnmer ad art. 119. 0.C. 0. 8. 7. 

| a) In wieferne ist auf solche Art ein stupr. viol. möglich ? 
b) cf. Boehmer l.c. — Der Grund ist derselbe wie beym - Raub, 

$. 268. 
IM) Die Gewalt zur Unterwerfung unter die Be- ; gierde mufs rechtswidrig seyn. Wer, wie der Ehe- ' mann, auf den Beyschlaf ein vollkommenes Recht hat, | macht sich durch Erzwingung desselben keiner Noth- wucht schuldig, "obgleich er wegen des Excesses straf- 

. 12 *
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bar werden kann a). IV) Der mit Gewalt erzwun- 

gene-Beyschlaf mufs vollendet seyn. Blofse 

. Vereinigung der Geschlechtstheile ist daher eben so 

“wenig hinreichend, als blofse emissio seminisb). 

na) .Boehmer.ad art. 119. S. 8. — OQnistorp Thl. I. 

'&, 488. — Steltzer Lehrbuch 8.563. Dagegen Tittmann 

Strafrechtsw. $. 196. not. b. 

b) Blofse Vereinigung der Geschlechtstheile macht schon voll- 

endete Nothzucht. aus, nach Boehmer ad Carpz. ®. 35. 

obs. 5. et 8 — et ad art. 119. C.C.C. 8.8. — Struben.: 

ul. DI. Bd. 24. — Westphal OR. S. 232. — Koch pr. 

jur. ex. $. 286. — Daraus, dafs die P. G. O. sagt, durch die 

Noihzucht werde „die fräulich oder jungfräul iche 

„Ehre genommen“ folgt nicht das geringste. — Auch 

die Praxis ist gegen diese Meinung. ef. Meister jun. pr. 

jur. erim, 8. 275. - f. 

$. 269. ! 
L 

Bey der .Nothzucht ist nicht das Weib a), son- | 

dern allein der Mann der strafbare Theil, welcher, | 

nach Carls Verordnung b), einem Räuber gleich be- | 

straft werden soll; eine Verordnung, die gleichwohl 

von ‘den Practikern ‚ganz ohne Grund, selbst ohne ' 

Stütze der Praxis, beschränkt wird c)., : 

'9)1L.18.8.7%.D.L.20, C. ad L. Jal, de adult, 
b) P. 6. O. Art. 119. 

‘0) ef. Struben Thl, III. Bed. 24. — Quistorp Thl. I. $. 492. 
Tittmann Handb. I. $ 210. — Bauer Lehrb. $. 183. —, 

Neuere Gesetzbücher beschränken sich auf schwere Firey- 

heitsstrafen, . 

$270. i 
Es giebt hier, weder nach der Natur der Sachs} | 

noch nach positiven. Gesetzen, besondere Milderungs-,, 

. oder besondere Schärfungsgrünlle a). i 

a) Die Rechtslehrer nehmen aber als Sch ärfungsgründei 

‘an 1) sanctitas loci. Boehmer ad art. 119. 8. 10. 2) Wen! 

eine Person, der man besondere Hochachtung oder Treu. 

schuldig war, Gegenstand des Verbrechens ist. 3) Wenn die, 

Person sub praetextu pietatis et misericordiae geschände 

, worden. — Engau El. jur. erim. $. 280. — Besondere Mil- 

-  derungsgründe sollen seyn, 1) Jugend des Verbrechers , 2) 

Trunkenheit, 8) wenn die Geschwächte schon vorher geselt
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widrig den Beyschlaf vollzogen hat, 4) Erbieten der Ge- 

.schwächten zur Ebe. Boehmer L, c, Quisterp Thl. L. 
$. 498. - 

WARNTE 

"Vierte Abtheilung 
Verletzung des Rechts auf Ehre - - 

Erste Unterabtheilung. 
Von Ehrenverletzungen (Inj urien) überhaupt. 

Ad. Dietr. Weber über Injurien und 'Schmähschriften. I-IH. 
Abth. Zte Aufl: Schwer. und Wism. 1797-1800. 

C. Grolman über Ehre und guten Namen. (In dem Maga- 
zin für die Philosophie des Rechts, I. Bd. 1. H. ur. 1.). 

Kleinschrod Grundzüge der Lehre von Injurien (in dem 
Archive Bd. i. St. 4 nr. 1.) 

L. H. von Almendingen Grundzüge zu einer neuen Theo- 
rie über Verl. dern guten Namens und der Ehre. - (In dem 
Magazin für Phil. u. Gesch. d. Rechts. Bd. 1. St. K.nr. 1, St. IL. nr. 4. Bd. 1. St. 1.). . 

Walter.über Ehre und Injorien nach röm, R. im N, Archive 
des Crimr. IV. Bd, ar. V. u. XI. 

Burchardi Grundzüge des Rechtssystem der Römer. $, 269, 

$. 271. 

Achtung eines Menschen ist Anerkennung ei- 
nes Werthes in ihm. ' Erscheint ‘diese Achtung 
äusserlich, so entsteht der Begriff. von Ehre, die 
entweder negativ oder positiv seyn kann, je nach- 
dem der Werth der Person durch Unterlassungen, 
oder durch Handlungen anerkannt wird. Die Ach- 
tung selbst ist unbedingt frey und kann nie Gegen- 
stand rechtlicher Foderung seyn; so ferne aber die 
äusseren Zeichen der Achtung Rechtsgegenstand seyn 
können, ist ein Recht auf Ehre oder in Anse- 
hung der Ehre möglich. E 

g. 272. 
I) Jeder hat blos in ‘seiner Eigenschaft als 

'Mensch und als Staatsbürger einen Werth, im 

a 

, 2
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welchem er allen Andern vollkommen gleich und 

welcher in Jedem von Allen so lange anzuerkennen | 

ist, als er nicht sich selbst durch freye Handlungen. | 

unter den Menschen oder Bürger herabgewürdigt hat. 

Dieses ist die gemeine Ehre, welche auf der noth- 

wendigen Maxime aller moralischen und rechtlichen 

Ordnung beruht: quilibet praesumitur bonus 

et jnstus, denec probetur contrariam. - Es‘ 

ist diese Ehre das Band alles menschlichen Verkehrs 

und die Quelle, woraus die Achtung aller Menschen- 

und Bürgerrechte fliefst. Das Recht auf diese ge- 

meine Ehre fodert die Anerkennung gleichen 

menschlichen und: bürgerlichen Wertls 

durch Unterlassung aller Handlungen, wel- 

che die Erklärung enthalten, dafs die Per- 

son als Mensch oder Bürger keiner Achtung 

würdig sey: 

$. 273. 
I) Die Achtung, . welche der gemeinen Ehre 

zum. Grunde liegt, ist bedingt durch den guteu Na- f 

men, d. i. die Ueberzeugung des Publicums, 

dafs sich die Person durch keine Handlung 

der gemeinen Achtung unwürdig gemacht. 

habe. Mit, dem Recht auf gemeine Ehre ist daher 

auch gegeben das Recht in Ansehung des guien 

Namens, welches die Foderung der Person enthält, 

niemand solle die Meinung Anderer fälsch- 

lich dahin bestimmen, dafs sie sich der ge- 

meinen Ehre unwürdig gemacht habe. 

      
"Anmerk. Andere Begriffe über guten Namen und gemeine 

Ehre stellen Groliman und andere Schriftsteller auf, mit 

welchen ich mich nicht vereinigen kann. Die Verschieden- 

heit der vorliegenden "Theorie von den Lehren “anderer 

Schriftsteller, wird der Kenner von selbst bemerken. 

$. 274. 
1II) So ferne der Mensch durch freye Handlun- 

gen besondere Eigenschaften darzulegen vermag, wel-
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che als Vorzüge Ihn über andere auszeichnend er- 
heben, so ferne kann sich jeder vorzügliche aus- 
gezeichnete Ehre erwerpen. Allein diese Ehre, 

'!. so ferne sie blos durch Handlungen des Geehrten be-' 

stimmt wird, ist nicht Gegenstand eines Rechts, son- 
dern der blofsen Meinung und.kann dieser abgewon- 
nen, nicht aber durch Gewalt erzwungen werden a). 
Da hingegen die Unterthanen ein öffentliches Urtheil 
des Staats durch ihre Handlungen Wie ihr eignes 
Urtheil anzuerkennen verbunden sind, so verwandelt 

sich die ausgezeichnete Ehre in einen Gegenstand er- 
zwingbaren Rechis, sobald der blofse Werth zur 

bürgerlichen Würde geworden ist, d. i. so- 
bald der Staat den ausgezeichneten Werth 
eines Menschen durch öffentliches Urtheil 
als Gegenstand allgemeiner Anerkennung 
dargestellt hat. Die Erklärung dieses Urtheils 
ist enthalten 1) in der Uebertragung von Staatsäm- 

tern; 2) in der Mitiheilung eines mit vorzüglichen 

Ehrenrechten begabten Standes; 3) in blofser Erthei- 
lung der Zeichen der Würde (Titel). So 'eutsteht das 
Recht auf vorzügliche bürgerliche Ehre (Stan- | 
desehre), welche ein Rang von andern Unterthanen 
ertheilt, der ‚nach den verschiedenen Stufen ausge- 

zeichneter Ehre selbst wieder seine Grade hat. 

a) Die unjuridische vorzügliche Ehre mufs der Titel zur Er- 
langung der juridischen (bürgerlichen) vorzüglichen Ehre 
und eben darum schlechterdings frey seyn. 

g. 275. 
Wer durch rechtswidrige Handlung oder 

Unterlassung das Recht eines andern in An- 

sehung der Ehre oder des guten Namens: 
verletzt, ist der Ehrenverleizung (Injurie) 
schuldig a). : 

a) Der römische Begriff von injuria (Gaius II. $. 220, pr. 
J. de in. L. 1. pr. D. eod.) umfafst ungleich mehr, als 
blofse Ehrenverletzungen im heutigen Sinne des Wortes. 

»
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Wie das damnum injur. datam, feden durch Verletzung einer 
Sache rechtswidrig gestifteten Schaden in sich begreift, so 
die injuria jede Kränkugg eines freyen Menschen durch vor- 
sätzliche Verletzung oder Gefährdung eines demselben, aus- 
ser dem Obligationenverhältnisse zustehenden Rechts, so, 
weit bey jener Rechtsverletzung nicht blos die Entwendung 
oder Beschädigung eiuer Sache in Betracht :kommt, Nicht 
nur alle vorsätzlichen Beschädigungen, Verletzungen öder 
Gefährdungen einer Person in Beziehung auf ihr Leben, ihre 
Freyheit, ihre bürgerliche oder geistige Gesundheit (L. 5. 
pr: SL.L%. S1LL11.89 L 12 L. 15. pr. D. de inj, 
Cujacius XXIV. obs. 16.), sondern auch Verhinderang aın 
freyen Gehrfauch des Eigenthums, oder einer res communis 
oder publica (L. 2, 8. 9. D’'ne quid in loco publ. L. 18. €. 7. 
L. 24. D. de injuriis. L. 25. D. de actione emti venditi} ge- 
waltsames Findringen in fremde Wohnungen , sogar in die- 

bischer Absicht (L. 5. pr. $. 2-5. L. 23. D. de mj. L. 21, 
$. 7. D. de furtis) und vieles audere dergleichen, gehört zu 
der römischen injuria. Darf nun wohl die Wissenschaft des 
deutschen peiul. Rechts, soll sie nıche als blofge Curio- 
sität seyn, mit einer Exposition aller der Fälle sich begmü- 
gen, welche die Römer unter dem Worte injuria begreifen 3 
Hiemit vergl, Rofshirt Lehzb. d Crim. BR. S. 428--446, 

8.276. 0. 

Zur Elyeuverletzuug wird A) eifodert, ‚eine 
Aussere, der Ehre des audern widerspre- 
chende (positive oder negative) Handlung. Dafs 
jemand blos nach. seiner individuellen Vorstellung 
seine Ehre für gekränkt halte, ist nicht . genug. 
Gleichviel ist es aber, ob I) die Handlung an sich 
selbst schon, entweder ihrem Wesen nach oder in 

der allgemeinen Vorstellungsart des Volks oder des 
Standes des Beleidigien, eine Ehrenverletzung ent- 

halte. (objectivy- ader allgemein injuriöse 
Handlung): oder aber II) ob der Beleidiger- irgend 
eine andere Handlung als willkührliches Zeichen 
seiner herabwürdigenden Verachtung gewählt habe; 
wo denn die Umstände darüber, -dafs sie als dieses 

Zeichen in dieser Bedeutung gebraucht worden, ent- 

"scheiden müssen (subjectiv oder individuell- 
injuriöse HandL.) 

$. 277. | 
B). Diese äussere Handlung mufs dem Zwangs-



recht des Gekränkten in Ansehung der Ehre 
widersprechen. Es ist daher I) blofse Schmä- 
lerung ausgezeichneter Ehre, die sich auf bürgerliche 

- Würde weder gründet‘, noch bezieht ($. 274), keine 
Ehrenverletzung. - Ebea so wenig ist II) Ehrenver- 
letzung möglich‘, wenn das der beleidigten Handlung 
sonst entgegenstehende Recht in dem Beleidigten auf- 
gehoben ist, entweder 1) durch die yon dem Be- 

-leidigten zu der Handiung ertheilte Erlaubnifls 

($. 35.) a), oder 2) durch rechtliche infamia 
($. 71. 151.) rücksichtlich der Injurien wider vor- 
zügliche bürgerliche Ehre, oder 3) durch richterlich 

zuerkannte Ehrlosigkeit ($. 71. 151.) bezogen auf 
alle Arten von Ehrenyerletzungen b). 

a)L.18.5 L125.89.49 1.17. pr. D. de injariis. Auf e- 
nen Dritten, der durch die Injurie mittelbar beleidigt wird, 
hat dieses keine Wirkung. u, 1.8.5. D. eod, Weber aa, 
0. Abih. 1. 8.2. 

b) Dagegen Weber a, 8. O. S. 27, 
x 

$. 278, 
C) Zu jeder ‚Ehrenverletzung fodera die. Ge- 

setze a) die Absicht der Ehrenkränkung- (ani- 
mus injuriandi), welche vorhanden ist 1) wenn die 
Kräukung der Ehre eines Andern Hauptabsicht des 
Handelnden ‘war, oder 2) wenn die in einer andern 
Hauptabsicht unternommene Handlung mit dem Be- 
wufstseyn geschehen ist, dafs sie eines Andern Ehre 
verletze, welches aber eine schon ohjectiv injuriöse 
Handlung voraussetzt b). 

z 

a) L. 34. pr. D. deO. et A, L.3. 8.1.2 L.44.D, de inju- 
riis. L. 5. C. eod. L. 1. 8.88. D. depositi. L. 4i. pr. D, 
ad L. Aquil. L. 1. $. 8. D. de inspiciendo ventre. .ch, We- 

ber a. a. O. Abth. LS. 5. fl. — Dagegen Klein peinl. - 
Recht, $. 215. und Groiman Grunds. d. Cr. Iste Aufl, 
S. 3ıl, . 

b) z. B. Betastung eines Frauenzimmers, Verläumdung um ei- 
nem ehrlichen Manue das Fortkommen zu erschweren, 

x
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$. 279. 

D) Da Pflicht - ‚oder Rechtmäfsigkeit einer Hand- 
lung dem Begriff von Verbrechen widerspricht , so 
ist keine Injurie denkbar, wenn die Handlung, wel- 

che unter andern Umständen eine Ehrenverleizung 
seyn würde, durch Pflichten des Amtes oder Berufs 
oder durch besondere Rechte in Ansehung der Per- 
son des Andern unmittelbar gerechtfertigt ist a). 

)8.3.3.1.13.9.126. 115.918 D, de injuriis. 

$. 280. 
An allen Personen, welchen ein Recht auf Ehre 

zusieht, au Einzelnen, wie an Gemeinheiten und Col- 
legien, auch an solchen, ‚welche nicht fähig sind, 
eine Ehrenkränkung zu empfinden a), kann Injurie be- 
gangen werden. 

o)L 8. 8.1.2.8. D. de injuriis. 

g. 281. 
Eine Person kann nicht nur unmittelbarer Ge- 

genstand einer Ehrenverletzuug seyn, sondern es kann 
auch ihre Ehre. durch die an einem andern Subject 
begangene Ehrenbeleidigung verletzt werden (mittel- 

bare Injurie)a), wenn nämlich entweder 1) der 

- Inhalt der Injurie zugleich die Ehrenverletzung eines 
Dritten in sich fafst b), oder 2) wenn dieser Dritte 
mit dem unmittelbar Beleidigten entweder juridisch 

eine Person ausmacht oder in einem so engen Fami- 
lienverhältnisse steht, dafs, nach gesetzlicher Voraus- 

setzung, die Unehre des einen mit der Ehre des an- 

dern nicht bestehen kann c). 

a) L. 1. S. 3. de injuriis. 

b) Wer z. B. den Sohn einen Bastard nennt, erklärt die Mut- 
ter für eine Hure oder Ehebrecherin. 

c)$.2 . I. .de injariis. L.1.8.3.4.5.6.8 L.15..8. 21. L. 38. 

S.2. L. 30. 8. 1. D, eod. cf. Weber a. a, O. Abih. 1. 
S. 200. E. -
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$. 282. 

.  Rücksichtlich der Handlungen, wodurch Ehren- 
rechte gekränkt werden, können I) Verletzungen ande- 
xer Rechte als Mittel der Ehrenkränkung gebraucht 
werden — gemischte oder Real- Injurien, 
denen ID die reinen oder ödealen Injurien, 
d. i. diejenigen Handlungen entgegen stehen, welche 
blos wegen ihrer Beziehung auf das vorgestellte Gut 
der Ehre als Rechtsverletzungen zu betrachten sind. 
Diese Injurien können dargestellt werden entweder 1) 
in Worten, schriftlich -oder mündlich — Wortin- 
Jurien (injuriae verbales) oder 2) in andern - 
Zeichen der Gedanken — bildliche (symboli- 
sche) Injurien a). 

a)L. 1. 81.2 D. de injurii. Werner Mandt. des peinl. 
Rechts. S. 382, 

2- 

$. 283. 
Die reine Injurie (sowohl die wörtliche, als bild- 

‘ liche) begreift A).die Verläumdung, B) die Injurie im 
engern Sinn, welche wieder in die Injurie I) gegen 
die gemeine Ehre und II) gegen die vorzügliche Ehre 
zerfällt. 

g.24 
A) Die Verläumdung wird begangen, wenn 

jemand einem Andern von einem Dritten sol- 
che Handlungen oder Thatsachen fälsch- 
lich mittheilt, welche diesen in der Meinung 
des überzeugten Publicums der Ehre un- 
würdig machen a). 

a) L.5. 8.9. 1.15. 8. 25. 27. 20. D, de injuriis, A. Levinau 
histor. jur. Untersuchung über die Verläumdung. München 
1822, \ 

$. 285. 
‚Nur behauptete Thatsachen, nicht schimpfliche 

Urtheile sind Inhalt der Verläumdung, dieser beziehe _
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sich übrigens 1) auf die gemeine Ehre durch Verlez- 
zung des guten Namens. ($; 272. 273), mittelst An- 
dichtung, unsittlicher oder unrechtlicher Handlungen, 
oder 2) auf die vorzügliche Ehre durch Andich- 
tung solcher Thatsachen, welche den Beleidigten als 
unwerth seines Standes oder seiner. Würde darstel- 

len a). 

e) Jemand sagt z. B. von einem Offeier, er sey beym ersten 
. Canonenschufs davon gelaufen: von einem Professor, er habe 

die Hefte, dieerablese, von seinem Vorfabren gekauft u, 8. w. 

$. 286. 

Die verläumderische Behauptung wird entweder 
blos gegen Privatpersonen geäufsert (Privatver- 
läumdu ng, Diffamation) oder einer Obrigkeit, 
um diese in der Ausübung ihrer Amtspflichten da- 
durch zu mifsleiten (öffentliche Verl.) a). Die 
letzte begreift als Unterart das, eigentliche crimen 
calumniae ($: 429.). ' 

a) Grolman Grunda, d, Cr, $. 49. 

$. 287. 

B) Eine Injurie wider die gemeine 

“Ehre wird durch alle solche Handlungen begangen, 

welche die Erklärung einer positiven 

Verachtung des Andern als Menschen 

oder Bürgers. in sich enthalten a), es sey 

nun, dafs der Beleidiger. blos für seine Person den 

Unwertli des Andern erkläre, oder dafs er densel- 

ben auch Dritten als Gegenstand der‘ Verachtung 

darstelle (Beschimpfung). Dahin gehören: 1) die 

ausdrückliche allgemeine Erklärung, dafs man den 

Andern verachte oder für verächtlich halte, 2) alle 

Worte und Handlungen, welche, als Zeichen posi- 

tiver Verachtung , diese -aligenieine Erklärung still- 

schweigend in sich enthalten b), 3) schimpfliche - 

Urtheile über Character, Gesinnungen oder Absichten
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eines Andern 'c), 4) der Vorwurf entwürdigender Hand- 

Jungen, so ferne derselbe nicht in.Form einer Ver- 

läumdung geschieht d), endlich 5) der Vorwurf eines 

Standes, welcher, nach Gesetz oder Sitte, der. gemei- 

nen bürgerlichen Ehre nicht vollkommen. theilhaftig 

ist e). = 

a) Welche Wändlungen dahin gehören, ist meistens quaestid 
facti, welche. auch, zumal bey symbolischen Injurien, 
oft nicht aus Begriffen beantwortet. werden kann. Eben 
darum sollten eigentliche Injuriensachen ihre besondern E h+ 

zrengerichte haben, 5 

%) Handlungen z. B. Ausspeyen, Herausstrecken der Zungex 

Eselbohren ete. Worte, wie manche Schimpfreden, welche 

eine Vergleichung der Person wit verächtlichen Gegenstän- 

den enthalten z. B. Hund, Vieh, Ochse, Esel etc: - 

&) 7. B. wenn man von einem Beamten urtheilt, er habe eine - 
an ihm versuchte Bestechung nur darum angezeigt, weil 
das Geschenk ihm zw’ gering gewesen sey. Manche Schimpf- 
worte enthalten solche Urtheile z. B. Lump, Hundsvott, 
Schurke ete. - - 

d) Ich nenne z. B. einen Andern in das Angesicht Dieb, Jau- 
“ner, Mordbrenner, Vollsäufer etc. . 

e) Wer den Andern Bastard, einen Henkersknecht nennt, ist in 
diesem Falle. ’ 

9288. 

- ©) Die vorzügliche bürgerliche Ehre ist 
Gegenstand der eigentlichen Injurie 1) wenn diejeni- 

gen Ken versagt werden, welche der Bevor- 
& zugte als Zeichen seiner, vorzüglichen Ehre zu fodern 

berechtigt ist a), 2) wenn derselbe, direct oder indi- 
rect, seines bevorzugten Standes für unwürdig erklärt 
wird ($. 285. 2.). 

a) z. B. Versagung des Titels, Rangs etc. Dagegen Klein- 
» "schrod2.20.9.5 

$. 289. 

Jeder ist als ehrenwerth zu behandeln, so lange 
er nicht durch öffentliches Urtheil der Ehre unwerth 
erklärt worden ist: denn nicht Privatmeinung der Ein- 
zelnen kann über den Verlust bürgerlicher Rechte gültig
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entscheiden. Daher die Regel: eine Injurie wird 
nicht gerechtfertigt durch den Beweis, dafs 
sich der Beleidigte durch entwürdigende 
Haudlungen der öffentlichen Achtung un- 
würdig gemacht habe. Da indessen die reine Be- 
hauptung von 'Thatsachen (als blofsen Gegenständen 
und Gründen eines möglichen Urtheils) noch nicht 
‚selbst erklärte Herabwürdigung der Person nach an- 

 gyemafstem Privaturtheile über ihren bürgerlichen Un- 
ıserth ist, und die Verbindlichkeit wahre Thatsachen 
au verhehlen die Möglichkeit wahrer Ehre selbst auf- 
‚lieben würde: so gilt als Ausnahme von jener Regel 
der Satz: Aussagen, welche eine der Ehre 
nachtheilige Thatsache zu ihrem Inhalte 
haben, werden durch den Beweis ihrer Wahr- 
heit unsträflich, so ferne sie nicht unter ei- 
ner die Verächtlichkeit und Herabwürdi- 

“gung selbst schon ausdrückenden Form ge- 
schehen sind .a). 

ae) L. 18. pr. I. 10. C. de injuriis. Entgegengesetzte Meinun- 
gen s. bey-Weber a. a.0. I. Abth. S. 195. ff. Klein- 
schroda.a. 0.5.23. Sommer rechtewissenschaftl, Ab- 
handl, Nro. II. Werner Handb. des peinl. Rechts. S. 688. 

$. 290. 
Hieraus ($.' 289.) läfst.sich zugleich über die 

bedingten Injurien entscheiden a). Steht nämlich 
die Bedivgung mit ler Aussage ;in dem Zusammen- 
hange, dafs das Recht zu der letzteren von der Wahr- 
heit der bedingenden Voraussetzung abhängt; so fällt 
mit dem Beweis der Wahrheit dieser Bedingung die 
Injurie selbst hinweg b). . Aufserdem aber befreyt die 
beygefügte Bedingung von der Strafbarkeit der Aus- 
sage nicht c). a 

Nominatio auctoris, 
a) H. Fr. Schultetus de effectu conditionum injuriis adje- 

etarum. Jen. 1805. — I. T. Werner über bedingte Inju- 
rien und den Beweis der Wahrheit chrenverletzender Aeus- serungen überhaupt. Gielsen 1818, ‘



  

191 

b) z.. B. wenn An diese Uhr gefunden hast, und nicht wieder 
giebst, so bist du ein Dieb. 

c) z. B. wenn du mit deinem armen Schuldner nicht Nachsicht 
hast, so bist du ein Schurke, Vergl. über diese Lehre Klein- 
schrod 2.9.0.8.20. 8. — Weber Abth. I. S. 169. f., 

$. 291. 
Jeder Rechtsverletzung liegt eine Nichtachtung 

der Person des Andern zum Grunde Um daher die 
gemischte oder Real-Injurie ($. 283.) von an- 
dern Verbrechen unterscheiden zu können, muls die 
Ehrenverletzung den Hauptcharakter- einer 
Handlung bestimmen, wenn sie zu den Injurien ge- 
rechnet werden soll.. Dieses ist der Fall 1) wenn die 
Rechtsverletzung ihrer Natur oder der gemeinen Vor-. 
‚stellungsart nach, als besonderes Zeichen einer posi- 
tiven Verachtung gilt a), besonders 2) wenn dieselbe 
.dem Beleidigien in der Hauptabsicht zugefügt wurde, 
die Ehre desselben zu kränken b). 

a) z. B. Betastung eines Frauenzimmers, Ohrfeigen , Nasenstü- 
ber, Anspeyen etc, L. 1. 8.1: D. de extraordinariis erimi- 
nibus. 

»D)L2.812 L13.8.7 D. de injuis. L1. $. 88. D. de- 
positi. L. 53. pr. D. de furtis. I. 41. pr. D. ad L Aquil, 
ef. Weber a. a. O; Abth. I. 8.100. &. Grolmana:a.0. 
S. 217. 

$. 292. 
Was die Bestrafung betrifft, so gilt, ohne 

Rücksicht auf die Art der Strafe, der Grundsatz: 
eine Injurie, als solche, ist Gegenstand des 
blofsen Privatinteresses der beleidigten Per- 
son a). Sie wird daher 1) nur auf Kläge des Belei- 
digten untersucht und bestraft b); 2) wie jedem an- 
‚dern Privatrecht, so kann auch dem Recht auf Be- 
strafung des Injurianten von dem Beleidigten gültig . 
entsagt werden. Jener Grundsatz leidet nur dann eine 
scheinbare Ausnahme, wehn mit der Ehrenverletzun 
als solcher, ein anderes Verbrechen idealiter 
eoncurrirt c).



192 
‘ 

. 

a) Als delictum privatum im Sinne des römischen Rechts 
ist die Injurie selbst von deuischen Reichsgesetzen aner- 
kannt. K. G. O. 1555. I. 28.4. . " 

b) &. 10. I. de injuriis, ‚L. 7. C. de injaris. . 
e) Wie die mit Betrug, Meineid ete. verbundenen Injurien, oder 

das eximen calumniae, Ueber die öffentliche Injurie 
an Staatebeamten Weber a. a. O. Abth. II. S. 190, fi., In- 
jurien wit Störung öffentlicher Ruhe verbunden ete. Grol- 
man Grunds. $. 224. Eine besondere Ausnahme enthält noch 
L. 10. ©. de episc. et cler. 

$. 293. - oo 

Die Strafen selbst sind von dreyerley Gattung: 
TI) blofse Privatstrafe; IN) öffentliche Strafen: 
If) gemischte oder relätiv öffentliche Stra- 
fen, welche, indem sie dem Beleidigten Genugthuung 
geben, zugleich den Beleidiger demüthigen zum Zweck 

. der öffentlichen Genugthuung. Die Privatstrafe con- 
currirg mit den beyden übrigen Gattungen nur elec- 
tive a), wogegen .die beyden letzteren auch cumu- 
lativ b) mit einander concurriren können. 

® 

a) &: 10. I. de injuriis „rel eriminaliter, vel civiliter agere.. 
L. 6. D..eod. „Plane si actum si publico judicio denerandum . ne, P 3 8 „est privatum, similiter ex adverso,‘*“ 

b) Vergl. Reichsschlufs v. 19. Sept. 1668. 

” $. 294. 

I) Die Privatstrafe besteht in einer von dem 
Beleidigten willkührlich zu bestimmenden, jedoch der 
richterlichen Ermäfsigung unterworfenen Geldsumme a). 
Das Recht auf diese Strafe wird geltend gemacht 
durch die actio injuriarum aestimatoria b). 

a) $. 7. J. de injuriis. Gensler im Archiv für Civil- Praxia I. Bd. nr. XI. 
 b) Ueber die Entstehung derselben s. Gellius Noctes Atticae. 
.LIXe] u 

$. 295. 

II) Die relativ öffentlichen Strafen a) 
sind A) Widerruf (recantatio, palinodia). Ex- 

‚ klärung des Beleidigers gegen den Beleidigten, die Un- 

=
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wahrheit gesprochen zu häben;-A) Abbitte (de= 
precatio), Acusserung der Reue und Bitte um Ver- 
zeihung von dem Beleidigten;, C) Ehrenerklärung 
(honoris declaratio) ausdrückliche Erklärung des 
Beleidigers, dafs er den Werth des Beleidigten aner- 
kenne und denselben herabzusetzen die Absicht nicht 
gehabt habe b). 

‘ä) Weber a. a. O. Abth. IM. $. 14. erkennt diese Strafen für 
Dlofse Frivatgenugthuung- Dogegen Grolman Grunds 
S. 227% [ - 

b) Alle diese Strafen bernhen hauptsächlich auf Observanz. 
ie KG. 0. v. 3. 1558. 12. 28. 4, erwähnt blos im Vorbey- 

gehen den Widerruf, und der Reichsschlufs vom J. 1668. 
kam nicht zur Publication. Mündlich von dem geschicht- 
liehen Ursprung dieser Strafen, 

$. 296. ' 

Die Anwendung dieser ‚Strafen wird durch fol- 
gende Regeln bestimmt: -1) Widerruf findet statt, 
wenn die Ehrenverletzung durch Andichtung unwah- 
rer Thatsachen zugefügt wurde; 2) Abbitte bey 
andern .ganz unzweifelhaften Injurien; 3) Ehrener- 
klärung bey einer in Ansehung der äufsern Hand- 
lung erwiesenen, aber in Ansehung des animus in- 
juriandi zum Theil noch zweifelhaften Injurie a). Sie 
lassen übrigens verschiedene Abstufungen zu, je nach- 
dem sie aussergerichtlich oder gerichtlich, schriftlich 
oder mündlich, oder endlich unter besondern die De- 
müthigung schärfenden Feyerlichkeiten geleistet wer- 

“den. Schärfungen, welche ihnen die Eigenschaft der 
Entehrung mittheilen b), sind der Natur dieser Stra= 
fen zuwider und verdienen keine Billigung. 

a) Nach älteren Meinungen ecälte der Stand der Person die 
Afhwendung der einen oder andern dieser Strafen bestimmew; 
Vergl. Weber a. a. O. Abth. I. S. 30. £. 

“ b) Wie die Ableistung des Widerrufs vor gehegtem Halsgericht 
und dergl, : 

$. 29%. 
I) Die rein öffentlichen Strafen sind nicht ı 

©. Feuerbach’s peinl, Recht. (11. Auf.) 15
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bestimmt, sondern der richterlichen Beurtheilung über- 
lassen a), welche den ‚Grad der Strafe besonders 
nach der Art und Beschaffenheit der beleidigenden 
Handlung, nach den Umständen, unter welchen sie 
‘geschah, nach dem_Stand der Personen und nach den 
persönlichen Verhältnissen zwischen dem Beleidigten 
und dem Beleidiger anzumessen hat b). Am zweck- 
mäfsigsten sind Strafen an der Freyheit, und unter 
gewissen Voraussetzungen c), körperliche Züchtigung. 
Die erste wird in der Regel eine Gefängnilsstrafe von 
einigen Tagen bis zu einigen Wochen nicht überstei- 
gen können, wenn nicht die Injurie mit andern 
Rechtsverletzungen idealiter concurrirt ($. 292.). 

a) L. 45. D. de injurlis verglichen mit L. 9. 8.3. 1. 55. L. 38. 
D. end. L.4.C. eod. 1.1.8.1. D. de extraordinariis cri- 
ıminibus. L. 10. C. de episcopis et cler. Nov. 123, e. 31. 

b) Hiernach bestimmt sich der Unterschied zwischen injuria 
levis und atrox $. 9. J. de injuriis. L7. 8.7.8.9 L 17. 
8.3. D. eod. 

e) Zumal bey Injurien der Kinder an ihren Altern, der Pfleg- 
befohlnen an ihren Vormündern, der Diener an ihren 
Hexrn etc. ’ 

Zweyte Unterabtheilung. 

Von gesetzlich ausgezeichneten (qualificirten) 
Injurien. 

Erstes Kapitel, 

Von der durch die Art der Begehung ausgezeichneten Injurie. Vom 
"Pasquill und der "Schmähschrift,, 

A. Conr. Stockmann Diss, de famosia libellis. Lips. 1799. 

Desselben Diss. famosi libelli, utrum in civitate ferendi sint, \ 
Lips. 1800, 

Konopak Beytr. z. Lehre vom Pasquill (N, Arch. IX. nr. 24), 

$. 298. 
- Pasguill im weitern Sinne ist eine durch, 

bleibende Zeichen geäufserte, in dem Publi- 
kum verbreitete Ehrenverletzung a). Dasselbe 

4
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wird begangen durch Schrift, Druck, “Gemälde, 
Zeichnungen, Schnitz- oder andere Bildwerke u. dgl. 
Vollendet wird die That erst durch eine Handlung, 
wodurch die Beschimpfung öffentlich (gemeinkundig) 
gemacht wird: durch Anheften oder Ausstreuen, Ver- 
theilen oder Verkaufen. ' Wer, selbst ohne Einver- 
ständnifs mit dem Haupturheber, ein Pasquill, statt es 
zu verbergen oder zu unterdrücken, Weiter verbreitet, 
wird als Urheber betrachtet b). 

8) L.5. 9.9-11. 1.6. D. de injuriis. L. un. C. de fam, lib, 
(1.1. 4.79 C TR de in) .1-3.C5.qg. LRAw 
J. 1524. S. 28. 1529. $. 9. 1530, $. 58. 1541. 9. 40, 1570, 
$. 154 ff. R. Pol. O. v. J. 1577. Tit. 35.. 

b) L. ım. ©. de fam, ib. 13.0.5. 1.R. Pol O. d. 157. 
Tit. 35.9.5. ' 

$. 299. 
Pasquille überhaupt sind der Confiscation. unter- 

worfen a), und haben für den Verbrecher die römi- 
sche Ehrlosigkeit (intestabilitas) zur Folge, also dafs 
derselbe zu jedem Zeugnisse; in- oder aufser Ge- 

richt, unfähig wird, auch kein Anderer ihm Zeugnils 
geben kann b)." Ueberdiefs unterliegt derselbe, nach 
Verschiedenheit des Inhalts und der Form des Pas- 
quilles ($. .200 ff), noch anderen Strafen. 

a) R. Pol. O. v. 3. 1577. Tit. 35. 5. 4. — Verbrennung der 
Schmähschriften durch den Heuker. . 

b) L. 5. $. 9. 10. D, de injnriis „intestabilis lege esse jnbetur.“ 
L. 21. D. de test. L. 18. 8.1. L. 26.°D. qui test, facere poss. 
Durch neuere Gesetze wurde dieses nicht aufgehoben. Mar 
tin Lehrb, $. 177. ‘ 

$. 300. 
Das Pasquill überhaupt begreift in sich D die 

eigentliche Schmähsc hrift (libellus famosus), wor- 
unter verstanden wird eine, mit dem wahren 

| Namen ihres Urhebers nicht bezeichnete 
| Schrift, welche die Anschuldigung eines 
|| Verbrechens zu ihrem Inhalte hat a). Bild- 

13 *
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liche Darstellungen sind durch den Begriff ausge- 
schlossen .b), so wie die. Anschuldigung blos unsitt- 
licher oder nur polizeylich. strafbarer Uebertretun- 
gen c). Die Verbergung. des wahren Namens, welche 

zum Thatbestande wesentlich gehört d)', steigert in 

‚so ferne die Strafbarkeit, ale die Hoffnung unentdeckt 

zu bleiben den Reitz zur That erhöht, die Heimlich- 
keit des Angriffs eine ausgezeichnet tückische Gesin- 
nung verräth, ‚und zugleich den Angegriffenen der Mit- 
tel beraubt, seinen guten Namen gegen den Verläumder 

auf rechtlichem Weg zu schützen. 

a) P. €. 0. Art. 110. 
b) Ein Bild, welches einen andern am Galgen hängend, oder. 

in einem Diebstahl begriffen darstellt, u. dergl, ist nur ein 
Pasquill, 

ec) Die P. G. O. fodert Beschuldigung eines Verbrechens, anf 
welchem eine Strafe an „Leib, Leben oder Ehre“ steht. 

d) Sowohl römische als deutsche Gesetze stimmen damit über- 
ein.. Dafs die occasio legis ‚bey jenen individuell war (ef. 
Gothofredus ad L. 7. C. Th. de injur.) hebt nicht die An- 

- wendbarkeit des Gesetzes auf. Ehen so wenig läfst sich aus 
den Worten der R. P. O. v. 3. 1577. it. 35. 8. 3. das Gegen- 

u theil beweisen.. Sie sagt zwar: „Noch auch keine Fanıos- 
„bücher oder Schriften, es habe der Autor seinen Nanıcn 
„darunter gesetzt oder nicht w. 8. w.“ Allein hier redet das 
Gesetz nicht, bios von der eigentlichen Schmähschrift, son- 
dern auch von andern Arten der injuria scripta und ‘des Pas- 
quills, wo freylich die Anonymität zum Begriff nicht gehört, 

501. 
Der Urheber einer Schmähschrift soll 1) wenn 

die Auschuldigung als Verläwhdung erfunden wird, 
nach dem Gesetze der Wiedörvergeltung , mit der 
Strafe desselben Verbrechens belegt -werden, dessen 
er den Audern fälschlich beschuldigt hat; ist aber. 
2) die Anschuldigung wahr, oder hat sie der Pas- 
quillant für wahr gehalten a), so ist derselbe gleich- 
wohl einer willkührlichen Strafe unterworfen. Das 

‚Unpassende ‚und die ungerechte Härte der Wieder-. 
yergeltung b) veraulafste die Praxis, auch für jenen 
Fall nur eine willkührliche Strafe anzunehmen c). 

Y
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1) Ersonnene Milderungsgründe. 
2) Socii. In wie ferne Verleger, Buchdrucker ? oo. 
a) Nor der eigentliche Verläumder, „der boshaftige Läste- 

rer,“ ist unter-dem ersten begriffen. \ 
v) Weber über Injurien und Schmähschr. IT. S. 198. M\ 
c) Quistorp ThL I. 8.815. Koch 8 391, 

$. 302. 
II) Jede unter der Form eines Pasquills .($. 298.) 

begangene Ehrenverletzung, welche nicht. An- 
schuldigung eines begaugenen peinlichen 
Verbrechens ist, begründet den Begriff von Pus- 

.quill im engern Sinne, dasselbe enthalte übri- 
gens eine Verläumdung, oder eine andere Injurie, diese 
werde in Worten ausgesprochen oder bildlich darge- 
stellt, der Urheber habe sich genannt oder nicht. 

. Die Verfertiger oder Verbreiter solchen. Pasquills sol- 
len „vermög der Recht, je nach Gelerenheit und Ge- ”» ” 

8 - , „stalt der Sachen, andern: zum abscheulichen Exem- ” 
„pel, mit sonderm Ernst gestraft werden“ a). 

a) R.P. O. v. I. 1577. Tie. 35.9.4 

ame 

Zweytes Kapitel. 

Yon der durch ihren Gegenstand ausgezeichneten Injurie. Besonders 
‚ von der Gotteslästerung (Blasphemie), 

"Ern Tenzel Diss. de eo. q.j. e. circa blasphemiam. Erf. 1727. 
J. R. Engau pr. de blasphemia illiusgue poena. Jen. 1736, 
C. C. Stübel Diss. quatenus actiones religioni non convenicn- 

tes ex principiis juris publici -universalis poenis criminalibus 
eoerceri possint, Viteb. 1791, 

Voigt über Gotteslästerung, (im neuen Jurist. Journale, (Ron-_ 
neburg 1799) Bd. 1. Heft UL) 

C. Fr. A. Burchardt Diss. de blasphemia. Jen. 1803. 

8308. © 
\ Dafs die Gottheit injariirt werde, ist unmöglich; 
dafs sie wegen Ehrenbeleidigungen sich an Menschen
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. räche, undenkbar; dafs sie durch Strafe ihrer Belei- 
diger versöhnt werden müsse, T’korheit a), Aber die 

Kirche. hat, als moralische Person, ‚ein Recht auf 

Ehre. Wer ihren Zweck entwürdigt, "entwürdigt die 
Gesellschaft; wer die Gegenstände religiöser Ver- 
‚ehrung schmäht, die ihrer Vereinigung zum Grunde 
liegen, 'schmäht sie seibst. Hiedurch allein wird der 
rechtliche Begrift der Gotteslästerung (Blas- 
phemie) bestimmt, als einer an der kirchlichen 

Gesellschaft begangenen Injurie, durch 
eine dem Gegenstand ihrer Verehrung äus- 
serlich bewiesene positive Verachtung. 

Aum. Etymologie des Worts Blasphemic, welches man nicht 
mit Gotteslüsterung für synonym nehmen darf, 

Date Justinian in der Nov. 77. und Maximilian in 
dem R. A. v. 3. 1385. diesen Grund der Blasphemwie ange- 
ben, kann uns nicht hindern, auf den Standpunkt zu treten, 
aus welchem allein ein Verbrechen der Blasphemie gedacht 
werden kann. Wir können zwar nichts ven allem dem hin- 
wegthun, was als Blasphemie gesetzlie h bezeichnet wird, 
aber ein Gesetzgeber kann uns nicht nöthigen, einen un- 
denkbaren und ungereimten Grund des Gesetzes zu den- 
ken. $. aber Werner über bedingte Injurien. S. 101. 

$. 301. 
Die Getteslästerung bezieht ‚sich blos auf Ge- 

genstände der Anbetung oder Verehrung‘ einer in 

Deutschland reichsgesetzlich aufgenommenen christ- 
lichen Kirche. Hiebey wnterscheiden die Gesetze a) 
I) Schmähungen der Gottheit selbst, in ihren 

drei Personen, nach ‘christlichen Lehrbegriff b), so 
ferne man dieselbe durch Entziehung der ihr zukom- 
menden, oder durch Beylegung ihr ‘nicht zukommen- 

. der Eigenschaften c), oder sonst durch Worte oder 
‘ Handlungen herabwürdiget (unmittelbare Got- 

tesl.); I) Schmähungen eines Gegenstandes blofser 
Verehrung (im Gegensatze der Aubetung), als 

x. B. der Mutter Gottes, .der Heiligen, der Engel, 
bey Katholiken d); der Bibel, des Evangeliums, der 
Sakramente bey Protestanten mittelbare Gottesl). 

[
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a) Weder die Nov. 77. ©. 1. &.2., noch die älteren Reichsge- 
setze. vor der P. G. O. wie die B Abschiede ‚oder R. Pol. . 
Ordnnngen von di J. 1495. (10) 1500. :1512. Tit, 4. u. 1580. 
Tit. 1. 8.1. f., noch die P. &. O. Art. 106, machen hierin 
rücksichtlich der Bestrafung einen festhbestimmten Unter- 
schied; wohl aber Carls V. R. Pol. ©. v. 3. 1538. Tii. « 
8. 1—8. u. Tit. 111. S. 1—4., welches alles in der R. Pol. O. 
v. J. 1577. Tit, 1. u II. wörtlich wiederholt ist. 

b) Die Reichsgesetze rechnen auch dazo, nach katholischem 
Lehrbegriff, die Schmähung der Sankramente, gewifs mit be- 
sonderer Rücksicht auf die . Transsubsiantiationslehre bey 
deın Mefsopfer. \ S 

«) Was die P.G. O. u. andere Reichsges. darunter begreifen, 
erläutert besonders die Malefiz-Ordnung v. Speier 
v. J. 1329, Art. 26. (in Lehmanns Speierischer Chronik 
Bch. IV, K. 16.)., ” 

8) Von welchen allein die Reichsgesetze sprechen, deren blos 
katholische Tendenz in besondrer Richtung gexwen die 
Protestanten des XVI Jahrh. nicht zu verkennen ist, 

.$. 305. 
Die Blasphemie ist eine Art der Injurie. Sie mufs 

also in einer, auf den Gegenstand der kirchlichen 
Verehrung gerichteten beleidigenden Absicht ge- 
schehen seyn. Wenn eine. Aussage ihrem Inhalte 
nach in der religiösen Ueberzeugung der Person ge- 
gründet und dieselbe wicht auf eine herabwürdigende 

‘ Art getlian worden ist, so kann von keiner Blasphe- 
mie die Rede seyn. Unter Voraussetzung dieser 
Absicht aber hönnen auch ‘Glieder einer fremden 
Religionsparthey an der christlichen Kirche Blasphe- 
mie begehen, vorausgesetzt, dafs nur die Handlung _ 
an sich als injuriös betrachtet werden kann a). “ 

a) Einige, wie Koch 1. ce. $. 393. und Quistorp Thl I. 
$. 32i, nehmen fremde Religionsyerwandte unbedingt von 
der Blasphemie aus. _ Andere, wie Carpzov Q. 45. behaup- 
ten eben so unbedingt gerade das Gegentheil, - ' 

.$. 306. 
Strafe a). Wer sich I) einer unmittelba- 

ren Gotteslästerung schuldig macht, soll ehrlos 
seyn, und überdies, „ach Beschaffenheit der Person 
und Lästerung, am Leben oder am Leibe („mit
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Benehmung etlicher Glieder“) ‚„‚ U) bey m itt elbarer 
Gotteslästerung, erst im Wiederholungsfalle, nach vor- 
gängiger freundlicher Abmahnung, alsdann aber nicht 

en Leben, doch „an Leib oder Gut“, bestraft wer- 
Jen. Statt der Verstümmelung kann h. z. Tag nur 

körperliche Züchtigung‘, oder Strafe an der Ereyheit 
in Anwendung kommen b). 

a) Die entscheidenden Rechtsquellen sind ‚hier allein die bey 
den ($. 304. Note a.) angeführten R. Pal. Ordnungen Y. 
1548. u. 1577, Tit, L w. I. 

„„b) ef. Püttwannlo.$, 107. Hommel obs. 24, Meister . 
$. 292. 

'$. 307. 

Wer zu einer in seinem Beyseyn hegangehen 
. unmittelbaren Gotteslästerung. schweigt und die- 

‚ selbe der Obrigkeit nicht anzeigt, soll als Begünsti- 
'ger,'wer aber, auf obrigkeitliches Befragen, dieselbe 
durch Läugnen verheimlicht, gleich dem Urheber 
(„Mitverhänger“) einer . mittelbaren Gotteslästerung 
(„au Leib ‘oder Gut“) bestraft werden, Auch andere 
Begünstiger, so wie die Odrigkeiten und deren Lan- 
desherrn, welche gegen solches Verbrechen ihre 
Macht nicht gebrauchen, bedroht das Gesetz mit 
Strafen a). - _ 

B).R. Pol. O. v. 1548. u, 1577. Tit. 1.9.2.4 5.6.8. 

“. $. 308, 
Ausser der Blasphemie ist- noch eine Injurie an 

ler. Kirche 1) dadurch möglich, dafs der Inbegriff | 
der zu einer bestimmten Religionsgesellschaft gehö- 
renden Glieder, in so ferne sie eine gewisse Kir- 

chen- Gesellschaft. ausmachen, ohne Rücksicht auf 
“den Gegenstand ihrer Verehrung beleidigt wird a): 
2) dadurch, dafs Kirchendiener ;' wenn sie in der 
‘Ausübung ihres Kirchenamtes begriffen sind, injuriirt 
werden. Eine Ehrenbeleidigung der leizten Art soll
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‚mit körperlicher Züchtigung und Landesverweisung 
bestraft werden b), “. - 

a) Wenn z. B. jemand gegen eine gewisse Religionaparthey im 
Allgemeinen Schmähungen ausstöfst, oder eine Religionsge- 
sellschaft während ihrer Versammlung lächerlich zu machen 
sucht. 

b) Nov. 123.  31., wodurch die L. 10, C. de episcopis et cler. 
geändert wird, welche eine Capitalstrafe auf eine solche Iü- 
jurie setzt. Q 

Bu $. 309. M 
Von diesen Ehrenverletzungen ist die Störung 

des Gottesdienstes (turbatio sacrorum) zu 
unterscheiden, welche durch jede rechtswidrige ge- 
waltthätige Handlung begangen wird, dutch welche 
man absichtlich den Gottesdienst hindert‘, unterbricht 
oder aufhebt. Die Gesetze drohen ihr Capitalstrafe a). 

a) L. 10, C. de episc. et cler, Nov. 123. c. 31. 

2



Are, r , un mn 

Zweyter Abschnitt 

Verbrechen gegen erworbene Rechte. 

. Erster Unterabschnitt. 

Individuellgefährliche Verletzung des Rechts auf Sachen. 

Erste Abtheilung. 

Verletzung des Rechts an Sachen durch blofse 
Beschädigung. 4 

$. 310, 
Rechtswidrige Beschädigung a) von Sa- 

chen, selbst wenn sie in bösem Vorsatze begangen 
wird, ist, nach römischem Recht, welches, bey dem 
Süllschweigen einheimischer Rechtsquellen, hier allein - 

entscheidet, im Allgemeinen ein Privatdelict, das 

nach Verschiedenheit des Gegenstandes » oder der 
Form der schädlichen Handlung, verschiedene T3- 
nalklagen begründet b). Dieselbe ist jedoch als 
Verbrechen einer öffentlichen Strafe unterworfen 

vicht 'nur 1) wenn sie, vermöge der Art oder des 
Gegenstandes der Beschädigung, in ein eignes cri- 
‚men ordinariumc) übergeht, sondern auch ID) au 
und für sich (als crimen extraordinarium), wenn 
sie mit rechtswidrigem Vorsatze d) an einer, 

Sache begangen wird, welche, aus Rücksicht 

auf das öffentliche Interesse, unter den be- 

sondern Schutz des Staates gestellt ist. Da- 
hin gehört, ‚nach röm. Recht, ‚die vorsätzliche Be- 

schädigung 1) einer res sancta und religiosa e), 
’ 

,  
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2) einer nicht inı Privateigenthum stehenden, zu ge-- 
| meinem Gebrauch ‚bestimmten Sache f), 3) der Bäume, 

besonders Fruchtbäume, und Weinstöcke g), so wie 
f der Feldfrüchte auf dem Halm, so {gran diese Be- 
1 schädigung durch Feuer. geschieht h). 

\ " a) Dahin gehört sowohl die Vernichtung, als die eigentliche 
I: Beschädigung und Unbranchbarmachung. : 

b) z. B. die actio Legis Aquiliae (Dig. IX. 2.), de servo cor- 
| rupto (Dig. IX. 3.), arborum furtim cacsarmın, vi bonorum 

| raptorum, de incendio, ruina, naufragio (Big, XLVI. 7. 8. 
9.) u: andere, Vergl. Mattihaeus de crim. ad L. XLVU. 

e tie. celum2% . : . 

| 
| 
} 

e) Nämlich in ein solches, das zu einer alten Lex jnd. publ. 
gehört, z. B. zu der Lex Julia dvi (U 2. 91.67.83 D. 
vi bon. rapt.), zu der Lex Corn. de sicar., bey der Tödtung 
eines Sklaven oder der Brandstiftung au menschlichen Woh- 
‚nungen u, dergl. - 

d) L. 2. g. 18-20. D. de vi bon. rapf. und die nacher anzufüh- 
renden Gesetzstellen. .   

| e) Von reb. sanctis, die übrigens gewifs nicht blos auf die, ’ 
\ Stadtmauern beschränkt waren, 8. 10. J. de rer. div. L.9. 

L. 11. D. de riv. rer. Von Beschädigung der Gräber L. 3. 
8. 7.eD. de sep. violat. L. 2.4.5. C. eod. 

1) Beschädigung öffentlicher Strafsen polizeylich bestraft. L. 
mn. $.2 1. de via publ. Von Verunreinigung öffentlicher 

Brunnen und Wasserbehälter. L, 1. $. 1. D. de extraord. 
erim. — ‘Die Li un. C, de Nili aggerib, non rump. gehört 
nicht hieher. . 

g) L. 2. D. arb. furtim caes. vergl. mit Paulus R. S. V. 20. 
6. Der Fall.der L. 2. C. de censihus (L. 2. C. Th. de censi- 
bus) gehört zum Betrug. 

h) Messium incensores. L. 16. $. 9. D. de poenis vergl. mit 
\ Paulusle.$.5 ‘ ” 

g. 311. 
Ä Die der Beschädigung als ausserordentlichem 

| Verbrechen gedrohten Strafen sind eutweder an sich 
| unbestimmt a), oder gründen sich auf eigenthüm- 

‚liche, bey uns nicht mehr vorhandene Voraussetzun- 
gen b). Daher die Strafe in Deutschland im Allge- 
meinen als willkührlich anzunehmen ist.,, Die Gröfse 
und die Ersstzlichkeit oder Unersetzlichkeit des Scha- 
dens, so wie die Verschiedenheit des Beweggrundes. 
zur That, je nachdem sie aus Eigennutz, Rachsucht 
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oder aus blofsem Muthwillen begangen wird, bestiın- 
men den Grad der Strafbarkeit. Geldbufsen, kör- 
perliche Züchtigung (besonders bey muthwilligen Be- 
schädigungen), oder .Gefängnifs,. bey erschwerenden 
Umständen auf mehrere Monate bis zu einem Jahre, 
sind der Natur dieses Verbrechens am meisten an- 
gemessen. 

‘ 

a) z. B. im Fall der L.1. 8.1. D. de exiraord. erim,. 

b) Wie die Capitalstrafen bey rehus sanctis und religiosis. Auch 
das „tamquamı Jatronmes puniantur“* der L. 2, D. arb. Surt. 
caes. möchte wohl dazu gehören. 

Zweyte Abtheilung. 

Verletzung des Eigenthums durch Entwendung. 

Erste Unterabtheilung. 

"Vondem Verbrechen der Entwendung überhaupt. 
u) 

Kleinschrod Diss. de furti vere talis notis characteristicis, 
consummatione atque supplicia. Wirceb.” 1792. Uebersetzt 
und verbessert in Dessen Abhandlungen nus dem peinl, 
Recht nnd peinl. Proc, Th. II, nr. 8. (Vergl. Rec. in ‘der A. 
L. Z. 1800. Nr. 43.) 

Carl Klien Revision der Grundsätze über das Verbrechen 
des Diebstahls. Nordhausen I. Thl. 1806, 

Chr. Erhard de furti notione per leges constituta accuratius 
definienda. Lips. 1806. 

Salch o w‘ Entw. des Verbr. der Entwendung. Erf. 1806. 

L. W. Beck de vera furti eousummati niotione. Lips. 1810. 

Rofshirt über den Begriff des römischen Furtum (im N, Ar- 
“chive des Grimr. ILL Bd. ar. 4.). 

$. 312. 

Die Entwendung (furtum), im Sinne des 

römischen Rechts als blofses Privatverbrechen 

gedacht, ist. überhaupt rechtswidrige Bemäch- 
tigung einer beweglichen Sache, mit Vor- 
satz und in der Absicht eines, unerlaubten 
Gewinns a.
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a) $. 1. J. de obligationibus q. ex del. Furtum est contrectatio 
rei frandulosa, vol ipzius rei, vel etiam usus, possessionisve 
'quod lege naturali prohibitum est admittere. L. 52. $. 19. 
D. de fartis. 1. 14. 8. 12, D. quod metus causa. $. Unter- 
bolzner die Lehre von der Verjährung S. 120. 

n 8318. 

- Dieser Begriff umfafst drey Gattungen der Ent- 
wendung, je nachdem entweder die Proprietät (an 
der Substanz) der Sache, oder das Recht ihres 

Gebrauchs, dder das. Recht zu ihrem Besitz. 
“ als Gegenstand der Rechisverletzung gedacht wird. 

J) Die erste — Sacheniwendung (furtum rei - 
ipsius) — ist Zueignung einer in fremdem Eigen- 
thum oder Civilbesitz a) befindlichen Sache. ID. Die 
rechtswidrige Anmafsung oder Ausdehnung des blos- 
sen Gebrauchs der fremden Sache, bildet den Begriff 
von Gebrauchseutwendung (furtum usus) b). 

‚UND Der Eigenthümer oder Civilbesitzer selbst begeht 
an eigner Sache die Besitzentwendung (furt. 
possessionis), wenn er eigennützig einem Andern 
den Naturalbesitz entfremdet, wozu derselbe wegen ei- 
nes dinglichen oder Retentions-Rechtes befugt ist c). 

a) Ich gebrauche diese Worte im Sinne von Savigny’s Recht 
des Besitzes. . " 

b) 8. 6. J. de obl. q. ex del. L 5.8. 8. D. commodati. L. 40. 
L.38.8,4 1548.1 L. 76.D. de furtis. Gellius N. 
A. L. Vil. ec. 15. Schott Diss. de furte usus, Lips. 1776. 

ce) $. 10.3 de obl. q. ex del. L. 86. D. de pignerat. act. L. 15. 
L.19.8.5.6 L. 20. 1.53. 8.4. 1.59. L. 66. D. de furtis, 

g. 314. Fe 
. Den.deutschen Gesetzen, welche die Entwendung 

(Diebstahl und Raub) zu einem Criminalverbrechen . 
erheben, liegt durchaus blos der Begriff der römi- 
schen Sachentwendung zum Grunde a); weshalb das- 
Jenige, was unter dem furtum als römischem Pri- 
vatdelict begriffen ist, der Entwendung als deutschem 
Criminalverbrechen nicht untergelegt werden darf. Das 

S
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Verbrechen der Entwendung (im criminalrecht- 
lichen, engern Sinne) schliefst das furtum usus 
und possessionis aus b), und besteht in vorsätz- 
licher, rechtswidriger und eigenmächtiger 

. Zueignung fremden beweglichen Eigenthums 
'in-der Absicht eines Gewinnes. 

= a) Welches sich’ aus Zusammenhang Vergleichung, Induction, 
u zum Theil auch aus den Worten- deutlich ergiebt, 

b) Die jedoch meistentheils unter den Begriff anderer Verbre- 
cher, z. B. des Betrugs, fallen, wie die L. 19.8,6. I. 20. 
L. 66. D. de furtis angeführten Beyspiele. 

‘ 

515. 
Vermöge, dieses Begriffs ($. 314.) erfodert die 

Entwendung A) als Gegenstand eine bewegliche a), 
und in fremdem Eigenthum b) befindliche Sache. 

Da nicht biofser Besitz oder Detention, sondern Ei- 

 genthum durch die Strafgesetze wider die Entwen- 
dung gesichert werden soll, so kommt es nicht dar- 

auf an, ob und in wessen Besitz oder Detention 
die Sache sich befinde.- Daher 1) an einer niemand ei- 
genthümlichen, wiewohl in fremder Detention befind- 
lichen Sache, keine Entwendung möglich: ist c). Da- 

gegen 2) wird dieselbe begangen, nicht nur au frem- 
dem Eigenthum in fremdem Besitz d), sondern auch 
an fremdem Eigenthum, welches von niemand beses- 
sen wird e), ‘oder in dessen Naturalbesitz sich der, 
Verbrecher selbst schon befindet. Letzteres ist der 

Fall, wenn der Besitzer der fremden Sache in frem- 

dem Namen sich daran eigenmächtig den Civilbesitz 
° beylegi (Unterschlagung) f). 

a) 5: . J. de usucap. IL. 25. pr. D. de fürtis. Gellius N. A. 
y „IX, e. 18. 

db) as schliefst den Diebstahl eines Miteigenthümers an der 

gemeinschaftlichen Sache nicht aus. L. 45. D. de furt. 

1.26. L’48. 8.5. D. de furtis. 1. 45. pr. D. pro socie, 

d) Der Eigenthümer selbst habe sie im Besitz, oder ein Ande- 
rer, wer immer, detinire sie L. 10. 31. 12. pn &. 1. 2. 
L. 14. 5 2, > L. 36.8.1. D. de furt, 

x 
. 

|
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e) Diebstahl an verlornen Sachen. L.9. 8.8 31.81 
L. 44. D. de acq. rer. don. IL. 48. 8. 4—11. D. de fartis. 
Diese Fälle von der Entwendung auszuschliefsen , wie Viele 
thun, ist wenigstens grundlos, weil weder Geist noch Buch- 
stabe deutscher Gesetze der Anwendung dieser "römischen 
Brestimmungen“entgegen ist. Den Diebstahl an wahrhaft ver- 
lornen Sachen für unmöglich erklären, weil — die Apprehen- 
sion widerrechtlich seyn müsse (wie Grolman Cri- 
minalrecht $. 179), ist darum ohne Grand, weil der Ver- 
lierende zwar Besitz, aber nicht sein Eigenthumsrecht ver- 
liert. — Von der Regel selbst machen die Gesetze eine Aus- 
nahme bey der Entwendung aus einer noch nicht angetre- 
tenen oder noch nicht in Besitz genommenen krb- 
schaft (L. 2. D. expil. hered.), welche Ausnahme nicht mehr 
statt finden kann. 

f) P. G. 0. art. 170. 1.33. 1. 67. pr. D. de furlis. LO eod. L. 29. pr. D. L. 3. C. depositi, L1.$22. L2$.1 
D. de tutel. et rat. dist. cf. Kleinschrod a. a. O. Betr. IV. - en »,* # — Die Unterschlagung geliört zwar unsfreitig zum furto rei > o ’ 
aber Theophilus parapır. ad $. 1. J. de obl. q. ex del. 
zicht sie zum furtutn usus. 

$. 316. 
B) Die Zueignung, als der: eigentliche Act 

der Uebertretung, hat nothwendig zwey Bestandtheile, 
D den Willen, die fremde Sache ‚der Substanz 
nach) als Eigenthum zu haben (animus.rem sibi 
habendi) a); daher blos beabsichteter Genufs oder 
Gebrauch derselben b), blofse Detention, wiewohl 
für unerlaubte, selbst eigennützige Zwecke c) u. s. w. 
den Begriff dieses Verbrechens zerstören. Ausserdem 
ID eine körperliche Handlung (factum), wo-: 
durch die zuzueignende Sache der Willkühr physisch 
unterworfen, oder die beabsichtete Disposition über’ 
dieselbe, als über ein Eigenthum, mit der That an- 
gefangen wird d).. 

a) L42.9.47 1.4.81. L 67. pr. D. de furt. 
b)-L. 52. 8. 20. D. de furt. . 
ec) z. R. um unter dem Vorwand, sie gefunden zu haben, eine 

Belohnung zu erschleichen (Betrug), um sich eigenmächtig 
Sicherheit wegen einer Foderung zu verschaffen (Selbst- 
hülfe) u. =. w. 

u 
41.1. 81.2. D. de furt. 3, $. 18. D. de acg. vel am. 

P0s8. cf. Averanius Interpret, jur. Lu, L c. 28.-
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. Vermöge des zweyten Erfordernisses der Zueig- 
nung ($- 316. IL), wird ‘die Entwendung vollbracht 

1) an Sachen,, welche sich noch nicht im. Natural- 

besitz des Uebertreters befinden, durch wirkliche 

Apprehension, Ergreifung, womit die Person 
‚dieselbe ihrer willkührlichen Macht physisch unter-_ 

wirft und so den Naturalbesitz anfängt. Blofse Be- 
rührung hingegen ist zur Vollendung. so wenig hin- 

reichend a), als das- -Unterbringen derselben an einen 

dritten sichern Ort dazu nothwendig ist b). 2) Wer 

die zu entwendende Sache selbst schon detinirt, vol- 
lendet- erst dann die Entwendung, wenn er durch eine 

neue mit der Sache vorgenommene Thathandlung 
äusserlich erklärt hat, dieselbe nicht mehr für den 

Andern, sondern für sich selbst als Eigenthum be- 
sitzen zu wollen c). 

a)L.1.8.2.D. de fürt. L. 15. D. ad exhibendum. Li 3, 8. 18. 
D. de po. ef. Kleinschrod a. a. O. S. 61. 68, 

b)L. 8 4.5. 21. D. de furt. P. G. O. art. 158. cf. Klein- 
schrod a. a. 0. S. 63. ff, Dagegen Hommel Rhaps. Q. 88. 

.d, Struben xechtl. Bed. Thl. 1. Bed. 15. 

3% 8.8.11. L. 47. D. de pose. 1. $. 2. L. 67. pr. D. de 
furt. ef. Averanias int. jar. L.1. c. 28. $. 19. 20, be- 
sonders Savigny Recht d.des Besitzes, Abschn. 1. 2te Ausg. 
r 865-870. [ 

$ 318. 
C) Die Zueignung mufs nicht nur rechiswi- 

drig, sondern auch eögenmächtig geschehen 

seyu, also wider oder ohne (ausdrückliche oder still- 

schweigende) Einwilligung des 'Eigenthümers 
oder Civilbesitzers in die, Zueignung a): Daher 

1) ist bey vorhandener Einwilligung des Naturalbe- 
sitzers in die Wegnahnıe der Sache zum Nachtheile 
des Eigenthümers wahre Entwendung b), aber bey 
vorhandener Einwilligung des Eigenthümers zum Nach- 
theile des Naturalbesitzers c) blos Betrug vorhanden:
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Desgleichen 2) ist Betrug, nicht Entwendung ‚anzu- 
nehmen, weun der Eigenthümer, in Folge betrügli- 
cher Benutzung oder Erregung eines-Irrthums, in die _ 
Besitznahme eingewilligt hat d): 

a) L. 91. D. de furtis, ek. Koch inät, jur. etim. $. 179. Kleid 
peinl. R. $.:428, " ' 

b) Dagesen Klein a. a. 0. p. 239.. 8. Werner Handbuch 
S. 405, . 

6) z. B. um den Werth der Sache init dem der sie wegnimnt 
zu theilen und dann wider den Depositar den vollen Ersatz 
auszuklagen. : in 

8) L. 43. 8.3. L. 62. S. 15. D. de furtis, Die wissentliche Anz 
. nahme einer Nichtschuld (L. 43. pr. L. 44. $.1. L. 66. 8, 

L. 80. $. 5. seg. D. de furt. L. 18. D. cond. furt. L. 14,D, 
de cond. causa data. L. 19. C. de furt,) und andere Fälle 
dieser Art, welche das römische Recht zum furtumn zählt 
(L. 52. $. 22. L. 66. 8.4. D. de furt), sind nach dem Geiste 
der deutschen. &esetze von dem Diebstahl auszuschliefsen; 
Diese Grenzverwirrung des furti im röm, Recht ist dus der 
Entwickelungsgeschichte vom falsum und stellionatug 
leicht zu erklären; . 

$. 319. 
D) Die eigenmächtige Zueignung der fremden Sa- 

che mufs in gewinnsüchtiger Absicht (animo 
lucri faciendi) d. i. zu dem Zwecke geschehen 
seyn, unmittelbar durch den Gebrauchs- oder Tausch- 
wertli der Sache selbst sein Vermögen (die Mittel zu 
sinnlichen Zwecken) zu vergröfsern a); wenn nicht .die 
Wegnahme der Sache in Selbsthülfe b),; unerlaubte 
Beschädigung c), Injurie d) und dergl. übergehen soll; 
Eine Sache, die nich! um ihres Gebrauchs noch 
Tauschwerthes willen, sondern blos darum Fenom- 
'men wurde, um durch sie eine andere Sache‘ von 
unmittelbarem Wertlie zu erlangen‘, begründet nut ei= 
nei Betrug e). Dagegen ist gleichviel, ob ünmittel- 
barer Genufs,; oder Austausch der Sache gegen an- 
dere, oder unentgeltliche Wiederveräusseruug Beweg- 
£ruhd der Entwendung gewesen f): 

ä) & 1. I de obl. ex de: L:; S, 3. L. 51: S. 1. D. de fur; 
b) L.1.5.4:D. de abigeis. L. 14.8. 4; D; de furi, 

d. Fenerbach’s peinl; Recht; dil: Auf.) 1&
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e) L. 22. pr. 1. 50. 5,4. D. de furt. 2.14. 5. 2. D. de pracser.. 
verb. -, . 

d) L. 53. pr. D. de furt. 

e) Entwendung von Urkunden, um dadurch sich von einer Schuld 

zu befreyen, eine Erbschaft zu gewinnen etc. L. 3.8.1. D. stel- 

lionatus. L. 2. L.16. D. de L. Com. de falsis: Doch schwankt 

in mehren Punkten das röm. Recht zwischen furtum und 

Betrug (L. 27 D. de furtis), woranf indessen nach deut- 

schem Recht nicht zn sehen ist. Die Grölse dex Dichstahls 

“ist nach diesem das Hauptwoment rechtlicher Beurtheilung ; 

diese Gröfse aber kann nicht bestimmt werden nach dem 

Object, welches unmittelbar genommen wurde, weil dieses‘ 

-an sich keinen Werth hat, und nicht nach dem, Werth, wel- 

- cher dadurch gewonnen werden soll, weil dieser durch die 

Wegnahme der Urkunde etc. noch nicht genommen ist. 

ML. 54. 8.1. D. de furt. 

$. 320. 
E) Zu jeder Entwendung gehört Dolus, das 

Bewulstseyn der Bechtswidrigkeit und der diebischen 

Eigenschaft der Handlung. Eine fahrlässige Entwen- 

dung ist philosophisch denkbar a), aber nach posi- 

tivem Gesetz unmöglich b). 

a) Kleinschrod a. a. O. verwickelt sich in petitiones prin- 

cipii, wenn er aus der Natur der Sache die Unmöglichkeit 

Tahrlässiger Entwendung zeigen will, und Grolman (in d. 

Bibl. des peinl. R. Ba. 1. St. 1. S. 200.) fehlt gegen die Ge- 

setze, wenn er auch nach diesen eine culpose Entwendung 

zuläfst. 
. 

b) 8.7. 3. ‘de obl. ex del. $. 1. J. de vi bonor. rapt. 1.46, 8. 3 

D. de furt. : 

- g. 321. 

Der Zustand der höclisten Noth schliefst nach 

ausdrücklichen Gesetzen die Strafbarkeit der Entwen- 

dung aus a). Dieser Nothstand ist vorhanden, wenn 

die Entwendung fremden Eigenthums d ie 

einzige Bedingung zur Erhaltung des Le- 

bens des Entwenders oder seines Weibes 

und seiner Kinder gewesen ist b). Es wird 

also vorausgesetzt 1) die höchste Noth (rechte 

Hungersnoth), nicht blofse Armuth, 2) der Ent- 

wender mufste keine andere rechtliche Mittel zur Ret-
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tung haben c), 3) der Gegenstand der Entwendung 
mufsten Efswaaren seyn d), 4) er mufste nicht 
mehr genommen haben, als zur Abwendung der Noth 
erforderlich war, 5) er mufste nicht härtere Mittel 
angewendet haben, als nöthig war, um die Eintwen- 
dung zu vollenden. Jede Art der Entwendung, selhst 
gewaltsame, wirkt unter diesen Bedingungen Straflosig- 
keit. Den Beweis der Noth führt der Entwender e). 

P. @. ©. Art. 166. 

a) A. L. Schott Diss. de furto ex necessitate commieso. Tub 
1772. — C. F. Walch Diss. de furto fame dominante facto 
Jen. 1788. — Steiger (in d. verm. Aufsätzen aus d. Geh- 
d. Justiz und Polizey. Mainz 1809.) nr. 8, S. 50, 

b) Nicht auszudehnen auf andere Verwandte. Boehmer ‚nd 
Art. 166. 8. 8, ’ 

ec) Boehmer adh, art. $. 2. Quistorp Thl. 1. $-3%. 
d) Das Gesetz sagt es. Der Grund ist die besondere Gröfse des 

, Reitzes, und die unmittelbare Gewifsheit der Mungers- 
noth als Grund der Thaı. Walch. c.$.7. — Dagegen 
Krefs ad h. a. Boehmer ad Carpzorv Q. 83, obs. 2, 
Struben Thl. IL. Bed. 137. Quis torp Thi. I. $. 376, 

e)Krefsadh.a.8.2.°2. Bochwer ad eund. S.4 

$- 322. 

Für den Besitzer ist gegen den Dieb das Recht 
der Nothwehr begründet. Diese wird jedoch, nach 
Röm. Rechte a), als vorhanden angenommen 1) ge- 
gen einen bey Tag ertappten Dieb (f. diurnus) nur 
alsdann, wenn dieser mit Waffen sich vertheidigt, 
2) wenn der Dieb in einem Hause bey Nacht er- 
tappt worden (f. nocturnus), auch ohne jene Voraus- 
setzung , jedoch immer nur unter Voraussetzung der 
allgemeinen : Effodernisse rechter Nothwehr b). Die 
P. G: O. zählt die Tödtung eines Menschen, „den 
man nächtlicher Weil gefährlicher weis in seinem 
Hause findet,“ im Allgemeinen zu den Fällen, welche 
eine Entschuldigung des Todschlags begründen kön- 
nen, ohne jedoch die besondern Erfodernisse anzu- 
geben, welche jene Entschuldigung wirklich begrün- 
den c). 

14*
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-»)54.8,1.D, od L. Ayuil. L.5%. s- 2 ‚ D. de furtie. %. 9. 

D. ad L. Corn. de sic. Paulus R. S. V. 28. $. 9. Gellius 
"A. N.:XI. c. 18, 

2%) Si parcere ei eine periculo suo (1, e. suarum rerum, suive 
. corporis) non potnit. L. 9. D. eit. Das emblena Triboniani 

in der L. 4. S.1.D. ad L. Aquil. „ut tamen id ipsum cum 
elamore testificetur,““ mögte wohl auf die Verhältnisse dea 
Aquilischen Gesetzes beschränkt bleiben müssen. 

e) Denn die P. G. O. Art. 150. führt gleich nachher mit den 
Worten fort: „die nächstobgemeldte Fäll alle haben gar 
viel Unterscheid, wann die Entschuldigung oder kein Ent- 
schuldigung auf ihnen tragen u. s. w“ Dies in frühe- 
xen Ausg. behauptete uneingeschränkte: Tödtungsrecht eines 
fur nocfurnus, wie es. wohl nach den XII. tab. statt fand, 
ist daher nicht zu rechtfertigen. Das Beywort „gefährlicher 
weis“ weist auch deutlich auf das: si parcere ei — non po- 
tuit, bin. Vergl. Abegg Untersüchungen Abh. 11, $. 67. 
u. 109, \ - 

$. 323. 
Die Eutwendung zerfällt ia zwey Hauptgattun- 

gen, je nachdem dieselbe entweder A) mittelst Ver- 
letzung angebohrner: Rechte einer Person verübt wird 
— Raub, oder B) ohne dieselbe, als blofse Verlez- 

zung des-Eigenthumsrechis — Diebstahl. Dieser 
ist entweder I) qualificirter Diebstahl, auf wel- 
chen, wegen besonders beschwerender Eigenschaften, 
der Tod als ordentliche Strafe gesetzt ist — wohin 
1) wegen Wiederholung, der dritte, 2) wegen der 
Art der Ausführung, der gefährliche D., 3) hin- 
sichtlich des Gegenstandes, der Kirchenraub _ 
(eigentlicher Kir chendiebstahl) gehören, — oder 
I) nicht- -qualifieirter D. — Dieser begreift 
unter sich 1) den gemeinen oder einfachen D. 
und 2) den gesetzlich ausgezeichneten (im 
engern Singe), welcher, von den gemeinen Strafge- 

setzen ausgenommen, mit keiner öffentlichen Strafe 
bedroht ist a). 

a) Verschiedene, in der P, G. O. noch besonders genannte Ar- 
ten der Entwendung, z. B. der Früchtediebstahl auf 
dem Felde, so weit derselbe öffentliche Strafe zur Folge 
hat (Art. 167), der Holzdiebstahl (Art. 168.), der 
Fischdiebstahl (Art. 169.), sind entweder nach den 
Grundsätzen der übrigen Arten des Diebstahls zu bestrafen, 
oıler gehören, wie das Fischen aus fliefsenden Gewässern,
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gar nicht zum Diebstahl, oder sind, tie das verbofene Holz- 
fällen, hinsichtlich ihrer Bestrafung blos nach Partisular- 
gesetzen und Gewohnheiten zu beurtheilen. 

De res 

Zweytie Unterabtheilung. 

Yon dem gemeinen Diebstahl 

$. 324. 

Der Begriff des gemeinen (einfachen) 
Diebstahls ist. blos negativ bestimmbar a), indem er- 
alle diejenigen (am gewöhnlichsten vorkommenden ) 
Diebstähle begreift, welche mit einer öffentlichen 
Strafe (im Gegensatz von Privatstrafe) bedroht, je-. 
doch nicht durch besonders beschwerende Umstände 
ausgezeichnet sind. Derselhe theilt sich in verschie- 
dene Gattungen, Arten und Grade. 

a) Darom wurde in den frühern Ausg. die Lehre des qualificir- 
ten Diebstahls der des einfachen voransgeschickt: was je-- 
doch in anderer Hinsicht viele Nachtheile hat, 

83235. 
Der gemeine Diebstahl ist I) entweder erster 

oder zweyter Diebstahl, je nachdem eine Person 
zum erstenmal, oder zum zweytenmal das Strafgesetz 
wider den Diebstahl übertreten hat. Zu dem letzten 
wird erfodert 1) ein wiederholter (nicht blos fort- 
geseizter) Diebstahl, 2) dafs die zweyte Uebertretung 
nicht, mit der ersten aus einer und derselben Veran- 
lassung in schnell auf einander folgenden Handlungen 
begangen worden a), überdies 3) jeder dieser Dieb- 
stähle einzeln dem Uebertreter zur Schuld zuzurech- : 
nen, ‚und 4) jeder derselben mit einer öffentlichen: 
Sirafe zu belegen sey bl, | ” 

P. G. ©. Art. 157. 158. 161. — G. Hohbach vom Rückfall 
(N, Arch. IX. ar. 5.). " 

a) Dieses ergigbt sich an« der ralio legis: besondere Verderbt- 
heit, Hang zunı Diebshandwerk. " 

b) x. B. Concarrenz einer Familiendiebstahls mit einem gemei- 
r nen, oder zweyer Familiendiebstähle sind unsgeschlossen.
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$: 326. 

Derselbe ist ferner II) entweder offener (hand- 
hafter) Diebstahl (f. manifestum), wenn der Verbre- 
cher, ehe er das Entwendete in Sicherheit bringen 
konnte, mit dem gestohlnen Gut ergriffen oder öffent- 
lich (mit Geschrey, Aufruhr, Berüchtigung) verfolgt 
worden ist a); oder heimlicher D. (f. nec mani- 
festum), im entgegengesetzten Falle. Die dreuste 
Keckheit eines Diebes, der so öffentlich stiehlt, 
dafs er dabey ertappt oder auf der Stelle verfolgt 
werden kann, und wodurch derselbe in der Regel 

einen weit höhern Grad von Verdorbenheit beweist, 
als der schüchterne heimliche Dieb, dürfte das Haupt- 
priucip seyn, von welchem die Gesetzgebung der Al- 
ien bey dieser Eintheilung ausgegangen ist b). 

e) S. 5. J. de obl. quae ex del. L. 2—6. D. de furt. Gajus 
111. 8. 188-185 $. 189-190. 194. Gellius N. A. XL c. 18. 
PGO. Art. 157. 158. 161. Walch Glossar. voc. Berüch- 
tiget, Beschrieen. Die Carolina hat nicht (wie Mar- 
tin Lehrbuch $. 150. annimmt) den römischen Begriff auf 
das Verfolgen mit Geschrey beschränkt, sondern denselben 
vielmehr erweitert, wie die Worte: „berüchtigt, beschrieen 
oder betreten‘ — „betreten würde oder ein Geschrey und 

. Nacheile machte“ — „mit beschrieen oder betreten wird‘ 
— beweisen. 

"ı  b) Die alten Gesetzgehungen unterscheiden die Verbrechen nie 
durch Definitionen, desto häufiger durch äussere, sinnlich- 
wahrnehmbare Kennzeichen, die ihnen genügen, blos weil 
sieam gewöhnlichsten eintreffen und in den aller- 
meisten Fällen dem. Gedachten entsprechen, Die auf 
frischer That ertappten Diebe sind fast immer nur jene 
Kecken, welche z. B. mit eigner Gefahr, bey Tag oder bey 
Nacht sich in fromde Wohnungen schleichen, Waaren aus 
‘offenen Läden mit sich hinwegtragen, auf öffentlicher Stralse, 
oder unter einer öffentlichen Volksinenge stehlen, Leuten die 
Tasche leeren u. 8..w Die Ausdrücke: offener, — heim- 
licher Diebstahl, ferner, dafs hier, nach Art. 158., die 
Rücksicht auf mehr oder mindere Verdorbenheit des 
Characters deutlich- zum Grunde liegt, und manche andere 
Argumente sprechen für obige Erklürung. Ueber die Mei- 
nungen Anderer s: Cuizcins XIX. obs. 12 Heineccii 
Ant. Rom. IV. 1.8. 12. Gerstlacher Handb. IX. S. 2803. 
Martin Lehrb. $. 150. S.anch v. Schirach ü. d, furt. 
smanif. u. d, handlı. Diebst. (N. A. B. X. nr. L.)  
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$. 327. 

“Endlich ist derselbe IID) hinsichtlich des ent- 
wendeten - Werthes entweder, grofser Diebstahl (f. 
magnum) a), wenn der Werth des Entwendeten we- 
nigstens b) fünf Gülden (solidos) c) beträgt, eder: 

kleiner D (f. parvum), wenn derselbe diese Summe 
nicht erreicht. Mehre kleine Diebstähle werden zum 

grofsen Diebstahl, wenn ihr Werth zusammengerech- 
net den obigen Betrag erreicht d). 

H. F. 27.8.8 — P. 6.0. Art. 160, 

a) Engau Diss, de furto magno. Jen. 1735. I. A.Hommel 
Diss. de furto magno ejusque poena. Lips. 1747. 

b) Die Praktiker wollen, gegen die Worte der P. G. O., dafs 
die Summe noch etwas darüber I ‚Carpzov 2. 718. 
Nr. 26. se, Boehmer ad art, 160, 8.1 

.e) cf. Carpzorv lc Engaule$. % Hommel 1. ©. 
S. 4-7. 

vd)P. 6. O. Art. 161. in fine. Dazcgen Hommel 1. e. $. 12, 
ef. Boehmer ad art. 161. S. 2. 

$.3238 
- Wenn nicht Geld, sondern andere Sachen entwendet 

worden sind, so kann nur durch vereidete Sachver- 
ständige a), welche den Werth der Sache nach ihrem 
wahren, gemeinen Preis zur Zeit der begangenen Ent- 
wendung b) schätzen, der Thatbestand des grofsen 
Diebstahls zur 'Gewifsheit gebracht werden. Eidliche 
Würderung des Bestohlnen, der als Beleidigter ver- 
dächtig ist, reicht keineswegs zu, weder nach Ge- 
setzen noch‘ ‚nach allgemeinen Gründen d). Im Fall 
des Zweifels ist kleiner Diebstahl zu vermuthen. 

a) Klien de pretio rerum furto ablatarum rite constituende, 
Viteb. — Tittmann Hand}. il. 8. 381-391. 

b) L. 50. pr. D. de furt. ‚Boehmoer ad art. 161. $. 4. 

e) Die L. 9. C. unde vi und die P. G. O, Art. 208, beweisen 
nichts, so wenig, als die allgemeinen Gründe, die Krefs 
ad art, 160. $. 2. not. l. u. Boehmer ad Carpzov 9. 78. 
obs. 6. anführen. Vergl: ab Eckhard pr. exhibens cau- . 

‘ tiones eirca perficiendam certitudinem corpor. delicti im furte 
zıagno. Jen, 1789. 
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$g 328. 
Als Strafe droht das Gesetz D dem kleinen, 

er sten Diebstahle, und zwar 1) wenn derselbe zu 
den offenen (handhaften) Diebstählen gehört, 
den Pranger und das Aushauen mit Ruthen , nebst 
Landesverweisung a), 2) dem heimlichen aber den 
Ersatz des.doppelten Werths b) und eine dem Rich- 
ter zu zahlende Geldbufse c), oder, im Falie der - 
Unvermögenheit, zeitliche Gefängnifsstrafe d), 

a) P. @. O. Art. 158. 
b) P. G. O, Art. 357. 
e) Dieses ergeben die Worte des Art, 157. „und soll der Be- 

„schädigte mit der einfachen Vergleichung des Diebstahls — 
„tier Öberkeit Geldbufs Yorgehn. % Die Worte der 
Bamb, Art. 183. „und nag. unser Richter an unserer Statt, 
‚auch als viel vom Dieb nehmen, als er dem Beschädigten 
giebt“, welche wahrscheinlich nur ia Folge eines Redüactions- 
Arrtkums in der Carolina fehlen, erläutern jene Bestininung. 

a) Schr mit Unrecht, und nur weil man den Geist des-Ge- 
sctzes nicht kannte, ist der Unterschied zwischen heim- 
lichen und offenen D. ganz aus der Praxis verschwun- 
den. Man nimmt überhaupt nur willkührliche Strafe an; 
Gefüngnifs auf einige Tage oder Wochen, geheime körper- 
liche Züchtigung, Ausstellung an denı gemeinen Halseisen 
u. 8 w. .Krols ad ert. 157. u. 155. Quistgrp Thl. L. 
$. 501. 

$. 329 a. 

Als besonderer Milderungsgrund kommt hier. 
. in Betrachtung: wenn — der kecken Offenheit des 
Diebstahls ungeachtet — gleichwohl aus den eigen- 
ihümliche u Umständen des Falles, besonders aus den 

sonstigen Eigenschaften der Person, ihres Standes 
und ihrer Lebensweise auf mindere Verdorbenheit- ge-' 
schlossen’ werden kann a): in welchem Falle blos auf- 
die Privatstrafe des Vierfachen nebst Geldbufse, oder, 
wenn der Dieb unvermögend, auf angemessene Ge- 
fängnifsstrafe b), erkannt werden darf c). Bey einem 
ertappten Dieb ist .die Zur ückgabe oder der Er- 
satz des Gestohlenen niemals freywillig, mithin kein 
Zeichen der Verbesserlichkeit, folglich auch 1 kein Mil-  
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derungsgrund; wohl aber, unter: jener Beschränkung, 
bey dem heimlichen Diebstahl d).-- \ : 

a) Art. 158, „War aber der Dich eine solche ansehnliche 
(Bamb. Art. 184. „ehrlichco“) Person, dabey sich Besse- 
wung zu verhoffen etc“ welchem die allgcmeineren Aus- 
drücke des Art. 160.: „Stand und Wesen der Person“ entspre- 
chen. Unter den „ansehnlichen“ P, sind nicht gerade 
Vornehme zu verstehen, sondern Leute, welche bisher 
zu den acht- und ehrbaren Personen gehört haben, Bürgers- 
leute, Angesessene etc, besanders im Gegensatze des damals 
so häufig umlıerschweifenden, verderbten Gesindels. 

- b) „und sons allenthalben gehalten werden soll, alsoben 
im nächsten Art. (157.) von heimlichem Diebstahl ge- 
setzt ist,‘ \ 

c) „jedoch ohne der Oberkeit (d. i. der vorgesetzten Ge- 
richtsbehörde oder der Laudesherrschaft) Zulassung und Ver- 
willigung nicht.“ \ . 

d) Ueber diesen Milderungegrund vergl. F. J. Reinbarth D. 
de fure poenitente ejusqgue poona. Erf. 1738, Caap. Ach. 
Beck D. dee. q. j. e. eirca rest. rer. furt. Jen. 17%6. F. A. 
Hommel D. de mitig. furti poena ob rest. rei ablatae, Lips. 1137, 

330. 
ID Demjenigen, welcher zum zweytenmal 

‚einen kleinen einfachen Diebstahl verübt, folglich 
durch diese Wiederholung einen besondern Hang zu 
Verbrechen gegen die Sicherheit des Eigenthums be- 
weist, droht die P. G. O. Art. 161., ohue die Offen- 
heit oder Heimlichkeit der "That weiter zu berück- 
sichtigen, die Landesverweisung a), nach vorgängiger 
Ausstellung an. dem Pranger, oder lebenswierige ‚Ver- 
strickung. Auch erwähnt dieselbe hier keines beson- 
dern Milderungsgrundes. . 

a) Mit welcher, nach deutschem Gebrauch damaliger Zeit, auch der ‘Staupbesen. als verbunden gedacht werden ıinufs. 

$. 331. 
ID Der grofse Diebstahl, selbst wenn der 

Dieb blos zum erstenmahle gestohlen, hat eine pein- 
liche Strafe an Leib oder Leben zur gesetzlichen 
Folge, bey deren Äusmessung besonders berücksich- 

‘



218 
liget werden soll: 1) die Offenheit oder Heim- 

lichkeit des Diebstahls; 2) die Gröfse der ent- 

wendeten Summe, je nachdem nur 5 Gülden, oder 

‘mehr und wie viel mehr gestohlen worden sind; 3) 

die Schädlichkeit des Diebstahls für den Be- 

stohlenen, je nachdem derselbe entweder ganz oder 

zum Theil wieder zu dem Seinigen gekommen ist a), 

oder ausser dem Verlust des Entwendeten in Folge 

des Diebstahls noch andere Nachtheile erlitten hat b), 

4) die persönlichen Eigenschaften und Verhältnisse 

des Verbrechers, so ferne daraus auf mehr oder 

mindere Verdorbenheit desselben geschlossen werden 

mag c). Nur wenn alle solche beschwerende Um- 

stände, jeder in sehr hohem Grade, zusammentreffen, 

würde die Todesstrafe nach der P. G. O. eintreten 

dürfen. 

P. G. ©. Art. 160. 

8) Daher mindert hier jede Art der Wiedererstattung, oder 

Ersatzleistung die Strafbarkeit. Martin Lehrb S 153. 

b) Die Rücksicht auf das Verhältnifs des Entwendeten zu dem 

übrigen Vermögen.des Bestohlnen , auf welches der Verf. 

in den frühern Ausgaben $. 348, allein Gewicht legte, ist 

wenigstens dem Geist des XVI. Jahrh. ganz fremd. 

c) Konopack über d. Momente der Strafbark. des grofsen 
Diebstahls (im Archiv d. CR. Bd. V. St. Il. nr. 6.). 

vn 

Dritte Unterabtheilung. 

Von den qualificirten Diebstählen. 

'g. 332. 

Zu den qualificirten Diebstählen gehört A) der 

dritte Diebstahl (f. tertium) d. i. die zum 

drittenmal verschuldete Uebertretung eines 

Gesetzes gegen den Öffentlich strafbaren 

Diebstahl, wobey im Uebrigen alle Bestimmungen, 

welche von der ersten Wiederholung gelten ($. 325.), 

auch bey der zweyten zur Anwendung kommen. Ob 
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diese Entwendungen in demselben Gerichtssprengel 
begangen worden sind a), ob die letzte Entwendung 
oder wenigstens zwey oder alle zusammengenommen 
die Summe eines grofsen ‘Diebstahls erreichen b), ist 
eben so gleichgültig als der. Umstand, ob der Ver- 
brecher wegen. der beiden vorhergehenden Entwen- 
dungen oder wegen einer derselben bereits bestraft 
worden ist c). Ein solcher dreymaliger Dieb wird 
von (den Gesetzen für unverbesserlich gehalten (ein 
„mehrer verläumdter“ Dieb, fur famosus) und 
soll daher mit dem Tod, das Weib mit dem Wasser, 
der Mann mit dem Strang bestraft werden d). 

P G.O. Art. 162. 

C.Fr. Schoreh de furto tertio. Erf. 1772. -- Schuk de furto 
tertio. Jenae 17799. Konopack über d. dritten Diebst. (in 
Kleins Archiv V. St. 2. Nr. 5. VII. St, 1. Nr. 5. St. 2, 
Nr. 5.) . 

a) Boehmer ad art. 162. $. 2. 

b) Viele wollen das Gegentheil, weil die Bamb. und das Pro- 
jeet von 1521 den Zusatz haben: „der Dichstahl wäre grofs 

‘ oder klein,“ dieser aber in der P, G. O. weggestrichen ist. 
ch. Krefs ad art. 161. and 162. Boehmer el. jur. exim. 
L. 2. $. 117. Quistorp Thl. IL $. 361. 36% Grolman 
©. R. W. 8. 804. Allein dieses, Ausstreichen ist wohl nur 
darum geschehen, weil Carl jene Worte für überflüssig hielt. 
Nur aus diesem Grunde wurden auch die Worte der Bam- 
berg.: „es möchte auch denselbigen dies nicht entschuldi- 
„gen, ob er die Diebstähle nicht alle an einem Ort geihan 
„hätte etc.“ nicht mit aufgenommen. 

ce) Der Verfasser, welcher in den spätern Ausgaben, die auf 
Damhouder pract. crim. c. 110. Nr. 28. 80. 31. gegründete 
Meinung Konopacks angenommen hatte, sicht sich, nach 
nochmaliger Prüfung, durch die Worte des Art.. 162, so wie 
durch den Zusammenhang dieses Art. mit dem Art. 157. 161. 
und durch wehre andere Gründe, bestimmt, zu seiner frü- 
hern Ansicht zurückzukehren, Vergl. Gesterding im N. 

| Archiv d. C. R. V. Bd. S. 488. Martin Lehrb. $. 140. 
d) Kleinsachrod in der Ahh. vom Diebstahl Bet. VII, $. 8. 

meint, dafs die Anwendung der Todesstrafe von der Verbes- 
serlichkeit oder Unverbesserlichkeit des Diebes in concrete 
abhänge,, weil Carl die Unverbesserlichkeit als Grund der 
Bestrafung des dritten Diebstahls angebe. . 

$. 333. 
B) In Hinsicht auf die Art der Vollbringung 

'  
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des Diebstahls ist qualificirt der gefährliche Dieb- 
stahl (f. periculosum) a)... Dieser ist ein Diebstahl, 
bey welchem die Art der Entwendung selbst entwe- 

_ der einen besonders gefährlichen gesetzwidrigen Wil- 
len beweist, oder die Gefahr der körperlichen Ver- 

letzung einer Person begründet b). 

P. 6. O. Art. 189. 
a) Unschicklich wird gewöhnlich das, was hier gefährlicher 

Diebstahl genannt wird, ausschliefslich qualificirter Dieb- 
stahl genannt. Als wenn es nicht mehre Arten des qualifi- _ 
cirten Diebstahls gäbe. _ v 

») 3. Just, Schierschmidt Diss. de furto qualificato. Erl, 
1751. F. A. Hommel Diss. de fort qualjficato. Lips, 1759. 

$. 334. 

Der gefährliche Diebstahl ist D. objectiv ge- 
fährlich, wenn die Art der Entwendung die kör- 
perliche Verletzung einer Person befürchten. läfst 

— bewaffneter Diebstahl (furtum armatum) a); 

1) subjectiv gefährlich, wenn die Art der Ent- 

wendung einen besonders gefährlichen, rechtswidrigen 

Willen zu erkennen giebt. Er wird begangen 1) 

durch Einbruch, 2) durch Einsteigen. Der. 
"Grund der gesetzlichen Auszeichnung der beiden lez- 

ten Arten ist- blos die Gröfse der Bosheit und der 

Festigkeit des bösen Willens, welche aus der 

Geflissenheit, die der Dieb bey Ueberwindung 

solcher Hindernisse beweist, erkannt wird, demnach 

die Gröfse der allgemeinen Gefährlichkeit des 

: Diebes, auf welche aus dieser Bosheit und Fe- 

stigkeit seines bösen Willens geschlossen wer- 

den muls b). 

a) I. Casp. Heimburg Diss. de furto_armato. Jen. 1761. 
(Zu Paul Risi Obs. ed. Fischer. Jen. 1790 beygedruckt.) 

-— 6.L.J. Steltzer Diss. de Suribus armatis. Hal. 1392. 

b) P. G. O. Art. 159. „So aher ein Dieb — jemand — in seine 

 „Behausung oder Behaltung bricht ander steigt, oder mit 

. „Waffen, damit er jemand, der ihm Widerstand thun wollte, 

„verletzen möchte, zunı stehlen eingeht — so ist der Dieb- 

„stahl darzu, als obsteht, gebrochen oder gestie-
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„zen wird, ein geflissener gefährlicher Diebstahl, 
x „80 ist in dem Diebstahl, der mit Waffen geschieht, 

„eine Vergewaltigung und Verletzung zu besor- 
„gen u. 8. w.“ Obige Erklärung liegt in Carls Worten: 
„geflissener gefährlicher Diebstahl“ und indem Gegensätze 
zwischen dein ‚von. Carl’ angegebenen; Grund der Auszeich- 
nung der einen und der andern Gattung des Diebstahls, Die 
Ausführung dessen in Feuerbach’s Beträchtungen über 
den 159. Art. der P. G. O. In der Bibl. d. peinl. R. II. Ba. 
1. Stek. Nr. 2. Fast alle.nehmen an, dafs auch beym Ein- 

steigen und Einbreehen Gelahr für die Person Grund des 
Gesetzes sey. Helifeld Dies. de justitia poenarum capita- 
Hum praesertim in. crimine, furti \perieulosi et tertii (Jen. 
1772 Y:8.12, Boehmer:'iad art. 159. C.C.C.g5. — 
Westphal. Criwinalrecht Anm. 55. — Struben Thl. I, 
Bd 107. 851. — .Grolman .C. R. W. 8.299. u. über den 
Grund der härteren Strafe’des gefährlichen Diebstahls. In 
der Bibl, des peinl. R: Thl. i. St. 2. Nr. 2. ‚Einige wollen. 
wegen dieser vorausgesetzten Gefahr sogar Waifen, bey allen 
drey Arten des gefährlichen Diebstahls, wie, Iiebst mehren 
Andern, Kleinschr..d über. den Diebatahl, Betz. VL. $. 1. 
Kine mittlere Meinung vertheidigt Klein.p. R. 8. 442, — 
Gegen . obige Erkläiung 'Kenopack tiber Feuerbächs Be- 
trachtungen üher den 159. Art. (im Archiv V. Nr. 7). 

$ 335, 
T) Der Diebstahl durch. Einbruch setzt voraus 

1) eine - gewaltsame Eröffnung der Theile eines Hau- 
ses oder eines Behältnisses., Unter Behältnissen sind: 
nur Gebäude, nicht aber. ‚andere. zur Aufbewahrung 
von Sachen‘: bestimmte Behältnisse' "zu verstehen a). 
Auf den Grad der Gewalt ‚kömmt es. beym Begriff 
des, Verbrechens nicht an b),; so wenig als auf ‘die 
Mittel‘, : durch welche das Aufbrechen bewirkt wurde, 
Gleichviel also ,. ob der Verbrecher durch Pulver die 
Sache aufgesprengt, oder. ob.er sich eines tödtlichen 
Gewehrs dabey bedient hat c). Auch der. Ort selbst 
ist gleichgültig d). ' Das Aufbrechen:'mufs aber dem 
Act .der Entwendung. vorhergehen: folgt jenes diesem 
nach, so fällt-der Begriff des Verbrechens hinweg e), 

a) Unwiderleglich bewiesen von Grolman in d. Bibl. d. PB, 
R. 1.:Bd. 2, St. S, 57-68. - u 

b) Man hat, souderbar genug, die Frage aufgeworfen‘ ob auch 
das Durchbreshen lehmener Wände gefährlicher Diebstahl 
sey? Carpzov Q. 79. Nr. 84, Struben Thl. U. Bed. 107. 
$.4. Puffendorf Obs. jur.- Tom; U. obs; 186. \ 

.
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. e) Dagegen Boehmer ad Art. 159.89. 

d) Man verlangt gewöhnlich einen besuchten Ort, oder doch 
ein bewohntes Haus, weil sonst keine Gefahr für Personen 
vorhanden sey. Dies widerlegt sich aus $. 834, Anın. b). 

e) Boehmer ad Garpz. ®. 19. obs. 5 

8. 336. 
m. Der Diebstahl durch Einsteigen besteht 

in jeder Entwendung, welche mittelst Einsteigens in 
eine Behausung ‘oder in ein Behältnifs auf ungewöhn- 

lichem Wege begangen wird. Blofses Hinaufsteigen 
genügt noch nicht. Gleichgültig ist es, da das Ge- 
setz unbedingt redet, ob die Behausung bewohnt 
oder unbewohnt, der Ort besucht oder unbesucht 
ist a), ob der Dieb in das obere oder untere Stock- 
werk b), auf einer Leiter oder durch eine andere 
Vorrichtung c) eingestiegen, ob er hinab-oder hinauf 
gestiegen, ob er, über der That ertappt, Gewalt ge- 
braucht hat, oder nicht d). 

a) Dagegen Boehmer ad Art. 159. S. 748, 

d) Boehmer 1. c. & 5. Idem ad Carpz. @. 59. obs 5. 
Struben,Thl. 1IL Bed. 15. Grolman a... O. $ 298. u. 
Andere wollen das Gegentheil, wegen der vorausgeseizten 
Gefahr für die Person, welche auch die folgenden wunder- 
lichen Unterscheidungen erzeugte. Gewöhnlich wird zwar 
hier die ordentliche Strafe nicht statt finden, aus den Grün- 
den des $. 840. Auf den Begriff hat es aber keinen Einflufs. 

ce) Fast alle sind dagegen. Boehmer ad Carpz. c. 1. Stru- 
benc.l Kochcl.$.19. Klein aa. 0. $ 444, 

d) Das Gegentheil Boehmer adh.a. $ 5. 

8.337. 
u): Der: bewaffnete. Diebstahl setzt voraus 

1) dafs der Dieb wissentlich mit Werkzeugen verse- 
hen war, mit welchen er .eine körperliche Verlez- 

zung bewirken konnte (Waffen). . Auf die Art .des 
Werkzeugs kommt es nicht an a), auch darauf nicht, 
ob .er. die Waffen in der Absicht zu verletzen bey 
sich hatte, oder nicht b). Die Entwendung selbst 

mufs mit Waffen geschehen. ‚Bewaffnung nach vol- 

r
e
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lendeter Entwendung ist ausgeschlossen. Gleichviel 
ist es aber, ob sich der Dieb vorher mit Waffen ver- 

sehen hat, oder ob die Bewaffnung erst an dem Otte 
der That geschehen ist c). 

a) L.3. 8.2. D. de vi arm. 1.9. D. ad L. Jul. de vi publ. 
\ L. 54. $ 2. D. de furtis. Vergl. Boehmer ad Carpz. 
! Q. 79, obs. 1. ad Art. 159. C.C6.C.$.6. Hommel c..). 
\ 8.13. Heimburge. LS. 14 ff. . ; 

bh) Alle wollen das Gegentheil wegen der Worte des Art. 159. 
„Pamit er jemand, der ihm Widerstand thun wollt, verletzen 
„möchte“ Allein 1) die ratio legis, nänlich die Ge-, 
fahr der Verletzung, ist in dem einen Fall vorhanden, wie 
in dem andern, blos dringender in dem audern, als in dem 
einen. 2) Das mögen bedeutet fast immer in dem Altdeut- 
schen so viel, wie können. Feuerbach über den 159. 
Art. a.a. 0.8. 116. fi. \ 

€) Krefsadh.a.$.2 Boehmer ad Carpe. Q. Tl. obs. 1: 
Koch inst. jar. erim. $. 194. Dagegen Leyser Sp. 356, 
m. 13, 'Hommel ec. 1. 8. 16. 

$. 338. 

Strafe. Das Gesetz droht dem gefährlichen 
Diebstahl überhaupt 'als ordentliche Strafe den Tod, 
dem Manne den Strang, dem Weibe ‚das Erträn- 
ken a), ohne Rücksicht, ob der Diebstahl grofs oder 

klein ist b). Gleichwohl erlaubt dasselbe auch, nach 

‚Befinden der Umstände, eine ausserordentliche Strafe, 
- welche nur in dem Falle Statt .findet, wenn zwar der 

Begriff des Verbrechens, aber nicht der Grund 
desselben in concreto vorhanden ist c). 

a) Art. 159. — „Darum in diesem Fall der Maun mit dem 
„Strang, und das Weib mit dem Wasser oder sunst nach 
„Gelegenheit der Persouen und Ermessen des Richters in 
„ander Weg, mit Ausstechung der Augen etc. oder einer an- 
„dern dergleichen schweren Leibatrafe gestraft werden, soll.“ 
— Art. 160. schliefst, nachdeım von dem grofsen Diebsıchl 
gesprochen wurde: „Wo aber der Dieb zum Diebstahl ge-_ 
„stiegen oder gebrachen, oder mit Waffen, ala obsteht, ge- , 
„stohlen hätte, so hätte er damit, wie obgemeldet, das 
„Leben verwirkt.“ 

b) Gewöhnlich wird angenommen, dafs auf den grofsen gefähr- 
lichen Diebstahl, die Todesstrafe unbedingt geseizt, die Strafe 
des kleinen gefährlichen Diebstahls aber nur willkührlich 
sey, jedoch so, dafs sie bis zur Todesstrafe steigen könne,
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Hellfeld Dies. cit..$..1: Grolman C. R:W. $. 80%. 
Dieses soll der Art. 160. beweisen. ° 

et) Einige beschränken die Todesstrafe auf den bewaffneten Dieb- 
stahl. Hommell. c.$. Al. Andere ’bezichen die Ausnahme 
blos auf Weibspersonen. Grass coll. jur. civ. Rom. cum 
©. ©. €. Lect. XVL. p. 647. — Berger el. jur. aim. €. IE. 
$. 1. Dagegen Heimburg.e. I $. 79. — Zieritz ad 
Art. 150. träumt vorzüglich ‘von dem Stände der Persören, 
und Heim burg ch. S. 78. glaubt, dafs der Richter bin- 
sichtlich der ausserordentlichen Strafe unbedingt auf die 
Lehre von der Zurechnung verwiesen werde, 

$. 339. 
» Da’ der Grund’ der“ gesetzlichen Auszeichnung 

des bewaffneten Diebstahls Gefahr der Verletzung 
oder Vergewaligung einer Person. ist, so ist die To- 
desstrafe ausgeschlossen 1), wenn wegen der persön- 

lichen Eigenschaft des Diebes, ‚oder. 2) wegen der 
Beschaffenheit des Ortes kein gefährlicher Gebrauch 
zu besorgen war; 

$. 310. 
I) Der Grund der Auszeichnung der subjec- 

tiv gefährlichen Diebstähle ist ein aus dem Ein- 
bruch oder ‚Einsteigen erkännter, so hoher Grad der 
Geflissenheit und Festigkeit der rechtswidrigen 
Gesinnung . dafs mit’ demselben die Todesstrafe imi 
Verhältnisse steht. Mithin findet diese nicht Statt, 
sobald, des vorhandenen Thatbestandes ungeachtet, 

nur ein. geringer Grad der, Geflissenheit und Festig- 
keit des bösen Willens bey dem Verbrecher anzuneh- 
men ist, welche theils aus der Geringfügigkeit der 
überw ündeneu Hindernisse, theils aus andern, von.der 

Art der Begehung verschiedenen, Umständen a) ge- 

schlossen werden kann. - 

a) Z. B. aus der zufälligen äussern Veranlassung, Verführung, 
Armuth u: s. w. 

g. 34. 
Da der _ gefährliche Diebstahl eine Art der Ent- 

wendung überhaupt ist, se werden auch alle Erfo-
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dernisse der vollendeten Entwenduhg ‘bey ihm voraus- 
gesetzt. Der nächste Versuch ist vorhanden, wenn 

der Dieb in dem Acte der Bemächtigung selbst, ohne 
jedoch denselben zu vollenden, bereits begriffen war. 
Derselbe kann übrigens nie mit der ordentlichen, son- 
dern nur mit einer dem Tod am nächsten kommenden 
Strafe belegt werden, vorausgesetzt, dafs im Falle 

der Vollendung die ordentiiche Strafe würde begrün: - 
det gewesen seyn a). : 

a) Die beyden Hommel(Ferd. Aug. in der Diss. $. 18. und 
" Carl Ferd. Rhaps. quaest-Obs. 101.) wollen beym cona- 
tusproximus die Todesstrafe. Vergl Aug. Ern. Rom. 
Henmann Diss. an poena capitalis in attentato furto qua- 
lifieato loeum habeat. Erf. 1775. 

$. 342. 

© Peculat im weten Sinn, ist die Ent- 
wendung des öffentlichen Eigenithums (im 
Gegensatz des Eigentkums der Privatpersonen) a). Er 
umfafst 1) den Kirchenraub (crimen sacrilegii), 
2) den Peculat im engern Sinn, die Verletzung 
oder Entwendung des Staatseigenthums b) yon einer 
Person, welche. nicht für dasselbe zu haften verbun- 

den ist c), und 3) das crimen residui; die Ver- 

wendung des anvertrauten öffentlichen Eigenthuins _zu 
Privatzwecken. Das crimen de residuis gehört 

zu den besondern Verbrechen der Staatsbeamten; und 

das Peculat im engern Sinn ist bey uns nicht mehr 
als besonderes Verbrechen zu betrachten, sonder 

unter dem Diebstahl überhaupt enthalten d). 

a)L.1.1.6: 8.1.2, L. 18. D. ad L. Jul. pec. vergl. Mat- 
thaeus de crim. L. XLVIIE. tit. 10. c.1.2q. F;S. Hahn 
de erimine peculatus, ad concilianda, quae sibi videntur ob- . 
stare responsa Marciani et Papiniani. Heidelb. 1812, 

b) Ob auch res civltatis dahin gehören? L. 81. D. de fürt. im 
Widersprüch mit L. 4. $. 7. ad L. Jul. pec. Hahn a. a. 0: 
$. 3. 2qg. - 

)L99.24D. eit. tit: 

d) Stryck U. mod. 1.48. 1.13. $. 1. Meister jun. pr. 
jur. erimi. $, 217. Dagegen, ausser Andern, Martin Lehrb 
$ . oo. . . \ 

u. 

ö. Feuerbach’s peinl. Recht. (11. Aufl.) 15
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$. 348, 

 Kirchenraub (sacrilegium) a) ist eine 
Entiwendung, wodurch eine von den drey in 
Deutschländ aufgenommenen Religionsge- 
sellschaften verletzt wird. Eine solche Verlez- 
zung geschieht 1) durch Entwendung einer zum Got- 

. tesdienst bestimmten Sache aus einem zum Gottes- 

dienst bestimmten Ort, 2) einer profanen Sache aus 
einem zum Gottesdienst bestimmten Ort, 3) einer zum 

. Gottesdienst bestimmten Sache aus einem profanen 

Ort b). ’ 

P. 6. ©. Art, 171. 

e) J.S.F. Boehmer Diss. de variis sacrilegii speciebus ex 
“mente juris civilis,. Hal. 1724. Desselben Diss. II. de 

variis sacril. speciebus ex mente juris canonici. Hal. 1726. 
“1927. (welehe aufgenommen sind in J. H. Böhmer J. E. 
P.T.V.LV. tit. 17. S 1—127.), — €C.G. Robert suc- 
eineta ezplicatio destinetionis inter sacrilegium simplex et 
qualificatum. Marb. 1784. — Unbestimmte Bedeutung des 
Worts sacrilegium. L. 3. C. de crim. sacril, L. 10. C. 
de episc. et cler. 1, 4. C. de haereticis. L. 3. 4. C. de apo- 
stat. in Verbindung mit Nov. 128. c. 29. u. 31, 

b) ce. 21. C. 17. q. 4 P.G. O. Art. 171. — Entwendung einer 
“  profanen ‘Sache aus einem heiligen Ort ist, nach römischem 

Recht, der Etymologie des Worte nach, nicht Sacrile- 
gium. L.5. D. ad L. Jul. peculatus. In Chursachsen ist 
blos Entwendung einer heiligen Sache aus heiligem Ort ein 
Kirchenraub. ef. Püttmann el. jur, crim. $. 474. » 

g. 344. 

Der Grund der gesetzlichen Auszeichnung ist bey, 
. den Katholiken die den geweihten Sachen inwohnende 
göttliche Kraft (sanctitas interna) a), deren Ver- 
letzung als Beileidigung der Gottheit selbst betrach- 
tet wird. Nach protestantischen Grundsätzen haben 
kirchliche Sachen eine äussere Heiligkeit (sanct. 
externa), in wie ferne die Kirche selbst, als Stütze 
des Staats, in dem unmittelbaren vorzüglichen Schutze 
desselben steht. 

a) Boehmer J. E.P. L. II. tit, 40, $. 8. tit. 49. $. 10. 11. 
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$. 345, 
Strafe I) Auf die Entwendung der Monstranz 

mit der geweihten Hostie sieht die Feuerstrafe., 
I) Ein gefährlicher Kirchendiebstahl durch Ein- 
bruch oder Einsteigen a) in einen heiligen b) 
Ort, ohne Rücksicht des Werths der entwendeten 
Sachen c), wird unbedingt mit dem Tode bedroht, 
jedoch die Wahl der Todesart dem Richter über- 
lassen d). 

P. G. O. Art. 172. 173. und 174. 

a) Nicht mit Waffen, weil die Carolina nichts davon sagt, 
welches wohl darin seinen Grund hat, weil sie hauptsich- 

. lich an eine Verletzung der innern Heiligkeit des geweihten 
Orts durch das Aufbrechen und Einsteigen denkt. cf. 
Robertl.c. — Grolman C. R. W. $. 806. Anm. 1. 
schränkt dies auf das Einbrechen ein. 

b) „in eine Kirche oder Saeramenthaus.“ Der Grund, 
warum ein locus profanus hier ausgeschlossen ist, liegt 
in der Anm. a). 

e) ef. Koch inst. j. er. $. 228. Anm. 
d) „Diese Dieb seyn zum Tod, nach Gelegenheit der Sache 

„und Rath des Rechtsverständigen, zu strafen.“ Art. 17%. 
Nach andern (z. E Meister jun. 1. c. $. 219. Martin 
Lehrb. 8. 159.) sollen diese Worte erlauben, auf die Straf- 
barkeit in concreto Rücksicht zu nehmen — gegen die Ver- 
leichung mit der Bamb. 198. und gegen die ausdrückliche 
rklärung Carls, dafs Kirchenraub härter als Diebstahl sey, 

$. 346. 

ID) Bey dem einfachen Kirchendiebstahl 1) . 
an Gefäfsen, die zur Aufbewahrung anderer Hei- 
ligthümer a) bestimmt sind, oder 2) an goldenen 

‘oder silbernen Gefälsen,. die wenigstens den Werth 
eines grofsen Diebstahls betragen, finden dieselben 
Grundsätze statt b). IV) Einfache Entwendung 
profaner oder auch heiliger Sachen, die den Werth 
eines kleinen Diebstahls ausmachen, sollen mit 

den, jedoch geschärften c), Strafen des weltlichen 
Diebstahls bestraft werden; welches auch bey Besteh- 
lung des Almosenkastens in Anwendung kommt d). 

\ 15 *
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a) Die P. G. O. setzt Art. 172. dem Entwenden der geweihten 
Hostie entgegen das Stehlen anderer Heiligthüner 
— und das Stehlen der Kelche und Patenen. Die Bamb. 
art. 198, klärt diese gut auf, indem sie sagt: „item so ci- 

- ner ein Monstranz stielt — oder so einer sonst ander 
Heiligthum stielt etc.“ 

b) „Tapfere geweihte Stücke.“ Ueber Heislers Mei- 
nung hierüber (in Schotts jurist. Wochenbl. I. Jahrg. 
S. 154.) vergl. Koch lc. $. 29. Anm. 

-«) Art. 174, „Doch soll in solchen Kirchenränben und Dieb- 
stählen weniger Barmherzigkeit bewiesen werden, 
denn ..in weltlichen Diebstählen.“ . Die Worte der Bamber- 

“ gensis Art. 200. „und soll doch dancbst diese Strafe etwas 
„ernstlicher geschehen“ sind der beste Commentar, welcher 
meine chemalige Meinung widerlegt. " 

d) P. G.O. Art. 173., welche die Feuerstrafe in der Bamberg. 
Art. 201. stillschweigend aufhcbt. 

g. 347. 

Wenn gleich die schweren Strafen des Kirchen- 
raubes auf thatsächlichen Voraussetzungen beruhen, 

deren Daseyn die protestantische Kirche verwirfi: so 
mag gleichwohl — da so wenig die religiöse, als jede 
andere blos subjective Ueberzeugung des Richters ge- 
gen vorhandene Gesetze entscheidet — die fortdau- 
ernde Gültigkeit jener Verordnungen selbst für pro- 
testantische Gerichtshöfe, wenigstens in der Theorie 
nicht geläugnet werden a), Eine hellere Zeit und 
mildere Sitten haben indessen nicht nur die Feuer- 
strafe, sondern auch die unbedingte Anwendung der 

Todesstrafe längst ausser Gebrauch gesetzt b). 

.. a) Hiegegen war in den frühern Ausgaben der Vf. mit Böh- 
mer ad art. 172.8. 1. in f 

b) Vergleiche Meister pr. j. cr. S. 220. — Wenu jedoch der 
Geist, aus welchem das neueste französische, übrigens weit 

“ mehr als blofsen Kirchenranb umfassende, Sacrilegiengesetz 
hervorgegangen ist, ($. Histoire abregde du sacrilege chez 
les differans peuples, et particulierement en France, par L. 
F. Loiret ll Part. a Paris 1824. 25. 8.) wenn dieser Geist, 

- wozu alle Aussicht vorhanden, auch in Deutschland herr- 
schend werden sollte, so wird die Garolina auch in dieser 
Hinsicht bald wieder zu Ehren kommen (1828.). — Der Ju- 
lius 1850 hat solche Aussichten doch wohl für immer ge- 
schlossen. " 
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Mehre andere, in dem 'röm. R. besonders be- 
nannte oder ausgezeichnete Arten von Dieben: die 
directarii a), effractores b), sacculärii c), 

expilatores d), fures balnearii e); abigei f), 
sepulcrorum violatores g), so wie der Unter- 

schied zwischen f. nocturgum und diurnum h), 
haben keinen praktischen. Werth. und sind, gröfsten- 
theils nur noch Gegenstand: ziemlich unfruchtbarer 
philologisch - antiquarischer Erörterungen. Der mit 
Unrecht sogenannte Wilddiebstahl, mit Ausnahme 

des unerlaubten Fischens in, fliefsenen Gewässern i), 
gehört blos dem Particularrechte an k). 

a) ef. Püttmann adrers. jur. LU. c. 6. Feuerbach: was 
iet ein Directarius? In dessen.Civil. Vers. Thl. I. (Giefsen 
1803.) Nr. V. — Dagegen Dabelow über den sogenannten 
Dirertariat der Römer etc. ‘Halle 1804. — J. R. Grofse 
der Begriff des Directariats. Gött. 1504 — Schulze über 
Directarien, in den gemeinnützigen Beyträgen zn den Dresdner 
Anzeigen 1810. St. 85. S. Pernicde de füruni genere quod 
vulgo directariorum nomine ceircumfertur. Gött; 1821. C. 

-  Diek histor. Versuche über das Criminalrecht der Römer 
Nr. II u 

b) L.1.D. de far. baln. L.1.:8.2. 222. Di de er. 
c) L. 7. D. de extraord. crim, L.1.82,D.deeffr. Cuia- 

cius.X. obs. 27. ’ 

dL1LYS.1 D. de effr. et expil. 

e) Dig. XLYIT. 1%. J. C. Wild vogel Diss. de balneis et bal- 
neatoribus. , Jen. 1708, : 

f) Dig. XLVIT, 14. Cod. IX. 3%. Mos. et Rom. LL. Coll. Tit. HM. 
cf. Chr. Thomasius Diss. de abigeatu ed. 3. Hal. 1739, 
G.L. Boehmer Diss. de abig. et furto equorum. Gött. 1742, 
(in El. jur, eiv. Tom. IIi.. Ex. 21) » 

8) besonders auch die cadaverum spoliatio. L.3.8.7. L 1. 
D. de sepulcro viol, - 

h) 1.1. D. de für. baln. L. 2, D. de effr. — PGO, Art, 167.17. 
#) PGO. Art. 169. 
x) Jo. Petr. de Ludewig Diss. de ferarum furto. Hal, 1730, 

— E. Gottfried Chr. Klügel Diss. de furto ferarum 
ejusque poena, praesertim in terris Saxonieis. Viteb. 11782, 
— Kleinschrod Abhandlung vom Wiltdiebstahle, desıen 

%
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Geschichte, Strafe und Gerichtsstande. Erlangen 1790. Des- 
selben Noch etwas über. das Verbrechen des Wilddieb- 
stahle, In den Abhandl, aus dem peinl. R. u. peinl. Proc. 
Thl. I. Nr. 12. — Feuerbach Themis oder Beyträge zur 
Gesetzgebung (Landshut 1812) Nr. IH. Vollgraff verm. 
Abhandl. aus dem Gebiete des Crim.- und Staatsrechts. Marb. 
1822, Nr. L 

® 

Vierte Unterabtheilung. 

Gesetzlich ausgezeichnete, nicht qualificixte 
Diebstähle. 

$. 399. 
Die Gesetze nehmen von den gewöhnlichen 

Grundsätzen der Bestrafung des Diebstahls aus I) die 

von einem Miterben begangene Entwendung aus 
der Erbschaft, welche Handlung .nur privatrechtliche 
'Folgen hat a). 

8) L. 3. C. fam. herciscundae. „Expilatae hereditatis crimen 
frustra coheredi intenditur, cum judieio familiae erciscun- 
dae indemnitati ejus prospiciatur. — Matthaeus de crim. 
L. XLVIE tit. 12. c. 1. ar. 4, sucht den Grund, wiewohl un- 
richtig, in der Gemeinschaft unter den Miterben., Auch an 

einer gemeinschaftlichen Sache kann Entwendung begangen 
werden. L. 45. D. de furlis, 

$. 350. 
Es gehört dahin ID) Familiendiebstahl (f. 

domesticum proprium), welcher von Ehegatten 
an Ehegatten, oder zwischen nahen Verwandten be- 
gaugen wird. ‚Unter diesen Verwandten sind nur 
Blutsverwandte begriffen und .zwar solche, welche die 

nächsten Erben des Bestohlnen sind a). Dem Fami- 

liendiebstahl steht der Hausdiebstahl (f. dome- 
sticum improprium) entgegen, ‘welcher von blofsen 
Familiengenossen au Personen der Familie, besonders 

von Dienern an dem Herrn begangen wird b). 

a)’ P. 6. O. Art 165 „So einer aus Leichtfertigkeit oder Un- 
„verstand etwas heimlich nähme von Gütern, der er sonst 
„ein nächster Erbe ist, oder sich dergleichen zwischen 
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„Mann und Weib begeben, und ein Theil den andern derhal- 
„ben anklagen würde, sollen Richter und Urtheiler mit Ent- 
„deckung aller Umstände, bey den Rechtsverständigen — 
„Raths pflegen, auch erfahren 1) was:in solchen Fällen das 
„gemeine Recht’ sey und sich darnach halten. 2) Doch 
„soll die Obrigkeit oder Richter in diesen Fällen von Amts- 
„wegen nicht klagen, noch strafen“ Einige finden in die- 
seım Art, das crimen expilatae hereditatis, wie 
Clasenadh.art. — Andere, .wie Böehmer ad Carp- 
zov Q. 82. obs. 2. u, ad h. art. $. 2. beziehen ibn auf den 
Diebstahl an einer angefallenen oder gehofften Erb- 
schaft, — Blumblacher ad h.a.p. 3855. Krefls adh. 
art. $. 2, und Kleinschrod vom Diebstahl. Betr. V. $. 3. 
denken an einen Diebstahl unter Miterben, so lange die Erh- 
schaft noch nicht getheilt ist, “ 

b) L. 89. D, de furtis. L. 11. 5. 1. D. de poenis. Partikularge- 
setze behandeln diesen Hausdiebstahl zum Theil als qua» 
lificirtenD. ef. Ge. Henr. Ayrer Diss. de furti do- 
mestici poena in terris Brunsuicensibus. Gött. 1788. — C. 
Aug. Günther Diss. de furto domestico. Lips. 1785. — 
Quistorp ob und in wie ferne die Anverwandtschaft die 
Strafe eines Verbrechens mildere? In dessen Beyträgen 
n. Ausg. Nr, 8]. : 

g. 351. 
Die Carolina a) bestimmt: 1) dafs der Richter 

bey dem Familiendiebstahl nicht von Amtswegen 
verfahren, und 2) wenn deswegen Klage erhoben 
wird, nach dem gemeinen Recht entscheiden soll. 
Dieses gemeine (nämlich römische) Recht setzt .auf 
den Familiendiebstahl nicht nur keine Strafe, sondern 
schliefst sogar bey demselben die Diebsklagen aus, 
und läfst blofsen Schadensersatz zu b). Eine nicht 
zur Familie gehörende Person, welche an einem Fa- 
miliendiebstahl Antheil nimmt, ist nach den gemeinen . 
‘Grundsätzen der Theiluahme an einem Diebstahl zu 
beurtheilen c). 

a) P. G. O. Art. 165, 

b) S. 12. J. de obl. quae ex del. IL. 16. L. 17. pr. I. 52, 8.4—7. 
D. de furtis. L. 1. 8. pr. L. 17. u. L, 25. D. de act. rer, 
amotarum. 5. 2. C. rerum amotarum. Viele Rechtslchrer 
nehmen jedoch nur gelindere öffentliche Strafe an, 
welche sie in Geldbufse oder kurze Gefängnifsstrafe setzen. 
Carpzov pract. rer. erim. Q. 82. Nr. 42. Boehmer ad 
Carpzov ©. 82. obs.2. — ad art. 165. 9,5. Quistorp 
a. 2.0. 8. 381. In keinem Gesetz des römischen Rechts,



S 

232 

\ ‚ das noch dazu Carl hier ausdrücklich bestätigt, findet sich 
ein Grund für diese Meinung. ” . 

)$12.9.le. 1.36. $.1.D. de furtie. 

: $. 332. 
Noch: ist gesetzlich ausgezeichnet II) die Ent- 

wendung an efsbaren Früchten auf dem Feld, 
so ferne dieselbe bey Tag nicht aus Habsucht, son- 
lern nur zum Stillen des Hungers oder der Lüstern- 

r 

heit, geschehen und nicht: dem Eigenthümer durch - 
Hinwegtragen ein sehr grofser Schaden gestiftet wor- 
den ist. Solche Entwendung soll ebenfalls blos bür- 
gerlich hestraft werden a). 

a) P. G. 0. Art. 167. ’ 

Fünfte Unterabtheilung. 

‚Entwendung durch Verletzung der Pexsönlichkeit, 
 . Raub 

.M.G ottl. Pauli Diss. de vera rapinae indole. Vit. m? 

Leyser Sp. 589. 

Püttmann decrinine-robbariae (in Adversar. jur. univ, L. II. 
cap. 24). 

Ebeling D. de gemina rapinae notione. Suer. 1797. 

Konopack im N. Archive des CR. V. Bd. ar. VI. 

$. 353. 
Wenn die Verletzung des Rechts an Sachen 

durch Verletzung der persönlichen Rechte begründet 

* 

wird, so entsteht das Verbrechen des Raubes a). 

Raub (rapina, depraedatio, grassatio, rob- 
baria) ist Entwendung durch Gewaltthätig- 

keit an der Person des Besitzers der Sache, .. 
jedoch ohne Verletzung seines Lebens b). 

-P. 6. 0. Art. 126. 
a) Der Raub wird in die Lehre von der Entwendung gezogen, 

weil die Entwendung von den Gesetzen als Hanptssche, die 
\ Gewalt nur als beschwerender Nebenpunkt betrachtet wird, 
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b) Ueber den Begriff nach röm. Recht. „Varl Matthaens 
de erim. L. XVIL .2. © 1. 81 2. 18. Bochmer ad 
Art. 126.$.4. A.G. Cramer et & Friedrich M. T. 
Ciceronis orationum pro Scauro etc, partes ineditage. Kil, 
1816, p- 66. 

$. 354. 

Der Raub ist I) eine Art der Entwendung: 
Es wird als6 vorausgesetzt 1) diebische Absicht, 
2) eine fremde Sache. Wer seine eigne Sache, 

ohne zu wissen, dafs sie sein ist, nimmt, ist eben so‘ 
wenig Räuber, als derjenige, der mit der Ueberzeu- 
gung eines Rechtsanspruches sich. einer fremden. oder 
eigenen Sache mit Gewalt; bemächtigt:a).. 3) Gehört 
zum Raub eine bewegliche Sache. :: An einer un- 
beweglichen Sache. wird .das. Verbrechen der Gewalt- 
thätigkeit begangen b). 4) Der Act der: Bemächti- 
gung .der Sache mufs. vollendet seyn. Sonst ist der 

Raub: blos versucht. c). - el 0a 

a) 8.1. J. de vi bon. rapt. L. 13. D. quod, metus .causa. L. 7. 
R unde vi. nn Ä 

„®» L. 3.5. 8. ad I. Jul. de vi public. 1.5. D. ai L. Jul. de 
vi priv. 

e). Ob dieses, nach legislativen Erwägungen; zu billigen? ist 
, „eine, andere Frage. 

$. 355. 

MD Die Zueignung mufs durch Gewalt 
an der Person des Besitzers geschehen seyn, 
Es wird daher erfodert, 1) dafs es der Räuber dem 
Besitzer entweder mechanisch oder psycholo- 
gisch unmöglich gemacht habe, die Entziehung des 
Seinen zu vereiteln. Raub kann also geschehen durch 
Ueberwindung der körperlichen Kräfte des Be- 
sitzers (vis ablativa s. absoluta), oder durch 
Ueberwindung seines Willens mittelst' erweckter Furcht 
vor Uebeln (vis compulsiva) a), so ferne die Be- 
drohung mit der Gefahr augenblicklicher Vollziehung 
derselben verbunden war b). Auch dürfen die Dro-



234 
B 

hungen nicht minae juris seyn, weil sonst die Hand- 
dung in ein anderes Verbrechen übergeht c). 

a) Krefs ad Art. 126.94. Boehmer ad eund, $. 4, 

b) Weil die Gewaltthätigkeit schlechthin zureichender Grund 
der möglichen Besitzergreifung seyn ıwufs, bey der Drohung 
entfernter Uebel sich aber nicht annehmen läfst, dafs der 
Bedrohte, wenn er sein Eigenthum hingab, blos durch solche 
entferute Drohungen, die noch der Hülfe des Stants Raum 
liefsen, zur Uebergabe des Seinen bewogen worden sey. 

co) Krefsadh.a.$.4 "1. 

2.7. 356; | | 
: ,2) Der Act der Entwendung selbst mufste erst 
durch Gewalt: bewirkt und möglich geworden seyn. 
Der wirklichen Entwendung mufs also die Verletzung 
des Rechts der Persönlichkeit vorhergehen. Hat 
nach vollendeter Entwendung: der Verbrecher seine 
Person oder die gestohlne Sache vertheidigt, so ist 
ein bewaffneter Diebstahl vorhanden, wenn der 

“Verbrecher während der Entwendung selbst schon die 
Waffen führte a). . } 

“ a) Dadurch "bestinimt sich der Unterschied zwischen Raub und 
bewaffnetem Diebstahl. Vergl. hierüber Krefs ad 
h.a.8.4 * 3 Boehmer ad eund.&.5. — Kochl.c. 
S 244. Not. 1. Kleinschrod im N. Archive des Crimr, 
1I. Bdnr. 29. 

$. 357. 
Wer gewaltsam seine Sache mit der Sache ei- 

nes andern vertauscht, ist Räuber, sobald die Ab- 
sicht zu gewinnen vorhanden. war a). Uebrigens 
kommt es bey dem Begriff des Raubes weder auf 
die Person des Verbrechers an, noch auf den Ort, 
oder die Art, oder den Grad. der gebrauchten ‚Ge- 
walt b). 

a) Boehmer ad Carpzorv ®. 91. Obs. 1. ad Art. 126, S. 12, 
"— Kochl.c, 8. 233. Ueber das Sprüchwort: Tausch ist kein 

Raub. Vergl Eisenhard deutsches Recht in Sprüchwör- 
tera N. A. S, 464. 

.b) Boehwer.ad Carpz, Q. 90. obe. 4; 
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$. 358. ' 

Strafe a). Nach römischem ‚Recht ist der . 
Raub in der Regel gleich deın ‚Diebstahl blofses Pri- 
vatverbrechen b), ausgenommen wenn derselbe entwe- 
der unter der Form des Verbrechens öffentlicher Gewalt- 

thätigkeit c), oder von ausgetretenen. Wegelagerern 
(grassatoribus) d), begangen wird, welche letzten, 

jedoch nur wenn 'sie Personen mit "Waffen angefallen 
haben, mit dem Tode bestraft werden sollen e). Das 
deutsche Recht des Mittelalters unterschied, in 
Folge des alten Fehderechis, zwischen dem recht- 
mälsigen und unrechtmäfsigen Raub f): ein 
Unterschied, welcher endlich mit dem allgemeinen 
Landfrieden von 1495 gesetzlich aufhörte. ° Die Ca- 

rolina bestätigt dieses von neuem, indem sie ohue 

Unterschied „jeden“ Räuber mit dem Tode bestraft 
wissen: will g). “ SE vw 

2) 6. G.G. Glave Diss. de pocna tapinae. Hal. 1771. Be- 
sonders Grolman in d. Bibl,. dp. R. Bd. I. St. I. nr. 4, 
‚Hurlebusch in d.Beytr. z. Civil - und Criminalges. Hft. 1. 

ur. 2, 

b) Wogegen die actio vi bon, rapt. Dig. XLVIL 8. Cod. IX. 33, 
e) L.3.$.2.5.D. ad L. Jul. de vi.publ, .. . 

d) Ueber den Begriff des grassator vergl.:L. 28. $. 10. 16. D. 
de poenis. L.20. $. 1. D. praeser. verb, Cicero de fato. 
15. u. Ernesti Clavis voc. grassator. _ 

e) L. 28. $, 10. D. de pocnis. 

f) Welches auch von allen andern Verbrechen z. B. Mord, Ver- 
wundung, Brandstiftung, Plünderung u. s. w. gilt. Reichs- 
absch. Friedrichs l.;v. J. 1187. u. dessen Landfriede. A. 

"DB. ce. XV. 81-8. R.A.v.)J. 1442. 8.1. 

g) P. G. O. Art. 126. „Item ein jeder boshaftiger überwun- 
dener Räuber, soll nach vermöge "unser Vorfahren, und 
unserer gemeinen Kaiserlichen Rechten, mit dem Schwerd, 
oder wie an jedem Ort in diesen Fällen mit guter Gewohn- 
heit Herkommen ist, doch am Leben gestraft werden.“ 
Ueber die verschiedenen Ansichten Andrer vergl. Struben 
Thl. 1. Bed. 158. Meister pr. jur. er. $. 222. Klein 
Grunds. d. peink R. $. 457. Dessen Annalen Thl. VII. 
S. 165. ff. — Boehmer ad Carpzov @. 90. Nr. 12, u. ad 
art. 126 58 Quistorp Thl. I. 5.104. Koch pr. j. er. 
$. 218. schol. Meister Urtheile u, Gutachten in p. Fällen. 
Nr. 20. S. 316.
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$. 859. 
Es giebt hier sp wenig besondere Gründe der 

Milderung a) als der Schärfung. Die gewöhnlichste 
Art der Schärfung‘ war übrigens nach der ältern 
Praxis Schleifung zum Richtplatz. oder ‚Flöchten des 
Körpers auf das Rad b). = 

a) CF. Hom mel Diss, de. causis pocnam 'rapinae capitalem 
. haud mitigantibus. Lips. 1786. . 

m) An vielen Orten war das’ Schwerdt, mit Flechtung des Kör- 
pers aufs Rad poena ordinaria, Mehre Particnlargesetzo . 
unterscheiden ‘verschiedene Arten oder Grade des Raubes, 
ımd drohen nur den gefährlichsten die Todesstrafe. Postraub, 
Strafsenraub ete.. 

nz . . , r 

warnte ans 

. Zweyter Unierab schnitt. 

_ Gemeingefährliche Ve erletzung des Rechts an. Suchen. 

‚Erste Abtheilung. 

Von‘ der Br andatiftung. 

5b. Andr. Hamberger Diss. de incendiis. Jen. 2, (In 
dessen Öpuso. Fref. et Lips. 1945. Dis. 1) . 

Conr. Wilh. Strecker Diss. de incendiis, - Erf. 1733. 

Cc. W. Harz de crimine ineendii. Lips-' 1810. 

“C.Hofacker über das Verbrechen der Brandstiftung ‘(im N. 
Archive des Crimr. V. Bd. nr. IV.) 

"08. 360. 
Brandstiftung (crimen incendii) be- 

steht in der Anzündung einer Sache, mit 

Gefahr- für „Eigenthum ‚und Leben .Ande- 

vera) 

a) Die eigentliche Brandstiftung gehört zur Lex Cornelia 
de sicariis. L. 9. D. de incendio. L. 1. pr. L. 10. D. ad 
L. Corn. de sic: L. 11. C. de his gei accusare. Andere Ar- 
ten der Beschädigung durch Feuer gehören blos zum dam- 
num inj. datum, und gehen nur in eigentliches Verbre- 
chen über entweder 1) wegen ihres Gegenstandes ($. oben . 
S. 310.) oder 2) wegen der Beschaffenheit der Handlung, so 
fern das Anzünden unter der Ferm der vis publica begangen . 

® 
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| as 
} worden ist. L. 5. pr. D.ad L. Jul. de publ, Die Ansichten 
N derer, welche allcs dieses zusammen in Eife Theorie von 
j der Brandstiftung vereinen, (z. B. Martin Lehrb. $. 181. ff.) 
| vermag ich mir daher nicht anzueignen, 

381. 

Zum Thatbestande des Verbrechens gehört: 
| D Anzündung einer Sache. In dem Augenblick, 
| in ‚welchem -.diese Sache Flamme gegeben, (noch 

nicht aber, wenn sie blos geglimmt oder das Mate- 
. xial zum Anzünden gebrannt hat) ist die That voll- 

| bracht. Dafs schon ein wirklicher "Schade an den 
‘ Gütern Anderer entstanden, oder jemand an Leib 

oder Leben beschädigt worden seyy gehört nicht zur 
Vollendung a). a 

a) L. 9. D, de incendio in den Worten: Qui aeorvum fru- 
menti juxta aedes positumi etc. In den Gesetzen heifst es 
gewöhnlich: qui incenderint. Vergl. Brehmer ad art, 
Eu 1, Klein p. R. $. 49), Dessen Annalen Bd. XIV,   

g. 362. 

| Es muls aber auch m die angezündete Sache 

entweder selbst ein Aufenthaltsort von Menschen, 

oder doch ein Gegenstand seyn, der wegen seines 
Zusammenhangs mit menschlichen Wohnungen, die- 

sen das Feuer mitiheilen kann a). Dabey ist es im. 
allgemeinen gleichviel, ob die angezündete Sache 

1) fremdes Eigenthum oder dem 'Thäter eigenthüm- 
lich b); 2) unbeweglich oder beweglich c); ferner 

8) ob sie ein Haus oder ein anderer Aufenthaltsort, 

| 4) eine einzelne Wohnung oder ein Inbegriff mensch- 
licher Wohnungen ist. 

  
a) Dieses, s0 wie überhaupt Lebensgefahr soll, unter andren, 

darum nicht nothwendig seyn, weil auch der Anzünder einer 
casa zu den incendiariis gehöre (L. 28. $. 2. D. de poenis) 

- und casa in der L. 73. D. de usufr. eine Scheune bedeute 
(ef. Martin Lehrb. $. 182. Anm. 12,). Allein casa bedeu- 
tet überhaupt ein Häuschen, insbesondere eine Bauern- 
hütte, aus welcher (nach Seneca ep. 66.) sogar ein vir 

-magnus exire potest, und in spätern Zeiten (z. B. bey Cas«
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siodor), ein Gut, Landguf, Bauerngnt. „Wo nn 
casa in Verbindung mit villa und oppidum genannt wird, 
läfst eich schwerlich blos an eine Scheune denken, 

-b) Klein peinl. R. $. 490, 

c) L. 9. D. de incendio. 

$. 363. 
Wird eine Sache angezündet, welche T) dem In- 

begriff von Wohnungen einer Gemeinde das Feuer 
mittheilen kann, so ist die Brandstiftung qualifi- 

eirt; sie ist ID einfach, wenn nur einzeln stehende 

Wohnungen oder andere Aufenthaltsorie Gegenstand 
der lebensgefährlichen Anzündung sind a). 

8) L. 28. $. 12. D. de poenis. Incendiarii capite puniuntur, gut 
— incenderint intra oppidum: et pleramgne vivi ex- 
uruntur. Qui vero casam aut villam aliquo lenius 
(nach Paulus in der Coll. Leg, MWos. XH. 2, ',„,humiliores 
in metallum aut in opus publ. damn., honestiores in insu- 
lam relegantur“). L. 9. D. de incendio, qui aedes — cum- 
busserit, vinetus, verberatus, igni necari jubetur. L. 10. 
D. ad L. Corn. de sic. 

$. 364. 
Eine Brandstiftung wird begangen I) aus rechts- 

widrigem Vorsatze, wenn das gefährliche An- 

zünden einer Sache in der Absicht vollbracht wurde, 
um an einem oder an mehren menschlichen Aufent- 

haltsorten eine Feuersbrunst zu erregen, es sey die- 

ses geschehen aus Rachsucht oder aus irgend einem 

andern Grunde a); U) aus Fahrlässigkeit, jedoch 
mit der Wirkung einer öffentlichen Strafe nur als- 

dann, wenn durch grobe Fahrlässigkeit eine wirkliche 

Feuersbrunst entstanden ist b). 

ce) Auch die Absicht die Brandkasse zu betrügen, schliefst die- 
ses Verbrechen nicht aus. Dagegen aber Grolman Grunds.- 
d. Criminalrechtsw. $. 313, Klein Aunalen Bd. 1. nr. 2. 
S. 66. £. 

P) L.3.8.1.4. D. de off. praef. vig. I. 9. L. 11. D. de incendio. 
Leg. 28, $. 12. D. de poenis. und Ulpian in der Collat, 
Leg. Mos. XI. $. 2.5. ef. J. G. Bauer de singulari incen- 
dii culp. specie in Opusc. acad. (Lips. 1787. T. I. ar. 31. 
p- 339.) . °
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$. 365. 
Die Strafe der vorsätzlichen, qualificirten 

($. 363. 1.) Brandstiftung ist das Feuer, ohne 
Unterschied zwischen Brand und Mordbrand a). 
Denn wenn gleich diese Unterscheidung vor Carl in 
Deutschland herkömmlich war; so kann dieselbe 
gleichwohl darum nicht mehr in Betracht kommen, 
weil das, Gesetz, [welches hier, das solchen Uuter- 
schied nicht kennende, Römische 'Recht vor Angen 
hatte b)], jenes, überdies unbestimmten und verän- 
derlichen c), Unterschiedes nicht erwähnt. — Den 
einfuchenr Brenner ($. 363. U.) trifft das 
Schwerdt d) es wäre denn der Brand erregt wor- 
den, um Menschen zu tödten, und die Tödtun 
wirklich erfolgt e). 

y 

a) P. G. O. Art. 125. „Die boshaftigen üherwundenen Brenner 
„sollen mit dem Feuer vom Leben zum Tode gerichtet wer- 
den.“ EL, 

b) Dafür ist die Strafe der P. G. O. Beweis. Die Sirafe des 
Mordbrands war nämlich im Mittelalter gewöhnlich das 
Rad. des Brandes das Schw erdt; Sachsenspiegel H, art. 
13. . Schwabensp. C. 166. S. 11. 22. 28. Carl adoptirt aber 
dae R. R. welches die Feuerstrafe droht. L. 9. D, de incen- 
dio etc, . 

c) Einige Rechtsbücher verstehen unter Mordbrand eine Brand- 
stiftung mittelst eines Complotts und unter Tumult; Andere 
bestimnien diesen Begriff nach der Zeit, wann die Brandetif- 
tung geschehen ist; Andere nach dem Gegenstand des Ver- 
brechens; Andere nach der Triebfeder desselben u. a. w.,ch, 
Haltaus Gloss. v. Mordbrand. Walch Glossarium voc. 
Brennen. p. 2412-247. Boehmer ad h. a. $ 5 Theo- 
dorici crim. C Vil. aph. 8 lit. c). Die Practiker wollen 
nur bey dem Mordbrand das Feuer, bey der einfachen 
Brandstiftung das Schwerdt. Quistorp Th. L S. 198, 
Andere sind mit Recht dagegen. Berger El. jur, crim, C. H. membr. 3. 8.14, Leyser Sp. 541. m. 11. 13, 

d) L. 28. D. de poen. L. 10. D. ad L, Corn, de sic. 
e) Alsdann das Rad. 

$- 366. 
Der Versuch einer Brandstiftung ist nach all- 

gemeinen Grundsätzen mit Rücksicht auf die der vol- 
lendeten That augedrohte ordentliche Strafe, zu be-
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urtheilen. Hiernach kann das delictum perfec- 
ium mit einer der ordentlichen am nächsten korı- 
menden Strafe, folglich bey einer qualificirten 
Brandstiftung, zumal bey besonders beschwerenden 
Eigenschaften der Handlung, und wenn diese nicht 

durch entgegensiehende, die Sirafbarkeit mindernde 
Umstände avgewogen sind, selbst mit dem Schwerdt 
bestraft werden a). 

a) P. G. O. Art. 178. in f. „an Leib oder Leben.“ 

$. 367. 
Brandstiftung aus gröber Fahrlässigkeit a), 

wenn das Feuer fremde Wohnungen beschädigt hat, 
soll gleichwohl nur wit geringen Strafen, mit kör- 
perlicher Züchtigung ‚oder’ blofsem Verweis, geahndet 
werden, und selbst dieses nur dann, wenn der Fahr- 
lässige dem Beschädigten nicht volle Privatgenug- 
thuung zu leisten im Stande ist b). Die Praxis deut- 
scher Gerichte ist strenger c). 

a) L. 11. D. de incenllio; . . 

b) L. 3. 8.1. D. de offic. praef. vig. L. 9. D. de incendia, L. 28. 
8. 12. D. de poenis. „danni disceptet, vel modice vindicetur.* 

e) Meister praktische Bemerkungen Th. H. Bd. 28. 

' $. 368, 
Die Gesetze. erwähnen. hier keiner besonderen die 

ordentliche Strafe ausschliefsenden Milderungsgrün- 

de a). Auch hat weder die Ceringfügigkeit des ent- 

standenen Schadens, noch thätige Reue nach- voll- 

brachter That, gesetzlich sölche Wirkung b). 

a) Die L. 28. $.12. D. de poenis 'kann hierher nicht gezogen 
werden. Sie unterscheidet nur die Arten und gesetzlichen 
Grade des Verbrechens selbst. 

b) Die gewöhnlich angenommenen Milderungsgründe # bey 
Krefs u. Boehmer ad art. 125 " 

wer
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Zw wjte Abtheiläng. 

Von verursachter Uebers chwemmung 

oo. $. 369. 
Eine vorsätzlich bewirkte Ueberschwem- 

mung mittelst Durchstechung. von Dämmen hat 
mit der. ‚Brandstiflüng selbst in Ansehung der Gefähr- 
lichkeit und des, Gegenstandes Aehnlichkeit. ‘Nach 
Particulargesetzen wird sie daher als besonderes Ver- ' 

"brechen: betrachtet a).. Aber nach gemeinem Recht 

kann. sie, wegen mangelnder gesetzlicher Bestimmun- 
gen b), nur nach den Grundsätzen über damnum 
injuria datum oder Tödfung- beurtheilt werden c). 

a) ®. Prenfsisch, Gesetzbuch „In IL Tit. 20. Abschn. 16. 
$. 1571-1577. 

b) Die L. 10. D. de extraordinariis criminib. und '&e L. un, C. 
s de Nili aggeribus non rumpendis sind_ganz örtlich und 'be- 

ziehen sich haupteächlich auf zu frühzeitige Durchstechnng 
der Nildämme, wobey nicht Lebensgefähr, sondern die Ge 

"fahr der Unfruchtbarkeit der gesetzliche - Grund ist, 

e) Klein peinl. Recht $. 496. 

" Dritter Unterabschnitt 
Verletzung: des Rechts aus Vertiägeh: 

Erste Abtheilung 

. Verletzung ‚der "Verträge. auf Treue und 
Glauben. 

g. 370. 
Die besondern Rechte eines Vertrags, oder den- 

selben ähnlichen Verhältnisses haben in der Regel 
ihre hinreichende Sicherheit theils in dem richterli- 
chen Zwang zur Leistung, theils in dem Zwang zur 
Privatgenugihuung. Daher, mit Ausnahme des Ehe- 
vertrags,, selbst die vorsätzliche Verletzung solcher 

v. Feuerbach’s peinl. Recht. (11. Aufl.) ‚16 

-
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Obligationenrechte nicht unter die Verbrechen aufge- 
nommen ist. oo 

g. 311. 
Wer jedoch in einem besondern Rechtsverhält- 

nisse, dessen Eingehung ein vorzügliches Zutrauen 
in seine Rechtlichkeit voraussetzt, — nämlich in 
dem 'Bevollmächtigungs-, Niederlegungs- 

und Gesellschaftsvertrag, so wie in dem ver- 
. tragsähnlichen Verhältnisse der Vormundschaft — 
jenes besondere Vertrauen durch vorsätzliche Benach- 
theiligung des Andern hintergeht, wird, blos in Folge 
des ihn verurtheilenden. civilrechtlichen Erkenntnis- 
ses a), dem allgemeinen Rechtsnachtheile 'eines wegen 
Verbrechen Verurtheilten, ‘nämlich der inf amia, un- 
terworfen ‚b). nn \ 

a) So ferne dieses Erkenntnifs der Treulosigkeit ausdrücklich 
erwähnt L. 4. 8.1. 2. D..de susp. tut, 

b)L1.16. 8.5. 6. 7. D. de his qui not. inf. Ob auch das 
judieium contrarium diese Folge hat, ist streitig. 

$. 372. . 
Wird die Treulosigkeit einer in solchem Ver- 

tragsverhältnisse stehenden Person durch eine Hand- 
lung verübt, welche auch ausser solchem Verhält- 
nisse ein Verbrechen ist, z. B. durch. Unterschlagung, 
Fälschung oder Betrug u. dgl.; so kommen die Straf- 
gesetze dieser Verbrechen zur Anwendung. 

  

Zweyte Abtheilung. 

Verletzung des ehelichen Vertrags. 

Erste Unterabtheilung. 

Vom Ebebruch, 

BT. v. Meurs de adulterio. Lugd. Bat. 1779, 

Jo. Guil. HoffmanniadL. Jul. de adult. eoere. liber. sing: 

PRU
RP 

SC
HE
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Fref. ad. Yiadr, 1732, (In Feilenberg jur, ant. 7. 1, mm. 4) 0 . ' 

6. A. Kleinschrod 'observationes ad Lu. Jul. de adulteriis coercendis. Wirceb. 1795. —' Deasen Beytr. aus dem peinl. _ Recht und Procefs, IL Bd. Nr. X, ” 
E. Henke Fragmente über den Ehebruch (in dessen criw:; Vers. Berl, 1807. Nr. IL): nn . 
H.L. Thilo de eriniine adulterii ejasque poena, Lips. 1810, . 

$. 373. 
Durch den Ehevertrag erwerben. sich -beyde 

Theile :däs .Recht- auf eheliche. Treue ‚ welche; unter anderem, das Recht auf wechselseitige, jede - 
dritte Person: ausschliefsende;; Befriedigung des Fort- 
Pflanzungstriebes in sich begreift. Die in: rechts- widrigem .Vorsatze (wissentlich) bega ngene 
fleischliche Vermischung einer verheitathe- 
ten Person mit einer andern, mit ‘welcher 
sie nicht verheirathet ist, begründet das Ver: 
brechen des Ehebruchs (adulterium) a): 

Dig. XLVIN.-5. Cod. IX. 9, P. & 0; art. 120, 
a) Ueber die weitere Bedeutung von adalterium L. 6, 1. D; ‚ad L. Jul. de ädult. L. 101. pr. D..de V. $, 2er 

$._374. 
Der Ehebruch kanı begangen werden nicht nur 

D) von der. verheiratheten Person selbst, und 
zwar sowohl 1):von einer Ehegattin, als aüch 2) 
'von einem Ehemann a); sondern: auch I) von. der‘, 
ledigen Person, welche mit dem treulosen Ehegat- 
ten (Mann oder Weibe) den Beyschlaf begeht b).- 

a) Nicht nach xöm. Rechte, (welches nur dem Maniie das jus' " -  thori zugestelit, deshalb blos’ gegen die Ehegattin und ihren, Buhlen: wegen Ehebruchs Anklage gestattet) wohl aber nach. eanonischen Rechte c. 4, C. 32. 44 — 019. 20.23, 0.32, 9.5. =0.%4 5.'C0. 32. q. 6. Conc. Fried. Sess. XXIV.c 8 und nach der P, &. O. Art. 420. cf. Boelimer JE. P, Lib. V. Ge 16. & 35. see 30. Bauer pr. de adnlterio‘ cum solufa commisso. Lips. 1762. in. Opuse. ac. T. I. Nr. 32; - ». 848: nl FE 2 
16 *
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v) Nach röm. Recht nur von der Mannspeörson, welche mit 

einer Ehegattin sich verfchlt. L. 2.2.5.6 83 1.39 

2.2.83.D. h. t.; nach der P. G. O. auch von der ledigen. 

 Weihs person, welche einem Ehemann sich ergiebt. 

g. 375, 

Zum Thatbestande des Ehebruths gehört D) eine 

schon wirklich eingegangene E he, so dafs ein 

blofses Eheverlöbnifs nicht genügt, weshalb weder 

von, noch mit einer Braut oder einem Bräutigam 

Ehebruch begangen ‚werden kann a); ID eine bür- 

gerlich anerkannte b} rechtsgültige Ehe c) 

oder wenigstens eine solche, die (als matrimonium 

putatirum) von den Ehegatten für rechtsgült ig ge- 

halten wird d). . 

a) Wenn auch nach röm. Recht (E. 18. 8.9. & D.h. t.) von, 

oder mit einer sponsa Ehebruch begangen werden mochte: 

„quia neque matrimonium qualecungue, nec spem matrimo- 

nii violare permittitur;“ so findet dasselbe gleichwohl, ver- 

möge der P. G. 0. die einen „Ehemunn“, „Eheweib‘“ 

voraussetzt, keine Anwendung mehr. 

b) Daher das con twbernium der Sklaven den Ehebruch aus- 

schliefst. L.6.D.h.t. L. 22. 24. €. eod. 

«) Ob matrimonium justum oder injust., im Sinn des 

röm. R. macht keinen Unterschied. L. 18.8.1. D. h. t. Was 

die L. 13. pr. D. h: t. von-der concubina verordnet, ist auf 

üsere Concubinate nicht anwendbar, | 

UR1.$4Dbt 
, 

u $ 376. 

III) Das Band der Ehe mufste zur Zeit des be- 

gangenen. Beyschlafs noch nicht wieder aufgelöst 

seyn a), gleichviel übrigens ob das eheliche Zusam- 

menleben fortdauerte oder nicht b). Auch hebt we- 

der die kupplerische Einwilligung des einen oder an- 

‚dern Theils c), noch die Lebensart der untreuen Gat- 

tin d) die verbrecherische Eigenschaft des Ehebruchs 

auf. IV) Nur durch „wirklich vollzogenen Bey- 

schlaf wird der Ehebruch_ vollbracht e) 

a) Fr. Leb. Stolz Diss. de poena.concubitus & personis per 

divortium solutie commissi, Lips. 1736: .
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b) Selbst das katholische divortiam quoad ihorum et mensam 
perpetuum schliefst den Ehebruch, wenigstens nach 
strengen Rechtsbegriffen, nicht aus, © 1.4 7. 10. 25. 6. 
32.47 ° 

c) Denn der Einwilligende wird des Ienoeinii schuldig. 

d) Was das röm. Recht von Eheweibern verordnet, die wegen 
ihrer Lebensart sich der Rechte einer Matrone verlustig ge- 
macht haben, die öffentlich das Huren- oder Kupplerge- 
werbe treiben, L. 10. 2. 1.13.98.2.D.h.t. L22.C 
eod. (Vergl. Tacitws Ann. II. 84. Sueton Tib. 89.) fer- 
ner von Schauspielerinnen und soleben, die in Schenken die 
Gäste bedienen, L. 29. C. h. t. (Paulus R.S. 1. 27. 8.10.) 
ist zu schr an römische Vorstellungen, Sitten und Einrich- 

.. tungen geknüpft, als dafs es für uns gelten könnte.   
c) Hierüber vergl. Boehmer ad art. 120. 8. 5. Struben 

Thl. II. Bed. 24, Bauer in opuse, ac. T. 1. Nr. 80. Henke 

Io erim, Vers. LS. 17. | - 

$. 317. 

Endlich erfodert der Thatbestand V) den rechts-. 
widrigen Vorsatz a), mithin nicht blos 1) wis- 

sentliche Vollziehung des Beyschlafs,. sondern auch 
2) das Bewufstseyn des Schuldigen, dafs er mit dem 
andern Theile ehelich nicht verbunden, und 3) dafs 
er selbst oder der andere Theil in einer gültigen noch 
fortdauernden Ehe lebe. Jeder, den rechtswidrigen 

Vorsatz ausschliefsende Irrthum, hebt die- Natur des 

Verbrechens auf b). 

a)L11.$12 L12 L4.D.ht 1.7. C. de repudiis. 

b) Die Nov. 117. ec. 11., welche den Verf. in früheren Ausgaben 
8. 378. zu einem adulterium enlposum führte, spricht von 
einem ganz singulären und hierauf nicht zu beziehenden 
Falle, Ueberdies heifst es auch nur: velut adultori pa- 
niantur. ch Henke crim. Vers, 1. S. 171. 1° 

0 0838, 
Der Ehebruch ist in Rücksicht ‚der durch die 

‚Handlung begründeten Rechtsverletzung entweder dop- 
pelter Ehebruch (adulterium duplicatum, Ober- 
hurerey),. wenn beyde Theile das Recht auf eheliche 

ı Treue zweyer verschiedener Subjecte verletzen, oder 
einfacher Ehebruch, wenn in der Handlung beyder l 

\
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blos die Verletzung dies Rechte. in Einer Person ent- 
halten ist. 

8.328. 
Strafe a). Das römische Recht a) droht dem 

Ehebrecher die Strafe des Schwerdts, der Ehebre- 
cherin Verstofsung in das Kloster nach. vorgängiger 
Ruthenzüchtigung , doch so, ‚dafs sie der Ehegatte 
innerhalb zwey ‚Jahren zurückfodern darf c). . Die 
Carolina d). bestätigt durch ihr Berufen auf das röm. 
Recht e) diese Verordnung , sowohl bey. dem Ehe 
bruch der Gattin als auch des Ehemanns f). Neuere 
Reichsgesetze aber heben : diese Verordnungen auf 
und verweisen uns, indem sie willkührliche Strafe 

drohen, an die allgemeinen Gründe der 'Strafbar- 
keit gJ. on 

ı 

8) J.P. Ludewig (resp. Lengnich) Diss. de origine et pro- 
gressu pocnae adultercram apud Komanos. Hal. 1740. — 
Chr. God. Hoffmann Diss: de dissensu jurium in pu- 
niendo .adulterii erimine. Kref. ad Vıad. 1727. recus. 1740. 

b) Nor. 134, e 10. Von der Sirafe des Ehebruchs nach der 
Lex Julia. PaulusR.S. L. IT. tit. 26. 8. 14. (Bey Schul- 
ting jarispr. antej. p. 231) ef. E- Fr. Haupt-Diss. de. 
poena adalterii ex Lege Julia de coercendis adulterüis. Lips. 
1188. . 

$ Von dem Verlust des Meirathsguts und der Widerlage c. 4. 
X. de donat. inter virum. et ux, Nov. 117. c. 9. Ist diese | 
duxch die Nov. 184. aufgehoben? wie Kleinschrod a, a.. 
0. 8. 17 annimmt. 

2) Art. 120. „So ein Ehemann. einen andern um des Ehe- 
“„bruchs willen, den er mit'seinent Eheweib vollbracht hat, 
„peinlich beklagf, und das überwindet, derselbige Ehchre- 
„eher sammt der Ehcbrecherin sollen nach Sage unsrer Vor- 
„fahren und unsern kaiserlichen Rechten ge- 
„straft werden. 2) Item dafs es auch gleicherweise 
„in dem Fall, so ein Eheweib ihren Mann, oder 
„die Person, damit .er Ehebruck vollbracht 
„hätte, beklagen will ‚ gehalten werden soll.“ 

e) Nach Andern soll sich "Carl auf das deutsche Recht beru- 
fen. cf. Koch inst. jur. erim. $..810. Not. 3. 

f) Ueber die Meinungen der früheren Rechtelehrer vergl. Krefs 
ad art. 120. S 35. Bochmer ad Carpz. @. 58. obs. 1. 
Koch !l.c. Meister prine. jur. crim. $ 255.
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- g) „Und nachdem zu Zeiten Personen ehelichs Standes — in 

„öffentlichem Ehebruch sitzen, — so gebieten wir hiemit 

„ernstlich, dafs solche öffentliche Ehebruch — erust- 

„lich an — Leib und Gut, nach Gestalt und Gele- 

„genheit der Personen und. der Verwirkung ge- 

„straft werden soll.“ R. P. O. v. 3. 1548, tit, 25. $. 2 u 
v. J. 1577. tit. 26. &. 2. — Sommer in d. rechtsw. Abhandl. 

1. S. 218. Henke crim. Vers. I. S. 161. f£ Martin Lehrh. 
$. 291. f. verstehen diese Gesetze blos von einem durch öf- 
fentliches Beysammenwohnen begründeten, pr äsumtiven 

Ehebruche. Dafs indessen hier von wirklichem, Ehebruch 
die Rede sey, beweist nicht blos das Eifern gegen solche 
„öffentliche (mit Skandal verhandene) Ehebrüche,“ 
sondern auch der Uinstand, dafs im sogleich folgenden $. 8. 
der R. P. ©. v. J. 1577. „diej.nen, so die Personen zusam- 
sıen berufen oder kuppeln, und in ihren Häusern aufent- 
halten“ den öffentlichen Ehgbrechern ‚gleichgestellt werden. 

Auch sind die R. P. Ordnungen von 1548 u. 1577 nicht blofse 
Wiederholungen der R. P. O. v. J. 1580. tit. 83. 

| $. 380. 

Diese allgemeinen Gründe. bestuinmen D) bey den 
doppelten Ehebruch eine Gefängnifsstrafe von ei- 
nem Viertel- bis höchstens zu einem halben Jähre, 
wo deun hauptsächlich der Grad der Strafe davon 
abhängt, ob der Ehebruch zum erstenmal begaugen 
oder wiederholt worden ist; W) bey dem einfachen 
Ehebruch 1) für den ledigen Theil 14 Tage bis 
1 Monat Gefängnifs oder verhältnifsmäfsige Geldbufse, 
2) für den Veerheiratheten, und zwar a) für die 
Mannsperson 1 Monat bis 2 Monate, 5) für die 
Weibsperson 2 bis 3 Monate einfacher Gefänguifs- 
sirafe a). u 

2) Particularrechtliche Bestinnmungen -s. bey Meister pr. jur. 
er. $. 256. \ 

$. 381. 
In der irrigen Voraussetzung, dafs die unver-' 

hältnifsmäfsige Strafe der P. G. O. noch jetzt gültig 
und der Rechtslehrer zur Umgehung solcher Gesetze 
berufen sey, wurden zahllose Milderungsgründe er- 
sonnen a), slie weder als solche erweislich, noch als 
vernünftige Momente zur Bestimmung des Grades ei; 
ner willkührlichen Strafe taugüich sind.
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a) Besonders auf Leysers Ansehen Sp, 576. werden hier 

awey MHanptwilderungsgründe angenommen: I) Erhöhte 
Schwäche der menschlichen Natur.‘ Daher soll 

. die Strafe mildern, 1) Iange Abwesenheit des Ehegatten, 
%). das Alter desselben, 3) Hafs gegen ihn, 4) Anreizung 
zum Verbrechen durch den andern Theil, 5) lange Verwei- 
gerung der ‚ehelichen Pflicht, (Troppaneger Diss de 
mitiganda adulterii poena ob deneg. deb, conjug. Lips, 1335.) 

6) Bösliche Verlassung von Seiten des beleidigten Ehegat- 
ten‘, 7) eine während der Ehe entstandene Impotenz des Be- 
leidigten (Pütimann advers, jur. L. 1I. c. 22). — U) Be- 
günstigung der Ehe überhaupt und des belei- 

. digten Ehegatten inshesondere, Dahin gehört 
3) wenn der ehebrecherische Theil nun in einer zweyten Ehe 

- icht, 2) Einwilligung des Chegaiten in den Ehebruch. 6) Ver- 
“zeibung des beleidigten Theils, angeblich -wegen Nov. 134, 

e. 1P., selbst wenn der ehebrecherische Gatte sie nicht an- 
nehmen will (budovici de intercessione innocent. $. 13, 
Mich. Henr. Gribnex Dise. de intercessione cönjügum iu 
Jelietis carnis inprimis. Vit. 111L. Wetnhber Dias. de cri- 
mine adulterii nen transigibili. Lips. 1706). Man nimmt 
hier sowohl eine ausdrückliche, als auch cine stillschwei- 
gende und eine vermuthete Einwilligung an. Zu allen die- 
sen Gründen koinmt noch Compensation (Westphal Crim.' 
R. Anm. 74). — Vergl. Püttmann de causis nonnullis 
adelt. poenamı mitig. spuriis, Lips. 1756. Koch inst. jur. 
erim. $. 817-819, . " " 

g. 352 

. Um die Ruhs einer zufriedenen Ehe zu sichern, 
erlaubt das neuere a) röm. Recht, ausser dem Ehe- 
manne, blos den nächsten Blutsverwandten der Ehe- 
brecherin (ihrem Vater)‘ Bruder, Oheim) auf Bestra- 
fung des Ehebruchs zu klagen b). Die P. G. O. be- 
schränkt dieses noch mehr, indem sie, ausser dem 

durch den Ehebruch beleidigten . Ehemanne oder 

Eheweibe, jeden andern von: der peinlichen Klage 
auf Ehebruch ausschliefst ©). Ein Verfahren von 
Amtswegen ist daher niemals rechtlich zulässig d); 

ausser wenn "die Ehebrecher sogar in öffentlichem 

Ehebruch beysammen wohnen e), wo denn der Grund . 
jener Einschränkung ohnehin nicht mehr vorhanden 

ist fl. “ ° \ 

@) Schon im Pandektenrecht war das Princip: probatam a ma- 
x rifo nxorem ei quicscens matrimenium non debet 

alias turbare, dadurch geltend gemacht, dafs che die Ehe-
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brecherin verstölsen war, Niemand ihren Ehebruch anklagen 
durfte: nisi prius märitum lenociaii accusaverit. L. 11, 8.10. 
1. 26. Pr- D.ht «. 

b) L. 30. C. h. t. ‚me volentibus temere liceat foedare con- 
nubia.: 

| c) P. 6. O. Art. 120. Vergl. Kleinschroda, a. 0.9.22. 
d) Was jedoch die Practiker nicht anerkennen wollen: B oeh- 

mer ad art. 120. 5. 8. ad ‚Caipror. 0.51. obs. 1. Leyser 
‘ Sp. 575. nr. 11, 

e) Vermöge der oben $ 329, not. g. angeführten R. P. Ordn, 
Henke crim. Vera 1. S. 162. f. 

f) Linde in wie ferne kann der Ehebruch von Amtswegen 
gatsrsucht, und bestraft werden (Im N, Archiv d. CR. Bd. VI. 

- .S. 229, fl). - 

$. 388. 
Einem Ehemanne giebt das römische Recht die 

Gewalt, den in seinem Hause auf der That ertapp- 
ten Ehebrecher , wenn dieser zu den vilioribus 

personis gehört, zu tödten a). Der Vater der 
Ehebrecherin b) hat ein gleiches Recht, ohne Rück- 
sicht der Personen, jedoch mit der (die Aufhe- 

bung jenes Rechts unmittelbar bezielenden) Ein- 
schränkung,, dafs er, um straflos den Ehebrecher zu 

I" tödten, zugleich sein Kind zu tödten gezwungen 
ist c). Dieselben Grundsätze bestätigt die P. G. O., 
ohne die Straflosigkeit der Tödtung des Ehebre- 
chers auf den höchsten Grad des. Zorus einzuschrän- 
ken d).   

Abegg Unters. II. Abh. $, 29-32. u. 68. 

a) L. 21. D. ad L. Jul. de adult. * Paulus R.S.L. XT. t. 26. 
$. 4. Coll. LL. Mos. et rom. T. WW. &. 83. cf. Hoffmann 
ad L. Jul. de ad. C. IM. 

.D Nicht blos die väterliche Gewalt war der Grund. Auch in 
“Ansehung der Frau, guac in manum mariti conv enerat, hatte 
er dieses Recht. cf, Hoffmann c. C. 1. 

ce) L. 20. 21. 22. 23. 24, 32. D. ad L. Jul. de adult. G. Tob. 
Schwendendörfer Diss. de jure occidendi prehensum in 
adulterio filiae et uxoris guatenus patri et marito competit. 
Lips. 1712, Pirmez_ de marito violati thori vindice. Lo- 
van. 1822,
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d) Art. 142. zählt zu den Fällen eines rechtmälsigen Angriffs: 
„So einer einen unkeuscher Werk halben bey seinen eheli- 

„chen Weib, Tochter oder an 'andern bösen sträflichen Ue- 

„belthaten fände, und darum gegen denselben Uebelthäter 

„tödtlich Handlung, Zwang und Gefängnifs, wie die Rechte 

„zulassen, fürnähme.“ Fast alle Rechtsiehrer behaupten jetzt, 

das im xöm. R. ertheilte Recht der Tödtung sey durch die 

P.G 0. aufgehoben und Carl rede in jenem Art., so wie 

im Art. 150 bios von dem Fall der Tödtung in der höchsten 

Hitze des Zorns. cf. Westphal Grunds. der Beurtheilung 

der aus Hitze des Zornsa unternommenen lfandlungen C. 2. 

$. 5. #. Der Grund soll darin liegen, weil die Bamberg. 
Art. 145. nur von einer solchen Tödtung des Ehebhrechers 

spricht. Allein 1) die Worte der P. G. Ö. reden unbedingt 

und erwähnen nirgends des Affeets, als Entschuldigungs- 

grundes; 2) dain der Bamb. und den Projecten blos die 

Tödtung des Ehebrechers oder der Ehebrecherin im Affect 

für strafles erklärt, dieses Aber in der Carolina geändert 

worden ist, so liegt gerade hierin der Beweis, dals Carl 

die Grundsätze der Bamb. nicht anerkennen wollte. Er 

konnte die Worte der Bamb. nicht etwa ausstreichen,, weil 

sie sich von selbst verstanden (denn dies ist wegen der Ver- 

ordnung des röm. Rechts nicht der Fall); er strich sie also 

aus und redete unbedingt, weil er das Gegentheil wollte. 

3) Carl beruft sich deutlich auf das gemeine Recht in den 

Worten: „wie die Recht zulassen.“ Unter diesen konnte 

ev nicht die Bambergensis verstehen. Dafs Carl sich 

auf das Röm. R. bezieht , sieht man noch daraus, dafs ex 

hier auch von der Tödtung der Tochter, von der Gefan- 

gennehmung des Ehebrechers'ete. spricht. Davon findet 

sich keine Sylbe in der Bambergensis, auf die sich hier die 

P. G. ©. beziehen soll: aber wohl das römische Recht redet 

davun überall und ausführlich. 

Zweyte Unterabtheilung. 

Mehrfache Ehe 

Chr. Thomasius Diss. de crimine bigamiae et de bigamiae 

pracscriptione. Lips. 1685. rec. 1249. 

‚A. Fr. Schott Diss. de poena bigamiae ordinaria. Lips. 171. 

J.E. Eschenbach Diss. de poena bigamiae. Rost. 1787. 

J. &. Gonne von dem Unterschied der Carolinischen und Bam- 

bergischen P. @. O. in Bestrafung der zwiefachen Ehe, In 

Schotts jurist. Wochenbl. I. B. S. 513. fi. : 

Grolman über die Strafe der Bigamie. In der Bibl. d, peinl, 

R. 1. Bd. 1. St. 

P. de Kock de bigamia et poena bigamiae ete. Gröning. 1805.



  

      

. 251 

Be . Zn . un .r yo nme ‚354. -.2 Lerillb Tan [7 
. , ‚ 

a, ..$ Eu nee 3 are er S 

  

wu. 

Die mehrfache: Ehe’ (Doppelehe,: Biga- 
mie) ist ein durch Vollziehung einer neuen 
Ehe begangener''Ehebruch. Es enthält‘ dieses 
Verbrechen ‚ ausser der Verletzung, des Privatrechts 
auf eheliche Treue, 'zugleich eine Verletzung der 
Ehegesetze des Staats, \ sofern der Verbrecher die 
Form .der Ehe als Mitiel‘.zu einem gesetzwidrigen 
‚Zweck mifsbraucht, und  einen.Betrug, so ferne der 
Ehebruch unter dem täuschenden Schein einer recht- 
lichen Verbindung verborgen, überdies gewmeiniglich 
die Eingehung der neuen Ehe, nur durch Täuschung 
der Obrigkeit über den Fortbestand der früheren 
möglich wird a, 2... . . 

P. G: ©. Art. 121.., . : . “ 

a) Dies bestimmt den Sinn der Worte „b’etrü glicher 
- Weise“ in dem angeführten Artikel der. P. 6. O. vergl. 
Grolman Grunds % ER WE 546. " Enigegengesetzte 
Bleinungen s. b. Koch 1. c. $, 243, Schol. In Holstein heifst 
die Biegamie: Ehefälschung, . 

$. 385. 

"Zum Wesen dieses Verbrechens gehört D aus- 
‚ser dem Thatbestande des ‚Ehebruchs. (374 — 377) , 
namentlich dem Fortbestehen einer früheren rechts- 
gültigen Ehe a), und dem Bewulstseyn. des Verbre- 
chens,. dafs er seibst oder der andere Theil noch in 
solcher Ehe lebe b), 31) die Eingehung einer 
neuen Ehe, demnach die Beobachtung . derjenigen 
Förmlichkeiten, unter welchen, nach Verschiedenheit 
der Religionsparteyen, eine rechtsgültige Ehe. geschlos- 
sen wird c), und. endlich II) die Vollziehung. solcher 
&he durch’ Beyschlaf d). „ 

a) Die Bestimmung der P. G. O. „bey Leben des andern Ehe- 
galten gilt.ü rigens nur den Katholiken; für Protestanten 
nur in so fern als nicht bey Leben des andern Ehegatten die Ehe durch Scheidung gelöst worden ist.
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%) „betrüglicher Weis, mit Wissen un a Willen“. Des- 

gleichen L. 18. C. ad E. Jul, do adult, . 

e)8. Boehmer pr. jur, can. $ 849. J.H. Boehmer J.E. 

P. Vi. 3.5.45 nn 

d) Eben darum sagt die P. G. ©. „welche Uebelthat dann auch 
ein Ehebruch, und gröfser dann dasselbig Laster ist.“ 

. .. 5 \ \ . $- 2386. 

“Auch hier kann, wie bey dem Ehebruch,, so- 

‘wohl die verheirathete, als die. unverheirathete Per- 

son des. Verbrechens schuldig ‘werden a). :Und da 

der Staat nur die einfache Ehe für rechtlich aner- 

‘kennt, so ist jeder den Gesetzen ‘wider die vielfache 

Ehe unterworfen, selbst wenn die Grundsätze. seiner 

Religion ihn die Polygamie erlauben b). 

a Sofern auch die ledige Person in dolo versirt, L. 18. C. ad 

L. Jul. de adult. Anders Klein p. R. S. 386. 

b) Auch hiergegen Klein a..a. 0. 8. 885. S. jedoch L. 7, ©. 

de judaeia, . . 

> 

Strafe a). Das römische Recht betrachtet die 

Bigamie wie Ehebruch b). Weil aber Carl, nach 

“einem damals allgemeinen Irrthum, voraussetzie, das 

römische Recht sey hier gelinder; so bemerkt er 

die Unschicklichkeit dieses vermeintlichen Mifsverhält- 

nisses, erklärt, dafs genau genommen, die Bigamie. 

sogar noch strafbarer sey als, Ehebruch, und setzt 

daher dieses Verbrechen in dpr}Bestrafung dem Ehe- 

bruche gleich c). Die in de A römischen Recht und 

der. P. G. O. bestimmte Strafe des Ehebruchs, bey 

dem Ehebruche selbst aufgehoben durch spätere Ge- 

setze ($. 379.), ist daher wenigstens noch gesetzlich 

gültig für die Bigamie. 

e) Art. 121. „Item so ein Ehemann ein ander Weib, oder ein 

„Eheweib einen andern Mann in Gestalt der heiligen Ehe 

„bey Leben des ersten Ehegesellen nimmt, welche Ugbelthat 

8 
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„denn auch ein Ehebruch und gröfser denn dasselbige Laster 

„ist, und wiewohl die kaiserlichen Rechte, auf solche Ue- 

„belthat keine Strafe amı Leben setzen: so wollen wir 

„doch, welcher solches Lasters betrüglicher Weifs, mit Wis- 

„sen und Willen Ursache giebt und vollbringt, dafs sie nicht 

„weniger denn die Ehebrüchigen peinlich gestraft werden 

„sollen:“ Vergl. Bamb. Art. 146. . 

bp) L. 11. 8.12. D. ad L. Jul. de adulteriis. L. 18. C. eod. L. 7. 

C. de repudiis. Boehmer ad art. 121. $. 4. 

c) Die Practiker nelımen eine willkührliche Strafe an (Mei- 

ster jun. pr. jur. cxim. $& 262. Quistorp Thl. LS. 471.) 

auch dieselben Milderungsgründe, wie beym Ehebruch. cf. 
KochLL e. $. 381. \ ” . x 

ü) Dagegen Grolman Criminaln $. 890. 

\
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an Zwi ytor heil | 

Non Sagen gemeinen, Verbrechen. . 

Dee ‚388. en \ . Rz 

Die vagen Verbrechen theilen sich in for vmelle 
und materielle Jene fodern zum Thatbestande 
weder einen bestimmten Gegenstand, noch einen be- 
stimmten gesetzwidrigen Erfolg, noch einen gesetzlich 
bestimmten Zweck der Person, und werden blos durch 

die Form der Handlung selbst zur Uebertretung; 
diese fodern zwar einen bestimmten Gegenstand, aber. 

die Verletzung selbst ist nicht bestimmt, indem die 
in denselben begriffene Uebertretung bald eine wirk- 

liche Rechtsverletzung ist, bald nicht, und selbst in 

jenem Falle die Verletzung verschiedener Rechte. in 

dem Begriff des Verbrechens enthalten ist: 

a



  
Ers’itter Titel 

- Materielle vage Verbrechen. 

Erster Abschnitt 

Kinderausselzung. 

A. Ben. Carpzov de infantibus expositis. Lips. ed. 4. 1741. 

Jer. Zange Diss. de expositione infantum ejusque poena ve- 
teri. Giess. 1713. 

Rud. Christ. Henne Diss. de expositione infantum, Erf. 
1756. " \ 

Spangenberg im N. Archive des Crimr. III, Bd. nr. I. 

$. 389. 
Des Verbrechens der A ussetzung (expositio 

inf.) machen sich schuldig Aeltern, welche sich 
vorsätzlich vou einem noch hülfsbedürfti- 
gen Kinde in der Absicht trennen, um das- 
selbe nicht ernähren zu müssen. 

Cod. VIH. 52. P. @..0. Art, 132, 

$. 390. 

Dieses Verbrechen kann D nicht blos von der 
Mutter des Kindes, sondern auch von anderen zur 
Ernährung desselben verpflichteten Ascendenten a) 
begangen werden. II) Gegenstand desselben ist ein 
Kind, das wegen zarten Alters oder wegen seiner Gei- 
stes- oder Leibesbeschaffenheit b) ohue fremde Hülfe 
umkommen mufs, gleichviel übrigens ob dasselbe un- 
ehelich oder ehelich c). gebohren sey. HI) Der verbre- 

x
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cherische Act selbst besteht in dem Verlassen des 

Hülfsbedürftigen, wodurch derselbe in die, wenn gleich 

nur entfernte, Gefahr gesetzt wird, aus Mangel an 

Hülfe umzukommen .d), es sey übrigens dem Verlas- 

sen ein Wegtragen und Weglegen vorausgegaren oder 

nicht e), so ferne nur die That nicht auf solche Art, 

an solchem Ort, oder‘. unter solchen . Umständen ge- 

-schieht, dafs der Ausgeseizte, nach dem gewöhnli- 

-chen Laufe der‘ Natur, dadurch ‘unmittelbar das Le- 

ben verlieren mufs £). IV) Zum rechtswidrigen 

Vorsatze, soweit er zum Thatbestande im Allgemei- 

nen gehört, wird hier nicht mehr erfodert, als das 

absichtliche freywillige Verlassen des Kindes zu dem 

Zwecke, sich Hiedurch der: von ‘dem Gesetz auferleg- 

ten Last der Ernährung desselben: zu entledigen g). 

a) L. 2. C. de. inf. expos.,. wodurch ‚die blos von. Weibern spre- 

chende P, G. O. ergänzt wird. NT 

b) Auf sie pafst nicht blos der Buchstabe, sondern auch _.der 

Geist der Gesetze wider die exp. inf. c. un. X. de inf, et 

languid. exp. 

c) Nicht blos nach röm. R., sondern auch nach der Carolina, 

besonders wenn sie mit der Bamberg. Art. 159. verglichen 

wird.! En Dow 

d) Ueberschrift des Art. 132. „Weiber so ihre Kinder — in 

Fehrlichkeit von ihnen legen.“ So lange der Ausseizende 

das Kind noch nicht seinem Schicksale Preis gegeben hat, 

so lange ist. die That nicht vollbracht. Dafs das Kind an 

ginen Ort gelegt wird, wo_es. nothwendig gefunden werden 

mufs, z. B. in ein bewöhntes Haus, schliefst nicht (wie 

Tittmann Handh. Thl. 1.8. 203. annimmt) das Verbre- 

chen aus, weil es doch immer :von der Menschlichkeit oder 

Härte des Finders abhängt, ob dasselbe ernährt wird oder 

nicht. " 

e) Dagegen Tittmann a. a. 0. 8. 202. 

f) Hier ist dann offenbar, schon dem gemeinen Sprachge- 

brauche nach, von keiner Aussetzung die Rede, wie wenn 

eine Mutter ihr Kind in’das Wasser, in die Bärengrube des 

Pariser Pflanzengärtens legt, oder (was einst eine Juristen- 

“ facultät gleichwohl ‚für Aussetzung erklärte) in — einen 

Abtritt wirft. " u 

8) „So ein Weib ihr Kind, un däfs sie-de fsabkomm, 

von ihr legt.“ 'Blos auf die Absicht: die Last: der Ernäh- 

. zung, auf andere zu übertragen’ (wie. Martin im Lehrbuch 

.8.286.), ist der Thatbestand nicht zu beschränken. 
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8. 39. 
Die Hauptgrade der Strafbarkeit dieser That 

werden bestimmt a) I) durch die Verschiedenheit des 
Erfolgs, je nachdem das Kind I) sein Leben ver- 
loren hat, oder 2) lebend 'gefanden und ernährt wor- 
den ist; ın durch die Verschiedenheit der rechts- 
widrigen Absicht, je nachdem diese 1) nur dar- 
auf gerichtet war, die Last der Ernährung und Pflege 
andern, hiezu ursprünglich nicht verpflichteten Per- 
sonen, aufzubürden b), oder 2) je nachdem ein den 
Tod des Kindes bezielender, bestimmter‘ oder, unbe- 
‚stimmter, Vorsatz der Handlung zum Grunde lag. 
Welche dieser Handlungen als vorhanden anzuneh- 
men, ist hauptsächlich nach Ort, Zeit und Art der 
Aussetzung, in Verbindung mit andern, . dieselbe be- 
gleitenden Umständen zu beurtheilen. : 

a) Nach der PGO. im angeführten Art. 

b) In weichem Falle die Verletzung des dem Kinde gegen seine 
Aeltern. zustehenden Rechts anf Ernährung und Beyatand, 
und die Benachtheiligung derjenigen, welche durch Pfiich- 
ten der Menschlichkeit genöthigt, oder durch Geseiz oder 
Gewohnheit gezwungen, sich des Kindes snnchmen müssen, 
die Hauptmowente der Strafbarkeit ausmachen, 

$. 391 a. 
Die Strafe ist willkührlich a) und nach den vor- 

bestimmten Momenten in concreto zu bemessen. Wurde 
I) der Ausgesetzte beym Leben erhalten und ge- . 
schah die Aussetzung 1) blos in der Absicht, Andern 

die Last der Pflege zuzuschieben, so darf die Strafe 
eine zeitliche Freiheitsberaubung von einigen Monaten 
bis zu einem Jahre nicht überschreiten b), wogegen 
2) wenn eine bestimmte oder unbestimmte tödtliche 

Absicht zum Grunde lag, die That in versuchten 
Mord oder versuchte Kindestödtung übergeht. 
I) Hat das Kind, in Folge der Aussetzung, das Le- 
ben verloren, so trifft 1) wenn die Absicht blos 

. auf Eimährung durch Andere gerichtet war, gleich- 
v. Feuerbach’s peinl. Recht. (11. Aufl.) 17
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wohl jener Erfolg bey gemeiner Aufmerksamkeit als 
“ möglich vorausgesehen werden konnte, die fahrläs- 
sige Tödtung mit der Kinderaussetzung zu- 
sammen; dagegen nimmt‘ dieselbe 2) im Fall eines 
tödtlichen Vorsatzes (I. 1.) die Eigenschaft des voll- 
brachten Mordes oder vollbrachter Kindestödtung 
an c). z 

ea)L2.C.ht.P.GO. cit. art. . 

b) Die Veranlassung zur That, ob Noth und Armuth oder 
Leichtfertigkeit, die mehre oder mindere Sorgfalt des Aus- 
setzenden um jede Gefahr zu entfernen, u, dergl. sind bey 
Ausmessung der- Strafe zu berücksichtigen. : 

«) Blos auf diese Voraussetzung ist die Todesstrafe zu be- 
rechnen, welche die Carolina in dem Umfang ihrer unbe- 
stimmten Strafdrohung mit aufgenommen bat, 

=
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  Zweyter Abschnitt 

” “Abtreibung der Leibesfrucht. 

"3. H. Boehmer Diss. de caede infantum in utero. Hal. 1732, 
rec. 1740. (in Exerc. ad D. T. VI. Ex. 99. u. im I. E.P. 
L..V. tit. 10.8. 6-43). : 

Chr. L, Lieberkühn Dise. de erimine procurati abortus, Hal. 1972. 

3. Chr. Schroeter von der Abtreibung der Kinder (in s, 
verm. jurist, Abhandlungen. Bd. U. S. 431). 

Spangenberg über dns Verbr. der Abtreibung der Leibes- 
frucht (im N. Archive des Criminelr, II. Bd. or, I. und 

8.2, nn 8) . . 

Lamaison de crimine partus abacti, Lugd. 1819.   $. 392. 
Das Verbrechen des Kindabtreibens (proc, 

abortus) a) ist. rechtswidrige vorsätzliche 
' Einwirkung auf die Leibesfrucht einer ’ 
Schwangeren, welche eine frühzeitige Ge- 
burt und den Tod. des Kindes zur Folge hat. 

P. G. ©. Art. 133. vergl. mit c. 20. €. 2. q. 5. c. 8. 9.10. €. 32. 
' a: 2. «20. X. de homicid. . 

  
a) Welche auch die (in frühern Ausg. $. 896.) davon unter- 

schiedene Tödtung im Mutterleibe, so weit die übri- 
gen Merkmale der ab. proc. dabey eintreffen, mit unter sich 
begreift, Spangenberg 8.a.0.5.44 ff. on 

$. 393. 
Zum Thatbestande gehört I) eine anf die Lei- 

' 17*
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-besfracht schädlich einwirkende Handlung, 
jene Einwirkung geschehe nach mechanischen oder 
dynamischen Gesetzen a); IU) dafs hierauf die Ge- 
burt des Kindes frühzeitig d. i. vor dem Ablauf 

von neun Monaten erfolgt b); II) dafs das Kind, 
in Folge der zu frühzeitigen Geburt oder der in Mut- 
terleib erlittenen Mifshandlungen, entweder tod zur 
Welt kommt oder bald nach der Geburt stirbt c); 

IV) rechtswidriger Vorsatz, nämlich die, wenn 
auch nicht gerade bestimmte d), Absicht, die früh- 
zeitige Absonderung des-Kindes von der Mutter zu 
bewirken e). ra 

*) „durch Bezwang, Essen oder Trinken.“ Vergl. Plouequet 

Arzueyw. 8. 255. fi: 
über die gewalts. Todesarten $. 387. Metzger gerichtl. . 

b) Dieses wesentliche Merkmal (Baehmer. ad art. 183. 
- € 4& Martin Lehrb. $. 136.) läfst Spangenberg a. a. 

Ö. ganz unberücksichtigt, wodurch denn freilich eine Lücke 
des gemeinen Rechts zugedeckt ist, indem auf die zu rech- 

e
n
 

a
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ter Zeit gebährende Mutter, welche ihr Kind während 
-der Geburt tödtet (ehe das Kind von der Mutter abgesondert 
ist) weder der Begriff der Kindestödtung (Art. 131.), noch | 
der Abtreibung Anwendung findet. ; 

. 

eo) Dafs das Kind todt zur Welt komme, wie Spangen-, 
berz S. 47. will, liegt, weder in der Natur der Sache, noch | 
in den Gesetzen, 

d) z. B. wenn jemand eine, wie er weils » Schwangere, durch \ 
Schlagen, Treten auf den Leib etc. gröblich milshandelt. 

e) „50 solch Uebel fürsätzlicher und boshafter weis geschieht,‘ 
wonit auch Gründe aus der Natur der Sache sich verei- 
nigen.' ° " \ 

$. 394. 

Dieses Verbrechen, kann begangen werden I) als, 
blofse Verletzung des werdenden Menschen, wenn 
nämlich die. Mutter sich selbst oder eine andere Per- 

son der Mutter, mit ihrem Willen, die Frücht ab- 
treibt; ID) als Verletzung der Persönlichkeit der Mut- 

ter und des werdenden ‚Menschen zugleich, wenn die  
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Abtreibung von.einer andern Person wider_Willen der 
Mutter geschehen ist. 

$. 395. 

Auch der Embryo ist ein "Mensch a), und: wenn 
gleich der Staat nicht. verpflichtet ist, ihn zu schüz- 

zen, so ist er doch berechtigt, sich in ihm einen 
künftigen Bürger zu erhalten. Die, Gesetze strafen 
daher "dessen Verletzung, und unterscheiden zwischen 

der Abtreibung eines schon belebten und eines noch _ 
unbelebten Fötus (f. animatus s. formatus — 

'nondum animatus s. non formatus). In je- 

nem Falle soll’ dieselbe mit dem Schrwerdt au einem 
Manne, mit dem Ertränken an einer Weibsperson; im 
letzten Falle aber willkührlick' bestraft werden b). 

a) Nicht nach Röm. R. L. 9 D.ad TR. Falc. L. 2. D. de mort. 
infer. L. 1. 8.1. D. de inspie. ventre. Daher die a. proc. 
sich hier unter ganz andere Gesichtspunkte stellt. L4. D. 
de extraord. erinin. I. 39. C. de poenis. L.8,D. ad L. 
Corn. de sicar, \ 

B) P.G. O. Art. 133. — Bauer Lehrh. $, 174. 

$- 396. 
. 

Unter einer belebten Leibesfrucht können wir 

uns mit Carl nicht einen Fötus denken, in welchem 
schon eine menschliche Seele ihre Wohnung genom- 
men hat;. noch können wir den von den Glossatoren 

als Zeitpunkt der eigentlichen Beseelung erträumten 
Zeitraum von 40 Tagen nach der Empfängnifs an- 
nehmen, weil die letzte Vorstellungsart, welche die 

erste näher bestimmen soll, eben so ungereimt ist, als 
diese a). Kann jene Unterscheidung überhaupt noch 
gelten b), so läfst sich unter . lebendiger Leibes- 
frucht nur eine solche denken, die schon so weit 
ausgebildet war, dafs sie bereits durch Muskelbewe- 
gung äussere Zeichen des thierischen Lebeus gegeben 
hat c).



er 
a) Die Geschichte dieser Ungereimtheiten, welche hauptsäch- 

lich in einer falschen Uebersetzung der Septuaginta von 
Exod. XXI 22. ihre Quelle haben, wird erzählt von Boch- 
mer Diss. cit. $. 24. seg, C. F. Walch Diss. de gennino ' 
fonte distinctionis inter foetum animatum et inanimatum in 
Nemesi Carolina. Art. 181. adhibitae. Jen. 1768. (abgedruckt _ 
in dessen Opusc. T. 111.) Beyde im Auszug in Koch inst. 
jur. erim, $. 481-835. Spangenberg a.a. 0.8. 17. fl. 

: » Wie Spangenberg a. 2,0. 8. 74, annimmt. 

c) Klein peinl. R. $. 359. Auf die Hälfte der Schwangerschaft 
. ist dieses aber nicht gerade mit dem Sachsenrecht einzu- 

- schränken. Grolman C. R. W. $. 252, . 
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1 Dritter Abschnitt. 

Sträfliche Unfruchtbarmachung. ' 

$. 397. 
. Die ‚Zerstörung des Fortpflanzungsver- 

mögens eines Menschen (sterilitatis pro- 
curatio) wird nach einer &esetzlichen. Erdichtung 
als ‚wirkliche Tödtung der künftig zu erzeugenden 
Menschen betrachtet a). Sie kann geschehen an Män- 
nern, soll auch an Personen weiblichen Geschlechts 
möglich seyn b). 

  
  

2) c.8.9.10.0.32. 4.2. — e.5.X, de homicid. 
b) P. G. O. Art. 188, 

$. 398, 
Das. Gesetz a) droht in beiden Fällen die Todes- 

strafe und wenn gleich der wahrscheinliche Grund 
desselben ungereimt ist, so kann doch die Verordnung 
selbst durch willkührliches Berufen b) auf einen an- 
geblichen unbezweifelten Gerichtsgebrauch oder auf 
die Untüchtigkeit ihres gesetzlichen . Grundes, nicht 
ausgelöscht werden. 

  

a) P.G. O. ang. Art. vergl. L. 3. $. 4, 1. 4. 82.153 16, 
D. ad L. Corn. de sic. welches, seltsam genug, auch auf die 
blofse circumeisio ausgedehnt wurde. &. 11. D. eod. 

b) Krefsadh.a.$.4 Boehmer ad Carpz. Q. 11. obs. 9. 
! Grolman €. R. W. $. 258. 

“ o- 

  

 



zZ woy ter Titel 

Formelle vage Verbrechen. a. 

Erster Abschnitt. 

... Verbrechen, welche durch Gewalt begangen werden. 

Erste Abtheilung. 

‘Yon dem eigentlichen Verbrechen der’ Gewalt- 
- thätigkeit (erimen vis). 

» 

$. 399: 

Das Verbrechen der Gewaltthätigkeit 

(crim. vis), in der vagen Bedeutung des römischen 

Rechts, ist jede öffentlich strafbare, rechts- 

widrige Anwendung physischer oder psycho- 

logischer Gewalt a), ohne besondere, Bestimmung 

‘des Zwecks, der ‘Mittel, des Gegenstandes, des Er- 

fotgs der Handlung; begreift also auch fast alle be- 

‘sonders benannten, ihren eignen Strafgesetzen unter- 

4 

B
i
 

'worfenen Verbrechen b) unter sich. Um’ daher in 

der Wissenschaft des jetzt gültigen deutschen Crimi- 

inal-Rechts eine Stelle einzunehmen, bedarf jener Be- 

griff des beschränkenden Zusatzes: so ferne nicht 

die rechtswidrige Gewaltthat in ein beson- 

ders benanntes Verbrechen übergeht. 

S. En = publ. jud. Dig. XLVIIL. 6. 7. Cod. IX. 12, Nov. 

.C. 2 

a) Durch Bedrohung mit physischer Gewalt L. 1. L. 9. pr. D. 

quod metus causa, ja selbst ohne aus drückliche Dro- 

kung, wenn der Römer in der Stadt mit Waffen öffentlich‘ 

erschien, oder gar einer öffentlichen Gerichtsversammlung 

beywohnte. L.8.51 L10.Dht . 
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b)-Raub, Nothzucht, Tumult, Entführung, Brandstiftung, Frey- 
heitsberaubung , Körperverletzung, sogar"Tödtung u. s. w. 
sind darunter begriffen. 1. 8, pr. 8.2. 5. pr. 2 L6. 
71.83.10. & 1. D. ad I. Jul, de vi publ. 

$. 400. . 

Die Gewaltihätigkeit kann I) was den Gegen- 
stand betrifft, begangen werden sowohl I) unmit> 
telbar an einer Sache, besonders durch Einbrechen 

in Wohnungen , Grundstücke und dergl..a), als auch 
2) unmittelbar an einer Person, indem dieselbe 
genöthigt werden soll, etwas zu thun b), oder zu un- 

terlassen c), oder zu leiden. ID Blos die Form der 
Handlung macht sie zu einem Verbrechen, weil jede 
Gewaltübung im Staat, die seltenen Fälle erlaubter 
Selbsthülfe ausgenommen, nur vom Staate ausgehen 
soll. Es kommt daher weder darauf an; ob aus der 
Gewalt ein rechtswidriger Schade entständen ist und 

ob der Thäter seine Absicht erreicht hat, noch dar- 

auf, zu welchem Zweck die Gewalt geübt worden, 
und ob diese ein materielles Recht des Andern ver- 

letze oder nicht d). 

a)L. 3.8.2.3. L. Il. pr. D. ad L. Jul. de vi publ. L. 2. $ 2. 
‘D. ad L. Jul. de vi priv. L.1.C. h. t. — Dabey wird je- 
doch immer wenigstens die Gefahr einer Vergewaltung än 
Personen vorausgesetzt. Wächter’s Albh. über d. crim. vis 
Gin N. Arch. XI. nr. 22.) möchte wohl ınehr als dankens- 
werthe Erläuterung, denn als Widerlegung obiger Theorie - 

- zu betrachten seyn. 

b) z. B. Zwang zur Eingehung einer obligatio. L. 5. pr. D. ad 
L. Jul. de vi publ. : 

c) L. 8. 10*pr. D. ad L. ‚Jul. de vi publ. 

d) L.7.8,D. ad L. Jul. de vi priv. 

g. 401. 
Dieses Verbrechen theilt sich in zwey Hauptgat- 

tungen. :I) Die öffentliche Gewalt (cr. vis 
publicae), so weit hierüber die gesetzlichen Be- 
stimmungen klar und auf Deutschland anwendbar 

.
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sind a), ‚wird begangen 1) von einem öffentlichen 
Beamten durch Mifsbrauch seiner : Amtsgewalt zur 
persönlichen Mifshandlung der Unterthanen b), 2) von 
irgend einer andern Person, durch thätliche Beleidi- 
gung einer für heilig zu achtenden öffentlichen 
Person c) (mit Ausnahme des Staatsoberhaupis), 
3) durch gewaltthätige Störung oder Verhinderung 

eines Öffentlichen (Staats-) Amtes in der 
freyen Ausübung seiner Amtsgewalt d), 4) durch 
jede mit Waffen oder. mit bewaffneter Mann- 
schaft, verübte Gewalt e). 

a) Bey manchen Puncten: verlieren sich nämlich die Grenzen 
z BL10.S.1D.h.t. L 2 D.adL. Jul. de vi priv. An- 
dere Bestimmungen sind entweder in ihrer Subsumtion un- 
ter diese oder die andere Gattung unerklärbar oder sehr 
zweifelhaft z.B. L.5. pr. inf. D.h.t. L.6.D. ad L. Jul. 
de vi priv. oder nur auf Voraussetzungen des römischen 
Staats gebaut, welche daher hier nicht ‚mit aufgenommen 
sind. Nur das ganz Unzweifelhafte darf bier seine 

Stelle finden. 

b) L.7. Dh. t. 

c) L. 7. inf. D. h. t. Gesandte. 

ed) L. 10,D.h. t, 

e) S. 8. J. de publ. ind. L. 3. g 2.5. L. 11, pr. D. h. t. vergl. 

- mit L. 2. L.5. D. ad L. Jul. de vi priv. Darum wird auch 
schon das blofse Waffentragen an öffentlichen Orten, so wie 
der Besitz von Waffenvorräthen oder bewaffneter Mannschaft, 
dem vollendeten Verbrechen gleich gestellt. L1.2 L. 3. 
&.1. L. 10. D. h. t. 

$ 402. 
. I) Die Privatgewalt (cr. vis privatae) 

wird begangen ausser den im vorigen $. 401. be- 

zeichneten Verhältnissen, durch Gewaltthätigkeiten an 

"Privatpersonen oder an Sachen, so ferne dieselbe 

ohne Waffen verübt wird, gleichviel. übrigens, ob 

nur von einem Einzelnen, oder von mehren zu diesem 

Zwecke vereinigten (unbewaffneten) Personen a). Ins- 

besondere wird die gewaltihälige Selbsthülfe zur 

Privatgewalt gerechnet b).
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a) $. 8. J. de publ. jud. L. 2.1.3. L. 4. pr. 1.5. D. ad L. Jul’ 
de vi priv. — Doch wird der Fall. der L. 2. auch zur vis 

.publ. gezählt. L, 10. 8.1. D. ad L. Jul. de vi publ. 

WLT.L8.D h.t1.5.7.C.h. t. doch setzt dieses wohl 
"voraus, dals nicht die Handlung unter der Form einer vis 
publica geschehen sey. - 

$. 408: 
Als Strafe bestimmt das röm. Recht D) der 

öffentlichen Gewaltthätigkeit, die Deportation (ur- 
sprünglich das Exil) a), U) der Privatgewalt, 
ausser der infamia, den Verlust des dritten Theils 
des Vermögens und, nach vorgängiger Ruthenzüchti- 
gung, die Relegation (oder bey verächtlichen Perso- 
nen öffentliche Arbeit) auf einige Jahre b). 

a) 8. 8. J. de publ. jud. L. 10. $. 2. LU. pr. D. h. t. wenn 
nicht die That durch ihre Folgen z. B. Tödtung in ein 
schwereres Verbrechen übergeht. L.6.C.h. t 

) 8.8. J. ibid. 1.4. D. de incent UL 8.1 u 2.Drde vi 
priv L6.Cht. 

.g. 404. 
Bey der Unanwendbarkeit fast aller vorbestimm- 

ten gesetzlichen Strafarten tritt an deren Stelle heut 
zu Tag eine willkührliche Strafe Als solche 

“ wird 1) der öffentlichen Gewalt das Zucht- 
oder Arbeitshaus auf zwey oder mehre Jahre, je 
nach Verschiedenheit der ob- und subjectiven Gröfse 
des Verschuldens,. 2).bey der Privatgewalt eine 
Geldstrafe in Verbindung mit Gefängnifs auf einige 
Wochen oder Monate, und in "beschwerten Fäl- 
len a) allenfalls bis zu einem Jahre, angemessen er- 
scheinen. 

©) Dahin gehören denn auch, unter anderem, die Gewaltthä- 
tigkeiten an befriedeten Orten, verleizter Hausfriede, 
Burgfriede u. dergl. die jedoch meistens pärticularrecht- 
licher Natur sind.
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Zweyte Abtheilung. 

Von dem Landfriedensbruch. 

$. 405. 

Landfriedensbruch im älteren Sinne des 
Worts hiels jedes die allgemeine Rechtssicherheit in 
Deutschland störende Verbrechen, so ferne es ausser 
dem Verhältnifs erlaubter. Fehde war begangen wor- 

den a). Seit Gründung des allgemeinen Landfrie- 
dens, wurde aber die Befehdung als solehe der 
alleinige Gegenstand der Gesetze wider Landfriedens- 
bruch; Hiernach’ ist derselbe nunmehr eine vorsätz- 
liche Störung des allgemeinen Rechtsfrie- 
dens in Deutschland durch eine mittelst ab- 
sichtlich hiezu vereinter.bewaffneter Mann- 
schaft, verübte Gewalt b).. 

a) Alle früheren Gesetze wider. den Landfriedensbruch von dem 
ersten Landfrieden Friedrichs IL. vom J 1187. bis zum 
Landfr. v. 1495. sind daher als so viele Strafgesetze wider 
Mord, Mordbrand, Körperverletzung, Raub und Diebstahl 
u. s. w. zu betrachten. 

d) P.G. O. Art. 129. Läfr. Max 1. v. 3. 1495. Ldfr. v. 1521. 
v. 1548. u. R. A, v. 1594. 9. 41. £. 

$. 406. 
Zum Thatbestande gehört 1) wirkliche Ge- 

waltthätigkeit, nicht blofse Drohungen, übrigens 
ohne Rücksicht auf den Erfolg der Gewalt. Gegen 

“wen sie gerichtet, gegen Einzelne oder gegen eine 

Gemeinheit a), ist gleichviel. An:Personen dersel- 

“ben Gemeinheit und in dem Gebiete derselben kann 

aber nicht dieses Verbrechen , sondern nur das erim. 

vis begangen werden b).. 2) Rechtswidrige Ge- 

waltthat; wohin Gewalt zur Selbstvertheidigung gegen 

einen gegenwärtigen Angriff oder eine das Recht sonst 

gefährdende Handlung nicht gehört c). 

’ 
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a) Dagegen Boehmetad Art. 120. €. CC. 5.4, Onistor 
1. $. 170. 

b) Dagegen Bochmer, “ 

oBoehmerl,«.$4. 0 

g 407. m en .. a 

3) Die Gewalt mufs durch eine zusamm enge- 
xotteie Menge begangen seyn. Wie viele Personen 
hiezu gehören, überlassen die Gesetze ‚der Ermäfsi- 
gung des Richters in jedem besondern. Falle a). 9 
Diese Mehren müssen sich absichtlich und mit 
Ueberlegung zur Gewaltihat ' vereinigt ‚haben oder 
von einem Dritten vereinigt worden seyn. Hiedurch 

ist Gewaltthätigkeit bey einem plötzlich entstandenen 

Streite ausgeschlossen b). 

a) R. A. 1594. $. 69. cf. Gail.de pace publ. LI. c. R. nr. 24, 
Cramer syst. proc. imperii 8. - 

») „freventlich — gefährlich — wissentlich. Rn, A. 1495. 
tit. 1. $. 1. 

$. 408. 
Es wird 5) bewaffnete Mannschaft erfodert a). 

Alle Werkzeuge, welche eine Körperverletzung be- 
wirken können, sind unter Waffen ‚begriffen. 6) Der 

Angegriffene darf nicht mit dem Angreifer im Ver- 
hältnisse eines Unterthans stehen. Gegen den Ober- 
herrn, welcher rechtswidrige Ansprüche gegen Unter- 

thanen durch Kriegsgewalt geltend macht, sind nur 
privafrechtliche Klagen, ehemals vor ‘den Reichsge- 
tichten, gegenwärtig vor den eigenen Gerichten des 

 Oberherrn , begründet. 

a) „Nie gewehrter Hand und gewaltiger That freventlich“ R, 
A. 1548. prince, 

s. 409. 
Die Strafe der ehemals Reichsunmittelbaren 

war nach dem Gesetz die Reichsacht, und wer



> 20 
Friedbrecher begünstigte, sollte mit 2000 Mark fei- 
nen Goldes gestraft werden a). Mittelbare Landes- 
unterthanen sollen mit dem Schwerdt bestraft wer- 
den b}. 0 

Anm. Von dem angeblichen ‚besondern Verbrechen der Wege-- 
lagerung. — Der Landzwung gehört zu den Polizey- 
vergehen. ..:! : 2. 

a) Landfr. 1548. tif. 2% Ueber die Bestimmung in Ansehung 
der 2000 Mek. sind die Rechtslehrer getheilt. cf. J. G. Cra- 
mer de :delictis et poen. stat. imp, &. 12. Boehmer ad 
Carpz. Q.. 35. obs. 2, : : 

b) P. G. O. Art. 128. und 129. Nach dem Landfr. von 1521 
ist auch bey diesen die Strafe der Acht anerkannt.
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„Zweyter Abschnitt. _ | 
Verbrechen durch. Täuschung eines Andern. 

Erste Ab theiliun & 

Fälschung und Betrug überhaupt, 
Leyser Spee. 615. 2. ur 

Phil. Jo. van Boerle D. adL. Corn. de Falsis, Traj. ad Rh. 1740. 
Kleinschrod über den Begriff und die Erfordernisse des Verbrechens der Verfälschung. In Kleins und Klein- schrods Archiv II, Bd. Istes Stck. Nr. 6. - - 

Jo. Christ. Francke Diss. de judicio falsi ejusque in vindi- eatione limitibus. Viteb. 1799, - 
C. Klien Beyträge zur Tichtigen Bestimmung und naturge- mäfsen Entwickelung der Theorie über das Verbrechen des Betrugs und der Fälschung‘, (im N. Archiv des Criminalr. I. Bd. nr. V. und nr. vl). 
Kruger Beyträge zur Lehre vom Betruge. Landshut 1819, 
Cucumus über das Verbrechen des Betrugs.. Würzburg 1820. 
— über den Unterschied zwischen Fälschung u, Betr. (im N. Arch. X. nr. 20.) “ 

v.d. Velden de erim, falsi ex jure constitufo et rei rerit. Traj. ad Rh. 1823... u \ 

$. 410. . 
Das Verbrechen des Betrugs (Fälschung 

im weitern Siune) besteht in einer beabsichtigten 
rechtswidrigen Täuschung Anderer durch : 
Mittheilung falscher oder Vorenthaltung 
wahrer Thatsachen a). zZ 

a) Es ist dieses im wesentlichen der Begriff des Paulus Rec. Sent, L. V, tit. 25.8.8, Falsum est, quidquid in veritäte



Pr nn 
non est, sed pro vero adseveratur. — Die gewöhnliche Deß- 
nition der Rechtslehrer, die auch roch Kleinschrod 
1. c. angenommen hat, ist viel zu dunkel und unbestimmt, 

g auı. 
Zum Thatbestande des Verbrechens gehört I) eine 

auf Täuschung Anderer gerichtete Handlung ; 

diese sey. 1) negativ, Vorenthaltung wahrer That- 

sachen (oppressio veritatis) a), oder 2) posi- 

tiv, thätige Mittheilung falscher Thatsachen (immu- 
tatio veritatis). Dort wird ein schon vorhandener 

Irrthum oder eine vorhandene Unwissenheit zu rechts- 

widrigem Nachtheile des: Andern mifsbraucht; hier 

erst ein nicht vorhandener Irrthum „wider Becht her- 

vorgebracht. BEE 

a)L1S 2 LS %.2. L.21.D.adL. Corn. de Talsis, 1.8. 
D. de ggens.. L. 29. & 5.; 

2 
D..mandati, 

..$ 412. EEE Ze 

ID Die täuschende. Handlung mufste: zum Nach- | 

theil der Rechte eines Andern geschehen seyn; | 

also entweder 1) eine Verletzung wirklicher Rechts- ' 

objecte (Güter) begründen, ‚oder 2) wenigsteus dem \ 

vollkomnienen Rechte eines Andern auf Unterlassung | 

der täuschenden Handlung widersprechen a). Bier- 

- aus läfst sich beurtheilen‘, "in wie ferne Lüge ein : 

Verbrechen b), und dafs "Unterdrückung einer fal- 

schen Urkunde keine Fälschung sey.c). | 

  

a) Das rüm. Recht fodert zum Falsum weiter nichte, als dals 

dadurch den Rechten eines Andern entgegen gehandelt werde, 

die Wirkung des Falsi mag nun. ein wirklicher Schade seyn, 

oder nicht. Dies beweist L, 6.-u. L.27. 8.2. D. ad L Corn. 

de Fats. Vergl, $. 414. 

b) B. C. Zahn tr. de mendaciie, Col. Agr. 1686. 4. 

c)L. 88. S. 6. de poenis, Aus obigem erklärt sich auch L. 1. 

C. de stellionatu. . 

$. 413. 
IM) Dolus: die rechtswidrig täuschende Hand- 

. lung mufste mit dem Bewulstseyn - dieser Eigenschaft 

 



  

7: 

begangen worden seyn. Ein &ulfoses falsufi, 
obgleich an sich denkbar, widerspricht den’ Gesez- 
zen a). Es mangelt also der Begriff des Verbre- 
ches, wenn der Handelnde nicht weils, dafs er in 
andern eine solche Vorstellung bewirke und älso das, 
was er für wahr angiebt, seibst für Wahrheit’ hält. 

a) L.1. pr. 1.219.831 31.D.uL.4L. 20. C. defal- 
sis. L. 3. pr. D, stellionatus. P. G. O. Art. 113, n. 114. in 
den Worten: Item welcher böslicher. und betrüglicher 
Weise etc. Dagegen Klien im N. Archive Bd. il. ni. 8; 
8. 241. fi. ö . .   gab | 
Der Betrug ist vollendet, sobald die rechtswi- 

drige, ih betrüglicher Absicht vorgenommene Hand:= - 
lung geendigt ist a). Betrug in Contracten ist daher 
sogleich mit ‘der Vollkommenheit. des Vertrags; Be: 
trug durch Unterdrückung eines Gegenstandes so- 
gleich nach geendigter Vernichtung, Verhehlung etc: 
desselben; Fälschung von Urkunden sogleich mit de- 
ren betrüglicher. Veränderung oder .‚Verfertigung b); 
Waaren- und Maasverfälschung aber erst nach ge- 
schehener Uebergabe der Waare. oder wirklichen Ge 
brauch des Maases c) vollbracht, 

x 

Man vergl nv L1.8.4.1.2178.5L 988 1. 16. 
S.1ı.2 1.23 D. ad L. Carn. de fals. P. G. O. Art. 112, 
Klien I. c, Abschnitt V..S. 231. 

b) „Si falsos codicillos ab his, contra quos supplicas, factod 
esse contendiss non ideo accusationem evadere Yorsunt, quod 
sc. illis negent wii: nam illis prodest instramenti usu absti- 

‚nere, qui non ipsi falsi machinatores esse dicuntur, et quos 
perieulo solus usus adstrinzerit’ Qui antem compositis per 
scelus codicillis in sevexitatem Legis Corncliae inciderunt: 

"non possunt defensiones ejus recasando, crimen evitare,® 
E. 8. C. ad I. Corn. de fals,; 

JB. €. 0. art. 118, 

| a) Dies beweisen Wort und Geist der Gesetze über das Falsum. 

| 

! 

! 

| u 
..Die Fälschung überhaupt enthält. als Arten    D die Fälschung im engern Verstände: Täu: 

| schung durch Veränderung einer Sache zum 
v. Feuerbach’s peinl, Recht, (11. Aufl) . 18
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Nachtheil der Güter eines Andern a). Dahin 
gehört vorzüglich 1) Verfälschung der Waaren b), 2) 
der zum wechselseitigen Verkehr gesetzlich bestimm- 
ten Maase c), 3) die Verfälschung rechtsgültiger Ur- 
kunden d). ID) Der Betrug im engern Sinn, 
wenn die Täuschung auf eine audere Art, als 
durch Verfälschung einer Sache geschehen 
ist. Dies geschieht vornehmlich 1) durch täuschende 
Veränderung der wahren Merkmale einer Person e), 
2) durch den Gebrauch f) oder die Verferti- 
gung einer Sache g), welche den Schein einer andern 

an sich trägt, 3) durch unwahre Aussage oder 

täuschende Handlungen h). 
1. Von dem falsum improprium oder quasifalsum. 

2. Ueber den Unterschied zwischen falsum und stelliona- 
tus. S. Leyser Sp. 557. J. T. Seger Diss. de orimine 
stellionatus. Lips. 1770, Koch 1. e. $. 922. 

a) Klein p. R. $. 4685. ‚unterscheidet zwar diesen Begriff von 
Betrug, nimmt ihn aber zu weit und bestimmt ihn zu vag. 

b) Ueber die Weinfälschung s. Kaiserl. Mandat d. d. Lindau 

1197. R. A. v. J. 1498. $. 50. v. J. 1500. tit.34. R.P. O, 
v. J. 1548. tit. 16. “ 

O1 32. 8,1.D. ht. P. G. O. Art. 113. R.P. 0, v. 3. 1548. 
u. 1577. tit. 16. 

d) L. 2. D. h. t. Qui testamentum — deleverit, interleverit, — 
L. Corn. poena damnatnr. L. 16. $. 2. eod. — L. 16. pr. eod. 
Verfälschung der Edicte. L. 25. L 32, 1.33. Dh. t. 

e) Unterschiebung eines Kindes, Abegg v. Verbr. d. Unter- 

“ schiebung eines Kindes u, Wiederholung d. Taufe (N. Arch. 
xt. nr. 21.) L.23. 81 120 $9.1.D. h.t. Beylegung 

eines falschen Namens, L. 13. pr. D. eod. L. un. C. de mut, 

nominis, oder Standes. L. 27. 8.2. D. eod. I. un. C.ad L. 

Viselliam. L. 1. C. Si servus aus libert, ad decur. 

£) L. 2. D. eod. qui festamentum falsum — recitaverit dolo 

malo. L. 27. $. 2. eod. L. 4. C, si reus vel accusator. 

g) Verfertigung falscher Testamente. L. 1. pr. L. 2. 1.29. h. t. 
— falscher Siegel L. 80. pr. D. eod. P. G. O. Art. 112. an- 
derer Documente durch Nachahmung der Handschrift des 
andern. L. 23. D. eod. 

PL.1 83.6. 2.22. D. ad L. Corn. de fals, L.1.$.2.D. 
de pigner. act. L. 1. C. de stellionatu. \ 

| g. 416. 
Nach gemeinem Recht ist jede Fälschung im
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weitern Sinne ein Verbrechen a), wenn gleich die P. 
G. O. b) nur .von einigen der gefährlichsten Arten 

. dieses Verbrechens handelt. Die Strafe ist willkühr- 
' lich, doch so, dafs auch die Todesstrafe ausdrück- 
‚ lich gebilligt wird, wenn 1) das Verbrechen wieder- 

holt, 2) die Verletzung‘ besonders grofs, und 3) ein 
vorzüglich hoher Grad der Rechtswidrigkeit des Wil- 
lens, entweder aus der Art der Handlung selbst oder 
aus anderu Gründen erkennbar ist c). Nur, wenn alle 
drey Voranssetzungen zusamnien eintreten und entwe- 
der der Staat durch den Betrug in dringende grofse 
Gefahr versetzt worden ist, oder ®eine Privatperson 
an ihren unveräusserlichien Rechten einen unersetzli- 

“ chen Schäden erlitten hat, könnte nach dem Gesetz 
Todesstrafe angewendet werden d). 

Anm. Mündlich von Besträfung der Barigneroutirer. R, P, Ö,. 
v. 3. 1548. tit. 22. 5.1: vd. 1577. 6. 28.8. 2 cf Qui- 
storps Beyträge nr. 18; 

a) L. 3. $. 1. stellionatus. Stellionatum autem objici posse his, 
qui dolo quid fecerunt, sciendum est: scilicet si alind cri- 
men non sit, quod objiciatur. Quod enim in privatis judiciis 
est de dolo actio, hoc in criminibus stellionatus per- 
seceutid. ” ’ 

b) Arf. 112. u. 118, -   
gröfslich und boshaftig geschehen, dafs der Thäter 
zum Tod gestraft werden soll.“ Remus paraphrasirt nicht 
ganz recht: „Nam si diu.satis, et in magnis mercimoniis 
„faleun dolo malo commiserit, non injustum neque legibus 

. „contrarium erit, talem falsarium capitis damnari.®_ Bey- 
spiele von Fälschern, die mit dem Tode bestraft wurden, «. 
bey Berger EI. jur. erim. P. II. obs: 58, und 59. 

d) Meinungen anderer Rechtslehrer, s. bey Koch 1, c. $. 539, 
7 . 

mise . 

 Zweyte Abtheilung. 

. Von besonders benannten oder ausgezeichneten 
- Betrügereyen 

‘ Zu den von den Gesetzen besonders. benannten 
oder ausgezeichneten Betrugshandlungen gehört 1) der 

18 * 

e) Verbis Art. 118. „und es möchte solcher falsch, als oft; 

\
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Meineid, 2) die Grenzverrückung, die Prä- 

varication, 4) die falsche Anklage (calum- 

nia), 5) die Erpressung (Concussion), 6) zum 

heil auch das Falschmünzen: von welchem lez- 

ten bereits unter den Staatsverbrechen gehandelt wer- 

den mufste, weil bey” demselben die Verletzung der 

Staatsgewalt als Hauptmoment in Betracht kommt. 

g. 218. 

A) Meineid a). im weitern Sinne istVerlez- 

zung einer durch feyerlichen Eid b) bestärk- 

ten oder übern®mmenen Verbin dlichkeit. Er 

wird begangen nicht nur von dem Schwörenden, son- 

dern auch von demjenigen, welcher in rechtswidrigen 

Vorsatze wissentlich einen andern zum Meineide vei- 

leitet hat ce). " 

PGO. Art. 107.108, 
HM. A. Müller de perjurio. ‘Viteb, 1810, Mittermaier im 

N. Archiv d. Crim. R. Bd. U. Nr. 4, 

a) Von: „Mein, Main“ a. v. als Betrug, dolus, „-Sraus. cf. 

Scherz Gloss. p. 976. u. 1020. 

b) Ueber den Begriff des Eides Malblanc de jurejurando. 

“Schmidt-Phiseldeek in Grolmans Mag. f. d. Philos. d. 

Rechts Nr. 3. Grolman ebendas. Nr. 4 J.C. Fr. Mei- 

ster über den Kid ete. Leipz. 1810. Besonders aber K. F. 

Stäudlin. Geschichte der Vorstellungen u, Lehren vom 

Eide. Gött. 1824. 

PGO. cit. 1. in fine. R. A. v.J. 1654. 5:8. - 

$. 419.- 

Jeder Meineid im engern Sinne setzt voraus 

D) einen von einer hiezu ermächtigten Obrig- 

keit abgelegten, au, sich rechtsgültigen, 

feyerlichen Eid, uud findet demnach nicht statt 

1) bey eidlichen Privatversicherungen a), noch 2) bey 

mündlichen oder schriftlichen Versicherungen an Ei- 

desstatt, wo nicht diese dem feyerlichen Eide gleich- 

gestellt sind b). Gleiches gilt, wegen Ungültigkeit 

des Eides, 8) wenn die Eidesleistung den Religions-. 
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begriffen des Schwörenden uicht gemäßs geschehen 
ist c), oder 4) der Schwörende entweder überhaupt oder 

;i. zur Zeit des Eidschwurs, keine Vorstellung von der 

  

    

Bedeutung und Heiligkeit des Eides hahen konnte d). 

a) Dergleichen besonders bey den Römern gewöhnlich waren 
L.1.D siellionatus. L. 3%. C. si miner se majoren. _L. 41. 

"CC. de iransact. Reirhs-Dep. Absch. v. J. 1600. $, 33. ch. 
Boehmer ad art. 107. $. 5. 

b) Wie die Unterzeichnang der Eidesformeln durch Siegel- 
mäfsige in Baiern, und die Versicherung der Mennoni- 
ten: bey Mannen Wahrheit._ Visitationsbeschlüsse die Ver-- 
besserung des R. Kammergerichtl, Justizw. beireffend. Lemgo 
1779. p. 86. 

“c) Veber „ie n Judeneid vergl. Kammer-Ger. Ordn. Thl. . tit. 
10.9.1 

d) Ueber den Eid der Unmündigen e. 14, 15. €. 22, q 5. 

$. 420. 
IN) Eine durch Handlungen oder Aussagen 

verletzte vollkomniene Verbindlichkeit. Der Be- | 
griff des Meineids ist demnach ausgeschlossen .1) wenn 
weder ursprünglich eine Verbindlichkeit, noch eine 
solche Voraussetzung vorhanden war, unter welcher 

der Eid selbst eine Verbindlichkeit begründet a),: oder 

2) wenn die anfangs vorbandene Verbindlichkeit sich 
wieder anfgelöst hatte b). Nicht aber wird HD eim 
durch den "Meineid gestifteter Schade erfodert, indem 

es schon genügt, dafs bey assertorischen Eiden der. 
wissentlich falsche Schwur wirklich abgelegt ‘c), bey 
proimissorischen,, - der eidlich gegebenen Versicherung 
wissentlich und freywillig entgegen gehandelt worden 
ist d). 

a) Nach den Grundsätzen des hier geltenden canenischen Rechts 
. 8.15. 28. 29. X, de jurej, Ausgenommen sind als schlecht- 

hin unverbindlich 1) Eide, welche verbietenden Gesetzen des 
Staats oder der Religion e. 18. E22. 4:4 — c.1— 2. 
C. 22. q.4. — ce. 18. 23. X. de jurej , oder 2) den Rechten 
eines Dritten zuwider sind. cf, Boehmer J. E. P. lib. Xf. 
tie. 24.8. 20. seg. Dagegen Matblanc de jurej. lib, YV. 
$. 117-120. 

b) Koch isst, j. ec. S. 146. . 

«) Die Worte des Art. 107. „so derselb Eid — Nutze kommen‘
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stehen nicht entgegen, : Vergl. auch Art. 68. u. 107. A.M. 
sind Meister $. 263. — Quistorp Thl. 1. $. 180. 

d) L. 13. $. 6. D. de jurej. L. 41. C. de transact. (L. 8. C. Th. 
zod. ibique Golhofred.) 

' Ä gazı 
Unter dem Meineid überhaupt ist sowohl der 

Meineid im eigentlichen engern Sinne ‘(pejeratio), 

'als auch der Eidesbruch (perjurium in specie) 

begriffen. Jener wird durch. Ablegung eines wissent- 

lich falschen assertorischen Eides; dieser durch 

wissentliche vorsätzliche Verletzung einer mittelst pr.o- 

missorischen Eides übernommenen oder bestärk- 

ten Verbindlichkeit begangen. 

‘ 

$. 422. 

Strafe a). Nach einheimisch deutschem Recht 

goll I) derjenige, welcher hinsichtlich eines in einer 

Rechtssache, vor Gericht, nach vorgespro- 

cheuen Worten b), abgelegten Eidschwurs, einen 

Meineid verschuldet hat, nebst der Ehrlosigkeit, mit 

schwerer Leibesstrafe (nach altdeutschem Gebrauch, 

mit dem Abhauen der bey der Eidesleistung aufge- 

liobenen Finger) c) belegt werden. Es gilt diese Be- 

stimmung yon allen Arten des Eides d), von asserto- 

rischen, wie von promissorischen e), jene seyen von 

einer Parihey f), oder einem Zeugen, in bürgerlichen _ 

oder in Criminalsachen 8); abgeschworen. Wer aber 

1)’ um einen Unschuldigen in Strafe zu bringen, in 

einer peinlichen Sache, wider denselben ein fal- 

sches Zeugnifs ablegt, soll nach dem Gesetz der ‚Wie- 

dervergeltung bestraft werden.h). IN) Für die Ver- 

letzung anderer als der vorbemerkten Eide, jedoch 

mit Ausnahme des Fahneneides i), ist in dem gemei- 

nen Rechte keine Strafbestimmung enthalten. 

a) L. 13. 5.6. D. de jurej. L. 18. C. de test. L. 41. €. de 

" transact. — 18. 6.6. g.1 7.14 0.22 q45. PGO. 

Art. 107. 108. i 

b) „einen gelehrten Eid — (Meineid) schwört.“ Die Tyro-



    

  
  

' 219 . 

ler Landesordnung "Bch. ‚VII. ‘Art. 58, erklärt dieses am 
besten: „nit aufgehebten Fingern und gelehrten (d. i 
vorgesagten) Worten.“ Also nicht nothwendig Meineidsver- 
warnung,. 8. übrigens Walch gioss. voc, gelehrt. 

7 

e) Carl droht nicht ausdrücklich diese Strafe; sondern er- 
Jaubt nur ferner den damaligen „gemeinen Gebrauch.“ 
Heut zu Tag ist gewühnlich: Arbeitshaus, Zuchthaus, Fe- 

 stung auf, mehre Jahre. ef. NommelRkaps. quaest. Coll. 4. 
Quistorp Thl, 1, $. 188. 154. Malblanc de jurej. 
pag. 406. 

d) Mittermaier in d. angef, Abh. u. Martin im Lehrb. 
$. 198, ff. nehmen, ausser dem falschen Anschuldigungszeug- 
nifs in peinlichen Sachen, blos bey dem von einer Par- 
they in Civilsachen abgeleisteten falschen Entschei- 

“ dungseid, einen Kleineid an. Allein 1) die Ueberschrift 
des Art, 107. ist allgemein: „Straf derjenigen, eo einen 
gelerten Eid vor Richter and Gericht meinei- 
dig schwören.“ Derselbe Satz steht denn auch im 
Context an der Spitze und ist als die Haupt vorzussetzung 
alles Folgenden zn betrachten. Es_wollte aber Carl 2) zu- 
gleich der Bestimmung des röm. Rechts bey willkühr- 
lichen Haupteiden (L. 1.C. de reb. credit. et jurej.) 
begegnen und schaltete nun in einer unglücklich gestellten 
Parenthese, die Worte ein: so derselb Eid — dem Verletz-- 
ten wieder zukehren“; welche Bestimmung denn keineswegs 
auf den Thatbestand des Meineids überhaupt zu be- 
ziehen ist. 8) Ganz nach dieser Ansicht sind die Worte in 
Tengler’s Iayenspiegel tit. von Meineidigen gestells, 
welche alles aufklären. (S. Malblanel. ec. p. 402. not. 576.). 
Auch wurde nirgendwo in den früheren Zeiten die Carolina 
anders als so verstanden, wie z. B, die Statute yon 
Ivano, Telvana und Castelalto v. 1632, Lib. I. 
ce. 40. beweisen, wo die P. G. O. ausdrücklich angeführt und 
der Art. 107. ganz nach obiger Erklärungsart aufgenommen 
ist, Weberdiefs Jläfst sich 4) geschichtlich erweisen, dafs zu 
Carls Zeiten, und lange vor ihm schon jeder gerichtliche 
Meineid ala Verbrechen mit Abhauung der Finger, der Hand, 
oder Ausschneidung der Zunge bestraft wurde. Aus welchem 
denkbaren Beweggrund hätte denn die fromme, Carolina, 
welche den Meineid dem gräulicheu Laster der Gottesläste- 
rung unmittelbar anschliefst, aus besonderer Nachsicht für 
jenes Verbrechen,‘ den allgemeinen Rechtsgebranch abän- . 
dern, und die allermeisten gerichtlichen Meineide auf ein- 
mal für straflos erklären sollen? Aus dem ganzen Art. gehr 
doch sonst hervor, dafs er gar nichts mildern, sondern nur 
theils die Gebräuche bestätigen, theils schärfen will, 
Und hätte Carl jenes gewollt, so würde er wenigstens nicht 
blos so nebenhin über eine so wichtige Veränderung ‚sich er- 
klärt haben. " 

e) Besonders bey juratorischen Cautionen. 

f) Sie schwöre ein juramentum voluntarium oder necessarium. 
— Ueber die Nebeneide, als juram. calumn., appella- 
tionis u.a, (wo übrigens selten ein eigentlicher Meineid 
erweislich ist, daher nıeistentheils nur Strafen der Leick t-
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fertigkeit eintreten können) vergl. -R. A: v; J. 1654. 
8.43, Kainmer-Ger. Vis. Absch, :v. T. 1713. S. 59., 

:g) Falsche Zeugeneide zu Gunsfen eines Angeschuldigten. Ju- 
“  ramentum purgatorium des Angeschuldigten selbst. R. A. 

v. J. 1512. IV. S.6 v. J. 1522. tie. Xi. Kammer- Ger, Ord. 
-Thl. 2. eit. 10. $. 1. 

h) FGO. Art, 68. Art. 107. , 
i) Reuterbestallung v. J. 1570. $. 218: Artikelsbrief v. 3. 1672. 

8. 89. / Was über den Eideshruch „gardender Knechte‘“ der 
R. A, v. 1555. 8. 35. u. in der R. Pel. O. v. 159%: tit VII. 
$ 2. verordnet, ist veraltet. 

‘g. 428. 
B) Grenzverrückung (crimen termini 

moti) ist rechtswidrige vorsätzliche a) Auf- 
hebung oder Veränderung der Grenzzeichen 

‚eines Grundstücks.“ Die :Rechtswidrigkeit dieser 
That ist erhöht, wenn durch dieselbe zugleich die 

öffentliche Autorität verletzt wird, welches bey der 
Verrückung der durch den Staat oder die Obrigkeit 

bestimmten Grenzen eintritt, Verfälschung -der Staats- 

grenzen liegt ausser der Sphäre dieges Verbrechens. 

“Dig, XLVIE. Tit. 21. P. G. O0. Art. TA, " 
-&H. Müller’ Diss de crimine termini mott. Lips. 1752. C. 

H. Trotz D. de termine moto. Traj. 1750. (in Oelrich 
‚ thes. nov. Vol. IL. Thl. I nr. 3.) - 

N a) „böslie her und gefährlicher weis.“ Anders L. 2. in £.D.h. 

g. 424. 

Die Strafe des neueren röm. Rechts ist will- 

kührlich, doch so, dafs sie niemals in eine Capi- 

* talstrafe übergehen, noch die Relegation oder öffent- 

liche Arbeit auf einige Jahre überschreiten darf a). 

Die P. G. O. droht diesen Verbrechen eine Leibes- 

strafe b), welche aber wohl nur auf die Verrückung 

..der unter öffentlicher Autorität ‚gesetzten Grenzzeichen 

zu beschränken ist c). 

2)1.1.23.D.h.t 1 1.C. de acem. 
b) P. @. ©. Art. 114, 

e) Die Ansichten der Practiker a. beyBoehmer ad Carpzov 

w
i
r
 

D
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Q. 83. obs. 3. Meister pr. jur. er. $. 280. uistorp 
"Tal. 1.5232 Kochk ce. $. 553. —.Ueber die Verrückung 
der Staatsgrepnzen Leyser Spec..558. med. 4. 

. ga 0.” 
Die Prävarication wird I) im ursprüng- 

lichen und eigentlichen Sinne von den Ankläger 
begangen, welcher den eines öffentlichen Verbrechens 
angeschuldigten Beklagten durch Uebertretung der 
Pflichten des Anklägers begünstigt a). In dieser Be- 
deutung wird hent zu Tage Prävarication begangen - 
1) von. öffentlichen Anklägern (Fiscalen), und 2) von 
Privatanklägern. IN) Im abgeleiteten Sinn ist der- 

. jenige der Prävarication schuldig, welcher, ver- 
pflichtet die streitigen Rechte einer Person 
zu vertreten, dieser zum Nachtheil die Ge- 
genparthey vorsätzlich begünstigt. Zu die- 
sen gehören I) gerichtliche Procuratoren (pros. 
curatores judictales) b), sie seyen öffentliche 
oder Privatprocuratoren, 2) Advocatene).- 

a) L.1.$8. 1. D. de praev. Is auteın proprie praevaricator di- 
eitur, qui publico judicio accusaverit, L. 212. D. de V, 
Ss. 11.5.6. D. ad Sctum-Turpillianum. Matthaeus de 
erim, L. XLVIE. tit. 9, c. 1.8.4 undBochmeradh. a, 
$. 1. nehmen an, dafs auch der Aukläger in delictis priva- 
tis die Prävarication begehen könne, . 

d) P. €. O. Art. 115. 
JLUı.g.1l 198.2 de praev, Auch Advocati fie. L. 8. 

C. de advocatis üsci. Unter dem Ausdruck „Precurator“ in 
der P. @. O. sind wohl auch zugleich Advöcaten begriffen, 
a» BoehmeradhYa.$2 Krelsadha gl *2. 

Y 

”g. 426. 
Die Prävarication im abgeleiteten Sinne ‚setzt 

voraus, I dafs man die. Verbindlichkeit, die 
Rechte einer Person zu schützen, übernommen 
habe. Wenn diese Verbindlichkeit noch nicht über- 
nommen,.oder wieder aufgelöst ist, so fällt das Ver-._ 
brechen hinweg. ° Hieraus ist zu entscheiden, ob oder 
in wie ferne 1) ein Defensor im civilrechtlichen 

ä
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Sinne, oder 2) ein Advocat, der in einer andern Sa- 
che dem ‚Gegner dient,, oder 3) vor angenommenem 
Antrag zum Gegentheil übergeht a), oder 4) nach 
übernommener Sache, aus Ueberzeugung ihrer Unge- 
rechtigkeit, seine exste Parihey verläßt b) und die 
Gegenparihey ergreift c), ob endlich 5). Richter und 
Facultäten d), als solche, dieses Verbrechen begehen 

‘ können. . 

: a) Unrichtig unterscheidet Leyser Sp. 554. m. 16. 

b) Dazu ist der Advocat berechtigt und verpflichtet. L. 19. 8.1. 
©. de judiciis. ” 

c) Leyser Sp. 554. m. 14. 

d) Koch l. ec. $. 558. 

$. 427, 
I) Die zu beschützenden Rechte ınüssen strei- 

‚tige Rechte seyn a). UN) Eine Handlung zum Vor- 

theil des Gegners und zum Nachtheil der 

Rechte der eignen Parthey, sie sey eine posi- 

tive oder negative Handlung. Mittheilung solcher 

Einsichten, welche gesetzlich offenkundig sind, also 

der Gegentheil ohnehin schon haben sollte und konnte, 

begründet keine Prävarication, selbst wenn dadurch 

ein Nachtheil von dem Gegner abgewendet würde b). 

"Dafs durch die Prävarication schon ein wirklicher 

Schade entstanden sey, wird zum "Thatbestande 

nicht eıfodert c). . 

Mündlich von der quasiprävarication, 

a) Dagegen Stelzer Criminalrecht $. 679. 

b) z. B. Mittheilung oder Anzeige eines Gesetzes, welches die 

Rechte der Gegenparthey begründet u. s. w. S. Boehmer 

ad art. 115. $. 4 Idem ad Carpzov Q. 93. Obs. 4. der 

zwar passende Beyspiele anführt, aber den Satz selbst etwas 

schief und unrichtig fafst. — Eben so wenig ist er Präv. 

wenn der Advocat die von seinem Clienten ihm entdeckten 

Verbrechen der Obrigkeit anzeigt, wovon Leyser Sp. 554. 

nr. 10. und Koch 1 ce. $. 557. das Gegentheil behaupten. 

c) Dagegen Meister jun. pr. jur. erim. $. 232. Quistorp 

Thl. 1. 8. 429. Die Worte des Art. 115. „So ein Procura- 

„tor seiner Parthey zu Nackiheil, und dem Widertheil zu 
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„gut handelte‘ sagen weiter nichts aus, als dafs die Hand- 
lung des Procurators auf den Nachtheil seiner und auf den 
Vortheil der Gegenparthey gerichtet seyn müsse. " 

$. 428. 
Die Strafe der eigentlichen ursprüng- 

lichen Präv. ist Talion a); die Strafe der Präv. in 

‚abgeleiteter Bedeutung willkührlich; nach der Ca- 

rolina, gewöhnlich Pranger, Staupenschlag, Landes- 
verweisung b); nach heutiger Praxis, Geldbufse, Frei- 

; ‚heitsstrafe, Suspension oder Verlust der Advocatur c). 

Anm. Die ältere Praxis blieb bey den Gesetzen. Leyser 
Sp. 554, m. 1. seg. — Die neuere will Suspension von 
der Advocatur, Gefängnifs - oder Geldstrafe, Quistorp 
Thl. 1. S. 483... " 

a) L. 2. D. de praevar, Sciendum est, quod hodie iis, qui prae- 
varicati sunt, poena injungitur extraordinaria, IL. 6. eod. 
Ab imperatore nostro et paire ejus rescriptüm est, ut in cri- 
minibus, quae extra ordinem objiciuntur, praevaricatores 
eadem poena adficiantur, qua fenerentur, si ipsi in. legem 
eominisissent, qua reus per praevaricationem absolutus est. 
Tacitus Ann. XIV. 41. 

b)P. @. O. Art. eit. 

ce) Bauer Lehrb. S. 261, 

$. 429, 

D) Calumnie ist die bey Gericht wider 
‚einen Unschuldigen förmlich angebrachte 
fälschliche Beschuldigung eines Verbre- 
chens, welche denselben iu’ einen Crimal- 
procefs verwickelt hat a). Sie wird begangen 
I) im Anklageprocels von dem (öffentlichen oder Pri- 
vat-) Ankläger b), so wie, unter Voraussetzung 
des. Untersuchungsprocesses, von dem Denuncian- 
ten c), desgleichen von demjenigen, welcher den ei- 
nen oder ändern dazu aufgestiftet hat d). U) Die 
Beschuldigung mufste, um das Verbrechen zu vollen- 
den, einen Procefs wider den Beschuldigten 
zur Folge gehabt haben, jener sey durch richterli- 
ches Urtheil beendigt, oder vor dem Erkenntnifs auf- 
gehobeu worden e). - Wesentlich gehört noch IN) zum
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“ -Thatbestand die rechtswidrige Absicht, denjeni- 
gen, von dessen Unschuld man überzeugt ist, durch 

‘ Täuschung des Gerichts in Strafe zu bringen f). 

Dig. XVNI. tit. 16. Cod. IX. tit. 45. 40, 

Mündlich von der Tergiversation. 

aA) L. 18. 1-5. D. ad Sct. Turp. r. 

b) Dieses gilt auch sogar von dem actor wegen eines delictt 

privati. L. 43. D. de in, L.3. D. h. t, Die P. @, O. Art. 12. 
spricht nur von der Privatgenugthuung- des Angeklagten ze- 

gen seinen falschen Ankläger, wodurch aber keineswegs der 

Schlufs gerechtfertiget wird, als habe dadurch die öffent- 

liche Strafe aufgehoben werden sollen. ef, Boehmer ad 

Groimgn Grunda. d. C, R. $. 29. 

c) Nicht blos die Aehnlichkeit des Denune, mit dem Ankläger 

nebst der Gleichheit des Grundes, sondern auch die P. G. O. 

Art. 110. wo schon der aussergerichtlichen fälschlichen Be- 

schuldigung durch Schmähschrift die Talionsstrafe gedroht 

ist, so wie die enge Verwandtschaft des Denune. mit den 

Anklagszeagen (Art. 48, u. 107.), entscheiden dafür. 

VL.1g1.D.Nt. 
')L.2. 3. C. de abolit. L. 7. 9. C. de calumniat. 

fL1$5.D.h.t 1.8.C. eod. 

8 429 a. 

Das römische Recht droht. I) demjenigen, des- 

sen falsche Auklage ein crimen ordinarium zum 

Gegenstand hatte, die gesetzliche Strafe dieses Ver- 

brechens a), :1) demjenigen aber, dessen Klage auf 

ein crimen extraordinarium gerichtet war b), 

willkührliche Strafe: eine Unterscheidung, welche in 

so weit für noch jetzt 'gültig zu betrachten ist, als 

dieselbe auf den Unterschied zwischen Verbrechen ei- 

nes bestimmten oder unbestimmten Strafgesetzes 

bezogeh wird. 

-")L1LY$2.D. ht L.10.C. de calumn. 

»)L3E LT.S1LD.ht L.43 D. de injur. 

$. 130. 

I 

E) Concassiona) besteht in der Erpressung 

eines Vortheils von einem andern durch den 
” 

Carpzov 9. 106. obs. 3. u. ad art. 12 9.5.6. Pagegen 
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' Vorwand oder durch Bedrohung mit dem 
: Mifsbrauch eines Rechts, so ferie nicht die 

“ That in ein anderes schwereres Verbrechen übergeht b). 
Unter dem Vortheil ist nicht blos ein Geldvortheil 
zu verstehen; sogar die Erpressung eines Kaufs oder 
Verkaufs gehört hierher. - Sie kann begangen werden 
sowohl von Privatpersonen, als auch von Staatsbe-. 

amten c). Uebrigens ist das Verbrechen. erst dam 

vollendet, wenn der beabsichtete Vortheil schon. wirk- 
lich erlangt worden ist. . 

  

a) Dafs die Concussion eine Art des Falsi sey, ist keinem Zwei- 
fel unterworfen. 1) Alle Merkmale des Falsi sind hier vor- 
handen. Wer fälschlich ein Recht zum Nachtheil des An- 
dern vorwendet, ist doch wohl Falsarius. Eben so derje-: 
nige, der seine Macht oder sein Recht mifsbraucht, weil er 
ein Recht über die Grenzen desselben hinaus vorgiebt. 2) Die- 
ser ergiebt sich auch zum Theil aus L, 2, D. h..t; - 

»)L181 L8.D. de calumikt L.2D.h.t.. 

ce) L. 6. $. 8.5. D. de offie. praes. L. 1. pr. &. 3, D. de calum- 
niat. L. 1, D. de coneussione. L. 3. C. de condietione ob 
turp. eans. L, 4. er5. C.ad L. Jul. zepet, ° 

$. 431. 
Die Strafe des Verbrechens ist willkührlich a). 

An Beamten wird es schicklich mit der Absetzung 
vom Amt b), an andern Personen mit Arbeiishaus, 
Zuchthaus oder Festung auf gewisse Zeit bestraft b). 

a)LID.ht . 

b) Struben Thl. IV. Bed. 151. Quistorp Th. 1.8.19. 
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Dritter Theil 

Von gemeinen determinirten Polizey - 
Vergehen. 

$. 432. 
Diejenigen strafbaren Handlungen ‚ welche, ohne 

eine Rechtsverletzung zu enthalten, blos aus polizey- 
lichen Gründen einer Strafdrohung unterworfen sind, 
können, so weit dieselben in. dem geineinen Rechte 
vorkommen, in vier Hauptelässen getheilt weiden, je 
nachdem dieselben entweder der Criminal-Polizey, 
der Güter-Polizey, der Sitten-Polizey, oder 
der Bevölkerungs-Polizey zuwider laufen. Mehre 
dieser Ueberiretungen sind jedoch, in Ansehung der 
Strafe, den Verbrechen gleich gestellt: 
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Erster Titel   ‚ Vergehen gegen die Gesetze der Criminal- 
Polizey. 

; $. 438. 

Zu diesen Webertretungen gehört A) die Dro- 

hung mit Begehung von Verbrechen, welche, in so 
ferne sie nicht in ein anderes benanntes Verbrechen 
übergegangen ist, oder als strafbarer Versuch sich 
geäußsert hat, .nur Sicherheitsmafsregeln gegen den 
Drohenden begründet a), jedoch unter der Form des 
Landzwangs ein besonderes Verbrechen bildet. 

‚ Dieser besteht in der Drohung mit Verbre- 
chen, welche von einem seiner Obrigkeit ent- 

‚| wichenen, zu gefährlichen Menschen über- 
getretenen Unterthan ausgegangen ist. Ein 
solcher Landzwinger soll, gleich einem wirklichen 
Landfriedensbrecher, mit dem Schwerdt bestraft. 

| werden b). 

| a) PGO. Art. 176. cf. Quistorp Beytr. Nr. 45. Klein- 
| schrod Abhandlungen Thl. I. S. 52. Archiv d. peinl. R, 

Bd. II. Stck. I. S. 154. 

%) PGO. Art. 128, in Verbindung mit frühern und spätern Reichs- 
esetzen, insbesondere dem Landfr. v., 1521. tit. 4. $. 15.   v. 1521. tit. 8. 9.3. v.1548, 66.16. 5.8 R.A, v. 155. 

$. 95-94. v. 1598. 5.41. 

| “ . $. 433 «. 

| Es setzt dieses Verbrechen voraus I) einen Un- 
‚ terthan ‚ welcher nicht nur 1) seinen. Wohnort uner-
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Jaubter Weise verlassen hat, um sich. der Gewalt sei- 

ner ordentlichen Obrigkeit zu entziehen (Austreten), 

sondern auch 2) mit Menschen sich vereinigt, von 

welchen die Beyhülfe zu verbrecherischen Unterneh- 

mungen erwartet werden kann a). II) Die That wird, 

unter den vorbestimmten Voraussetzungen, durch die 

blofse Drohung (z. B. durch Brandbriefe, Feh- 

debriefe u. dergl.) vollbracht, es sey- übrigens die 

Drohung gegen Einzelne oder wider gaüze Gemeinden 

gerichtet b), sie habe zum: Zweck , ehne allen Schein 

Rechtens einen unerlaubten‘ “Vortheil zu erpressen, 

oder durch Schreckung zu ‚erlangen, was man im 

Staate rechtlicher Weise nur durch’ gerichtliche Hülfe 

erlaugen darf. 
\ . - - 

a) Eisenhardts Erz. v. Rechtshändel Ba. IV; Nr. 14. 

b) Dagegen Quistorp Thl, I. $. 176: Meister prince. $. 335, 

g. 434. 
- Als verbrecherischer Absichten ‘verdächtig, oder 

beargwohnt wegen möglicher Gefahr des Mifsbrauchs 

zu staatsgefährlichen Unternehmungen, sind, B) alle 

.“ 

vom’ Staat. nicht besonders genehmigte Gesell- 

schaften, selbst wenn ein unschuldiger oder nütz- 

‘licher Zweck ihnen zum Grunde liegen sollte, bey . 

willkührlicher Strafe in dem römischen Rechte verbo- - 

‘ten a). Doch kann dieses eigenthümliche Polizeyver- 

bot des. röm. Staats, bey dem Stillschweigen einhei- 

‚mischer Reichsgesetze b), selbst auf geheime (übsi- 

gens nach Zweck und Mittel, unsträfliche) Gesellschaf- 

ten c) keine unmittelbare Anwendung: finden. 

a) I. 1-4, D. de coll. et corp. L. 1. pr; D. quod enjusg. univ. 

nam.  L. 2. D. de extraord, crim. 

b) Die Verordnungen der G. B. cap. XV. $, 1-4. gehören wohl 
. eben so wenig hieher, als die Gesetze wider die Vergatte- 

zung der Kriegsknechte. Nur gegen die akademischen Ver- 
. bindungen besteht der Bundesschlufs v. 19. Sept. 1819. (in 

G. Emminghaus Corp jur. Germ. Bd. II. S. 676.). Das 

#. Gutachten v. 14. Juni 1495 wurde nie Reichsgesctz. - 
Ä 
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e) Ucher Vernunft und Rechtmäfsigkeit solcher Verbote vergl. 
“vw. Berg Händb..d. teutschen Polizeyrechis. Thl. I. S. 249. 
(Bern. Turin) über das Verbrechen geheim zu seyn und 
die Strafbarkeit desselben. - Chemnitz 1801. 

$. 435. 
C) Auch die Verfertigung, der Besitz oder Ge- 

brauch von Werkzeugen oder Vorrichtungen, . 
welche leicht zu Verbrechen mifsbraucht werden kön- 
nen, ist unter Strafe’ verboten.  Dahin’ gehört, jedoch 
nur I) nach römischem Rechte der Besitz von, Na f- 
Senvorräthen, so: wie das Waffentragen 3): 
‚welches allgemeine . Verbot, als mit dem Recht freyer 
Deutschen unverträglich, von deutschen Reichsgesez- 
zen b) blofs auf das Tragen von Schiefsgewehr 
beschränkt ist c); ID der Pesitz, die Verfertigung 
oder Ausbesserung von Werkzeugen oder Vorrichtun- 
gen, welche zur Münzfälschun g mifsbraucht wer- 
‘den können d). _ 2 N 

er 

a)L. 3.951. L.1.2.10. D. ad L. Jul. de vi publ. tot. Tit. c. 
de fabrie. L. un. C. ut arımorum -usus, 

b) R. Pol. O. v. 3. 1530. Tit. 32, 2 

c) Da dieses Verbot in den spätern R.P. Ordnungen nicht wie- 
derholt ist, so läfst sich dessen fortdauernde Gültigkeit be- 
zweifeln.- 

d) Reichsschlufs v. 5. Sept. 1667. ad IL. u. VIL-$. & 16. Münz. Ediet v. 3. 1989. 9.9, nn Sr ve 

v. Feuerbach’s peinl. Recht. (11. Aufl) 19



Zweyter. Tite 1. 

Verbrechen gegen Gesetze der Güter- 

an Polizey- on 

. Erster Abschnitt. 

: Vom Wucher. 

David Mevius vollst. Commentar v. wucherl. Confracten. 1673. 

Jo. Tob. Reinharth Diss. de usuraria pravitate, fum vera 

et palliata, quam putativa give imaginaria. Erf. 1727, 

von Quistorp von den Strafen der Wucherer nach älteren 

und neueren Gesetzen, wie auch von den Zinezahlungen nach 

älteren Gesetzen und dem heutigen Gerichtsgebrauch über- 

haupt. In dessen Beyträgen Nr. XV. 

’ $. 436. 
Ein, ınit den Regeln der Staatsklugheit nicht 

leicht zu vereinigender a) Ueberrest des Hasses gegen 

Zinsen überhaupt ist das Verbrechen des Zins- 

wuchers (cr. usurariae pravitatis). Es besteht 

in der Ueberschreitung der in Ansehung der 

Quantität gesetzlich. bestimmten Grenzen 

des Zinsennehmens b). 

e) J. A. Günther Versuch einer vollständigen Untersuchung 

über Wucher und Wuchergesetze etc. I. Thl. Hamburg 1770. 

Dagegen zum Theil: Hugo über Wucher und Wucherge- 

setze, Im Civil. Mag. II. Bd. 2. Hft. or. 6. S. 157. seq. — 

Ausserdem ist zu vergleichen @. H. v. Berg über Wucher 

und Wucherverbofte (in =. stantswissenschaftl. Vers. Il. Thl, 

S. 169.). — Fr. v. Zeiller über d. österreichische Wucher- 

gesetz (in dessen Beytr. zur Gesetzkunde und Rechtsw. 

IL. Bd. ar. 8. Hl. Bd. or: 1).
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BR. A20. 3.1500. fit. 82 RB D.N 3. 1580.-dit: 26, 1548, 
tit. 1%. 1577. dt 10. Eck 

u gi a 
Zu dem Begriff dieses Verbrechens gehört 1) eine 

Ueberschreitung des gesetzlich bestimmten Zinsfus- 
ses; welcher in der Regel 6 pr. Ct., bey dem Ren- 
tenkauf 5 pr. Ct. nicht überschreiten ‚darf a): Ändere 
Arten des unerlaubten Zinsennehmens, als: 1) der 
Zinsen von Zinsen b), oder 2) der rückständigen, das 

Capital selbst schon überschreitenden Zinsen c), ge- 
hören nicht dem Strafrechte and). 

a)Hufelands Beytröge zur Ber. und ‚Erw. d. pos. Bw: 
I. Steck. nr. 2. Selbst diejenigen, die nur 5 pr. C. für er- 
Taubt halten; nehmen bey 6 pr. 'C, Worigstena noch keinen 
strafbaren Zinswucher an. Quistorp 2.2.0.8.40L. - 

b) L. 28, C. de usuris. L. 20. C.,exquib. caus, inf. furog: 

ec) L. 10. ‚C. de usuris (Nov. pı 1.2, Nov. 138). ch Puf- 
fendorf OÖbs. jur. un. T. 1. obs. 14. 

.d) Westphal P. R. Anm. 109. Meister „prakt, Bem. N 
'Bem, 2. Dessen Pr jur. ctim. S. 2, 2 41, 

g. 138. 
Es wird dähey m die ‚wirkliche Entrichtang 

und Annahme der wucherlichen Zinsen vorausge- 

setzt a): Die blofse Abschliefsung des wucherlichen 
Contracts gilt nur als Versuch. Die Versteckung hö- 

herer Zinsen unter einen erlaubten Contract ändert at 
der Handlung ‚nichts b). 

a)R.P. oO. 1573. 1.1. 1. 

b).C. F. Walch Diss. de usurarie pravitäte sub palliata träns- 
actione. Jen. 1913. Leyser Sp. 247. Die verschiedenen 
Arten des versteckten Zinswuchers sind vollständig und syste- 
matisch entwickelt von Günther a. 2. 0,9. 40. £. 

$. 439, 
Das Can. Recht straft den Zinswücher mit Ex- 

communication, dem Verlust der Testamentsfähigkeit 
und der Versagung eines christlichen Begräbnisses a). 

19 *
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Die deutschen Reichsgesetze, als: welche allein | 
noch hier zur Anwendung kommen’ b), ‘dröhen den 
Verlust des vierten. Theils des Capitals, in welches 
sich die Obrigkeit des Gläubigers und des Schuldners . 
theilt c). Andere öffentliche Strafen ' "sind "nach ge 

meinem Rechte unzulässig d): 

8) c. 3 X. de usuris, ec . 2. de usuris ‘in 6to. Clem. un, $.2 de 
USUrTIS. . > " 

b) Martiu Lehrb. $: 268. 

co) R. P. ©. 1577. tit. 17, 8. 8. 
a) Meister prine. j cr. $.232. Koch. c. $, 628. 

. $. 440. 

‚Dem Verbrechen des Zinswuchers ist gleich der 
Kauf. von Früchten auf dem Halm, wenn der 

Kaufpreis nicht nach dem Marktpreise zur Zeit des 
geschlossenen Contracts, “oder nach. ' dem Marktpreise 
14 Tage’ nach der "Erndte bestimmt ist. Der Käufer 
verliert, wenn der Beschädigte klagt, das ganze Ca- 
pital, und wenn er nicht klagt, soll die Obrigkeit will- 
kührlich eine Strafe an Leib oder Gut verhängen a). 

nero. 

:8B) R. Pp 0... 157.1. — Heineceius, Niss. de 
. ‚venditione illicita fructuum in herbis. Hal. 1138.



    

  

Zweyter Abschuaitt: 

Vom Dardanariat. — Von Hazardspielen und Welten. 

Jo. Brunn emann tr. de dardanariis. Viteb, 1741. 

Mich. Grassus Diss. de propolio juste prohibito. ed. Stia, 
Tub. 1765. : 

Kleinschr od über das Verbr. des Dardenariate, (Archiv 
111. Bd. 2. Stck. or. 4.) 

$. 441. 
Dardanariat ist eine in eigennütziger 

Absicht unternommene Handlung, durch 
welche Mangel oder Theurung gemein ver- 
käuflicher Waaren bewirkt werden kann a). 
‘Wenn die zur Ernährung des Körpers bestimmten Sa- 
chen Gegenstand des Verbrechens sind, so heifst das- 
selbe insbesondere crimen fraudatae annonae b). 

a) tot. tit. Dig. de L. Jul. de annon. L. 6. pr. D. de extraord, 
erim. L. 37. D. de poenis. R. A. v. J. 512. 8. 16. 1524. 
$. 27. 1529. $. 34. 1580. $. 185. 1532. $. tit. wuchr. Contr. 

- RP. O. 1577. tit. 18, ° 
b) Matthacus.de crim. L. XLVIIL sit. 9. c 1.2. , 

san. 
I) Der Dardanariat bezieht sich auf alle. Waa- 

ren, welche Gegenstand des gemeinen Handels- 
verkehrs sind, auf Landesproducte, wie auf Er- 
zeugnisse des Gewerbfleifses, ohne Unterschied, ob 
dieselben zu den noihwendigen Lebensbedürfnissen ge- 
hören oder. nicht a), ID) Jede Handlung ,. welche .
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entweder efnen Mangel an solchen Waaren hervor- 

“ bringen oder das Publicum in die Nothwendigkeit 

versetzen kann, dieselben weit über ihrem natür- 

lichen Marktpreis zu kaufen, es sey dieser Erfolg 

wirklich eingetreten oder nicht, fällt in Sphäre die- 

ses Verbrechens, so ferne nur solche Handlung nicht 

wegen ihrer besonderen Merkmale in ein schwereres 

benanntes Verbrechen übergeht b), und IH) in der 

Absicht begangen worden ist, sich, selbst zun Nach- 

theil des Publicums durch unbilligen Gewinn zu 

bereichern ce). i 

#) Nach dem RA. v. 1512. $. 16. u. 'v. 1530, 8.185. „Specerey, \ 

Erz, wollen Tuch und dergleichen“ die R. P. Ordn. v. 

1577. tie. 18. 8. 1. sagt: „allerley Waaren nnd Kaufmanns- 

güter, auch Wein, Korn und anderes dergleichen. \ 

'b) z. B. Vernichtung öffentlicher Vorräthe durch Brandstiftung 
u. dergl. x 

g) Beabsichtete Hervorbringung. eines Mangels an Lebensmit- 
teln, um das Volk zum Aufstand zu bringen, u. dergl. ist 

daher qusgeschlossen. ” ” 

g. 403. 

Das Verbrechen kann begangen werden sowohl 

-D. durch solche hinterlistige Unternehmungen, welche 

zum Zweck haben, die freye Concurrenz zwischen 

den Verkäufern unter sich, oder zwischen Käufern 

und Verkäufern aufzuheben und sich dadurch die 

- Macht zu verschaffen, den eiguen Waaren jeden be- 

liebigen Preis zu setzen (eigenmächtige Mono- 

polien) a), als auch ID) auf andere Weise, durch 

Verhinderung der Zufuhr b), Vernichtung von Waa- 

renvorräthen, Aufspeigerung der eignen Landespro- 

ducte in Erwartung theurer Zeiten c), sogar, nach 

rönı, Recht, durch den Gebrauch falschen Maafses d). 

3) Nur von dieser Art der Dardanariats, welcher z. B. dureh 

Auf- und Vorkanf, durch Verabredungen zwischen den 

:Handelsieuten u. dergl. begangen wird, sprechen die deut- 
. schen Reichsgesetze. 

b) L. 1. D. de L. Jul. de annona,
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e) L. 6. pr. D, de extraord. erim. Gegen die Anwendbarkeit 
dieser, allerdings staatswirthschaftlich bedenklichen, Bestim- 
mung erklären sich Quistorp Thl. I. $. 208, not. c. und 
Kleinschrod a. 2.0. 

d) Was jedoch auch zum falsum gehört. L. 6. D. de ‚extraord. 
crim. L 3. D. de poenis. 

$. 444. 
Sirafe. Dardanariat durch elgenmächtige Mo- 

nopolien ist nach deutschen Reichsgesetzen mit Confis- 
cation des Vermögens und der Landesverweisung zu 
bestrafen a), In Ansehung der übrigen Arten gilt 
noch das römische Recht, welches willkührliche Stra- 
fen droht b). Die gegen den Vorkauf nachsichtige 
Obrigkeit wird mit 100 Mck. Löth. G. bestraft c). 

a) R. P. 0. 1577. tit. 18, 9. 2. 5. 
b) L.2. D. deL. Jul. de ann. %. 6. D. de extraord, crim, Ir 

um. C. de monopoliis, 

c) R. P. 0. 1577. tit, 18. 5.8. 

$. 485. 
Zu den Polizeyverbrechen werden noch von ei- 

nigen Rechislehrern a) die Hazardspiele gerechnet. 
Die Gesetze b) kennen aber diese Handlungen nicht 
als eigentliche bürgerliche Uebertretungen: sie be- 
stimmen in Ansehung derselben blos privatrechtliche 
Folgen, strafen nur dann, wenn sie mit wirklichen 
Rechtsverletzungen zusammentreffen, und bestimmen 
blos gegen Geistliche, zur Aufrechthaltung, der Kir- 

chenzucht, eine kirchliche Strafe c). 

a) Kleins p. R.$.465, Grolman €. R. W. 8.5235, 
b) L.1.2. 3. D. de aleatorib. L. 3. C. eod. Nov. 123. c. 10, 

ce) Matthaeus de crim. I. XLVIR tit. 16, c. 6. nr. 8.



‚Dritter Titel 

‚ Vergehen gegen Gesetze der Sitten- 
- Polizey. 

* 

Schwören und Fluchen — Zutrinken — Betteley. 

$. 446; 

Als eine Unsittlichkeit, welche die mittelbare 
oder unmittelbare Quelle mancher Verbrechen. ist. 
und zugleich aus andern Rücksichten das allgemeine 
Wohl gefährdet, wird unter Strafe verboten TI) die 
Völlerey, nämlich der übermäfsige Gebrauch gei- 
stiger Getränke, welche den Zustand der Berauschung 
zur Folge hat. Eine Art dieser Polizeyübertretung 
ist der, besonders das Mittelalter auszeichnende, 'Ge- 
brauch des Zutrinkens. Die Reichsgesetze verord- 
nen willkührliche, doch strenge Bestrafung. 

R. P. O. v. 1550. tit. 8. v. 1577. tit. & 

$. 447. 

I) Fluchen und Schwören besteht in einer 
Betheurung durch Mifsbrauch der Vorstel- 
lung .heiliger Gegenstände. Im, engeru Sinn 
heifst Fluchen, einem andern von der Gottheit Uebel 
anwünschen. Aufser der Herabwürdigung ehrwürdi- 
ger Gegenstände, ist Rohheit und Verwilderung des 
Charakters,» welche aus der Duldung dieser Handlun- 
gen fliefst, der Grund ihrer gesetzlichen Bestrafung. 

  

{ 
Bi
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Der Uebertreter soll ‘mit Gefängnifs oder Geldbufse 
* ‚bestraft werden a), ZZ 

a)B.P. 0.7.1577. 0.2 

| 000000848. 
| ID Muthwillige Bettler, worunter solche 

| zu verstehen sind, die aus Mülsiggang die Bette- 
ley als Gewerbe treiben, sollen willkührlich be- 

|) straft werden a). Weise Regierungen sorgen dagegen 
!| durch Arbeitshäuser. 

  
  

| a) R.P. O. v. 1577. tit, 28. 8.1. — Dafs diese Gesetze, nach 
ii Klein p. R. $. 466. die Bettler zu öffentlicher Arbeit 
Ü verurtheilten, ist unbegründet, 

®
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Vierter Titel 

-Von den Vergehen, durch welche theils Ge- 
setze der Sittenpolizey, theils Gesetze der 
Bevölkerungspolizey übertreten werden, 

Fleischesverbrechen 

Erster Abschnitt 

Von Fleischesverbrechen überhaupt. 

E. Ungepauer de delict. camis. Jen, 1640, 

C. Rudolph de criminibus delict, carnis ut plarimum acces- 
soriis; Erl. 1768. \ 

J. Jac. Cella von Verbrechen und Strafen in Unzuchtsfällen. 
Leipz. 1787. 8. 

C. C. Stübel quatenus actiones, quae vulgo delicta carnis di- 
euntur, e princ. jur. publ. univ. sint pun. YViteb. 1795. 4. 

Ueber das Verbrechen der Unzucht und die'-Straflosigkeit des- 

selben. München 1812. - 

8.49. | 
Fleischesverbrechen (delicta carnis) 

_ überhaupt sind Verbrechen, welche durc h.gesetz- 

.widrige Befriedigung des Geschlechtstriebs 

begangen werden. Im engern und eigentlichen 

Sinn sind alle diejenigen gesetzwidrigen Befriedigun- 

gen des Geschlechtstriebs ausgeschlossen, welche 

schon in ihrem Begriff die Verletzung wirklicher 

Rechte einer Person enthalten a). 

a) =. B. Nothzucht, Ehebruch etc.



      

BIO en 

$. 450. 
Die Gesetzwidrigkeit der Befriedigung des Be- 

gattungstriebs, iu wie ferne daraus ein Polizeyverbre- " 
chen entsteht, wird begründet I) durch naturwidri- 
gen Gebrauch der Geschlechtstheile — Sodomies 
1) durch die Nähe der Verwandtschaft oder Schwä- 

gerschaft zwischen den sich vermischenden Personen. 
verschiedenen Geschlechts — Incest, Blutschan- 
de; IN) dürch den blofsen Mangel ‘der ehelichen 
Verbindung, und ist A) wenn die ‚Befriedigung des 
Geschlechtstxiebs, ‘ausser der Ehe, jedoch in einer 
durch Vertrag errichteten ‚Beyschlafsgesellschaft ge- 
schieht, Concubibat; wenn sie aber B) aufser der 
Ehe und aufser einer Beyschlafsgesellschaft geschieht, 
Hurerey im weiteren Sinn, welche die Schwä- 
ehung (struprum) und die eigentliche Hurerey 
als Arten unter sich begreift. Die Beyhülfe zu ei- 
nem Fleischesverbrechen in weiterer Bedeutung ist 
ein besonderes Verbrechen (lenocinium). 

$. 451. 

Was den Moment der Vollendung dieser Ver- 
brechen betrifft, so dürften folgende Regeln entschei- 
den: D) bey denjenigen Arten, deren Strafbarkeit 
dturch die Naturwidrigkeit der Handlung bestimmt 
wird, genügt es an der vollständigen Befriedi- 
gung der Lust, wenn auch nur von Seite des ei- 
nen Theils; IL bey anderen Arten verbotener Befrie- 
‚ligung des Geschlechtstriebs bedarf es, zur Vollen- 
dung, alles dessen, was zum Wesen eines na- 
turgemäfsen vollständigen Beyschlafes er- 
fodert wird a). 

a) Vergl. übrigens: Boehmer ad Carpz. Q. 76. obs.- 8. ad 
Art. 116. S.8. Koch instit, $. 548. Meister prince. $. 348. 
Quistorp 'Thk. I. S. 498, 

ne



Zweyter Abschnitt. 

Fon den einzelnen Vergehungen in Ansehung der Befrie- 
»  digung des Geschlechistriebs. 

- 

Erste Abtheilung 

"Von Schwächung und Hurerey. 

“Joh. Jod. Beck Diss. de eo q. j. e. circa suprum, Norimb. 
1748. 4, 

Theod.Kretschmann Comment. de stupro voluntario. Stuti- 
gard 1791. 4, 

GL List über Hurexey und Kindermord, Mannh. 1754, 

$. 452. 
Schwächung (strupr um in sensu 

stricto) a) ist ein aufserehelicher naturge- 

mälser Beyschlaf zwischen einer ledigen . 

  
Mannsperson und einer ehrbaren, nicht in 

verbotenem Grad mit dem Beyschläfer- ver- 
wandten Weibsperson. Unter einer ehrbaren 

Weibsperson, sie sey Jungfrau oder Wittwe, ist nur 

diejenige zu verstehn, welche sich nicht ohne Wahl 

einem Jeden Preis. giebt, sollte sie,gleich schon mit 

verschiedenen den Beyschlaf geseizwidrig‘ befriedigt 

haben. Eine Weibsperson, welche die entgegenge- 

setzten Eigenschaften hat, heifst Hure (meretrix), 

gleichviel, ob sie um Geld b) oder aus blofser Wol- 

lust sich Preis giebt. Der Beyschlaf wit ihr, un- 

ter den Meikmalen der Schwächung, ist Hurere y 

(fornicatio). >
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a) ‚Ueber ‚den- vagen. Begriff‘ des Wortes’ ‚staprum nach röm, 

R. vergl. Ev. Otto in Papiniano. ©. Vv. s, 4 . Matthaeug 
‘de_erim. L. XEVHHL.t. 3.0.5. nr. 2, > en 

-/p) Einige: machen ‘den’ Lohn zum Haupfmerkmal. L. 45.8.8 
D. de ritu nupt, sagt aber: Octavenus rectissime ait, etiam 

' eam, quae sine quäestu palam Be „groslituerit, « debuisse 
. meretricibus annumerari. ... 

“: 

.$. 453. 

Strafe. Nach röm. R. wird Hurerey. an 
. dem Manne nie, An ‚dem Weibe ‚aur., dann bestraft, 
wenn sie nicht zuvor von der Polizey (dem Aedilis) 
die. Erlaubnifs zu solchem Gewerbe: eingehölt hat a). 
Wer : eine Freygebohrne“ ‚schwächte,, "würde mit 

'. der Hälfte seines Vermögens oder wenn er per sona, 
‘ humilior war, mit Leibesstrafe und Relegation be- 

straft b), Auch die Geschwächte war .der Strafe un- 
terworfen c). Das Can. Recht verfügt gegen die 
Schwächung Kirchenbufse d). 

m. " / 

  
ig 

‚a) L.'43. D. de ritu nupt. L. 22. C. ad L. Ial. de adult, 

b) 8. 4. J. de publ..jnd.‘ Ueber den scheiubaren Widerspruch: 
mit L1. 82 D. de extraord. crim. ‚ch Matthaeus de, 
'erimin. L. XLVIIH, tie. 3. ec. 5. nr. 8. ‘ 

c)L. 10.9.1. L.13.D. ad L. Jul. de adalt.‘ L’18, C. eod. 
d) c. 2. X. de adult. e. 3. X. de poenis. Ueber den Grund und 

die Entstehung der Kirchenbulse 8. Versuch einer Geschichte 
d. Entstehung” w. Ausbildung, der Kirchenbufse von einem 
Katholiken. In Flügge’s Beyträgen zur ‘Geschichte der Re- 
ligion und Theologie, Thl. 11. S. I—248. Ueber ihren Werth: 
Henke’s Archiv für die neueate Kirchengeschichte. 1794. 

 2tes Quartal, Dessen Eusebia Bi: IM. St. 3. nr. 15. 

$ 354. 

.. Die Bestimmungen und Unterscheiduhgen. des 
röm. Rechts, da sie sich blos auf: römische Staats- 
einrichtungen, Standesunterschiede und Sitten grün- 

| den, können bey uns nicht mehr Anwendung finden. 
ı Vielmehr ist jede Art unehelichen Beyschlafs, ‚sowohl 
; Hurerey als Schwächung, von Seite beyder Perso:- 

nen als eine polizeylich .strafbare; Handlung zu :be- 
trachten. a), deren -Strafe jedoch. nicht: bestimnit b)}; 

| 
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sondern dem richterlichen. ‚Ermessen überlassen st. 

Mäfsige Geldbulse c), Gefängnifsstrafe .auf einige Tage 
oder Monate,.:und,..:zumal in: Beziehung auf öffentli- 
che Huren, das‘ "Arbeits - oder "Besserungshaus’ sind 

der Beschaffenheit des Vergahens sam meisten: auge- | 
messen. 

a) Arg. der R, Pol. v. 1577. it. 26. in Verbindung mit dem 
ean. Rechtu : 2, 0 ou. an” Ze 

b) Die Kirchenhufse allein ausgenommen, welche aber 
nicht eigentlich als bürgerliche (weltliche) Stiafe beträch- 
tet werden kann.  - rn: [ 

e) Von: Hwwenbrüchen s. Puffeh d’orf-obs. jur. un. T. I. obs. 
46. G..L. Boehmer Diss. de muletis.stuprorum eie. Gött. 

1745 (in den Eleetis jur. civ. Tom, IIL'exere. 22.) 

| $. 455. | 

Zur Bestimmung . der. Momente der Bestrafung 

dienen als Regeln: 1) die Hure ist strafbarer: als die 

Geschwächte; 2) bey der Schwächung ist die Manns- 

person strafbarer,. als die ‚Geschwächte a); 3) bey 

der Hurerey ist die. Hure strafbarer,; als die mit ihr 

sich vermischende Mannsperson. —.. Den Beyschlaf 

zwischen Verlobten- strafbar zu halten, giebt es kei- 

nen Grund b). - -. Bu 

a) Warum doch wohl in der. Praxis das umgekehrte Verhältnifs 

beobachtet wird? — Politische Gründe, besonders rücksicht- 

lich des Kindermordes, vathen dringend die völlige Straf- 

losigkeit der Geschwächten an. — .6, Fr. Pa uli.Frag- 

mente über Philos. der Jurisprudenz und . phil. jur. Frag- 

mente über Minderung d. Strafe fleischlicher Verbr. Halle 

1779. — J. Cella von Strafen unehelicher Schwängerungen. 

Ansp. 1784, ve . 

b) Die ‚Praxis bestraft den anticipatus eoncabiftus; je- 

doch nur dann, wenn die Braut entweder vor oder kurz 

nach dex Hochzeit niederkomme:  .:T. Lo. nme wn 

$. 456, en 

Die Strafbarkeit dieser Handlungen wird:-besön- 

ders erhöht: 1) wegen Anwendung. von Betrug und 

‘Hinterlist a), 2) wegen des: bespndern Verhältnisses 

des Stuprators. zu der Geschwächten b), 3) wegen 

v 

  

e
n
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der Gefahr: für die Rechte eines Dritten, wie bey 
dem Beyschlaf der Wittwe während der Trauerzeit c), 
4) wegen einer, mit dem Beyschlaf verbundenen Kör- 
perverletzung, wie wenn eine Hure, ihrer Ansteckung 
sich. bewufst , das Gift ihrer Ansteckung ‚verbreitet d). 

3) Von andern angeblichen Gründen der Straferhöhung. 

2) Infamirt das Stuprum ? 

a) Matthaeus de cerim. L, XLVIIM. Tit. 3. ce, 5, nr. 8. Hier 
soll sogar, nach ueyser ‚Sp. 580. m. 7. u. 9, die Todesstrafe 
eintreten können. 

b) L. un. €. Si quis eam cuius tator. 

ce) «. Beyer Diss. de concubitu intra tempus luctus e. 3. Mat- 
thaeusl, c. pr 412. 413, 

8) cf. Carpzov 0. 95. or. 9 

  

Zweyte Abtheilung. 

Vom -Concubinat, 

Christ. Thomasius -Diss. de concubinate. Hal, 118. rec. 
Jenae 1749 (in dessen Dissertat. T. 3. nr. 100 ). 

G. Zach. Winkler Diss. de genuino concubinatus ex mente 
legum romanarum conceptu. Lips. 1744 

Fr. Ramods del Manzano de concubinis (in Meermanni 
thes. T. V.). 

Leyser Spec. 585, 

J. @. Krause de ceoncnbinatu. Viteb. 1737. 

$. 457. 
An sich ist Ehe (matrimonium, nuptiae) 

eine zwischen Personen verschiedenen Ge- 
schlechts eingegangene &@esellschaft zur 
ausschliefslichen naturgemäfsen Befriedi- 
gung der Geschlechtslust, in der Absicht 
Kinder zu erzeugen. . Wenn aber der Staat, we- 
gen der. nothwendigen Oeffentlichkeit der Ehe, ihre 
Eingehungen an gewisse äussere, öffentliche Förmlich- 
keiten gebunden hat, so verengert sich ihr Begriff,
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Nur die unter diesen gesetzlich bestimmten 
‚Förmlichkeiten eingegangene Gesellschaft, 
ist alsdann Ehe (im bürgerlichen Sinn); und 
‚eine, ohne dieselbe eingegangene Beyschlafs- 
gesellschaft, Concubinat. In diesem Sinne kennt 
das römische Recht keinen Concubinat; sein Concu- 
binat ist nur unsre Ehe zur linken Hand. (matrim. 
inaequale pacto tale s. ad Morganaticamm) a). 

a) Aus dem Grund, weil die blofse Absicht, den andern Theil, 
- als rechtmäfsigen Ehegatten zu haben (affectus maritalis), 

das Wesen der Ehe ausmachte. In früheren Zeiten war die 
sollennis deductio zwar eine. Ehefeyexlichkeit, aber 
keine gesetzlich notliwendige Form. Unter den christ- 
lichen Kaisern war, statt der sollennis deductio, die 

confectio nuptialium instrumientorum aufgekom- 
men. L.5. 6. 10. 11. C. de natural. liberis. Nov. 12. c. 4, 
Nov. 18. c. 11. Nov. 19. Nov. 74. pr. $. 1. 2. Nov. 78. c. 4 
Nov. 89. e. 1. 8. 1..c. 8. pr. "Aber auch dies war nie noth- _ 
-wendige Form, sondern nur ein gewöhnliches Kennzeichen, 

_ aus dem man auf das Daseyn des affectus maritalis schlols. 

$..458. _ 

Der Concubinat ist-fortdauernd.(conc. per- 

petuus s. individuus), 'wenn die Gesellschaft auf 

lebenslang a); vo rübergehend (conc. tempor. s. 

individuus), weun sie auf längere Zeit, aber nicht 

auf lebenslang eingegangen worden b). 

a) Die Gewissensehe (matk. conscientiae) ist nichts als 

Concubinat (natürliche Ehe) mit ‘der Wirkung einer recht- 

lich gültigen Ehe. Daher können nur solche Personen in 
einer Gewissensehe Icben, welche den Privafgesetzen des 

‚Staats nicht unterworfen sind, nämlich oberherrliche Perso- 

nen. S. Schotts Einl. in das Eherecht $. 178. 

b) Dafs der eoncub. perpet. nicht vor dem XVI. Saec. der 
Ehe gleich geachtet worden sey, wie Leyser'c. I. an- 

nimmt, zeigt Koch 1. c. $. 801. Schol - 

$.459. 
Da Mangel der gesetzlichen Form der Ehe das . 

Wesen des deutschen Concubinats ausmacht, so ist 

dieser vorhanden D wenn sich ein Protestant in 

Deutschland ohne alle Trauung a), ein Katholik ohne. 

A
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Erklärung des Fheconsenses ‚vor zwey Zeugen und 
dein zuständigen Pfarrer b), mit einer Person in 
Beyschlafsgesellschaft begiebt; oder II) diese Förm- 
lichkeiten nicht vollständig oder 'nicht gesetzmälsig 
vollzogen worden sind c). 

a) Schotts Einl. in das Eherecht $. 162, Schnaubert Kir- 
chenr.'d. Protest. $. 248, 249. u. 251. " 

b) Cone. Trid. Sess, XXIV. de ref, matr. c. 1. 

e) Leyserl. c, m. 16, 17. 18, 

20008. 460. 
Der römische Concubinat a) als eine erlanbte Ge- 

sellschaft, aber als vertragsmäfsige ungleiche Ehe, 
hatte nicht alle- rechtlichen Folgen der Ehe, ohne 
darum bürgerlich strafbar zu seyn b). Bey uns ist 
Concubinat , als Beyschlafsgesellschaft ohne die ge- 
setzlichen Förmlichkeiten, nicht nur als Ehe nichtig, 
sondern auch als aufserehelicher Beyschlaf straf- 
bar. Die Gesetze drohen ihm eine willkührliche 
Strafe c), Er ist nur um ein Geringes strafbarer, 
als stuprum. Aus gewissen Gesichtspunkten dürfte 
er auch sogar sich als minder strafbar darstellen. 

a) L. 3.8.1. D. de concubin. L.1.C. eod. L. 8, 5. C. de nat. 
lib. L. 4. C. ad Set. Orphit. Nov. 18, 0. 5. 

b) Boehmer J.E.P. T.II. L. I. tit. 2.6.9. Ramos 
del Manzano. Schediasma de soncnbinis (in Meermanun 
thes. T. V. p. 553.) c.& — 

eO)R.P.O. 1530. Tit. 83, 1548. tit. 25. 1577. mit. 36: 

"PRRAREE WARTETE 

Dritte Abtheilung. 

! Von dem Incest. 

Fr. H. Cramer de incestu juris gentium. 1718. ' 

St. Waga de eo q. j. e. circa incestum. Regiom. 1748, 

Ph. Jac. Heisler Diss. de incestu. Hal. 1780. 

Car. Chr. Hofacker Diss. sistens historiam et rationem ju- 
ris incestum prohibentis. 'Tub. 1787. 

0. Feuerbach’s peinl. Recht. (11. Aufl.) 20.
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$ 461. 

"Die Gelegenheit zu gesetzwidrigen Beyschlaf, 

welche der rückhaltlose nahe Umgang verwandter 

Personen darbietet; dann aber auch die Rücksicht 

auf die Naturgefühle der Ehrerbietung oder Ver- 

wandtenliebe, welche mit der Befriedigung des Ge- 

schlechtstriebs nicht zu vereinigen sind, waren wohl 

die vorzüglichsten Veranlassungen des strengeren Ver- 

bots des aufserehelichen Beyschlafs unter diesen Per- 

“sonen und selbst der Bestrafung der Ehe zwischen 

denselben a). Daher das Polizeyverbrechen des In- 

cestes, der Blutschande im weitern Sinn, 

welche in dem Beyschlaf mit einer Person 

besteht, mit welcher die Ehe wegen der 

Nähe des Grades der Verwandtschaft oder 

Schwägerschaft verboten ist. . 

a) Ueber den Grund der Bestrafung des Inceets und der wegen 

naher Verwandtschaft verbotenen Ehen -s. Michaelis Ab- 

handl. von den Ehegesetzen Mosis. Gött, 1455. und dessen 

Mosaisches. Recht. Thi. U. $. 103-109. CGella über Verbr.. 

u. Strafen in Unzuchtaf. $. 78. 

$. 462. 
Der Incest ‘kann begangen werden. I) unter der 

Form einer ‘an sich rechtmälsigen Ehe — einfa- 

cher Incest (incest. simplex), ID durch eine 

an sich gesetzwidrige Handlung — qualificirter 

Incest (inc. qualificatus s. conjunctus). Dahin 

gehört 1) der incestuose Ehebruch, 2) die incestuose 

Bigamie, 3) der incestuose Concubinat, 4) die incest. 

Schwächung, 5) die incest. Hurerey. 

$. 463. 

Das römische R. unterscheidet zwischen dem In- 

cest nach Völkerrecht (inc. jur. gentium) und 

dem Incest nach Römischem Privatrecht (inc. 

jur. civilis) a). Unter diesem begreift es den Bey- 

schlaf zwischen Personen, die durch eine blos er- 
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dichtete' Verwandtschaft oder Schwägerschaft mit 
einander verbunden sind b): hingegen jeder Beyschlaf 
mit einem wirklichen Verwandten oder Verschwäger- 
ten, so ferne mit ihm die Ehe verboten ist, gehört 
zum völkerrechtlichen Incest. Dieser kam also 
nicht nur 1) zwischen Ascendenten und Descendenten c), 
sondern auch 2) zwischen Blutsverwandten oder Ver- 
schwägerten, welche in respectu parentelae ste- 
hen d), und 3) zwischen Geschwistern e) vor. 

Anm. Von dem incestus juris divini und dem ine. jur. 
humani mündlich, \ \ 

a)L6.8.D.deR.N. 1L.38.$.2.D.adL. Jul. de adult. 

b) Dahin gehören die Fälle: 8, 1. 2. J. de nupt. L. 12.8.1. & 
L.14.$.ult. L25.D.deR.N. L.15.C. de incest. nupt.' 
(L. 2. 4. C. Th. eod.) 

ec) Nach Westenberg ad D. L. XLVIM. tit. 5. $. 22. und an- 
dern soll aber dieser Fall inc. jur. civ. seyn. Bochmer 
ad art. 117, geht etwäs weiter. Aber alle früheren Rechts- _ 
lehrer "bleiben doch entfernt von den wahren Grenzen die- 
ses Verbrechens. 

d) L. 89.68. D. deR. N. L. 88. 8.1.2. D. ad L. Jul. de adult. 
L.5. 8. 1. D. de condict. sine cansa. Dals die Ehe mit der 
Schwestertochter zum inc, jur. gent. gehöre, beweist un- 
widersprechlich das letzte Gesetz, welches sagt, dals hier 
die Weibsperson mit der Manneperson in pari delicto 
sey, was nach L, 88. &.2.D, ad L. Jul. de ad. den unter- 
scheidenden Charakter des inc. j. gent. ausmacht. Ehen dies 
sagt die L. 38. pr. von der Ehe zwischen Stiefeltern, und 
zwischen Schwiegereltern und Schwiegerkindern, 

)L8.L14.8.2D.deR.N. 

$.464 

Strafe Die P. G. O. a) beruft sich auf das 
röm. Recht. Allein nach den Pandegieu ist die Strafe 
unbestimmt, vieldeutig und dunkel b) und Justi- 
niaiıs Verordnung c) ist zwar bestimmt in Ansehung 
der Strafe, aber unbestimmt in Ansehung der damit 
bedrohten Fälle und Personen. Alle diese Gesetzte enthal- 

: ten daher keine entscheidende Norm für uns und müs- 
sen als unbestimmte Strafgesetze betrachtet: werden. 

20 *
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a) Art, 119. 

5. 5. D. de qnaest,. L. 88. 5.1. 8. D. ad Ir Jul. de adult. 
cf. Boehmer ad art. 117. S. 4. 

e) Nov. 12. «1. die Leyser 1. c, mit Unrecht legem ela- 

rissimam nennt, “ 

$. 465. 
Nach allgemeinen Gründen verdient I) der Bey- 

schlaf zwischen Ascendenten und Descendenten kör- 

perliche: Züchtigung verbunden mit einer Freyheits- 

sirafe auf 4—6 Jahre, ID) der Beyschlaf zwischen 

leiblichen Geschwistern körperliche Züchtigung und 

einer Freiheitsstrafe auf 2—4 Jahre, endlich IM) der . 

Incest zwischen andern Personen eine Geldbufse, oder 

Gefängnifs auf einige Wochen oder -Mönate a). 

a) Die älteren Praetiker nehmen, durch Carpzov veranlafest, 

die Verordnung des sächsischen Rechts, (Const. P. IV. const. 

2224.) für gemeines Recht, nach welcher "Ascendenten und 

Descendenten mit dem Schwerdt, andere, nach Unterschied 

der Person, mit Staupbesen, Relegation, Gefängnils oder 

Zuchthaus bestraft werden. Leyser Sp. 586. m. I. — ch. 

Meister jun. 1. c. $. 267. Quistorp Thl. 1. S. 506. a. 

$. 466. 
Der Mangel am rechtswidrigen Vorsatze hebt 

alle Strafbarkeit der Handlung auf a). Auch kommt 

bey diesem Verbrechen nicht blos der Thatirrthum, 

sondern selbst ein Rechtsirrthum, besonders alsdann 

zu statten, wenn die Handlung unter der Form recht- | 

mälsiger Ehe begangen ‘worden ist b). Ueberhaupt 

soll die incestuose Ehe für minder strafbar gehalten 

und leichter entschuldigt werden, als incestuose Un- - 

zucht c). - 

a) S. oben $. 877. . \ 

D)L 35. 9.2, 47.0.adlı Jul. de adult. L. 4, C. de incest. 

e) L. 88. 8. 3.7. D. eod. 

ummunms  
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Zweyte Abtheilung. 

Von der Sodomie. 

Ern. Tentzel pr. de Sodomia. Exf. 1323. 

Ant. van Goud-Oever Diss. de nefanda libidine, Vltra). 
1731. 

J. Chr. Esche nbach pr. dubia in n applicatione art:: 316. Ce€.. 
C obvenientia, Rost. 1787. ' 

$- 467. 
Die Sodomie im weiterr Sinn a) besteht 

in der naturwidrigen Befriedigung des Ge- 
schlechtstriebs. Der hohe Grad von Verworfen- 
heit, welchen dieses Laster voraussetzt; die aus dem- 
selben entspringende Verachtung der Ele, welche 
Entvölkerung , Schwächung und zuletzt Auflösung des 
Staats zur Folge haben müfste b); endlich die kör- 

perliche und geistige Entnervung,, .welche einen so 
Entarteten für die Zwecke des Staats unfähig macht, 
sind die Gründe, wodurch die Polizey zum Verbot 
dieser Handlungen und zur Bestrafung derselben auf- 
gefodert wird. 

a) Im Röm. R. nefanda libido, monstrosa Venns ete. 

b) Michaelis’mosaisches Recht Thl. V. $. 258. der aber zu 
sehr nur die Zwecke der Bevölkerungspolizey beachtet. 

$. 468. 
Die gemeinen: Rechte a) begreifen unter der So- 

„ domie I) den Beyschlaf eines Menschen desselben 
Geschlechts (sodomia ratione sexus), welcher 

1) den Beyschlaf des Mannes mit einem Manne, und 
2) den Beyschlaf eines Weibes mit ‚einem Weibe b) 
unter sich enthält, II) den Beyschlaf des Menschen. 
mit einem Wesen verschiedener Gattung (sod. ra- 

 tione generis, Bestialität) c). . 

a) Art. 116. P. 6.0. — Das römische Recht kennt als Yer- 
brechen blos die erste Art der sodomia rat. sexus,



b) 

‚810 

Dieser zweyte Fall hat offenbar keinen andern Fntstehungs- 

grund, als die mifsversiandenen Stellen, I. Römer, 26. 27, 

und c. 14: €. 32. q, 7., welche von der sodomia ratione or- 

dinis naturae xeden, ohne dals Carl eniweder an das Laster 

der Tribaden mit Boehmer ad h. a., noch an den Fall 

einer Naturseltenheit mit Schurig muliebria S. 11. c. 2. 

8. 17. dachte. ef. Eschenbach pr. cit. $. 8 Cella über 

Verbrechen und Str. in Unzuchtsfällen $. 48. 

e) Dem gemeinen Recht ist unbekannt I) die uneigentliche $o- 

domie (sod, impropria) Befriedigung der Geschlechtelust, : 

ohne dafs ein lebendiges Wesen Gegenstand derselben ist — ' 

- manustupration,, Coitus mit einem Leichnam ; 2) der natur- - 

. widrige Beyschlaf mit einer Person des andern Geschlechts : 

(sodomia rat. ordinis naturae); 8) Onanie. cf. Michaelis 

Mos. R. Thl. 1. $, 98. S. 189. 

$. 469. 
Die Strafe des gemeinen Rechts ist das Feuer, 

ohne zwischen den verschiedenen Arten der Sodomie 

zu unterscheiden a). Da das gemeine Recht die .un- 

eigentliche Sodomie gegen die Ordnung ‚der Natur 

nicht als Verbrechen kennt, so kann auch von einer 

Strafe derselben nach gemeinem Rechte nicht geredet 

werden. Particulargesetze müssen entscheiden b). | 

9 So grausam auch hier das Mifsverhältnifs zwischen Strafe 

und Verbrechen ist, so spricht doch. hier ein Gesetz, und 

es ist sehr sonderbar, geradezu die Gültigkeit dieses "we- 

getzes zu leugnen, weil es auf einer anerkannt unrichti- 

\ gen. Vorstellung der Sache berahe, Grolman CR. W. | 

$. 400. Add. Kleins peinl. R. $. 400. Steltzer Cr. R.“ 

8. 576. Die ältere Praxis nimmt bey der sod. rat, sexus nur 

. das Schwerdt an. Bey der sodemia rat. generis erkennt 

b) 

sie nur dann auf das Feuer, wenn der Verbrecher den höch- | 

sten Grad des Verderbnisses zeigt und die That mehrmals 

wiederholt worden ist. Boehmer ad art. 116. 8. 6. Qui- 

storp Thl. 1. $. 500, Ueber die neucste Praxis Bauer 

Lehrb. $. 805. - , 

Die sod. rat. ord. nat. wollen ältere RL. den gesetzlichen 

Arten gleich bestrafen; andere nehmen willkührliche Strafe 

an. Krefs ad h. a. &2.*2 Dasselbe gilt von der sodo=- 

mia imprepria. ef. Meister jun. l. c. $. 272. Quistorp 

Thl, 1. 8.500. Kochl. e. $. 316. 

$. 470. 

Aufser den übrigen gemeinen Milderungsgründen, 

"begründet theilweise Ungewifsheit des Thatbestandes, 

=
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besonders Ungewifsheit über die emissio seminis 
Milderung der Strafe a), 

a) Als besondere Milderungsgründe behaupten die RL. 1) Ju- 
gend, wenn der Verbrecher noch nicht 18 Jahr alt ist, 
2) Trunkenheit und Leidenschaft, 3) Dummheit und Unwis- 
senheit in religiösen und moralischen Gegenständen. Boeh- 
merad Carpzor Q. 76. obs. 5. Meister jun. pr. jur. 
erim. $. 273. : 

"Fünfte Abtheilung. 

Von der Beyhülfe zu Fleischesverbrechen. 
Kuppeley. 

Chr. Gottfr. Sulzber ger Diss, de lenocinio sonjugunm:. 
Kirf. 1693. : 

‚Ephr. Gerhard Diss, de lenocinio, Jen. AL 

g. a7. 
Die absichtliche Beförderung der ge- 

setzwidrigen Befriedigung des Geschlechts- 
triebs Anderer begründet das Vergehen der 
Kuppeley (lenocinium). Der Kuppler ist, an 
sich, blos Gehülfe; seine Handlung geht aber hier 
in ein besonderes Verbrechen über, das oft härter als 
die Haupthandlung selbst, bestraft wird. Der Kupp- 
ler ist gewöhnlich Verführer zum Verbrechen. 

P. G. O. Art. 122. 123. 

$..472. 

Zum Thatbestand des Verbrechens gehört J) eine 
Handlung, durch welche die Wollustbefriedigung An- 
derer befördert oder möglich gemacht wird. Durch 
eine, dem gesetzwidrigen Beyschlaf Anderer nachfol- 
gende Handlung, kann daher keine Kuppeley began- 
gen werden; ausgenommen, wenn ein Ehegatte, um 
eines Vortheils willen, seiner Gattin einen Ehebruch 
verzeiht a). - Uebrigens kann die Kuppeley sowohl 
durch positive b), als durch negative Hand-
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‘langen (Unterlassungen) begangen werden. Das letzte 
setzt die Verbindlichkeit voraus, über die Tugend des 
Andern zu wachen c).. II) Die Wollustbefriedigung 
des Dritten mufs vollendet seyn, sonst ist die Kup- 
peley selbst nur als Versuch zu betrachten d). II) 
Dolus. Ein culposes lenocinium ist gesetzlich unmög- 

lich e). 

a) I. 29. 8.2. D. et L.10. C. ad DL. Jul. de adult. Das röm. 
R. kennt noch andere Arten des nachfolgenden lenocinii, die 

"aber heut zu Tag nicht mehr anwendbar sind. L. 29. $. 1, 
D. ad L. Jul, de adult. L. 9. C. de transact. I. 2. et 10. 
C. ad L. Jul, de adult. 

p)L8.09.10.8.1. L. 12.14. D, ad L, Jul. de adult. 

&) z. B. Eltern, in Beziehung auf die Wollustbefriedigung ih- 

“rer Kinder, der Ehemann in Beziehung auf die, Khefrau. 

Das röm. Recht. fodert aber, dafs der Ehemann, um eines 
Yortheilse willen, den Fhebruch seiner Frau dulde. L.+2. 
8.3. D. ad L. Jul. de adult. i 

e) Dies sieht man deutlich aus der Sprache der deutschen Ge- 
setze 2. B. Art. 122, „So jemand sein Eheweib — zu — 
schändlichen Werken gebrauchen läfst“ und aus der 

Fassung des Art. 128, Dagegen Koch prine. j. c. $..858. 

8) Denn die Gesetze fodern ausdrücklich, dafs das lenocinium 

„williglich“ (art. 122. P. @. O.) dafs es „böser be- 

trüglicher Weis“ (art. 123. P. G. O.) geschehen sey. 

Die L, 29. $.4. ad L. Jul. de ad. sagf ausdrücklich: Quod 

sie patiatur uxorem delinguere — ob negligentiam, vel cul- 
pam, vel quandam patientiam, vel nimiam credulitatem cx- 
tra legem positus est. L. 2 9. 17.0. eod. 

$ 438. 

Die Kuppeley im weitern Sinn ist entweder Hu- 

renwirthschaft (lenocinium vulgare), wenn 

jemand die Wollustbefriedigung Anderer 

als Gewerbe treibt a), oder, unter entgegen- 

gesetzter Voraussetzung, Kuppeley im engern 

Sinne. Beyde begreifen unter sich 1) die qualifi- 

cirte Kuppeley, wenn jemand aus eigennütziger 

Absicht entweder sein Eheweib oder seine Kinder ver- 

- kuppelt b), und 2) die einfache Kuppeley, wenn 

entweder eine andere Person Gegenstand des Verbre- 

chens ist, ‚oder wenn an den vorgenannten Personen 

Y ce 
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“das Verbrechen nicht aus eigennütziger Absicht be- 

gangen wird. . : 

a) Lenoeinium publicum — privatum. L. 4. 8.4. D. de his qui 
not. Klein p. R#g. 417. 418. : 

b) Beyde Erfordernisse sind gesetzlich nothwendig: art. 122. 

P. GC. O0. „Item so jemand 1) sein Eheweib oder Kinder 

„2) um einigerley genifs willen, wie der Namen hätte, wil- 

„liglich zu unehrlichen, unkeuschen und schändlichen Wer- 

„ken gebrauchen läfst, der ist ehrlos und sell nach ver- 

- „möge gemeiner Rechten gestraft werden.“ Die Rechtsleh- 

rer sondern gewöhnlich das erste Erfordernifs von dem len. 

qnal. ab, machen, daraus ein besonderes lenocinium quaestua- 

rium‘ ch Boehmer ad Carpzov @. Tl. Obs. 1. et ad. 

2.9.9. " \ , r 

g. 474. 
Die qualificirte Kuppeley kann auf keine 

andere Personen, als die genannten ausgedehnt wer- 
den a). Unter Kindern sind aber sowohl Söhne als 

Töchter b), sowohl leibliche: als Adoptiv - Kinder c)> 

sowohl legitime als illegitime Kinder zu verstehen, 

die letzten aber blos in Beziehung auf die Mutter. 
Die eigennützige Absicht ist nicht blos auf Vermö- 

. gensvortheile zu beschränken d). 

a) ef. Koch pr. jur. erim. $. 855. — Der Grund des Verbre- 
chens ist die besondere Verbindlichkeit, über die Sittlich- 
keit gewisser Personen zu wachen. Daher kann man das 
len. qual, nicht auf alle Ascendenten ausdehnen, wie die 
meisten R. Lehrer behaupten. Denn Grofseltern haben we- 
nigstens in der Regel diese Verbindlichkeit nicht. Auch von 

. dem Weibe an dem Manne kann dieses len. nicht‘ begangen 
werden. Der Mann ward zu allen, auch zu Carls Zeiten, 
als Hüter und Aufseher der Sittlichkeit des Weibes betrach- 
tet, nicht aber umgekehrt, — Die L. 33. 8. 2, D. ad L. Jul. 
de adult. widerspricht hier keineswegs. 

b) Boehmeradha. 2 

ce) Boehmer l.c. . - 

d) ef. Leyser Sp. 588. m. 9.:et 1. — Krefas ad art. 122. 
Sand Zn 

$. 475. 

Die Strafe der einfachen Kuppeley ist will- 
kührlich, jedoch mit Ausschlufs der Todesstrafe a). 
Der qualificirtea Kuppeley ist, nebst der Ehrlosigkeit, - 

& v
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die Todesstrafe gedroht. Denn wenn es gleich 
noch zweifelhaft seyn mag, ob das Röm. R. b), auf 
"welches sich Carl beruft, die Todesstrafe enthalte, 
80 ist wenigstens so viel gewifs, „dafs man allgemein 

zu Carls Zeiten in dem Röm. R. die Todesstrafe ge- 
funden hat c). . 

a) P. 6. 0. Art. 123. 
b) Nov. 14. welche dem leno „omnia novissima suppli- 

ci“ (oder vielmehr omnium novissima supplicia, ras wa- 
cu» &oyaras zowas) androht. Vergl. Ern. Fr. Haupt Diss. 
de poena ädulterii. Accedit de suppliciis lenonum eommen- 
tatio. Lips. 1797. " 

c) Jul. Clarus Practica erim. ©. 68. Nr. 23. Prosper Fa- 
- rinacius pr. erim. Q. 144. Nr. 9. Damhouder pr. rer. 

crim. C. 91. Nr. 8. — Die neueren Rechtslehrer und Practi- 
ker wollen nur willkührliche Strafe Kleinsp. R. $. 419. 
Quistorp Thl.1. $. 521. Martin Lehrb. $. 288, 

$. 476. 
Bey Bestimmung der willkührlichen" Strafe: der 

einfachen Kuppeley kommt es 'auf folgende Regeln 

an: D) Hurenwirthschaft ist strafbarer, als Kup- 

peley. ID) Um die einzelnen Grade der Strafbarkeit 

dieser beyden Arten zu bestimmen, kommt es an: 

1) auf die Beschaffenheit der verkuppelten Person, 

2) auf die Art, wie.die Kuppeley geschieht, welches. 

nach den Regeln von der Bestrafung der Gehülfen 

überhaupt zu beurtheilen ist, und endlich 3) auf die 

Beschaffenheit. des Verbrechens, zu welchem die Bey- 

hülfe geleistet wird.



      
  

  
Viegter Theil. 

Von den Verbrechen besonderer Stände. 

Erster Titel 

Von den Verbrechen der Beamten. 

gm. 
Amtswidrigkeiten überhaupt sind (pasit. 

oder negat.) Handlungen eines Staats- oder 
andern öffentlichen Beamten, welche die 
durch Uebernahme des Amtes demselben 
auferlegten besondern Verbindlichkeiten 
verletzen. Die rechtlichen Folgen solcher Amts- 
pflichtverletzungen im Allgemeinen sind blos privat- 
rechtlich nach der Natur des Dienstvertrages a), so 
wie nach dem eigenthümlichen Wesen des besondern . 
Amtes und der damit verbundenen, Instructionen zu 

beurtheilen b), so ferne nicht I) die Amtspflicht 
durch ein gemeines Verbrechen; verletzt wurde, 
oder W) die Amisverletzung als solche c)‘ aus- 

drücklich als Verbrechen mit öffentlichen Strafen be- 
droht ist —" Amtsverbrechen im eigentlichen 
Sinne. Zu diesen gehören, nach gemeinem Recht,
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lediglich 1) der Amtsmi fsbrauch (crim. repetun- 
darum), 2) die Veruntreuung (crim. de xesiduis), 

3) das Verbrechen verletzter Richterpflicht. 

a) v. d. Becke von Staatsämtern und Staatsdienern. Heilbronn 
1797. Gönner von dem Staatsdienste, Landah. 1808. 

b) Die meisten, von älteren Rechtelehrern aufgeführten =. g. 

delictainnominata ministrorum principis (Ley- 

ser Sp. 570. 571. in der Kürze bey Koch inst. j. ex. $. 681.) 

haben duxchaus keinen rechtlichen Grund, 

c) Solche Handlungen, welche zwar ein gemeines Verbrechen 

- enthalten, aber von den Gesetzen in dem eigenthümlichen 

Gesichtspunct einer Amtspflichtverletzung behandelt werden, 

wohin sehr viele Fälle des erim, repet. gehören, sind daher 

. ebenfalls darunter begriffen...
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Erster Abschnitt 

Von dem Verbrechen des Amtsmifsbrauchs. 

Henr. Bodinus Dise. de barattaris. Marp. 1639. rec. Viteb. 

1743, . , . 

God. Lud. Menken Diss. de erimine barattariae seu repetun- 
darum. Viteb. 172%. . 

Ern. Fr. Pfotenhauer Diss. de erim. repetundarum. Viteb. 

1801. 

Feuerbach über die Bestechung der Staatsbeamten (in des- 

sen Themis Nr. IV.). 

€. H. €. Klenze fragın. I. Serv. repetund. ex tab. aeneia pri- 
mum conjunsit, rest., illustr. Berol, 1825. 

$. 478. 
Des Verbrechens des Amtsmifsbrauchs (crim. 

repetundarum) a) macht sich schuldig ein Staats- 

beamter, welcher die ihm anvertrauten 

Amtsbefugnisse als ein Mittel zu Verübung 

rechtswidriger Gewalt oder zur Befriedi- 

gung seiner Habsucht, gebraucht. Dasselbe 

begreift drey Hauptgatiungen in sich, DD den Mifs-. 

brauch der Amisgewalt im engern Sinne, 

II) die Erpressung, IN) die Bestechung b). 

Dig. XLVII. 11. Cod. IX. 27. 

8) Crimen male gestae administrationis, wird es in 
der L. 2. C. Th. de L. Jul. rep. genannt. Bestechung ist 
dem Umfange des Begriffs durchaus nicht angemessen. Von 
der Benennung: barattaria, 

b) Ueber den Umfang der röm. Gesetze gegen das er. r. vergl. 
Sigonius de judiciis Lib. IL. c. 24, Feuerbach a, a. O.
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S. 197. „Non solum qui avare, scd etiam quilibidi- 
nose;superbe, crudeliter se in provincia gesserint‘“ 
waren unfer den Legibus repetundarum begriffen, 

$. 479. 
I) Mifsbrauch der Amtsgewalt im engern 

Sinne wird begangen durch die unter dem Scheine 
der Amtspflicht, ‘oder mittelst offener 
Ueberschreitung der Amtsbefugnisse, an 
der Person eines Unterthans verübte rechts- 
widrige Gewalt a). Besonders machen sich des- 
sen schuldig Richter, durch absichtlichen Mifsbrauch 
ihrer strafenden Gewalt zur Unterdrückung der Un- 
schuld oder der Rechte eines Angeschuldigten b). 

a) Es gehört. übrigens diese That nicht blos zum cr. rep. L. 7. 
&. 2D.h. t. (vergl. Plinius II. ep. 11. 12.) sondern auch 
zum. erimen via publicae (L. 7. D. ad L. Jul. de ai 
publ.) und, nach Umständen, in das Gebiet der Lex Cor- 

“ nelia de sivariis (L. 4. pr. D. de tit.). 

b) S. die vorhin. angeführten Gesetzstellen, 

8.99 a 
ID) Amtliche Erpressung (Concussion)_ ist 

rechtswidrige Zueignung eines Vortheils 
entweder unter dem betrüglichen Schein 
einer dem Amitsuntergebenen obliegenden 
Schuldigkeit, oder durch widerrechtlichen 

Gebrauch der .mit dem Amte verliehenen 
Gewalt. Das Verbrechen kann demnach begangen 
werden D betrüglicherweise, durch fälschliches 
Vorgeben einer nicht vorhandenen Rechtspflicht der 
Unterthanen oder durch trügliche Benutzung ihrer 
Unwissenheit a); ID gewaltthätigerweise, eniwe- 

der 1) durch widerrechtliche Anwendung der Amts- 
gewalt, oder 2) durch Bedrohung mit derselben, 
um einen Untergebenen zu einem Geben oder Leisten 
zu bestimmen, oder endlich 3) blos durch eigen- 

mächtige Zueignung, ohne Zwang und Drohung, 
so ferne hier die allgemeine Furcht vor dem mit Ge-  
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walt versehenen Beamten als Bestimmungsgrund der 

Amtsuntergebenen gedacht wird, dessen Widerrecht- 

lichkeit zu dulden b). . 

a) Dahin gehört in den meisten Fällen die betrügliche Frhe- 

bung ungesetzlicher oder übermäfsiger öffentlicher Abgaben. 

L. un. C. de superexact. L. 2. 3. C. de. lucris advoc. und so- 

- gar die Ueberschreitung sonst erlaubter Sporteln. Nov. 82. 
e. 7. pr. Nov. 124. c. 3 \ 

b) Qui rapuerit — sustulerit — spoliaverit — con« 
cusserit. L. 6. 8.3 5. D. de off. Praes. L.1. 4.6,C.. 

h. tt. L. 8. C. de adsess. Tot. Tit. C. de lucr. adv. Diese 

“Art des crim. rep. begreift daher auch den peculatus, 

so ferne er von einem mächtigen Staatebeamten an dem sei- 
ner Verwaltung nicht unmittelbar untergebenen Eigenthum 

einer Provinz oder einer Stadtgemeinde begangen 
wird, (qui.peculatu provincias quassant) ef. tot. Tit C. Th. 
de crim. pec. (IX. $. 28. ibique Gothofr.), woraus die eni- 
stellte L. un. C. eod. genommen ist. ’ 

gab. 
IH) Die Bestechung (corruptio) wird be- 

gangen von einem Staatsbeamten durch An- 

nahme eines ihm in Beziehung auf die Aus- 

übung seines Amtes freywillig dargebote- 
nen oder zugesicherten Gewinnes, welchen 
er gesetzlich nicht zu fodern berechtigt ist. 
Wer solchen anbietet oder gibt (der Bestechende) 
wird als Miturheber bestraft a). . 

Nov. 124. C. @. Visitationsabschied v. J. 1713..8. 46. 

a)L.1 8.2. L.21. D. ad L. Com. de false L.6. C.h t. 
Nov. 124. c. 2. und der angef. Visitationzabschied, 

$. 479 c. 

Es setzt dieses Verbrechen voraus I) einen mit 

öffentlichem Character bekleideten Staatsdiener, 

ohne Rücksicht auf die Beschaffenheit seines Dien- 

stes a). Oeffentliche Diener blofser Unterthanen b) 

und Privatdiener der, Staatsbeamten c) sind solchen 

Verbrechens nicht fähig, 1) Das Mittel der Beste- 

chung ist ein nicht gesetzlich erlaubter Gewiun d. i. 

ein Vortheil in Ansehung des Vermögens d), unter
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was immer. für einer Form derselbe gegeben oder 

versprochen werde e), wie grofs oder gering derselbe 

seyn möge, so ferne derselbe IT) sich auf eine noch 

bevorstehende Amtshandlung bezieht f), entweder 

um sich der Pflichterfüllung des Beamten zu versi- 

chern, oder denselben von seiner Pflicht abwendig zu 

machen g); jedoch mit Ausnahme der Richter, 

welche durch Annahme eines Geschenks oder Ver- 

sprechens : selbst nach beendigtem Amisgeschäft, 

sich der’Bestechung schuldig machen h). IV) Das 

Verbrechen ist vollbracht 1) von Seite des Be- 

stechenden durch das blofse Versprechen oder An- 

bieten i); 2) von Seite des Bestochenen durch 

unmittelbare oder mittelbare Annahme des Gewinns 

selbst, oder auch des blofsen Versprechens k). 

a)L1lpr.L. 5.1.9. D. h. t. L. 38. $. 10. D. de poenis. 

b) Wenn sie nicht zugleich als mittelbare Staatsdiener zu 

betrachten sind, wie die Pafrimonialriehter. Anders 

2. B. bey blofsen Rentenverwaltern der Gutsherrn , Standes- 

herrn u. s. w. und andern Privatbeamten, cf. Meister 

rechtl. Erk. Thl. V. Dec. 138. 

c)ESo ferne sie nicht als Theilnchmer der Bestechung ihres 

Herrn in Betracht kommen. 

a) Der Visitationsabschied spricht immer nur von „Ge- 

schenk oder Nutzen.“ Auch das röm, Recht bat nur 

Geld- und Vermögensvortheile im Auge, wie schon aus der 

allgemeinen Strafe sich ergiebt. 

‚e) Visitationsabschied „unter was Schein oder Vor- _ 

wand.“ 

f) Das allgemeine Verbot jeder Geschenkannabme L. un. C. 

de contr. jud. kann bey-uns eben so wenig, gelten , als der 

übrige Inhalt dieser Verordnung. Ueber die L. 18. D. de 

off. praef. ad I. 6. $. 3. D. de off, proc. Püttmann adv. 

jur LT. ec. 4. p. 76. ff. 

JL34 L6mg8 Lüpcht 1.292 D. de 
cond. ob turp. causs. - 

h) Visifationsabsch. „es _sey vor oder nach gespro- 

chenem Urtheil,“ Dagegen Martin Lehrb. $. 225. 

i) Nov. 424. c. 2. u, der angef. Visitationsabsch. 

k) L. 4. $. 2. D. de oft. proc. L. 46. $. 2. D. de jure fs. L. 1. 

©. h. t. Nov. 17. ec 1. “ Ken



321 u euer core noenee 

$. 480. 
Die Strafe des Amtsmifsbrauchs überhaupt 

ist die Amtsentsetzung ; Verlust der Standeswürde a); 

Intestabilität b), und, wenn das Amt zur Befriedi- 

gung der Habsucht mifsbraucht wurde, der Ersatz 
des Vierfachen c), öder, bey einer Bestechung d); 
des doppelten Werthes, wenn das Geschenk nur erst 
versprochen, 'des dreyfachen, wenn dässelbe schon 
gegeben war. _ Jedoch ist I) statt der blofsen. Geld- 

ı strafe, das Exil nebst Confiscation. des Vermögens 
: dem in ‘einer Criminälsache bestochenen' Rich- 

ter angedroht e), und II) dem Mifsbrauche' der 
Amtsgewält ($. 479.) eine ‚willkührliche 'Strafe, 
welche, nach Verhältnifs der Art und Gröfse der_ei- 
ner Person zugefüg'ten Mifshandlung, ‚selbst "die To- 
desstrafe erreichen kann f): 

4 
! 
i 

} 

  
. 

a) L. 2. 12. 6. de dignit.: 1.8. ©, de decuf. Visigations- 
. bach $. 46, „wit Entsetzung seines ‚Amtos angeschen 

und seiner Ehre ’verlustiget seyi“ 

b)LIE:g.1.D ht L 14: pr. D. de test. 1. 20.5.5. de 
his qui test. fac. 

c)1L.1l4a5Cht L23C. de as. — Die Todenstrate, 
\ welche die L. ün. ©. de superexaet. (1. 1 2. C. Th. eod.) 
" den römischen Steuereinnehmern (exactöres u. .s. w.) an- 

" droht, kann wohl eben so wenig als die Todesstrafe, weiche 
in der L. un. 6. de crim. peculat. : :den ihrg Provinz ausplün- 
derndeni Präfecten angedroht ist, bey v.ns Anwendung finden, 
da diese Gesetze anf damalige Zeitv ethältnisse und blos auf. 
xömische Staatweinrichtungen berechnet sind, 

d) Nov. 124. c. 2. und Visitationsabsch. $. 46. Was hier von 
bestochenen Richtern verordnet ist, mufs um so mehr von 
andern Beamten gelten. :Die im Codex dem crim. repet. 
überhaupt angedrohte poenn qnadrupli ist daher bey 
der Bestechung als abgeändert zu betrachten: 

e) Nov. 124. €. 2. 

H,3Lu.T.g8. D:ht 

r 
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». Weierbuch’e peinl; Recht. (ii. Aufl. ji FP



» Zweyter Abschnitt 

Fon dem Verbrechen der Veruntreuung. 

Jo. Valent. Straufs Diss. de poena mendacii et. criminis 

residui. _Marb. 1736. ' 

, Klein schrod über die Unterschlagung anvertraufen Staats- 

vermögens (im Archiv Bd. III. Nr. 5.). 

Rofshirt vom cerim.. d. vesid. (N. Arch. X. nr. 18) 

g. 481. 
Die Veruntreuung (crim. de residuis) 

wird begangen von:einem Cassebeamten,. wel- 

cher das seiner Gewahrsam anvertraute be- 

 wegliche öffentliche Eigenthum eigenmäch- 

tig in seinen Privatbesitz bringta) 

Dig. XLVIH. 33. 

a) Deutsche Particulargesetze weichen. hinsichtlich des 

Begriffe und Thatbestandes wesentlich ab. Martin Lehrb. 

S.282, 

4 

$. 482. 

I) Subject dieses Verbrechens ist ein Beam- 

ter des Staats oder einer Stadtgemeinde, welchem die 

Erhebung, Verwaltung oder Verausgabung des öffent- 

lichen Vermögens, besonders an Geld ‚und andern 

fungiblen Sachen obliegt; 11) Gegenstand dessel- 

ben das öffentliche Vermögen (pecunia publica) in 

weitester Bedeutung a), so ferne es zum Wirkungs- 

kreise jenes Beamten gehört uud in dessen recht- 

mäfsige Gewahrsam, zum Zwecke amtlicher Behand- 

z 
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lung b), gekommen ist: m Vollendet wird das: 
selbe durch jede Handlung oder Unterlassung, durch 
‘welche die ursprünglich nur für den Staat oder die 
Gemeinde besessenen Güter, in seinen Privatbesitz 

übergehn. c), also nicht blos 1) durch wirkliche Ver- 
wendung der öffentlichen Güter zu Privatzwecken d), 

‘sondern auch 2).durch jede vorsätzliche Handlung, 

aus welcher die Absicht hervorgeht, jene Güter für 
sich behalten zu wollen e), sogar 3) durch das blofse 
Zurückbehalten, sobald der. Beamte dasjenige, 

was für gewisse Zwecke verwendet werden sollte; 
dafür nicht ,verausgabt f), oder was er zur Ab- 
lieferung in seiner Gewahrsam hatte, nicht zur be- 
stimmten Zeit abgeliefert hat 8), ohne dafs in 
solchen Fällen irgend eine besondere Absicht geseiz- 
lich erfodert. würde h). 

a) I 15. 17. D. de v. 8. L. .giD hi besonders I. 40; 
C. de decur. Amtlich hin terlogte Güter gehören Hicht 
hieher. Martin Lehrb. $. 238. 

| b) Dieses bestimmt denn die Grenzlinie zwischen dem residuo 
und dem Peculate L.6 9.2 in f.D.h. t. 

c) Pecımia ablata ist das gemeinschaftliche Merkmal des pe>' 
eulatus, erim. repet. und des er. residui L. 14. D. h. t. Die 
ablatio wird aber bey diesem Verbrechen no genthümlich 
durch: residere bezeichnet. 1L49$3D. 

d) Welches nur eine Art desselben ist, von welcher unfer an- 
dern die L. 40. C. de decur. spricht. 

e) z. B. Führung unrichtiger Rechnungen, wenn mehr in Aus: 
gabe, weniger in Einnalıme gestellt ist; und dergl, L, 10; 
pr. D. h. 

fJ)L2C4$4 L.1W,pr.Dnhi 
gL9.Sg6D.N. 

h) Wenigstens die Gesetze erwähnen hier hirgende eiltes beson-' 
‚dern antınus Jueri faciendi u. dergl.,; eine Strenge, welche 
sehr begreiflich ist. 

$ 482 a. 

Die Strafe a) ‚des Verbrechens ist, schon in 
Folge der :Iufamie, der Verlust des Amtes b), nebst 

21 *
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dem vierfachen. Ersatz c) der zurückbehaltenen 

oder unterschlagenen Summe d).- \ , 

a) Nicht die Todesstrafe (wie $. 485 Ste Ausg.) ef. & 11. 3. 

de publ, jad: Die L. un. C. de eriin. pee. (wie man nicht 

sowohl aus ihr selbst, als aus ikrer Quelle, der L 1. 

u. 2. €: Th. eod: erkennt) spricht nur vom Peculat der 

Präfecten. 

p) L. 2. 12. C. de dignitat. Unfähigkeit zur ‚Wiedererlangung 

eines öffentlichen Dienstes ist weder allgemein noch unbe- 

dingt ausgesprochen in. 6. &.1.D. de mwun. L. 12, C. de 

suscept,. L. 2. C. de palat. . 

e) Nicht blos nebst dem Prsatz, ein Drittheil der veruntrenten 

. Summe, wie Schulting ad Pauli‘ R. S.v. 27. not: an- 

nimmt, und mit ihm Martin u. A., was aller. Rechts- 

analogie (besonders im Vergleich mit alten andern , ähn- 

lichen Beamtenverbrechen , und mit der Strafe des Peculats 

L6.8g2.1L.23.D.h &) auf das grellste widerspricht. 

In der L.4.-8.5.D.h.t. Qun lege damnatus, am plius 

tertia parte, quam debet, pu 

tertia parte, nichts anders als: a trina p, a. tribne 

partibus. 8. Gothofred ad L. 1. C. Th de exim. gec. 

a) Ueber die Bestrafung nach Particulargeseizen oder der Praxis. 

Vergl. Koch inst, 8.639. Meister prine. 8. 838. Qni- 

storp Thl. 1. $. 41. Tittmann-Handh. $. 287. 

nitur , sagen, die Worte a. 

   



  

    

  

\ 

RARAATANNLANAANUUL ANANAS ARENA FUN 

_ Dritter Abschuitt. 
‘ 

-. Fon dem Verbrechen verletzter Richlerpflicht. 

= $. 483. 

Das Verbrechen verletzter Richler- 

pflicht wid begangen von einem Richter, wel- 

cher in eimer streitigen Rechtssache entwe- 
der durch Nichtausübung seiues Amtes (de- 

negata vel protracta justitia), oder durch gesetz- 
widrige Ausübung desselben, eine Person 
in rechtswidrigen Vortheil oder Nachtheil 
versetzt, so ferne nicht seine Handlung in ein au- 
deres benauntes Verbrechen übergeht a). 

a) Z. B. in ein schon besonders benanntes Amtsverbrechen, 
als Concussion, Bestechung und anderes crim. repetund. oder 
jun ein gemeines Verbrechen, wie z. B. in Betrug durch fal- 
sche Vorträge, Unterdrückung von Actenstücken u, dergl. 

$. 484. 
Es kaun dasselbe begangen werden I) in allen 

Sachen streitiger a) Gerichtsbarkeit, 1) in einer Ci- 
viirechtissache, nicht blos durch ungerecht oder 
richtig gesprochene Endurtheile, sondern auch im 
Aüfauge oder im Laufe des Processes durch jede au- . 
dere Handlung oder Uuterlassung, wodurch die eine 
Parthey zum Vortheil der andern -in Nachtheil ver- 
setzt wird b); 2) in Criminalsachen; dus gesetz- 

widrige Verfahren gereiche dem Angeschuldigten zum 
Vortheile oder zum Nachtheile c). U) Zum 'Ihatbe-
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“ stande Ist der rechtswidrige Vorsatz (absicht- 
‚liche Partheylichkeit) d) nicht erfoderlich. Auch die 
Culpa ist strafbar, sowohl in Criminal- als in Civil- 
sachen e}. 

a) Auf Handlangen freywilllger Gerichtsbarkeit bezicht 
sich keines der hier einschlagenden Gesetze. Martin Lehrb. 
g. 228, Anm. 30. u 

b) Das röm, Recht mit seinen Bestimmungen über den judex 

ul litem- suam 'facit, gehören nicht hicher, wohl 

aber deutsche Heichsgesetze. Die.C. G. O. v. J. 1555. Thl. 
EI. Tit, 55. $. 6. 10 und der R.A. v. J. 1654. S. 109. 157. 

.9JL8.g2C adh Jul. de vi publ. L 10. D. de. cust. et 
exhib. reor IL, 5. C. cod. Besonders aber P. G. O. Art. 1. 
20. 21. 61. 150. - ° . \ 

d) „Von — Bitte, Freundschaft, Feindschaft oder andern der- 
gleichen Ursachen“ wie die C. G. ©. a. a. ©. sich ausdrückt. 

ec) „Aus des Richters Ungeschicklichkeit,, oder Uner- 
fahrenheit, auch Versäunmnifs, Corruption, oder Bos- 
heit“ R. A. v. 1654. S. 109. Von der Culpa des Richters 
in Crimigslsachen die vorhin angeführten Art.- d. P. G. 0. 

g. 185. 
Die Strafe ist in den Gesetzen nicht bestimmt, 

Vorsätzliche Pflichtverletzungen werden am ange- 

ınessensten mit der Dienstentseizung, und überdiels, 

zumal wenn dieselben in einem Criminalprocesse vor- . 

gefallen, in Verbindung mit einer Freyheitsstrafe, be- 

legt. Die Gröfse, so wie die Ersetzlichkeit oder Un- 

ersetzlichkeit des gestifteten Nachtheils, und, bey 

Begünstigung eines Angeschuldigten, der Grad der 

Gefährlichkeit und Strafbarkeit desselben, endlich die 

Beweggründe der Begünstigung, besonders ob Hafs 

oder Freundschaft, Mitleid u. dergl. mehren oder 

mindern die Strafbarkeit a). 

a) Vergl. Tittmann Handb. Thl. II $. 210. 
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Zweyter Titel 

Von Militärverbrechen.. 

J. Voet de jure militari (Hag. com. 1705) cap. IV. 

Joh. Heinr. Beermanns Grundsätze des ‚heutigen deut- 

schen Kriegsrechte. Ersten Theils zweyte Abtheilung (han- 

- delt besonders von den Militärverbrechen). 

$. 486. 
Militärverbrechen überhaupt sind Verbre- 

chen, welche von Soldaten, als solchen, be- 

gangen werdena). Jede Uebertretung der Dienst- 

pflicht ist bey dieseın Stande Verbrechen, und wird 

mit härtern oder geringern Strafen geahndet b). " 

Dig. XLIX. 16. Cod. XII. 36. Reuterbestallung u. Artikel dor 

deutschen Knechte v. J. 1570, . 

a) L. 2. pr. D. de re mil. . - 

b) L. 6. pr. D. eod, 

:$. 487. 

Die in ‘dem gemeinen Recht besonders begrün- 

deten Militärverbrechen können in gemeingefähr- 

liche und in individuellgefährliche getheilt 

werden. Jenes sind solche, welche mit der Gefahr 

verbunden sind, dafs ein ganzes Heer oder ein be- 

trächtlicher Theil desselben, den Zwecken des Krirgs- 

herrn entzogen werde. Von der einen und auderu 

Gattung sind nur einige der vorzüglichsten Arten hier 

zu bemerken a). { 

a) Denn mehr als das gemeine Recht kommen in praksi- 
scher Bezichuug, hier die Particulargesetze in Betracht. 
Zu den neuesten Kriegsgesetzen gehören das Würtember- 
giseche v. 20. July 1818, (N. Archiv des Criminalr. IE Ba. 
nr, 11.) das Schweizerische v. 1819 (im N. Archive
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V. Bd. ar. 8) das K. Sächsische vr. 4, Feb 1822, das 
Gröish., Hessische v. 13. July 1822 

$. 488. 

I) Zu den gemeingefährlichen Verbrechen 
gehört 1) die Meuterey, welche: in.allen Hand- 
lungen besteht, durch welche ein Aufruhr 
der Soldaten veranlafst werden kann oder 
sell a). Schon durch lauten -Tadel der Befehle, 

durch das Aufstiften Mehrer ‘zu Erhebung gemein- 
schaftlicher, besonders öffentlicher Beschwerden, vor- 
züglich aber durch wirkliche Auffordefung zum Un- 
gehorsam und Widerstand gegen das Commando wird 
das Verbrechen begangen. Es soll dasselbe, „an Leib 
und Leben“ gestraft werden b). 

3) Darf nicht mit Aufruhr verwechselt werden. 8. Bser- 
mann a.a 0. S. 861. £. 

“ b) Reuterbestall. Art, 55. 

$. 489. 
2) Der Aufstand des Heers oder einer Abthei- 

lung desselben gegen seine Anführer und Vorgesetzte. 
ist der Aufstand in Thätlichkeiten oder schwere Dro- 

hungen übergegangen, so sollen die Urheber dessel- 
ben mit dem Tode, unter ıninder strafbaren Voraus- 

setzungen mit Verstolsung aus ‚dem Soldatenstande 
bestraft werden a). 

a) L.8.5.19.20.D. ht. 

$. 499. 
IM. Individuellgefährliche Verbrechen 

sind. 1) Insubordination, d. i. jede Handlung, 
welche der Pflicht vorzüglicher Achtung 
und unbedingten Gehorsams gegen die Be- 
fehle der militärischen Vorgesetzten wider- 
spricht. Durch blafses Klügeln über die gegebene 
-Ordre, durch respectwidriges Betragen a), vorzüglich 
aber durch jede Art des geringsten Ungehorsams ge- 

gen die Ordre der Vorgesetzten, wird der Soldat die- 

 



  
  

  

329 

ser Uebertretung schuldig. Wer Im Kriege den Be- 
fehlen des Vorgesetzten ausdrücklich zuwider handelt; 
“wer demselben den Gehorsam in irgend einer dienst- 

lichen Beziehung verweigert, oder thätlich Hand au 
denselben legt, soll mit dem Tode bestraft werden b). 

a)L.13.9.4.D.deR.M. 
p)L.3.91. L. 6 a2 ,D. eod, 

$ 491. 

2) Verlassung oder Versüumung des 
Postiens wird in der Regel willkührlich bestraft a); 
wer aber seinen: Posten vor dem Palatium oder vor 

der Wohnung eines Vorgesetzten verliels, sollte mit 

dem Tode bestraft werden b). Völlerey, welche bey 
Feindesgefahr den, Soldaten von seinem Posten‘ abhält 

oder ihn verhindert, seine Schuldigkeit zu thun, wird 

ebenfalls mit dem Tode bestraft c). - 
a)T,3.8.5.6 D. de R.M. 
»)L.3%.96 L 1% pr. eod. Beermann a. a. 0, S. 942. 

S. 812, 
e) Reuterbest. $. 51. 

$. 492. 
3) Treulosigkeit un den Fahnen wird be- 

gangen durch Verlassung des Gliedes ohne 
rechtmäfsige Ursache während des Anmar- 
sches gegen den Feind oder während der 
Actiona). Wer auch nur aus dem Gliede heraus- 

tritt, soll mit körperlicher Züchtiguug oder Degra- 
dation b), und wer im Angesichte des Heers zuerst 
die Flucht ergreift, mit dem Tode bestraft werden c). 

u) Boehmera.a. 0. S. 1258. $. 939, fl. 

»)L.838.16.D.deR. M. 

ce) L. 6. 8. 3, D. eod, Reuterbest. $, 64, 

$. 498. 
4) Desertion ist rechtswidrige Verlas- 

sung des Regiments, in der Absicht, sich 

dem Dienste des Kriegsherrn zu entziehen.
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Flucht aus dem Gefängnisse ist an und für sich noch 
nicht Desertion a). Diese setzt übrigens nicht noth- 
‚wendig die Leistung des Fahneides voraus. Doch ist 
derjenige, welcher gesetzwidrig zum Soldateustande 
gezwungen, oder nach verflossener Dienstzeit gesetz- 
widrig zurückgehalten worden ist, wegen seiner 'That 

entschuldigt. Die Strafe des Verbrechens ist will- 
kührlich; ausgenommen, wenn dasselbe in Kriegszei- 
ten oder zum zweytenmale begangen worden, unter 
welchen Voraussetzungen die Todesstrafe zur Anwen- 
dung kommt b). Als qualificirte Desertion ist zu 
betrachten 5) das Ueberlaufen, welchem gleich- 
gehalten wird der freywillige Aufenthalt eines in Ge- 
fangenschaft gerathenen Soldaten bey dem Feinde, 
von welchem zu entfliehen er sichere Gelegenheit ge- 
habt hat cc). Ueberläufer (transfugae) sollen als Feinde, 

nachdem sie schimpflich des Soldatenustandes entkleidet 
worden, mit geschärfter Todesstrafe belegt werden d). 

)L.122.$5-D. ht. 
b) L.5. pr. 1.2. 3. D. eod. 
e) L.5. 8.5. D. eod. 

d)L3 8.10.11. L.7.D. eod. 

g. 494. 
:6) Wer sich rechtswidrig von derFahne 

entfernt hält, jedoch in der Absicht zurück 
zu kehren, ist emansor a). Er soll willkührlich 
bestraft werden b). 9%) Das Verkaufen oder der 

Verlust der Waffen wird mit dem Tode bestraft; 

doch ist das Verkaufen geringerer Waffenstücke nur 

körperlicher Züchtigung unterworfen c). 

Annı. Von andern, heut zu Tage nicht mehr anwendbaren Ver- 
brechen, z. B. der Vebersteigung von Wall und Graben, dom 
Ankauf von Gruudstücken u. 8. w. 

a)L3.8$8270.D.deR.M. 

D) L.4. 8.15. L. 14 pr. D. eod. 
J)L3a.$g1. L14 8.1. D. eod. 

en —
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Drittes Buch. 

Pragmatischer Theil des peinlichen 
Rechts.   

L. 

Einleitung. 

Von dem Recht der Anwendung der Strafgesetze 
überhaupt. ‘ 

Erster Titel 

Von der Criminalgerichtsbarkeit überhaupt. 

J. P. Krefs Dies. de variis jurisdietionis criminalis in Germa- 
nia generibus. Helmst. 1730, 

Beck praxis aurea de juried. superiori, Norimb. 1750, 

Goeckel de forınis juried, erim. apud german.  Altd. 1785.     ı Fr. Es. de Puffendorf de jurisdict, germanica. Leg. 1740. 

ij Boehmer de centena sablimi. Gött. 1746. 

4 "G. A. Kleinschrod vollst. Einleitung in die Lehre von der 
peinlichen Gerichtsbarkeit und dem peinl. Gerichtsstande. 
Fraukf. 1812, . 

$. 495. 

Die Criminalgerichtsbarkeit (jurisdictio 
eriminalis) in weiterer Bedeutung und zwar 

| im Sinne des gemeinen Rechts besteht in der Ge-
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walt des Staats, gegebene Handlungen nach 

Strafgesetzen rechtsgültig zu beurtlreilena). 

Da aber nach Particulargesetzen und Gewohnheiten 

geringere Verbrechen und Strafen als Objecte des 

Civilrechts betrachtet werden, so ist die Criminai- 

gerichtsbarkeit nach deutschem Particular- 

recht von geringerem Umfang und besteht in der 

Gewalt, nach Gesetzen, welche mit peinlichen Stra- 

fen drohen, gegebene Handlungen zu beurtheilen, 

Annı Von den Benennungen hohe Gerichtsbarkeit, 

Fraifs, Cent, Blutbann, Malefizgericht u, s. w. 

und deren verschiedenen Bedeutungen. 

a) $. 10. J. de injur. L. 92. D. de furtis. L. un. C. quande 
civilis actio. . 

$. 496. 

Vor die deutsche Criminalgerichtsbarkeit gehören 

daher blos peinliche Suchen im engern Sinn, 

d. i. Gegenstände der Beurtheilung, welche entweder 

in abstracto (in thesi) oder doch’ nach den be- 

sondern Umständen (in hypothesi) eine besonders 

schwere Strafe zur Folge haben. Handlungen, wel- 

che Leibesstrafen, verstüämmelnde Strafen, Confisca- 

tion des ganzen Vermögens und ewiges Gefängnifs 

oder lebenswierige : Verweisung begründen, gehören 

wohl überall zu den peinlichen Sachen a). Im Zaei- 

fel gehören alle Straflälle zur peinlichen Gerichtsbaär- 

keit, weil Ausübung der Criminalgewalt von einem 

Civilgerichte eine Ausnahme. von dem gemeinen Recht 

und von der Natur der Sache ist. 

a) ef. S. 26. Anm. 5. .und die daselbst angeführten Schriftstel- 

ler. Add, Ge. üngelbrecht Diss. de jurisd. superiori et 

inferiori secundum morcs Germ. Hal. 1758, 

$. 497. 

In der Natur der Criminalgerichtsbarkeit ist ent- 

halten 1) das Recht, an dem vorkommenden Fall 

die Merkmale der gesetzlichen Voraussetzung aufzu-
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guchen — Recht der Untersuchung, — 2) das 

Recht, die Nothwendigkeit der Anwendung oder Nicht- 

anwendung der rechtlichen: Folge rechtsgültig zu er- 

klären .— Recht der Entscheidung. — Das 

Recht der Vollstreckung ist zwar mit der Criminal- 

gerichtsbarkeit gewöhnlich verbunden, aber nicht in 

ihrer Natur enthalten — und öfters davon auch wirk- 

lich getrennt a): RE 

a) Meister Einl. S. 806. ft. 

g. 498. 
Aus dem Besitz der Criminalgerichtsbarkeit flies- 

sen I) abgeleitete Rechte, nämlich 1) das Recht 

zu allen Handlungen, welche die Ausübung der Ge- 

richtsbarkeit möglich machen , in so ferne dadurch‘ 

nicht Rechte eines audern verletzt werden a): -2) das 

Recht zur Ernennung der Personen und zum Besitz 

der Sachen, welche die Bedingung der Ausübung die- 

ser Handlungen sind b); 3) das Recht auf die Ein- 

künfte, welche aus der Bestrafung entspringen c). 

Anm. Von den zufälligen Rechten der Crimiraljurisdiction #. 

Malblanc Conspectus rei jud. R. G. $. 102. 

na) L. 2. D. de jurisd. 

b) Ueber das Recht der Errichtung von Zuchthänsern ck, Mei- 

eter Diss. de jure ergastula instituendi, ex jurisdiclione 

criminali haud fluente. Gött‘ 1784. Dessen pract, Bemer- 

kungen Thl. I. S. 31. Bülow v. über die Befugnifs, Zucht-, 

häuser anzulegen. Göttingen 1802. \ 

e) Meister Einleitung 8. 518, 

$. 499. 
II) Die Verbindlichkeiten, die aus der Cri- 

minalgerichtsbarkeit flielsen, sind vorzüglich 1)' die 

Besoldung der Gerichtspersonen , und die Errichtung 

und Ausbesserung der nöthigen Sachen auf eigene Ko-: 

sten; 2) die Bestreitung der Procefskosten, wenn der 

Angeschuldigte, oder andere dazu verpflichtete Per- 

sonen dieselben zu. tragen unvermögend sind a). 

8) P. G. O. Art, 47. 
‚
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$. 500, °° 
So lange in Deutschland eine ‚doppelte Staatsge- 

walt, die Reichsstaatsgewalt und die Terr ito- 
rialstaatsgewalt (Landeshoheit) bestand, gab 
es eine doppelte Criminalgerichtsbarkeit, nämlich T) die 
von’ Kaiser und Reich, welche sich aber blos 
;1) über Reichsunmittelbare, 2) über solche Verbrechen 

„der Mittelbaren erstreckte, die an dem ganzen Reiche 
begangen wurden a): MD die Criminal gerichts- 

barkeit der einzelnen Territorien, als Ausflufs der 

Zandeshoheit. Seit Auflösung des’ deutschen Reichs 
kann nur noch von der letzten die Rede seyn. “ 

, a) Meister Einl. S. 843. f. 

$. 501. 
Die Criminalgerichtsbarkeit der einzelnen dent- 

: schen Staaten erscheint unter verschiedenen Modifi- 
cationen, welche : verschiedene Eintheilungen begrün- 

den a). A) In Ansehung des Umfangs ist sie I) voll- 
ständig (jur. illimitata), wenn sie blos an die. 

nothwendigen, durch die Natur der Criminalgerichts- 
barkeit bestimmten ‚Schranken gebunden ist, U) un- 
vollständig, beschränkt (j. limitata), wenn 
sie ausserdem noch an zufällige Schranken gebunden 

ist. Sie kann aber beschränkt seyn 1) in Rücksicht 
der Art der Verbrechen, 2) des Orts, 3) der Per- 
sonen, von welchen sie begangen werden, 4) in Au- 

sehung der Bestandtheile der criminalrich- 
terlichen Gewalt selbst, 5) in Ansehung ihrer 

Ausübung, welches bey einer gemeinschaftlichen 

oder concurrenten Gerichtsbarkeit der Fall ist c). 

N 

Anm. Jurisdietio solitaria — simultanea — communie und se- 
pärata. Untersuchungsgerichte — erkennende Gerichte. In- 
quisitor late. , 

a) E. F. Gers tlacher von den marncherley Arten der peinl. 
Gerichtsbark. in Deutschland (als Forrede zum N. Bd. der 
Sammlung Würtemb. Ges.).
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b) Koch inet. 5. 8.65%, Malblanche $ 104. Meister 

Einl. S. 589. ff, . 

e) Meister Einl. S. 505. ff. 

g. 502. 
B) Was die Subjecte betrifft, denen Gj. zu- 

steht. so kommt dieselbe I) ursprüyglich dem Staats- 

oberhaupte selbst, als der Quelle aller Gerichtsbar- 

keit im Staate, zu (jur. sublimis s. propria), 

wird jedoeh nicht von ihm in Person’ ausgeübf, son- 

dern ist II) anderen übertragen (abgeleitete Ge- 

richtsbarkeit), und wird von diesen entweder 1) 

als Realrecht besessen (Patrimonialger.) a) oder 

2) nur als persönliches Recht, Kraft eines von dem 

Gerichisherrn. übertragenen Amtes ausgeübt, (ju rn 

personalis s. administratoria). 

3. Von der: Criminal). als Staatrechtsserritut. 

2. Von Commissionen und delegirten Richtern. 

n) Sie steht’zu entweder einer bestimmten Familie, oder einer 

Gemeinde, oder ist wit dem Besitz eincs gewissen Grund- 

stücks verbunden. Diese, von Unken und Nachteulen be- 
wohnten Trünımer des Mittelalters sind ‘in einem grofsen 
Theile Deutschlands entweder schon ganz gesunken, oder so 

umgestaltet oder überbaut, dafs kaum noch der Name nuf 
“ sie anwendbar ist. a
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Zweyter Titel 

Von dem Criminalgericht ‚und dessen Form. 

$. 503: 

Der Inbegriff der zur Ausübung der Cii- 
minalgerichtsbarkeit vereinigten Personen 
heifst das Criminalgericht (judicium crimi- 
nale). Zur Form eines Criminalgerichts gehört, 
dafs dasselbe 3) nst den Personen besetzt sey, wel- 
che gesetzlich zur Garantie für die Gesetzmäfsigkeit 
der strafgerichtlichen Handlungen erfodert werden 
und 2)'dafs.diese Personen mit den gesetzlich erfo- 
derlichen Eigenschaften versehen, insbesondere. dafs 
sie auf ihr Amt vorher vereidet seyen a). 

a) P. G. 0. Art. 3.4. 5. 

$. 504. 

Die gesetzlich 'nothwendigen Personen eines förm- 
lichen Criminalgerichts sind I) ein Richter, U) ein 
Actuarius und IH) Schöppen.: 

$. 505. 
D Der Richter ist die Haupfperson des Ge- 

richts, in wie ferne er die gerichtlichen Handlungen 
zum Zweck der Anwendung der Strafgesetze leitet, 
Er mufs nicht nur vor Antretung seines Amts ver- 

. eidet seyn a), sondern ‘auch ausserdem die persön-
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lichen Eigenschaften besitzen, welche die Gesetze zur 

Führung des Richteramtes fodern b). Es daif weder 
sein Verstand, noch sein Wille die gerechte Furcht 
einer gesetzwidrigen Justizverwaltung begründen c). 
Kein Angeschuldigter braucht einen verdächtigen Rich- 
ter anzuerkennen d).: 

a) L. 14. €. de judieiis. Nov.8. ce. 14 P.G. O. Art. 3: 

D»)P.G.0.Art.2 . . 

ec) P.G@. 0, Art. 1. cf. T.J. Reinhardt D. de judicis erim. 
quätuor virtutibus, Frf..1734. . 

d) Exceptio iudicis suspecti — Judicis inhabilis — Pexharres-= 
cenz. J. M. Seuffert von dem Rechte des peinlich Ange- 
Sorten. seinen Richter nuszuschliefsen, aus dem ‚Gesichts- 
punkt der gesetzgeberischen Klugheit. Nürub. 1787. 

$. 506. . 

m Die Schöppen (Urtheiler, Finder, 
scabini) a) hatten wirklichen Autheil an der. rich- 
terlichen Gewalt. Ihr wichtigstes’ Geschäft war, in 
Gemeinschaft mit dem Richter das Urtheil zu fin- 
den b). Nach Verschiedenheit der gerichtlichen Hand- 
lungen fodert das Geseiz bald mehr, bald weniger 
Schöppen, zum wenigsten zwey c). Heut zu Tage 
wird ihre Gegenwait blos des Beweises und der 
Solennität wegen erfodert; dürfen daher mit den 
Beysitzern erkennender Gerichte nicht verwechsele 
werden. Der Eid macht auch sie erst zu öffentlichen 
Personen d). u . 

a) Fr. Brummer de scabinis imedü asvi et tcentioribud. In 
Brummerian. edit. Ge. Beyer Nr. IL. besonders Ern. Blüm- 
ner Diss. scabini indiciorum eriminalium ad legem Caroli- 
nain poenalem deseripti. Lips. 1799. 4. — In vielen Tiheilen 
Deutschlands ist die Beyziehung von Schöppen ganz aulser' 
Gebrauch gekommen, oder, wie in Bayern, durch die Ge= 
setze ausgeschlossen, 

) 8. G. 0. Art. 81, . 

© ®#. €. 0. Art, 46. 47, 56. 91. 149, 181.200. 

PGO. Art. d. 
©. Feuerbach’s peinl. Recht. (11. Aüfl.) 22
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8. 507. 

II) Der Actuarius (Gerichtsschreiber) a), 
welcher alles, was im Gericht vorgeht, aufzuzeich- 

nen die Verpflichtung hat b). Auch er mufs vor 

Antretung seines Amts vereidet seyn c). Dafs dieses 

Amt mit dem Richteramte in einer Person vereinigt 

seyn könne, widerspricht den Gesetzen, wie der Na- 

tur der Sache d). \ 

a) Wildvogel de officio actuazii. Jen. 1702. 

b) P. G. O. Art. 181-190. 

©) P..G. O. Art. 5. Meister Ein. S. 95. 
d) Nov. 73. c.5. Nov. 82. pr. c. 11. X. de probat. c. 28. X. de 

stest, ©. G. O0. P. I. tit. 26—29. 59. 79. R. A. v. J. 1510. 
8. 68. — Einige wollen dieses aber bey Patrimonialgerich- 
‚ten zulassen, wie Boehmer ad art. 5. C.C.C. Andere 
lassen es allgemein zu, wenn der Richter ad utrumque ver- 
eidet ist, wie Struben Thl. IH. Bd: 79. — Meister Einl. 
verwirft diese Lehre nach den Gesetzen, vertheidigt sie aber 

. nach der Praxis. 

$. 508. 

Bey denjenigen Handlungen des Processes, wel- 

che die Begründung eines Beweises zum Zweck ha- 

‘ben, ist die Gegenwart aller genannten Personen, bey_ 

Strafe der Nichtigkeit der Handlung a), absolut 

notihwendig. : Hingegen 1) bey andern Procefs- 

handlungen ist schon der Richter entweder allein oder 

in Verbindung mit dem Actuarius hinreichend, so 

wie auch 2) ein Mangel an denjenigen Eigenschaften 

einer Person, welche nur die Gefahr einer Gesetz- 

widrigkeit begründen, an sich keine Nichtigkeit der 

Handlung begründet, sondern besondere Gründe 

für das gesetzwidrige Verfahren erfodert. 

a) Meister pr. jur. er. 8.857. — Henr. Gröning D..de e. 
q. j. ©. eirca nullitates judicii criminalis. Gött. 19. — 
Mittermaier de nullit. in causis criminal. Spec. 1. Hei- 

delb. 1509, 
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$. 509. 

\ ‚ Als Diener des Gerichts kommen vor 1) der 
‚ Gerichtsdiener, Pedell (apparitor), 2) der Ge- 
‚ fangenwärter und Aufseher der Gefangenen, 
‚3) der Büttel oder Gerichtsknecht (lictor), 4) 
| der Scharfrichter a), 5) der Henker, mit wel- 

E chem der Schinder und Abdecker.nicht zu ver- 
! wechseln ist b). Nicht selten sind mehre solcher Dienste 

in einer Person vereinigt. 

' a) J. H. Boehmer Diss. de executionis poenarum capitalium 
honestate. Hal. 1738. rec. 1795. Quistorp Beyträge 
Nr. 50. Plitt D. de levis notae macula, Mark. 1784. 

b) Meister Einleitung $, 121: 

      

N



      

ß. 

. 

Dritter Titel 

Yon der Competenz des peinlichen 

ZZ Gerichts. 
x 

$. 510. 

Dasjenige Verhältnifs eines Gerichts 

zu einem Unterthan des Staats, vermöge 

- welches derselbe verbunden ist, sich unter 

gewissen Voraussetzungen der Criminal- 

gerichtsbarkeit desselben zu unterwerfen, 

heifst der peinliche Gerichtsstand (forum 

criminale). Die Befugnils eines Gerichts in ei- 

nem gegebenen Fall, wegen eines gegenwärti- 

gen Verbrechens, gegen eine bestimmte Person die 

"Criminalgerichtsbarkeit auszuüben, ist die Zustäün- 

digkeit des Gerichts (fori competentia). Sie 

setzt das Daseyn der den Gerichtsstand begründenden 

Bedingungen voraus a). “ ° 

a) ©. Chr. Wetzel de foro in criminal. competent. Marb. 

1806. Kleinschrod in der ad $. 495, angeführten Schrift. 

g. 511. 

Der Gerichtsstand , welcher in der Regel für 

alle Personen und Sachen gilt, heifst der gemeine 

Gerichtsstand (forum commune); derjenige, 

welcher als Ausnahme von jenem, nur wegen beson- 

derer Voraussetzungen begründet ist, ein ausser- 

ordentlicher (for. extra ordinarium). 
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$. 512. 

A) Der gemeine Gerichtsstand in _ Ansehung- 

eines begangenen Verbrechens wird durch drey Vor- 
aussetzungen begründet, durch die Uebertretung des 
Strafgesetzes,. durch den ‚Wohnort des Verbrechers 
und. durch den Aufenthalt desselben a). Es giebt 
daher 1) einen Gerichtsstand des begangenen 

Verbrechens (f. del. commissi). Dieser ist vor 
dem Gericht, in dessen Sprengel der Act der Ueber- 
tretung begangen worden ist, welcher zunächst den 
Gegenstand der Untersuchung und Bestrafung aus- 
macht. Auf. den Ort, wo die rechtswidrige That 

erst ihre Wirkung geäussert hat, oder wo die vorbe- 
- reitenden Handlungen geschehen sind, ist nicht zu 
sehen b). 

a) In dem Röm. R. ist eigentlich nur das forum del, ‚güü- | 
tig, L.%.$. 4.5. D, de accus. et inseript. L. 22. cod. 1.28, 
$. 15.D. de poenis. L. 7. D. de cust. reor., obgleich wenig- 
stens in Ansehung der Uutersuchung auch das forum 
deprehensionis angenommen ist. L. 3 $.13. D. de off. 
pracs. L. 1, ©. nbi de crimin.. Ueber die Einführung der 
drey Gerichtsstände in Deutschland s. Boehmer de delictia 
extra territorium adınissis. 8, 7—10. Tittmann im N, Ar- 
chiv des Crimiar. Il. -Bd. nr. 7. 

b) Ueber den Gerichtsstand des auf der Grenze begangenen Ver- 
brechens ef. Sgübel Diss. de furo delicti in confinio civita- 
tum commissi, Viteb. 1798. 

$. 513. 
2) Der Gerichtsstand des Wohnoris (for. 

domieilii) ist bey dem Gerichte des Oris, wo der 
Verbrecher in der Absicht eines beständigen Aufent- 
haltes, sich niedergelassen hat. In Ermangelung ei- 
nes Wohnsitzes vertritt das, forum originis dessen 
Sielle. 3) Der Gerichtsstand der Deprehen- 
sion a) ist vor dem Gericht, in dessen Sprengel sich 
der Verbrecher nach der begangenen That aufhält. 
Nicht erst durch Ergreifung und Verhaftung wird 
also dieser Gerichtsstand begründet b).



342° 

a) Winkler de offieio judicis deprehensionis. Lips. 1787. — 
v. Almendingen (in der Bibliothek des peinl, Rechts 

Bd. IH, nr. 3.) 

b) Meister Einl, S. 645. Meister jun. pr. j. er. $. 10. Was 
Kleinschrod in der Abh. von dem Gerichtsstände der 
Deprehension in peinl. Fällen, im Archiv Ba. I. St. 8. 

Nr. 3. dagegen erinnert, ist gegen die Natur der Sache und 

selbst gegen deutliche Ausdrücke der Reichsgesetze. R. A. 

v. 1559. $. 161. 162. 'R. P. O. v. 1577. tit. 23. 9. 2. Kaiserl, 
Cam. Decr. v. 1664. Das Recht den Verbrecher wirklich an- 
zugreifen, setzt schon ein begründetes forum voraus. 

g. 514. 

In einem Staat, wo mehre einzelne Gerichte mit 

gleicher. Gerichtsbarkeit vorhanden sind, können diese 

in Ansehung eines. begangenen Verbrechens“ collidi- 

ren a). Eine Collision .der ‚Gerichtsstäude über- 

haupt ist vorhanden, wenn bey. verschiedenen 

Gerichtssprengeln die Bedingungen, welche 

den Gerichtsstand: begründen, vorhanden 

sind. Diese Collision ist entweder 1) eine subje c- 

tive, wenn dieselbe Voraussetzung bey verschiede- 

nen Gerichtssprengeln eingetreten ist‘ b), oder 2) eine 

objective, wenn verschiedene Voraussetzungen 

bey verschiedenen Gerichtssprengeln . vorhanden 

sind c). yo “ 

. . ” 

a)Melchior de eonceurrentiam jurisdietionum labyrintho. 

Giessen 1682. Mohl (resp. Reufs) de jurib. et obligat. 

special. germ. rer. publicarum inter se exercent. jurisd. crint. 

Stuttgard. 1737. 

b) z. E. bey einem auf der Grenze begangenen Verbrechen. 
, % 

. e) Man denke, am Ort A ist der Wohnorf "an dem Ort B wird 

das Verbrechen begangen u, s. w. . 

...$g518. 

‘ Im Fall. einer solchen Collision werden, ausser 

den allgemeinen Gründen, welche den Gerichtsstand 

überhaupt bestimmen, noch besondere Bedingungen 

vorausgesetzt, welche entweder den Vorzug des einen 

u 
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Gerichts vor dem andern begrfinden, oder sonst den 

Widerstreit aufheben. 

g. 516. 

Es gelten zur Aufhebung dieses Widerstreits so- 

wohl für die subjective, als objective Collision 

folgende allgemeine Regela: I) Zuvörderst entschei- 

den Vertrag &), Gesetz oder Observanz. II) Wenn 

hierin kein "Entscheidungsgrund gegeben ist, so hat 

das zuvorkommende (prävenirende) Gericht. den 

Vorzug b). Die Prävention geschieht durch rich- 
terliche Handlungen, welche. die Rechtshängigkeit der 

Sache bewirken. Diese aber wird bewirkt durch La- 

dung (Citation) c), und überhaupt durch alle die- 

jenigen Handlungen, welche die. Stellung des 
Verbrechers vor Gericht zum Zweck ha- 

ben d). IN) Collidiren die Präventionen. 

selbst, so mufs ein gemeinschaftliches Gericht nieder- 
gesetzt oder sonst, durch Vergleich u. s. w. der 

Streit entschieden werden e). 

u) Vergl. Entwurf eines Staatsvertrags über die gegenseitigen 
Gerichtaverhältnisse zweyer'benachbarter Staaten (inFeuer- 

‘ bachs Themis Nr. VL. $. 23—27T.). - 

b) Im ehemaligen deutschen Reich galten diese Grundsätze 
auch für die Concurrenz der Gerichte verschiedener 
Landesherrn, Da nnnmehr das Verhältnifs der souyerain ge- 
wordenen ehemaligen Reichsterritorien hauptsächlich aus 
dem Gesichtspunkte des Völkerrechts zu betrachten ist; so 
kann die Prävention allein in diesem Falle nicht mehr ent- 
scheiden. . 

©) L. 7. .D. de judiciis, L. ult. C. de veteranis. L. ult. C. de 
in jas. voe. c. 20. X. de off. jud. del. c. 10. X. de off. leg. 
ef.:Jo. Stephan Pütter libellus de praeventione atque 
inde nata praescriptione fori ete. Marb. 1744, 4. Cap. N. 1. 
und IV. 

d) Wie Steckbriefe, Nachelle u. s. w. Meister Einl. S, 655. 
beschränkt alles auf die Citation. 

€) Die meisten andern Rechtslehrer z. E. Koch l. c. 8. 628. ff. 
nahmen an 1) bey einem anf der Grenze begangenen Ver- 
brechen (welches eine einzelne Art der suljectiven Colli-
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sion ist) sey unbedingt das Gericht gemeinschaftlich, sa dafe 
Prävention nicht entscheide:. 2) Im Fall der Collision zwi- 
schen dem foro delicti, deprehensionis und domi- 
cilii, wenn alle zusammen Einem Landesherrn unterwor- 
fen sind, gehe unbedingt das forum delicti vor, weil 
‚hier der Anwendung des röm, Rechts gar nichts im Wege 
stehe. Allein das röm. Recht kennt auch das forum de- 

-prehensianis, und wie dann, wenn nur das forum do- 
micilii und das forum deprehensionis mit einander 
eoncurriren? 8) Stehen die collidirenden drey Gerichte un- 
ter verschiedenen Landesherrn, dann .soll die Ergreifung 
Vorzug bewirken. Richtig; aber wie, wenn das fpram 

domieilii und delicti concurriren ? 

g. 517. 
B) Ein ausserordentlicher Gerichts- 

stand hängt nach «dem gemeinen Recht blos von 
dem besondern Stand der Personen ab a). Einen 
golchen Gerichtsstand haben 1) alle ehemals reichs- 
unmittelbare, nun unterworfene Fürsten "und Gra- 

fen b); 2) Gesandte vor «len Gerichten ihres Prin- 

cipals c), 3) Soldaten vor den militärischen Ge- 
richten in Ansehung ihrer Dienstverbrechen d), 4) 
Geistliche vor den geistlichen Gerichten e), wel- 
ches jedoch bey: protestantischen Geistlichen in Rück- 
sicht der ganzen Untersuchung bey eigentlich peinli- 
chen Verbrechen nicht anzunehmen ist f), 

Annı. Von den, nach Particnlarrecht privilegirten Gerichts- 
etänden der Akademiker, Adlichen u. e. w. mündlich. 

a) Das forum priv. rat, loci (s». Boehmer ad Carpzov 
Q@. 110. Obs. 5.) ist blos particnlarrechtlich und das angeb- 
liche for. priv. rat. causae, welches man über die Majestäts- 
verleizung annimmt, hat ebenfalls ia dem gemeinen Recht 
keinen Grund, $. $. 175. not. b.. ' 

b) ef. Deutsche Bundesacte Art. 14. Die besondere Beschaffen- 
heit dieses Gerichtsstandes bestimmen die einzelnen Landes- 

‚ 'gesetze, in Baiern z.B. das constitutionelle Edict 
v. 26. Mai 1818. $. 8. Vergl. auch das organische Edict 
die staatsrechtlicheuVerhältnisse der vormals 
reichsständischen Kürsten, Grafen und Herrn 
betr., v. 26. Mai 1818. 8.8. —. Ueber das forum der Reichs- 

“ unmittelharen zur Zeit des ehemaligen deutsehen Reichs. — 
Vergl Meister Einl. $. 689, fl. Moser von der deut- 
schen Justizverfassung, Bd. Il. Cap 2. 8.16. C. A. Titt- 
mann über d. Behauptung, dafs die Untersuchung in Straf- 
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sachen d, Refchsunmittelb., d. Rhofrath und nicht dem Cge- 
richt zustehe. Leipz. 1301. \ Es 

e) WK. Leop. I. art. 25.8.7, v. Martene Einl. in das posit. 
Europ. Völkerrecht, B. VUL. Kap. 5. $. 215. ff. Schmalz 
Europ. Völkerrecht. S. 114 - . 

d)L.2. 8 pr. D. de re mil. L. 9. D. de cust. et exhib. reor, 
Nov. 8. ec. 12. Durch Particulargesetze weiter ausgedehnt. 
ef. C. J. Wiedeburg von der Gerichtsbarkeit über die 
Verbrechen der Landmiliz. Jena 1761. G. H, Ayrexr D. do 
foro militis delinquentis, Gött. 1762, J. C. Greilich D, 
de competentia judieis ordinarii in puniendis militum de- 
lietis. Giefs. 1162. 

e) c. 4. 8.10. X. de judiciis. c. 2. 12,19. X. de fori comp. cf. 
J. H. Hellfeld D. de jurisdictione seculari in clericog del, 
Sen. 1771, 

$) Meister Einl, S. 696. 
e
n



Vierter Titel 

Von den verschiedenen Formen des gericht- 
lichen Verfahrens. 

$. 518. 
Der Inbegriff der gesetzlich bestimm- 

ten Handlungen, durch welche der Staat 

Seine Rechte aus Strafgesetzen gegen den 

Uebertreter verfolgt, ist der Criminalpro- 

cefs. Diese Handlungen haben die Entdeckung der 

Schuld und der Unschuld eines Angeschuldigten gleich- 

mäfsig zum Zweck und sind theils Handlungen des 

Gerichts, theils Handlungen des Angeschuldigten- selbst. 

8.51. 
Die allgemeinen wesentlichen Bestandtheile 

 (essentialia) eines jeden Criminalprocesses sind D 

- die Anschuldigung, worunter verstanden wird. der 

Inbegriff derjenigen Thatsachen und. Rechtsgründe, 

“"vermöge welcher eine Person als eines Verbrechens 

verdächtig dem Criminalprocesse unterworfen -wird, 

I!) die Untersuchung und Beweisführung, 

Il) die Vertheidigung und IV) die Ents chei- 

dung. — Von diesen sind die beson dern oder 

‘bedingt wesentlichen Bestandtheile zu unterschei- 

den, welche den einzelnen Procelsarten eigenthünlich. 

angehören. 

$. 520. 
Es giebt ‚zwey Haupiformen des gerichtlichen 

Verfahrens nach dem gemeinen Rechte a). D Ein 
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Bürger (der Beleidigte oder ein anderer) verfolgt vor 

Gericht im Namen des Staats die Rechte desselben — 

Anklage-Procefs: 11) Der Richter selbst ver+ 

folgt als Richter die Rechte des Staats gegen den 

Uebertreter — Inquisitions- Procefs. — Die 

erste Form: hat gesetzlich den Vorzug vor der 

zweyten, so dafs jene als Regel gilt und diese nur 

in Ermangelung eines Anklägers, aushülfsweise ge- 

stattet ist b). Indessen hat die deuische Praxis über- 

all den reinen Anklagsprocefs verdrängt, so dafs die 

Inquisition nunmehr als die einzige Form, ..wenigstehs 

als die Hauptgrundlage alles strafrechtlichen Verfah- 

rens in Deutschland zu betrachten ist. = 

2) Von dem fiscalischen Procefs und dessen verschiedenen Arten. 

2) Von den Eintheilungen in den Procefs gegen Anwesende und 

Abwesende, in ordentlichen und aufscrordentlichen Procels 

u. 8. w. mündlich. 

a) Das röm. Recht kennt nur.den aceusatorischen Proc. Tho- 
masius de orig. 'proc. inquis. 8. 35. #. Boehmer J..E. P/ 
T. IV. L.V. til. 81. Eschenbach Abh. von der, 
Generalinquisition S. 29. ff, Dex Inquisit. Procels gründet 

sich auf das can. R. ec. 21. X. de accusat! und besonders die 

P. G. O. Art. 6. 11. 12. 13. 14. vorzüglich 214. und 219. Ue- 
ber den Ursprung des Inquisit. Pr. ». Eschenbach a.a. 
O. Kap. 11. $. 1-3, Malblanc Gesch, derP. G. 0. S. 61. ff. 
Mittermaier d. deutsche Strafverf. I. Asth. $. 14. ff. 

b) Kleinschrod über den Werth des Anklage- und Unter- 
suchungsprocesses gegen einander u. 8. w. (Im Archiv 
Bd. 1. Stck. 4. Nr. 1.) Hiezu die Bemerkungen von Ranft 
(im Archiv Bd. III. St. d. Nr. 4.) und Klein über den 
as des Inquisitiousproc. (im Archiv Bd. VI. St. 4, 

‘ Nr. 7.). 

521. 
Seinem Inhalte nach theilt: sich der Ing. Pr. 

in den solennen und: summarischen. Dieser be- 

steht nur aus denjenigen Procefs-Haudlungen, welche 
als allgemeine. wesentliche Bestandtheile ($-. 519.) 
in‘ allen Strafsachen nothwendig sind. Bey eigentli- 
chen Criminalverbrechen aber sind noch gewisse b e- 
sondere Handlungen und Förmlichkeiten in 
Ansehung der Beweisführung und. Vertheidi- 
gung a) als wesentliche Bestandtheile eingeführt,



348 

"am eines Theils einer übereilten Lossprechung, andern 

Theils einer übereilten Verdammung auf das Entfern- 

;teste vorzubeugen (solenner Inquisitionsp rocefs). 

a) z. B. Vertheidigung durch einen Rechtsverständigen u. Ad- 

‚ vocaten — Bestellung eines Defensors ex vofficto us. w. 

$. 522. 
Die Rücksicht auf den Gegenstand des Ver- 

fahrens bestimint den Unterschied des Criminal - Pro- 

cesses in den reinen und gemischten, Adhä- 

sions- (oder Denuntiations-) Procefs. Er ist 

jenes, wenn blos die durch eine Uebertretung begrün- 

deten Rechte des Staats der Gegenstand des Verfah- 

rens sind; dieses, wenn nächst den öffentlichen Rech- 

ten zugleich die Privatrechte der durch das Verbre- 

chen beleidigten Privatpersonen in einem und demsel- 

ben Verfahren verfolgt werden a). 

 9P. €. 0. Art. 198. 207. 208. Horm. Besecke Diss. do 
tertia epecie processus, wixti scilicet sen denunciatorii ete. 

Rost. 1760. Kleinschrod theoria processus denunciatorii 

seu potius adhaesionis. Wirceb. 1999. 

$. 528. 
Die gesetzlich bestimmten wesentlichen Handlun- 

gen müssen, um ein Straferkenntnils zu begründen, 

- nicht nur wirklich, sondern auch auf die gesetzlich 

bestimmte Art: geschehen. Es bewirkt daher 1) die 

Unterlassung einer solchen Handlung für die nach- 

‘ folgenden Handlungen, die durch jene begründet wer- 

den sollten a), eine Nichtigkeit. Imgleichen ist 

derjenige Procefsact nichtig, welcher 2) nicht unter 

den gesetzlich nothwendigen Voraussetzun- 

gen b) oder 3) anders vorgenommen worden ist, 

als es die Gesetze bestimmen c). \ 

a) z. B. Strafsentenz in einer peinlichen Sache ohne vorherge- 

hendes artic. Verhör \ 

b) z. B. Incarceration etc., ohne dafs Gründe dazu da sind, 

e) Suggestivfragen etc. 

an rmenaıd 
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- Darstellung des Crininalprocesses selbst. 

Jar. Fr. .Ludovfel Einleitung vom peinl. Procefs’ Mit An- 

merk. von Joh. Gerhard Schlitte. : Halle 1750. 4. 

J. E. Pistorii tract. de procesau eriminali, tam_inquisitorio, 

quam accusatorio etc. Tub. 1764. 8. \ 

Chr. Fr. Georg Meister ansführl. Abhandlung des peinl. 

Processes in Deutschland 1-5. Thl. Unter dem allgemeinen 

Titel: Vollständige Einleitung zur peinl. Rechtsregel in 

Deutschland. I. Bd Gött. 1368. neue Ausg. 1776. 4. Mei- 

sters ausführl. Abhandl. u. 8. w.- Nach eineıh veränderten 

Plane fortgesetzt von J. Chr. Ese henbach 6. Theil, 

Schwerin und Weimar 1795. (Auch ünter dem Titel: Aus- 

führl. Abh. der Generalinquisition 1. Thl. 4.) 

Anton Bauer Grundsätze d. Criminalprocesses, Marb, 1805. 8. 

H. E. Bolley theor. pract. Anweisung zum Verfahren in Straf- 

sachen. Stuttgard 1809, : 

©. €. Stübel das Criminalverfahren in den deutschen Gerich- 

ten. V Bade.. Leipz. 1811. \ 

€. J. Mittermaier Handbuch des peint. Processes etc. Hei- 

deib. I. Bd. 1810. 11. Bd. 1841. 

Chr. Martin Lehrbuch des deutschen gemeinen Criminalproc. 

Gött. 1812: neue Aufl. 1819. BE - 

MW. E Henke Darstellung des gerichtl. Verfahrens in 

Strafsachen. Zürich 1817. \ 

C. J. A. Mittermeier das deutsche Strafverfahren in der 

Fortbildung durch Gerichtsgebrauch und Particulargesetzbü- 

cher etc, Heidelb. 1827. . | 
, .
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ZZ Darstellung des Criminalprocesses selbst. 

Jac. Fr. .Ludovici Einleitung vom peinl. Procefs‘ Mit An- 

merk: von Joh, Gerhard Schlitte. : Halle 1750. 4. 

3. E. Pistorii tract, de processu criminali, tam inquisitorio, 

guam accusatorio etc. Tub. 1764. 6. i 

Chr. Fr. Georg Meister ausführl. Abhandlung des peinl. 

Processes in Beutschland 1-5. Thl.. Unter dem allgemeiner 

Titel: Vollständige Kinleitung zur peinl. .Rechtsregel in 

Deutschland. 1. Bd Gött. 1764. neue Ausg. 1776.4. Mei- 

gters ausführl. Abhandl, u. =» w.- Nach einem veränderten 

Plane fortgesetzt von J. Chr. Ese henbach 6. Theil. 

Schwerin und Weimar 1795. (Auch ünter dem Titel: Aus- 

führl. Abh. der Generalinguisition 1. Thl. 4.) 

AntonBauer Grundsätze d. Criminalprocesses,. Marb. 1805. 8. 

U. E. Bolley theor. pract. Anweisung zum Verfahren in Straf- 

sachen. Stuttgard 1809, . oo: . 

°C0.C. Stübel das Criminalverfahren in den deutschen Gerich- 

ten. V. Bde.. Leipz. 1811. , 

6. J. Mittermaier Handbuch .des peinl. Processes etc. Hei- 

delb. 1. Ba. 1810. 11. Bd. 1811. . . : 

Chr. Martin Lehrbuch des deutschen gemeinen Criminalproe; 

Gött. 1812: neue Aufl. 1819. nn 

H.W. E. Henke Darstellung des gerichtl. Verfahrens in 

Strafsachen. Zürich 1817. ee , : 

C. I. A. Mittermaier das deutsche Strafverfahren in der 

Fortbildung durch Gerichtsgebrauch und Particulargesetzhü- 

cher etc, Heidelb. 1827. : : . 
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Erster Titel 

Von den.Bestandtheilen des Criminalpro- 
cesses überhaupt. 

- Brster A bschnitt 
Von den ‚Bedingüngen der Ausübung der Criminal- 

'gerichtsbarkeit. -- 

E rste Abtheilung. 
Von den Mitteln, den Angeschuldigten der rich- 

terlichen Gewalt zu unterwerfen. 

$.. 524. 

Die Ausübung der Criminaljurisdiction setzt die 
Gegenwart des Angeschuldigten vor Gericht voraus. 
Der Criminalrichter hat daher nothwendig das Recht 
zu solchen Handlungen, durch welche er die Gegen- 

: wart desselben vor Gericht bewirken kann a). Jede 
dieser Handlungen setzt als nothwendige "allgemeine 
Bedingung voraus: I) dafs entweder Gewilsheit oder 
doch hohe Wahrscheinlichkeit des begangenen Ver- 
‚brechens an sich, 2) Verdacht vorhanden ist, dafs 
die. Person; des. Verbrechens schuldig sey. Die Ge- 
fangennehmung und jede,. die Stelle der Gefangen- 

‚ nehmung. vertretende und dieselbe beabsichtigende 
Handlung: erfodert. einen, wenigstens einem halben Be- 
weise gleichen Verdacht b). 

a) Mündlich von der Zulässigkeit des Procuraätors in pein- lichen Sachen. J. H. Boehmer de potestate procuratoris
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$. 528. 
Hieraus folgt als Regel: gegen einen Menschen, 

bey welchem weder die Gröfse der ihm bevorsiehen- 
den Strafe, noch dessen persönliche Eigenschaft die 
Gefahr einer Flucht begründet, ist keine Art von Si- 
cherungsmitiel erlaubt; diese kommen hingegen in 
‘Anwendung 1) wenn beyde Gründe: vereint ($. 627.) 
die Flucht befürchten lassen, 2) wenn zwar nicht die 

. Eigenschaft der Person, aber doch die Gröfse der 
bevorstehenden Strafe, und 3) wenn zwar nicht die 
Gröfse der Strafe, aber doch die persönliche Eigen- 
schaft des Verdächtigen eine Gefahr einer Flucht be- 
gründet - 

$. 529. 
Die Sicherungsmittel vor der Gefahr der Flucht 

sind: D Caution, ID Gefängnifs, Incarcera- 
tion des Angeschuldigten. Welches von beyden Si- 
cherungsmitteln statt finden müsse, ist nach der Re- 
gel des $. 525 zu beurtheilen. 

$. 530. 
Caution findet als Sicherungsmittel statt a), 

wenn jemand eines geringeren Verbrechens angeschul- 

digt ist und ihn blos seine persönliche Eigenschaft 

der Flucht verdächtig macht a); b) wenn Gründe der 

Vermuthung vorhanden sind, dafs die schwere, dem 

Verbrechen überhaupt gedrohte Strafe im vorliegen- 

den Fall nicht zur Anwendung kommen werde b). 

-a) Heil jadex et defensor C.2.8.5. Ludovici Criminalpro- 
cefs Kap, 11. 5, 11. 

b) cf. Quistorp peinl. R. Thl. IE. $ 615. Meister pr. j. 
er. $. 385. - 

Der Richter hat sich der Person des Verdäch- 

tigen duxch das Gefängnils zu versichern, a) wenn 
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zwar an sich nur Grände zur Caution vorhanden sind, 
diese aber von dem Angeschuldigten nicht geleistet 
werden kann; b) wenn die Gröfse des Verbrechens 
(worauf entweder eine Capital- oder schwere Leibes- 
strafe steht) entweder allein, oder verbunden mit den 
persönlichen Eigenschaften, Gefahr einer Flucht be- 
&ründet a); c) wenn mehre als Mitschuldige des Ver- 
brechens verdächtig sind und daher zu besorgen ist, _ 
dafs dieselben ihre Freyheit zur Verabredung plan- 
mäfsig zusammenhängender Lügen mifsbrauchen möch- 
ten. In diesem Fall bezweckt die Gefangennehmung 
nicht Abwendung der Flucht, sondern Verhütung der 
Collusion durch Absonderung b) , ist daher auf die 
Bedingungen jener nicht beschränkt. 

a) L. 1. 3. D. de custodia reor. P.G. O. Art. 1. Leyser - 
Sp. 563. Boehmer ad Carpzorv Q. 11l. obs. 1. 

b) P. 6. O, Art. 11. Grolman Grunds, der OBW. 8. 485. 

$. 532. 
Das Gefängnifs als blofse Sicherheitsmaasregel 

darf nicht die Eigenschaft eines Strafgefängnisses ha- 
ben. Mit dem Gefängnifs dürfen daher nicht mehr 
Uebel für den Gefangenen verbunden seyn, als nöthig 
ist, um die Flucht oder die Collusion mit seinen Mit- 
schuldigen zu vereiteln a). Dafs das Gefängnifs ver- 
schärft wird, wenn die Anzeigen steigen, ist eine ver- 
nunft - und gesetzwidrige Praxis. 

a) Sehr humane, jetzt «o häufig vernachlässigte Verordnungen. 
hierüber enthält L. I. L.5. C. de custodia reor. (cf, Go- 
thofredus ad L. 1. und L. 6. C. Th. de custodia reor.) 

$. 538. 
Eidliche Caution kaun nie den Richter 

sichern, weil wer eines Verbrechens verdächtig auch 
der Nichtachtung seines Eides verdächtig ist. .Blos 
1) Caution durch Pfänder, 2) durch Bürgen lei- 
sten dem Staate Sicherheit. Die Bürgen verpflichten 

v. Feuerbach’s peinl. Recht. (11. Aufl.) . 23
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sich, den Angeschuldigten auf Verlangen des Rich- 

ters jederzeit zu stellen, und, im Fall er sich dem 

Gericht entziehen sollie, eine gewisse Geldsumme zü 

bezahlen. Diese Summe. ist .blos.cautio de judicio 

sisti und-mufls, wenn sie nicht durch Gesetz oder 

Observanz_ oder durch den. Bürgschafisvertrag selbst 

bestimmt ist, von: dem Richter bestimmt - werden a).- 

Sie ist verfallen, wenn die .Bürgen durch ihr Ver- 

schulden Ursache sind,” dafs der Verdächtige sich 

dem Gericht entzieht. Wenn sie ihm‘ vorsätzlich zur 

Flucht behülflich waren, so können sie ausserdem will- 

kührlich bestraft werden b). 

a) L. 4, D. de custodia reor. Aus dem Gesetz ergiebt sich 
auch deutlich, dafs die Caution der Bürgen nicht zugleich 

cautio judicatum solvi ist, wie Kleinchrod bey 

dem sichern @eleit behauptet, und Verfasser selbst ehe- 

mals (s. die Rec, von dem II. Thl. der Kleinschrodischen 

Abhandlungen in der A. L. Z. 1800. Nr. 4345.) angenom- 

men hatte. Die Erlegung der Geldsnmnie soll, wie das Ge- 

setz deutlich sagt, nur ein Mittel seyn, den{/Bürgen zur 

Stellung des Angeschuldigten anzuhalten, , 

b) L. 4. cit. — puto tamen, si dolo non exhibeat, etiam extra 

- " ordinem esse damınandum, - - 

8. 584. 
B) Handlungen gegen den flüchtigen Ver- 

brecher. Der Richter ist unter dieser Voraussetzung 

‘zu allen an sich rechtmäfsigen Handlungen befugt, 

durch welche. er den Flüchtigen seiner Gewalt unter- 

werfen kann. Diese sird entweder 1) solche Hand- 

lungen, welche nothwendig die Bedingungen zur In- 

carceration ($. 531.) ‚voraussetzen, oder 2) solche, 

welche an jene Bedingungen nicht gebunden sind. Zu 

der letzten Art gehört allein die Edictalcitation. 

$: 539. 

- In Hinsicht auf die Orduung, in welcher die 

verschiedenen Mittel zur Habhaftwerdung eines Flüch-- 

. tigen zu gebrauchen sind, lassen sich die nächsten 

(primären) von den blos aushülflichen (secun- 
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dären) unterscheiden, welche. letzteren ‚erst alsdanik 
gebraucht werden dürfen, 'ween die ersten entweder 
ihren Zweck verfehlt haben, oder auf die vorliegen- 

. den Umstände keine „Anwendung gestatten. a 

$. 536... 
D Die nächsten (primären) Mitt tel sind 

1) Haussuchung a), wenn Vermuthung vorhanden 
ist, dafs der Verbrecher noch innerhalb des Gerichts- 
sprengels verborgen sey.. Jedes Haus, auf weiches 
Verdacht fällt, ist dieser Untersuchung unterworfen: 
Ist der Verdacht nicht auf ein bestimmtes Haus ge- 
richtet , so kann das Gericht in verschiedenen, oder 

in allen eines gewissen .Orts die Nachsuchung anstel- 
len. Auch, um die Spuren eines Verbrechens zu ent- 
decken und dadurch erst Verdacht gegen eine bestimmte 
Person zu begründen, I kann die Haussuchung gebraucht 
werden. 

a) Ohlenroth von der Hanesuchnng. Wittenb. 1759. Klein- 
schrod über die Haussuchung, als ein Mittel, den Bevreis 
in peinl. Füllen zu hefördern. Im Archiv Ba. IT. St 3. 
Nr. 4. Pfannenberg de perzcrutät. domestica. Lips, 1812. 

. g. 537. - 

2) Die Nacheile, Amtsfolge (sequela prae- 
fectoria) besteht in der Verfolgung des flüch- 

! tigen Verbrechers durch die Diener des Ge- 
rich?s. Das Recht der Nacheile erstreckt sich nicht 

weiter, als bis zur Landesgrenze desjenigen Oberherrn, 
dessen Criminalgerichtsbarkeit sich der Angeschuldigte _ 
durch die Flucht entzogen hat. In das Gebiet eines 
fremden Staats den Flüchtigen verfolgen, ist wider- 
rechtlich, wenn nicht Verträge oder Gesetze a) es 
erlauben. Kann die Nacheile ‘nicht angewendet wer- 
den und ist der: Aufenthaltsort des Verdächtigen un- 
bekannt, so werden 3) Steckbriefe erlassen. Die- 

ses sind öffentliche und offene Urkunden, 
worin ein Richter von andern -Obrigkeiten 

Br
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Ergreifung und Auslieferung des Flüchti- 

gen verlangt b). 

a)R. A. v. 3. 1559. 8. 22. 26. 

b) Kleinschro ä über die Natur und Erfordernisse der Steck- 

briefe in dessem Abhandl. Thl. H. Nr. 11. Biedermann 

über die Natur und Erfordernisse der Steckbriefe. (Kleins 

Archiv St.3. nr. 3.) S. auch Moser patriot. Phantas. Ba. 11I. 

Ss. 1il, 
. 

g. 538. 

Wenn der Aufenthaltsort des Flüchtigen bekannt 

ist, so bedient man sich 4) der Ersuchungsschrei- - 

ben (Reguisitorialien), welche von dem Rich- 

ter an ein anderes bestimmtes Gericht erlas- 

sen werden und in welchen von diesem die 

Ergreifung undGefangennehmung des 

Flüchtigen (befehls - und  bittweise) verlangt 

wird. Die Reg. kommen in Ansehung der innern 

Eırfodernisse mit den Steckbriefen überein, aufser dafs 

die Gründe zur Verhaftung besonders angegeben wer- 

den a). 

2) C.J. de Zwirnlein Diss. IL de litteris requisitorialibus. 
. Gött. 1758. 

g. 539. 
Mit ‘den übrigen Mitteln kann 5) der Bes chlag 

der Güter (annotatio bonorum) verbunden werden, 

einer xichterlichen Handlung, mi ttelst welcher 

das Vermögen des Angeschuldigten ver- 

zeichnet und demselben das Recht darüber 

zu verfügen entzogen wird. Der: Haupizweck 

ist, dem Flüchtigen den Lebensunterhalt zu entziehen 

“und ihn dadurch zur Rückkehr zu nöthigen a). "Die 

Aufzeichnung mufs in Gegenwart des Richters, zweyer 

Schöppen und derjenigen Personen geschehen, welche 

die nächsten Erben des Flüchtigen sind. Die ver- 

zeichneten Sachen werden entweder im Gericht nie- 

dergelegt, oder einem Verwalter übergeben, der, 
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aufser den allgemeinen Pflichten des Verwalters; noch 

die besondere Verbindlichkeit übernimmt, dem Flüch- 

tigen nichts aus seinem Vermögen abfolgen zu lassen. 

a) P. G. O. Art. 206. Kleinschrod Diss. de adnotatione bo- 

noram delinquentis, Wixceb, 1491. — Deutsch in dessen 

Abhandlungen 1. Thl. Nr. 7. 

8.540. 

ID) Die aushülflichen (secundären) Mit- 

tel sind I) die Edictalcitation, 2) das sichere 

Geleit (salvus conductus), nämlich das rich- 

terliche Versprechen der Befreyung vom 

Gefängnisse unter der Bedingung, dafs sich 

der Angeschuldigte gesetzlich verhalte und 

persönlich im Gericht erscheine a). Das si- 

chere Geleit ist vollkommen, wenn sich die Be- 

freyung vom Gefängnisse auf die ganze Zeit der Un- 

tersuchung erstreckt, oder unvollkommen, wenn 

‚ dieselbe auf kürzere Zeit beschränkt ist. 

1) Unter welchen Bedingungen kann ein sicheres Geleit ertheilt 

werden? 

2) Von wem kann es ertheilt werden? 

8) Brukners de salvo conducefu. Jen. 1712. — Kleinschrod 

Versuch einer vollständigen Theorie der Lehre vom sichern. 

Geleit. In dessen Abhandl. II. Nr. 9. Kleinschrod im | 

N. Archive des Criminalr. V. Bd. nr. 11, 

g. 541. 

‚Das Versprechen des Richters ist bedingt durch 

das Versprechen des Angeschuldigten, sich vor Ge- 

richt zu stellen. Mit dem sichern Geleit ist daher 

nothwendige Caution verbunden, welche dem Rich- 

ter für, die Erfüllung dieses Versprechens haftet. 

_ Diese Caution kann geleistet werden 1) durch Pfän- 

der, af sichersten aber 2) durch Bürgen, von 

welchen dasjenige gili, was $. 533. von Bürgen ge- 

sagt worden ist. “
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$ 512, 
Das sichere Geleit wirkt Freyheit von Gefäng- 

nifs, innerhalb der Zeit, für welche und während 

der Fortdauer derjenigen Bedingungen, unter welchen 
es versprochen wurde, Es erlischt also 1) mit dem 
‚Verlauf der Zeit, für welche es ertheilt wurde, 2) 

mit der Eröffnung eines- peinlichen Urtheils a), 3) 

mit der Uebertretung was immer für eines Strafge- 
setzes, A) mit dem Ungehorsam gegen die richter- 
liche Ladung. Dasselbe. ist nichtig, wenn es durch 
Betrug erschlichen, worden b), 

a) L.5. D. de custodia reon 

b) Kleinschrod a. a. 0.$. 69. ” 

wre 

Zweyte Abtheilung. 

Von den richterlichen Erkenntnifsgründen. 

| $. 548. 
Die richterlichen Handlungen hängen von That- 

sachen ab; aber diese Thatsachen sind für den Rich- 

ter nur. in so ferne vorhanden, als er sie erkennt. 

Die Gründe des richterlichen Erkennens 

machen daher die zweyte Bedingung der Ausübung 

der Criminalgerichtsbarkeit aus. Es sind dieselben 

von doppelter Art: 1) Gründe der Vermutkung — 

Anzeigungen, Indicien, 2) Gründe der jwidi- 

schen Gewifsheit - — Beweis. - 

  

Erste Unterabftheilung. 

von den Gründen der Vermuthung oder von Indielen 

"homae Nani Valtelinensis de indiciis ; eorumgue . um 

in eozuosoendis criminibus liber singularie.. Tieini- Regi 

1781. 

3. L E Püttmann Diss, de lubrico indiciorum, Lips. 1785. 

(in Opusc. jur. erim:p. 221.) 
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Woltaer Diss. qnae semiolggijas eriminalis quacedanı capita 

iractat. Hal. 1790. nn 

Weindler über die Vermuthungen. Landsh. 1802, 

Hanns Ernst von Globig Versuch einer Theorie der Wahr- 

scheinlichkeit. 1. U. Thl.. Regensb. 1806. 8. 

J. M. Paganologiea de probabili applieata a gindizi eriminali. 

Milano 1806. 4 

Feuerlein über die Vermuthungen (in Gönners Archiv 

Ba. IV. Heft 1 ar. 1), ” . 

Mittermaier in der Theorie des Beweises nr. VI 

g. 544. 
Eine Thatsache hat Gewifsheit, wenn dem 

Verstande vollständig alle diejenigen Gründe gegeben 

sind, deren er bedarf, um dieselbe als wirklich vor- 

handen anzunehmen. Das vollständige Daseyn aller 

derjenigen Gründe der Gewifsheit, ‚deren (nach. po- 

sitiven Gesetzen) der Richter bedarf, um mit einer 

vorausgesetzten Thatsache rechtliche Folgen zu ver- 

binden, heifst die juridische Gewifsheit, im Ge- 

gensatze der gemeinen (der s. g. moralischen), 

welche lediglich, nach den Gesetzen des Verstandes, 

gemäfs den Regeln der Erfahrung bestimmt wird. 

$. 541 u. ‘ 

Bey der Ungewifsheit lassen sich drey 

Grade unterscheiden: I) die Wahrscheinlichkeit, 

wenn mehr Gründe für die Wahrheit einer 'Thatsa- 

che, als gegen dieselbe gegeben sind, 2) die Zwei- 

felhaftigkeit, wenn die Gründe für die Thatsache 

den Gründen gegen dieselbe gleich sind, 3) die Un- 

wahrscheinlichkeit, wenn wir weniger Gründe 

für die Thatsache, als gegen dieselbe haben. 

87585. Ä 
- Das Bewufstseyn der Gewifsheit heifst Ueber- 

zeugung; das Bewufstseyn der für die Wirklichkeit 

einer Thatsache vorhandenen, jedoch, zur Gewifsheit 

noch unzureichenden Gründe, Vermuthung, welche 

®
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von der, ihrer Gründe sich nicht bewufsten oder 
ganz grundlosen Muihmafsung wohl zu unter- 
scheiden ist.. 

$. 546. 
Eine Thatsache, welche die Vermuthung 

für das Daseyn einer andern, die Anwendung 
eines Strafgesetzes bedingenden, Thatsa- 
che begründet, wird eine Anzeigung, Indi- 

cium genannt. Die aus Anzeigungen hervorgehende 
Vermuthung, heilst Verdacht a). Im engern Sinne 

werden unter Anzeigungen insbesondere diejenigen Ver- 
muthungsgründe verstanden, welche eine Person der 

Uebertretung eines Strafgesetzes verdächtig machen 
(indicia delinquentis), im Gegensatze derjenigen, 
welche blos die Vermuthung eines vorgefallenen Ver- 
brechens (noch ohne alle Beziehung auf das Subject 
desselben) begründen (ind. delicti). i 

a) Verdacht unterscheidet sich vom Argwohn eben so, wie 
die Vermuthung von der Muthmafsung. Nach der P. G. O. 
Art. 19. ist Anzeigung gleichbedeutend mit: „redlich Wahr- 
zeichen, Argwohn, Verdacht und Vermuthung.“ 

$. 547. 
Da von einer Anzeigung auf das Verbrechen oder 

dessen Urheber, als auf unbekannte Thatsachen, ge- 
schlossen ‚werden soll, so mufs dasselbe eine mit 

diesen unbekannten Thatsachen im Zusammenhange 
stehende Thatsache seyn. So wie nun bey einem 
Verbrechen dreyerley in Beirachtung kommt, die 
rechtswidrige Handlung selbst mit den dabey vorge- 
fallenen Umständen, ferner die Veranlassungen, Ur- 
sachen und Gründe des Verbrechens, endlich die Fol- 
gen desselben; so giebt es auch 'drey Klassen von 
Indicien: D Thatsachen, welche als Bestandtheile des 

Verbrechens selbst oder als Umstände erscheinen, die 

zur Zeit seiner Begehung mit demselben verbunden wa- 

zen — gleichzeitige (concurrente) Indicien; 
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U) Thatsachen, welche sich als Ursache, Grund oder 

Bedingung eines Verbrechens darstellen — vorher- 

gehende (antecedirende) Indicien; II) That- 

sachen, welche als Wirkung oder Folge einer began- 

‘genen Missethat zu betrachten sind — nachfol- 

gende (subsequente) Indicien a). 

a) Diese Eintheilung setzt der Verf. an die Stelle der gewöhn- 
lichen. .Die Eintheilung in gemeine und besondere 
Indicien (indicia communia und propria) ist zwar an sich 
nicht verwerflich; es sind aber alle besondere Anzeigen, 
welche man gewöhnlich aufzählt, in allgemeinen enthalten 
und lassen sich auf diese zurückführen, so wie sich wieder 
die allgemeinen, durch Anwendung, in besondere auflösen 
lassen. Dagegen dürfte wohl die Eintheilung .in indicia 
proxima und remota, so fern im Allgemeinen die ein- 
zeinen Indicien selbst darnach classificirt werden sollen, 
ganz unpassend seyn. Von keinem Indieium läfst sich im 
Allgemeinen sagen, dafs es indieium remotum oder 
proximum sey. Der Grad der Vermuthung kann 

- lediglich in concreto ermessen werden. Carl, der überall 
hier nur Beyspiele giebt, wie man auch so ziemlich einge- 
steht, sagt dieses selbst Art. 24. deutlich genug. 

- 858. 
Eine Thatsache, welche blos auf das Daseyn el- 

ner anderen Anzeigung schliefsen -läfst, heifst eine 

mittelbare Anzeigung (ind. indicii) und stelıt 
der unmittelbaren entgegen, welches ohne Zwi- 
schenthatsachen auf den Urheber ‘oder das Verbre- 

chen führt. 

$..59. 

Die gleichzeitigen Anzeigungen sind so 
mamnigfaltig, wie die Verbrechen selbst. Ihr Princip 
ist der Begriff jeden besonderen Verbrechens, durch 
welchen die einzelnen concurrenten Indicien, welche 

zu ihm gehören, mit .Beyhülfe der Erfahrung aufzu- 
finden sind. Die vorhergehenden und nachfol- 

genden Indicien sollen hier nach ihren Hauptklassen 
weiter entwickelt werden.
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$. 550." 

A). Zu den vorhergehenden Anzeigun- 

gen a) gehört: T) ein bestimmtes sinnliches In- 
teresse an dem einzelnen gegenwärtig vor- 
gefallenen Verbrechen. Dahin ist zu rechnen 1) 

ein Affect, der zu diesem Verbrechen bestimmen 

konnte, wie Feindschaft gegen den Verletzten b), 

Liebe gegen das genothzüchtigte oder entführte 
Mädchen und dergl.; 2) ein von einer Person beab- 

.sichteter Vort heil, welcher durch das Verbrechen 

erlangt, oder von demselben gehofft werden konnte c). 

a) Die P. G. O:, der die sonst so unfolgsamen Rechtslehrer 
hier getreulich nachfolgen, setzt immer noch besondere 

Merkmale zu den einzelnen Indicien hinzu, welche den Grad 

der. Vermuthung der Indicien bestimmen Dieses ist bey 
Beyspieien nothwendig, aber in einer Theorie fehlerhaft, 

Hier müssen die Thatsachen rein und nackt, ohne alle Bey- 

mischung aufgestellt werden. Die Stärke oder Schwäche des- 
selben hängt von der Beurtheilung derselben nach den fol- 

genden Regeln ab. Eben so müssen auch allgemeine Re- 

geln bestimmen, wann die Indicien ganz hinwegfallen. 

b) P. @. 0. Art. 87. . 

OP. G. O. Art. 25. S. 5.. Als Beyspiele führt die P.G@.O, 

Art. 26. an, wenn eine Person mit dem heimlich Ermorde- 

ten einen grofsen Procels hatte. Es gehören noch viele an- 

dere Fälle hierher, z. B. wenn die Fhefran des Ermurdeten 

mit einem Andern, den sie zu heirathen wünscht, im Ehe- 

bruch lebte u: 8. w. 
x 

g. 551. 

I) Neigung zu derjenigen Art von Verbre- 

chen, zu welchen das gegenwärtig begangene gehört. 

Diese Neigung ist anzunehmen 1) wenn. eine Person 

schon ehemals Verbrechen derselben Art begangen 

oder unternommen hat, oder doch durch den Ruf 

desselben. bezüchtigt wird a), vorausgesetzt, dafs die-. 

ser Ruf bestimmt und die Quelle desselben unver- 

dächtig ist; 2) wenu eine Person Verbrechen der be- 

stimmten Art, oder das specielle, jetzt entstandene 

Verbrechen, als solches, im Voraus gebilligt hat: 

Mau billigt gemeinglich nur dasjenige, was man selbst 
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zu unternehmen fähig oder geneigt ist. — Die einem 

Verbrecher bewiesene Theilnahme, z. B. vertrauter 

Umgang mit demselben b), desgleichen die demsel- 
ben nach der That erwiesenen Begünstigungen c), 
sind nur dann als Anzeigungen der Mitwirkung zu 

- den von ihm begangenen Verbrechen selbst zu be- 

trachten, wenn jene Handlungen oder Verhältnisse 
mit solchen Umständen verbunden sind, mit welchen 
auf eine gesetzwidrige Neigung der Person zu solchen 
Verbrechen geschlossen werden kann. 

2)P. 6.0. Art. 3.91 
b) P. ©. 0. Art, 3. 8.4 
e) P. G, O. Art. 40. 

g. 552. 
Zu den vorausgehenden Anzeigungen gehört 

III) jede Thatsache, welche ‘die Vermuthung oder 
Gewifsheit begründen, dals eine Person den Willen 

gehabt habe, das Verbrechen, welches nachher ent- 
standen ist, zu begehen. Dieses ist der Fall 1) bey 
der Erklärung, ein Verbrechen begehen zu wollen, 
es sey dieselbe als Drohung a) oder in anderer 
Weise geäussert worden, selbst wenn dieselbe keine 
durch Ort, Zeit, Gegenstand oder Art des Verbre- | 
chens vollständig bestimmte Erklärung gewesen ist, 
vorausgesetzt jedoch, dafs das vorgefallene Verbre- 
chen darunter begriffen seyn konöte, und Gründe 
vorhanden sind, welche die Ernstlichkeit solcher Er- , 
klärungen wenigstens wahrscheinlich machen. 

a) P, G. O. Art. 32, 

$. 553. 
2) Handlungen, welche als Vorbereitungen 

zu dem später erfolgten Verbrechen zu betrachten ' 
sind: wie das Bereiten oder Kaufen von Giften, bey 
einer vorgefallenen Vergiftung a), das Kaufen und 

Zubereiten von Waffen bey offenbarem Mord, die
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Verhehlung der Schwangerschaft , als Anzeigung des 

Kindsmordes, Gebrauch ungewöhnlicher Kleider vor 

der That, Vermummung, Auskundschaftung des Ortes, : 

wo ein Verbrechen vorgefallen, Erkundigung nach 

den Mitteln zur Ausführung desselben u. s. w.; end- 

lich 3) jedes willkührliche oder unwillkührliche Be- 

nehmen einer Person, wodurch sich das Bewufst- 

seyn eines bösen Vorhabens zu erkennen giebt b). 

a) P. @. O. Art. 37. 

b) z. E. ungewöhnliche Verwirrung in dem Betragen, Erkundi- 

gung nach der Strafe des Verbrechens, nach den Mitteln der 

Strafgerechtigkeit zu entgehen u. s; w. Oder man sah den 

Verbrecher vor der That nach, dem Ort zugehen, ‘wo die 

That nachher geschah; da ihm Menschen begegneten, kehrte 

er voll Verwirrung um u. &. W. 

g. 554. 

IV) Das Zutreffen derjenigen Voraussetzun- 

‘gen oder Bedingungen in einer bestimmten Per- 

son, welche zur Begehung eines gewissen Verbrechens 

erfoderlich gewesen sind; wohin insbesondere zu rech- 

nen 1) Gegenwart an dem Ort und um die Zeit 

des begangenen Verbrechens a). Ungewöhnliche Ab- 

wesenheit von dem gewöhnlichen Aufenthaltsorte 

der Person zur Zeit der That, so wie das Finden 

der einer Person zugehörenden Sache an dem Orte 

‘des Verbrechens b), sind mittelbare Indicien der. 

_ Anwesenheit an diesem Orte. 2) Der Besitz derjeni- 

gen Werkzeuge, mit welchen entweder das Verbre- 

chen wirklich begangen worden ist, oder mit wel- 

chen dasselbe begangen werden konnte, jedoch im 

letzten Falle vorausgesetzt, dafs dieselben entweder 

ihrer Art nach oder in Hinsicht auf die Person des 

Besitzers, oder auf Ort oder Zeit, als ungewöhn- 

liche Werkzeuge zu betrachten sind. 

n)P.G. 0 Art.2,8.2 

v) P. 6. 0. Art. 29. 
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8. 555. 
B) Nachfolgende Indicien sind entweder I} 

solche Thatsachen, welche als Folgen eines Verbre- 

chens mit demselben in einem physischen Zusam- 

menhang stehen, oder II) solche, welche mit dem- 

selben nach psychologischen Gesetzen zusammen- 

hängen. - 

$. 556. 

I) Ein nachfolgendes Indicum der ersten Gat- 

tung ist es, 1) wenn sich an einer Person oder an 

einer mit der Person im Verhältnifs stehenden Sache, 

Veränderungen zeigen, welche die Wirkung eines 

bestimmten Verbrechens seyn können, wie z. B. blu- 

tige Kleider oder Waffen bey der Tödtung a); 2) 

wenn eine Person Sachen besitzt oder besessen 

hat, deren Besitz entweder an sich b) oder wegen der 

Art des Besitzes c) oder der Lage des Besitzers d) 

aus einem bestimmten Verbrechen erklärbar ist. 

a) P. G. O. Art. 33. 

b) Wie wenn dem Belcidigten, z. E. dem Ermordeten, oder Be- 

stohlnen, die Sachen gehörten. P. G. ©. Art. 38, 

e) Wenn z. B. eine Person Sachen an ungewöhnliche Orte ver- 

steckt hat. \ 

d) Dahin gehört schnelles Reichwerden, oder grofser Aufwand, 

ohne dafs ein rechtlicher Titel des Erwerbs bekannt ist. 

P. G. 0. Art. 89, 

$. 551. 
II) Nachfolgende Anzeigungen der zweyten. 

Gattung sind solche Thatsachen, welche entweder 

das Schuldbewulstseyn des Verbrechers selbst, 

oder die von einem Andern über die verübte That 

erlangte Wissenschaft bekunden. 

$. 558. ° 
Y Zu den das Schuldbewufstseyn des Verbre- 

chers bekundenden Anzeigungen gehören: a) das 

eigene Geständnis ein Verbrechen begangen zu
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haben, vorausgesetzt, .dafs dasselbe nicht diejenigen 
"Eigenschaften an sich trägt, welche die juridische 
Gewifsheit begründen, ‘wie z. B. das aussergericht- 
liche Bekenntnifs, die Berühmung mit einer That 
u. dergl. a); — b) Handlungen, welche aus: der 
Absicht erklärbar sind, die nachiheiligen rechtlichen 
Folgen des begangenen Verbrechens von sich. abwen- 

. den zu wollen, als da sind: Tilgung oder Verheimli- 

chung der Spuren desselben, heimliche Entfernung b), 

Vorbereitungen zu denselben, versuchte Störung der 
Polizey oder Gerichtsgewalt in Erforschung der That 
oder des Thäters u. .dergl. — endlich c) alle die 
(jedoch sehr oft trüglichen) Erscheinungen an einer 

Person oder ihrem Benehmen, in welchen sich un- 
willkührlich das Schuldbewufstseyn zü verrathen 
pflegt, insbesondere Aeufserungen ungewöhnlicher Ge- 
müthsbewegung, Angst, Verlegenheit' u. dergl. 

a) P. G. O. Art. 32, 
d) P. G. 0. Art. 25, & 7. 

$. 559. 
2) Anzeigungen durch bekundete Wissenschaft 

andrer- Personen, ausser dem Verbrecher selbst, 

sind a) Aussagen von Zeugen, welche über die 

That selbst durch ihre eignen Sinve Kenntnifs erlangt 

haben, jedoch nicht zur Ueberweisung genügen, wie 

die Aussagen Eines verdächtigen, oder selbst vollgül- 

tigen oder mehrer verdächtigen Zeugen a); — b) Aus- 

sage eines Mitschuldigen, so ferne dieselbe ver- 

möge -des Verhältnisses des Beschuldigers zu dem 

Beschuldigten und andrer Umstände Glaubwürdigkeit 

erlangt b); — c) Aussage des durch das Verbrechen 

Beleidigten, wenn er dieselbe durch Eid und 

durch seinen Tod bekräftigt hat c). 

a) P. G. O. Art. 80. 
b) P. G. O: Art. 31. 
co) P. 60. Art. 3.8.6. 
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$. 560 @ 
Die Stärke oder Schwäche der Indicien hängt 

ab I) von ihrer Zahl; je mehr indicirende Thatum- 

stände zusamnientreffen, desto ‚stärker ist der Ver-+ 

dacht; ID von ihrer Beschaffenheit an und für 

sich; je näher der indicireiide Thatumstaud mit der 

Schlufsfolge zusammenhängt, je kürzer also die Schlufs- 

reihe ist, durch welche der Verdacht begründet wird; 

je genauer nach der Erfahrung das Indieiam mit dem 

Verbrechen oder dem Verbrecher verbunden ist, 

desto dringender ist das Indicium: besonders aber 

II) von dem: Verhältnisse derselben 1) zu an- 

dern concurrirenden Indicien und 2) zu den Ge- 

. genindicien (indiciis innocentiae), und endlich 

IV) von dem Beweise derselben. . 

g. 560 d. 

Was das Gericht der Indicien der Relation nach 
(8. 560 «a. II.) — und zwar 1) in Beziehung auf 
andere concurrirende Indicien betrifft, so ist 
die Regel: je mehr sie einander unterstützen, 
desto stärker sind sie. Sie unterstützen einander, 
a) wenn der Zweifel in dem einen gehoben wird 

“ durch das andere, und b) wenn sie einzeln verschie- 
dene Thatumstände enthalten, welche unter sich wie- 
der in Verbindung stehen und in so ferne als Theile 

eines Ganzen erscheinen a). 2) Im Verhältnisse zu 
den Gegenindicien gilt die Regel: je mehr Gründe 
dem Indicium entgegenstehen und je stärker diese 

sind, desto mehr wird, der: Verdacht geschwächt‘, 
dagegen steigt derselbe in dem Verhältnisse, in wel- 

chen die Gegenindicien an Zahl und Gewicht abneh- 
men b). 

a) z. B. A war Feind des Ermordeten — er hat diesem ge- 
droht — am Tage der Ermordung war A bey ihm — die 
Kleider des A sind bintig. . 

d) P. G. O. Art. 28.
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g. 561. 
Die Gegenindicien können doppelter Art seyn: 

1) directe Gründe der . Vermuthung des Gegen- 

theils von demjenigen, was aus den Anzeigungen ge- 

schlossen worden ist —. Contradictorische Ge 

enindicien. Diese bestehen in erwiesenen oder 

wahrscheinlichen Thatsachen,, welche auf das Ge- 

gentheil schliefsen lassen a). 2) Indirecte Gründe, 

d. i. solche, welche die Möglichkeit des entge- 

gengeseizten Schlusses begründen, es also unmöglich 

machen, ausschliefsend und nothwendig von 

.der gegebenen Thatsache auf das Verbrechen oder 

den Urheber zu schliefsen — Contrüre Gegen- 

indicien b). 

a) Wenn z. E. der durch Indicien gravirte, als besonders recht- 

licher Mensch bekannt ist, wenn gar kein Grund denkbar 

ist, aus welchem er das Verbrechen hätte begehen können, 

wenn wohl gar das Verbrechen seinen bekannten sinnlichen 

Interesse widerspricht, wenh etwa der Ermordete der Wohl- 

thäter des Verdächtigen war, und dieser durch den Tod in 

ihm alle Unterstützung verliert. 

b) So können z. E. die mit Blut befleckten Kleider eine andere 

Ursache als den Mord haben; so läfst sich der Besitz ge- 

atohlner Sachen auch aus deren Ankauf und andern Grün- 

den erklären; so kann die Entfernung von dem Orte des Ver- 

brechens aus Geschäften, aus Furcht vor schuldlosem Ge- 

fängnifs u. m. w. entspringen. 

8.562. _ 

Das Verhältnifs der Indicie*2u den Gegenindi* 

cien begründet (nach $. 560 b.) zwey Hauptstufen 

‚des Verdachts: D ein dringender Verdacht ist 

vorhanden, wenn in den Indicien mehr Grund 

für die aus ihnen abgeleitete Thatsachen 

enthalten ist, als in den Gegenindicien, für 

das Gegentheil. In diesem Falle machen Indicien 

einen halben Beweis, welcher also mit der Wahr- 

scheinlichkeit _zusammentrifft. _ Es ist dies der 

Fall: D wenn die, contradietorischen Gegenin- 

dicien an Zahl und Gewicht geringer sind a); 2) bey 
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conträren ‚Gegeninlicien, wenn. sich die gegebene 

Thatsache zwar aus andern Ursachen, als aus dem 

Verbrechen, oder das Verbrechen aus andern Grün- 

den, als aus den gegebenen verdächtigen Thatsachen 

erklären, läfst, jedoch mehr Gründe vorhanden sind 

zum Schlufs auf das Verbrechen oder die bestimmte 

Person, als auf das Gegentheil: 

P. 6.0. Art. 28. 

a) Man denke sich: der Freund und Wohlthäter von B wird 
ermordet. B war um die Zeit des Mordes bey ihm, gleich 
nach der That entfernt er sich, man weifs nicht wohin, und 

seine Waffen, die man fiodet, sind mit Blut befleckt. Liier 

verhält sich das directe Gegenindicium, zu den Indicien wie 

1zu 8% ” 

$. 563. 

iD) Ein Indicium bewirkt nur entfernten 
Verdacht, wenn die in demselben enthalte- 

nen Gründe den Gegengründen gleich sind, 
wenn also dem Indicium ein gleiches contradieiöri- 

sches Gegenindicium entgegensteht a), oder nicht 
mehr Gründe da sind, um aus der gegehenen That- 

sache auf das Verbrechen, als auf das Gegentheil 
zu schliefsen b). n 

a) Eine Person war an dem Ort und zur Zeit der That gegen- 
wärtig: allein nach ihrem bekannten rechtlichen Character 
läfst sich ein solches Verbrechen gar nicht erwarten, Eins 
ist gegen Eins. . 

b) Man weißs z. E. weiter 'nichte, als eine Person hat sich nach 
der That entfernt: -dies kann aber sowohl gesclichen seyn, 
wegen Geschäften, als auch wegen der Furcht var einer 
Criminaluntersuchung bey aller Unschuld. Man hat nicht 
mehr Grund auf das eine als auf das andere zu schliefsen, 
Gleichwohl ist die Entfernung ihrer Natur nach ein Grund 
der Vermnuthung, weil auch das Verbrechen zu den Erklä- 
xungsgründen dieser Thatsache gehört: 2 

re 
Die Stärke der Indicien hängt auch von dem 

‚Beweis deiselben ab ($ 560 «.). Nämlich D) ein 
Indicium kaun den aus ihm an sich hervar- 

©. Feuerbach’s peinl. Recht. (i1. Aufl) 24
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gehenden Grad des Verdachts nur dann be- 

ründen, wenn es selbst vollständig erwie- 

sen ist. ID Ist das Indicium nicht vollständig er- 

wiesen, so sinkt der aus demselben an sich 

hervorgehende Verdacht um so viel, als an 

dem vollen Beweis der Anzeigung mangelt. 

P. G. O- Art. 23, 

g. 565. 
Ein Indicium verliert alle Kraft: 1) wenn 

eine Thatsache erwiesen ist; aus welcher die Un- 

möglichkeit der Begehung des Verbrechens durch 

die verdächtige Person erkannt wird; 2) wenn durch 

eine Thatsache der ganze Grund der Anzeigung auf- 

gehoben wird a); 3) wenn die Gegengründe das 

Indicum vollkommen überwiegen; die Wahr- 

scheinlichkeit also auf die Seite des Gegentheils 

tritt; 4) wenn die Unwahrheit der verdächtigenden 

T'hatsache selbst erwiesen ist; 5) wenn unter ver- 

schiedenen Indicien das eine dem andern wider- 

spricht, in welchem Falle sie sich wechselseitig 

zerstören. 

a) Eine Person entfernt sich nach begangener That, aber man 

erfährt, dafs sie wegen bestimmter Geschäfte sich entfernt 

bat, u. e. w. 

Zweyte Unterabtheilung. 

Vonden Gründen der vollen Gewifsheit und von 

den Beweismitteln. 

Erstes Kapitel, 

Yon dem Beweis und den Beweismitteln überkaupt. 

J. Walraven de probation. Harder 1782, 

Joh. Fr. Ranfft über den Beweis in peinl. Sachen. Frey- 

berg 1801. 
. 

»Kleinschrod Grundzüge der Theorie von Beweisen in peinl. 

Sachen. (Archiv IV. &. nr. 4.) 

Stübel über den "Thatbestand der Verbrechen. Wittenb. 1806. 

.
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C. Mittermafer Theorie des Beweises’ im peinl, Procesae, 

1. Thl. Darınstadt 1820. . 

Klein über den juristischen Beweis (in den Annalen Bd. XXIV. 
Ss. 32.). 

Ant. Schouten D. de prohatione delietorum. Lugd. Bat. 1826. 

$. 566. 
Beweis im weitern Sinn ist. der Inbe- 

griff der Gründe für die Wahrheit einer 

Thatsache Sind alle Gründe für die Wahrheit 

“einer Thatsache vollständig gegeben, so dafs Ge- 

wifsheit dadurch begründet wird, so entsteht der Be- 

griff von Beweis im engern Sinne Nur in der 

weitern Bedeutung dieses Worts ist eine Unterschei- 

dung in vollständigen und unvollständigen 

Beweis (prob. plena — minus plena) möglich. 

“Jener ist durch den Begriff von Beweis im engern 

Sinne bestimmt; dieser setzt einen Mangel an den zur 

vollständigen Ueberzeugung erfoderlichen Gründen 

voraus. 

! 

1) Probatio semiplena — major — minor. 

2) Künstlicher — natürlicher Beweis. 

$. 567. 
Der Beweis in Strafsachen zerfällt rücksichtlich 

seines Gegenstandes und Zwecks in den Anschul- 

digungs-Beweis (Beweis im strengsten Verstande) 

und in den Entschuldigungs- Beweis (Gegen- 

beweis). Jener hat solche Thatsachen zum Gegen- 

stande, welche die wirkliche Anwendung des Straf- 

gesetzes (die Verurtheilung) als rechtliche Folge be- 

stimmen; dieser hingegen solche, die entweder alle 

Strafe ausschliefsen oder eine mildere Strafe begründen. 

$. 568. M 
A) Der Anschuldigungs- Beweis hat mit 

Gewifsheit darzustellen I) das Vorhandenseyn einer 

That, welche an sich unter dem Begriff des, ange- 
24 *
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schuldigten : Verbrechens" steht (Thatbestand des 

'Verb.); W) dafs der, Angeschuldigte diejenige Per- 

son sey, welche durch jene "That wider das Strafge- 

setz gehandelt, habe (Subject der That). Diese 

Gegenstände erschöpfen den Anschuldigungs- Beweis. 

‘ Alle andere Thatsachen‘,; welche ungeachtet der be- 

wiesenen. Uehertretung ‚und des Subjects derselben die - 

Strafe überhaupt oder: doch die ordentliche Strafe 

ausschliefsen. können a), gehören zum Gegenbeweis; 

damit daher auf die ordentliche Sirafe erkannt wer- 

den könne, braucht nicht zugleich die Abwesen- 

heit soicher entschuldigenden Umstände durch po- 

sitivei Beweis: hergestellt ‘zu seyn, sondern es gilt 

als Regel: wenn das Verbrechen an sich und 

das Subject:der That erwiesen ist, so findet 

die Strafe des Gesetzes Anwendung, wenn 

nicht aus besondern Beweisgründen das Da- 

seyn solcher Umstände sich ergiebt, welche 

' demungeachtet alle oder die ordentliche 

Strafe ausschliefsen b). 

a) z.B. bey hergestelltem Todschlag die Nothwehr, bey her- 

gestellter Entwendung die Hungersnoth, Mangel der Zurech- 
nung, mildernde Unstände etc. 

1) Die Nichtexistenz solcher Entschnldigungsgründe ist 
aber im Inquisitionsprocefs nur dann gewifs, wenn der Rich- 

ter alles gethan hat, um ihre Existenz zu erfahren. 

$. 569. 
“ Von dem Anschuldigungsbeweis gelten übrigens 

noch folgende Rechtssätze; D derselbe muls voll- 

ständig seyn (volle Gewilsheit geben) sowohl rück- 

sichtlich des Thatbestandes, als auch des Subjects 

der That, um Verurtheilung in Strafe zu begründen: 

I) Rücksichtlich der Beweisarten, welche die 

rechtliche Gewifsheit geben können, ist zwischen dem 

Thatbestande selbst und dem Subject der Schuld zu 

unterscheiden; nämlich 1) der Thatbestand kann 

‚auf jede Weise, selbst durch künstlichen Beweis 

(aus Indiecien) dargethan werden a), da hingegen 2) 
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-das Subject der That nur durch einen nicht- 
künstlichen Beweis (Bekenntnifs oder. Zeugnifs). 
juridisch ‘erwiesen werden kann b), ‘ohne Rücksicht 
auf die Gröfse des Verbrechens c), oder die Art der 

":anzuerkennenden Strafe d). 

a) P. G. O. Art. 147. „Item so einer geschlagen wird und über 
„etliche Zeit hernach- stürb, ‚also. dafs zweiffelich 
„wär, ob er der geklagten Streiche halb gestorben wer 
„oder nit, in solchen Fällen mögen beyde Theile kund- 
„schaft zur: Sache dienstlich stellen, und sollen doch son- 
„derlich die Wundärzt der Sach verständig und andere Per- 
„sonen, die Aa wissen, wie sich der gestorbene nach dem 
„Schlagen und. Rumor gehalten hat, zu Zeugen gebraucht 
„werden etc.“ Vergl. Stübel über den Thhatbestand der 
Verbrechen ete. Thl. H. Abschn, I: 8.:355--373. 

v) P. GC; 0. Art. 22, „Es ist au" merken‘. dafs niemand auf 
„einigerley Anzeigung‘, Argwohn, Wahrzeichen, ‚oder Ver- 
„dacht, endlich zu peinlicher Strafe soll 'verurtheilt wer- 
„den, sondern allein peinlich mag man därauf- fragen, so die 
„Anzeigung genugsam ist.:Deun sall jemand endlich zu pein- 
„licher Strafe verurtheilt werden, das mufa aus eigen Be- 
„kennen oder Beweisung’ (wie an andern Enden dieser 
„Ordnung klärlich funden wird) geschehen, und nicht auf 

S „Vermuthung oder Anzeigung“ Grolman mit andern 
Rechtslehrera will hier. blos die Behauptung finden, es solle 
nicht auf blofsen Verdacht gestraft werden. S. Bibliothek 
I. Bd. 1. St. S. 169... 5. Hurlebusch in Beyträgen zur 
Criminalgesetzg. I. Heft, nr. 1. Weber im N. Archiv des 
Criminalr, ILL. Bd. ar. 5. Konopak im N, Archiv IL. Bd. 
nr, 22. 

c) Bey geringern Verbrechen soll diese Regel keine Anwendung 
finden, Beehmer ad Carpzov ®. 114. obs. 1. ad art. 22, 
S. 6. Der Ausdruck des Art.: „peinliche Strafe‘ kann 
nichts beweisen, da in der Carolina, peinliche Strafe, mit 
öffentlicher Strafe gleichbedeutend ist. 

d) Man soll nach den Practikern, auf eine ausserordent- 
liche Strafe bey. künstlichen Beweis erkennen dürfen. cf. 
Meister jun. pr. jur. co. $. 425. Die P. G. ©. sagt aber 
allgemein, es solite auf keine peinliche, d. i. öffent- 
liche Strafe erkannt werden. 

‘ “ 

= $. 570. 2 
B) Der Entschuldigungs- Beweis ist 1) 

direct, wenn er unmittelbar gegen den Anschuldi- 

gungs- Beweis selbst: gerichtet ist, indem er entweder 
das Gegentheil von den im Anschuidigangs - Beweis 
enthaltenen Thatsachen darihiut oder die beweisende
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Kraft der demselben zu Grunde liegenden Beweismit- 

tel zerstört; H).indirect, so ferne er solche That- 

sachen zum Gegenstande hat, welche die aus dem 

Anschuldigungs - Beweis hervorgehenden rechtlichen 

Folgen aufheben (Einreden), indem sie entweder 1) 

alle Strafe oder 2) eine härtere Strafe abwenden a). 

a) Mittermaier in der Anleitung zur Vertheidigungskunst 
S. 185-149. “ 

g. 571. 

Der Entschuldigungsbeweis kann I) durch jedes 

Mittel, selbst aus Vermuthungsgründen auf 

künstliche Art geführt werden a); I) da die 

Verurtheilung Gewifsheit der Schuld voraussetzt, so 

folgt, dafs auch ein unvollständiger Entschuldi- 

gungs - Beweis zum Vortheile des Angeschuldigten 

wirke, sobald derselbe bis zur Wahrscheinlich- 

keit gebracht ist. Ist nämlich. 1) der Entschuldi- 

gungs - Beweis direct, so wird dadurch selbst der 

vollständige Anschuldigufgs - Beweis unvollständig, 

weil derselbe in dem Grad an Gewifsheit verliert, in 

welchem entweder für das Gegentheil oder für die 

Unglaubwürdigkeit der zur Ueberweisung gebrauch- 

ten Beweismittel Wahrscheinlichkeit vorhanden ist; 

2) geht der indirecte Gegenbeweis auf eine die Straf- 

barkeit selbst aufhebende Einrede, so sind, wenn 

diese bis zur Wahrscheinlichkeit gebracht ist, mehr 

Gründe für die Straflosigkeit, als für die Strafbar- 

- keit vorhanden, es kann daher aus diesem Grunde 

kein Strafurtheil erfolgen; 3) geht der indirecte Ge- 

genbeweis auf einen mildernden Umstand, so schliefst 

aus gleichem Grund die Wahrscheinlichkeit der min- 

dern Schuld die rechtliche Möglichkeit einer härte- 

ren Strafe aus. - ' 
x 

a) Denn die P. G. O. Art. 22. spricht blos von dem Beweis 

zur Verurtheilung.
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$. 572, 

Ein vollkommner künstlicher Beweis ent- 

- steht aus einzelnen Gründen der Vermuthung. Es 

wird hier ein Zusammentreffen mehrer Vermuthungs- 

gründe vorausgesetzt, welche, nach der Erfahrung, 

alle überzeugenden Gründe für die Wahrheit der 

Thatsache in sich enthalten. Dieses , ist der Fall, 

wenn 1) gar kein directer Grund gegen die auge- 

nommene Thatsache und 2) kein bestimmter 

(auch nur hypothetisch anzunehmender) Grund vor- 

handen ist, der eine audere zusammenhängende Er- 
klärungsart der zusammentreffenden Umstände mög- 
lich machte a). 

a) Die Möglichkeit der entgegengesetzien Erklärung ist also 
nur ausgeschlossen ; die Denkbarkeit und Möglichkeit 
des Gegentheils selbst aber wird durch keinen Erfah-. 
rungsbeweis, auch nicht durch den nichtkünstlichen 
aufgehoben. Ein Beyspiel vollkommnen Indieien - Beweises 
e.in Feuerbach’s aktenm, Darst. merkw. Verbr. Bd. II. 
Nr, 3. S. 123-216. 

$. 573. 
Die Beweismittel, aus welchen ein unkünst- 

licher Beweis hervorgeht, sind 1) Augenschein 
und Gutachten der Kunstverständigen, 2) 
Zeugen, 3) Documente, 4) Aussage des An- 
geschuldigten. 

  

Zweytes Rapitel. 

Von den einzelnen Beweismitteln insbesondere. 

g 51. 
A) Augenschein (Ocularinspection) ist Er- 

forschung der sinnlich gegebenen Merkmale- 

eines Gegenstandes durch eigene Sinnener- 

kenntunifs des Richters. Als unmittelbare Er- 

kenntuifs hat sie den Rang vor allen denen Beweis- 

mitteln, welche 'nur eine mittelbare Erkenntuils ge-



376 

‚währen (Zeuge und Aussage des Angeschuldigten). 
Setzt indessen die. Erforschung und das Erkennen der 

‚Merkmale eines : Gegenstandes die ‚Anwendung einer 
Wissenschaft oder. Kunst voraus, welche nicht in der 
Sphäre: derjenigen. Kenntnisse. liegt,. die einem Richter 
is solchen. zuzumuthen . sind, so mufs .der. Augen- 
schein . unter, ] Mitwirkung | beeidigter Sachverstän- 
digen, ‚eingenommen, werden. Ist ein Gegenstand nach 
‚Begeln: einer besondern Wissenschaft oder Kunst zu 
‚beurtheilen, . so geschieht die Beurtheilung durch 
„ein Getachten der Sachverständigen. 

Kl einschrod über den Beweis durch Augenschein und Kunst- 
5 verständige. Im Archiv Bd. V. St, 3. ur. 1. Mittermaier 

Theorie des Beweiscs II. Abschnitt. 

“ Er . 850. 

nnd :B)- ‚Bine Person, ‚die ihre Erfahrungs- 

‚Fikeui ntnifs von einer, eine andere Person 

‚betreffenden Thatsache gerichtlich aussagt, 

heifst ein Zeuge a). Die Grundsätze von der Zu- 

lässigkeit und Gültigkeit ‘der Zeugen überhaupt sind 

- auch .‚Irier :vollkommen anwendbar b), nur mit dem 

-Unterschied:; : dafs 'auch ungültige‘ Zeugen abgehört 

‚werden «Können, . um dem’ Richter Stoff zum weitern 

-Nachferschen. zugeben, und dafs die Kidesmündigkeit 

- auf zwanzig Jahre festgesetzt ist c).- \ 

a) Strecker de gunlitate testium ad prob. crim. _ productor. 

Erford. 1947. — Kileinschrod über den Beweis durch 

Zengen (im Archiv Kid. VI St. 8. Bd. VI. St. 2). Mit- 

termaier Theorie des Beweises Abschn. III. 

   

b) Veber: .die Zulässigkeit des Denuncianten.; Kleinschro d 

Diss. de delatorum in cause criminali testimonio. Wire. 1789. 

Deutsch in d. Abhandl. ays dem peinl. R. und Proc. Thl. 1. 

Nr. 6. . 

E L. 20: D:: de teatibus.: 

576, 
Ziwey vereidete über alle Binwendung - erkobene 

"Zeugen geben vollen Beweis für eine jede’ Thatsache, 

welche ‚Gegenstand ihrer einstimmigen, „durch eigene 

 



  

  

3 / 
Sinnenerkenntnifs begründeten, Aussage ist a). Die 
Aussage. von vier. oder mehren verdächtigen Zeugen 
kaun nie’ gegen einen. Angeschuldigten als voller Be- 

weis gelten, weil ein solcher Beweis ein künstlicher 
Beweis..aus Indicien seyn würde ($. 572), 

a) Veber die Frage: was müssen Zeugen mit ihren eignen Sin- 
nen beobachtet haben, um eine Thatsache unmittelbar zu 
beweisen? s. Feaerbach aktenm. Darst. Bd. IE. or. 11. 
'S. 638-666. ; 

$. 977. 

Durch Zeugen katın, ausser andern Thatsachen, 
‘vollständig bewiesen werden 1) der Thatbestand des 
Verbrechens, so ferne dieser ein möglicher und wirk- 
licher‘ Gegenstand der Sinnenerkenntnifs der Zeugen 
“war a), 2) die Person des Verbrechers, ‘wenn dieser 
von den Zeugen, durch eigene Sinnenerkenntnifs, als 
Thäter erkannt worden ist. - 

a) Auch, unter Umständen, der Thatbestand der Tödtung. Wenn 
„Zeugen aussagen, dals A dem B den Kopf heruntergehauen 
habe und sich gegen die Zeugen nichts erinnern lälst, wo 

- ist dann ein vernünftiger Gruud, der uns erlaubte den That- 
bestaud der Tödtung als unvollständig erwiesen zu betrach- 
ten? Vergl. insbesondere Stübel vom Thatbestand der 
Verbrechen, Thl. IL S. 336. seq, 

$. 578. 

C) Document, Urkunde (Instrument) ist 
im. weitern Sinn jede Sache, welche durch‘ 
Anschauung unmittelbar. die Existenz eines 
Faetums .beweist.. Im engern Sinn versteht 
man darunter das Werk einer Person, in 'so 
ferne daraus unmittelbar eine Thatsache er- 

kannt werden kann a). Es giebt schriftliche und 
nichtschriftliche Documente. 

a) Den. weitesten Sinn verknüpft damit das röm, Recht L. 1. 
D..de üide instrumenterum. — Tob. Jac. Reinharth Diss. 
de eo, quod circa probationem delicti per documenta j. e. 
Erf. 1732. Kleinschrod üher den Beweis durch Urkun- 
den in peinl. Fällen. (im Archiv Bd. V. St. 2, ar. 3) Mit- 
termaiex Theorie des Beweises Abschn. V. 

f
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g. 599. 
Durch ein Document kann bewiesen werden 1) 

der 'Thatbestand des Verbrechens, wenn durch das 

Document die That selbst begangen wurde, 2) das 

Subject des Verbrechens mit dem Verbrechen selbst, 

wenn das Document Thatbestand des Verbrechens 

und der Urheber desselben gewifs ist, endlich 3) ein 

Indicium, wenn die Anzeige eines Verbrechens den 

Inhalt desselben ausmacht. 

$. 580. 
Was die Frage betrifft, unter welcher Bedingung 

ein Document beweise? so kommt es auf zwey Rück- 

sichten an: I) soll durch dasselbe blos das corpus 

'delicti oder ein blofses indicium delicti (nicht 

zugleich auetoris) erwiesen werden, so ist dazu die 

blofse Reflexion des Richters auf das Document, 

ohne eine höhere Beweisführung, hinreichend. Soll 

aber ID) gegen eine bestimmte Person Verdacht 

oder Beweis des begangenen Verbrechens dadurch be- 

gründet werden, so. setzt die Beweiskraft des Docu- 

ments einen höheren Beweis voraus, nämlich den Be- 

weis der Autorschaft desjenigen, gegen den be- 

wiesen werden soll (probatio veritatis docu- 

menti). Dafs ein Document eine bestimmte Person 

zur Urheberin habe, wird erwiesen durch eigne An- 

erkennung, durch Zeugen, oder durch Vergleichung 

der Handschrift mittelst vereideter Kunstverständigen a). 

a) Ueber den Grad der Beweiskraft dieser verschiedenen Be- 

weismittel mündlich. ’ . 

8. 581. 
Macht D die Urkunde den Thatbestand selbst‘ 

aus, und ist ihre Aechtheit vollständig darge- 

than, so ist das Verbrechen selbst und, dafs die be- 

stimmte Person Urheberin desselben sey, vollstän- 

dig bewiesen. I) Ist der inhalt des Documents 

eine Anzeigung, so hat dasselbe, wenn dessen  
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Aechtheit vollständig erwiesen ist, zum Beweis des 

Verbrechens und des Urhebers, so viel Kraft, als das 

Indicium, welches seinen Gegenstand ausmacht. IU) 

Ist die Aechtheit der Urkunde nicht 'vollständig er- 

wiesen, so kann sie für das zu. erweisende Verbrechen 

nie mehr als höchstens einen halben Beweis begründen. 

| $. 982. 

D) Unter Aussage (noch nicht Bekenntnifs) 
des Angeschuldigten ist jede Erklärung seiner 

Gedanken über eine auf die Uebertretung 

sich beziehende Thatsache zu verstehen. Sie 
zerfällt nach Verschiedenheit ihres Gegenstandes 1) 
in das Bekenntnifs, Gestündnifs (confessio), 

|i die eigne Erklärung des Verbrechers, dafs 
er die strafbare That begangen habe a) und 

2) in die Jussuge schlechthin, wenn die Erklärung 

desselben sich auf Thatsachen bezieht, welche nicht 
Bestandtheile seines eignen Handelns sind. — Zur 
rechtlichen Form einer ‚durch sich selbst beweisen- 
den Aussage, wird erfodert, dafs sie hauptsächlich 
vor gehörig beseiztem Criminalgericht gethan wor- 
den sey. 

  
a) ef. F. Willenberg Diss. de inefficaci eriminis confessione, 

Gedan. 1721. Heinecceius Opuse. Ex. 17. Kleinschrod 
über das Geständnifs, als Beweismittel. in peinl. Fällen“ 
(Archiv Bd. IV. St. d. nr. 3) Tittmann über Geständ- 
nifs und Widerruf in Strafsachen. Halle 18W. Mitter- 
maier Theorie des Beweises Abschn. IV.   

$. 583. 
' Das Geständnifs ist qualificirt, wenn es durch 

einen Umstand beschränkt wird, welcher alle, oder 
die ordentliche Strafe ausschliefst a). Ihm stehtjdas 

„reine, unumwundene Geständnifs entgegen. 

a) Fr. de Graffen Diss. de confessione qualificata. Gött. 1769. 
Gönner Handbuch des gemeinen Processes Bd. IV. nr. 44. - 
Borst über die Wirkungen des beschränkten Geständnisses 
im peinl. Processe, im N. Archive des Oriminalr. I, Bd. 

IL Heft or. X. - 

.
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g. 588. 
‚Die Aussage eines Angeschuldigten, ‘so. ferne sie 

-eine ihm vortheilhafte 'Thatsache zum ‚Inhalte. hat, 

verdient .als solche in der Regel keine Glaubwürdig- 

keit. Behauptet aber dieselbe einen ihm nachtheili- 

gen Umstand, so begründet sie vollen juridischen 

Beweis. Nur müssen Gründe vorhanden seyn, anzu- 

nehmen: 1) dafs der Aussage keine Täuschung der 

Sinne oder ein Mifsgriff der Urtheilskraft zum Grunde 

liege, 2) dafs der Angeschuldigte nicht ui Strafe 

- zu leiden, oder aus andern Ursachen wissentlich eine 

ihm nachtheilige unwahre Aussage gethan habe. Der 

Verzicht, als Princip rechtlicher Beurtheilung eines 

Bekenntnisses in Civilsachen, findet im Criminalrechte 

keine. Anwendung. 

‚g. 585. 
Durch Aussage des Angeschuldigten kann .erwie- 

sen werden I) der Thatbestand des Verbre- 

chens a),. und zwar eines jeden b), wenn (vermöge 

$. 584) D) sich eine vollständig befriedigende Ur- 

sache zeigt, warum der T hatbestand des gegenwärti- 

gen Verbrechens auf keine andere Weise ausgemittelt 

werden kann, und überdies noch 2) andere Gründe 

"vorhanden sind, welche die Glaubwürdigkeit der Aus- 

sage und die Wahrheit ihres Inhalts bestätigen. Eliezu 

ist denn erfoderlich «) dafs der Angeschuldigte die- 

jenigen Thatsachen und Umstände, auf welchen seine 

Ueberzeugung beruht, umständlich angebe, 5b) dafs 

er jene Thatsachen und Umstände durch seine eignen 

Sinnen wahrgenommen habe; endlich e) dafs seine 

Aussage sowohl mit sich selbst als mit andern erwie- 

senen Thatsachen übereinstimme c). ° 

a) Vergl. Stüb el vom Thatbestande der Verbrechen Thl. I. 

Abschn. II. $. 814-385. 

'») Nach der Meinung der Practiker soll die Aussage nie eine 

solche Gewifsheit des 'Thatbestandes begründen, welche zur 

” 

   



  

  

  

381. 
Zuerkennung der Todesstrafe hinreicht. cf. Quistorp 
Thl. 1. $. 681. i 

x 

©) Vergl. Struben Thl. IV. Bed. 171. Feuerbach aktenm. 
Darst, merkw. Verbr. Bd. Il. Nr. IX. 466-584. 

. $. 586. 

ID) Das Bekenntnifs gilt als das vorzüglichste 
Beweismittel der .Schuld, mithin 1) sowohl der 

äussern Handlung selbst,. durch welche das Strafge- 
setz übertreten worden ist, als auch 2) des derselben 

zum Grunde liegenden rechtswidrigen Vorsatzes. 
Ein vollständiger Beweis der Schuld wird jedoch 
durch dasselbe nur alsdann begründet, wenn es alle 
diejenigen Eigenschaften an sich trägt, welche zu ei- 
nem rechtsgültigen Bekenntnisse (conf. legi- 
tima) erfodert werden. u 

$. 587. 

Zur Rechtsgültigkeit eines Bekentnisses ($. 586.) 
wird erfodert 1) Gewifsheit des Thatbestandes, es sey 

diese durch die Aussage des Beschuldigten ($. 585.) 
oder durch. 'andere Beweismittel begründet. Ueber- 

diefs muls dasselbe 2) vor gehörig besetztem, zustän- 
digem Gericht, 3) mit Bewufstseyn, frey und ernst- 
-Jich, dabey auch 4) umständlich und 5) ohne eine 
wahrscheinliche Einschränkung abgelegt seyn, endlich 

aber 6) mit sich selbst und andern erwiesenen 'That- 

sachen zusammenstimmen. 

1. Von dem aussergerichtlichen, qualificirten und reinen Be- 
kenntnifs. - 

2. Von dem Widerruf des Geständnisses, cf. Klein peinl. Recht. 
8. 105. Dessen Bechtssprüche Thl. IV._p. 381. ff. v. So- 
den Geist der peinl. Gesetze Thl. II. p. 585—587. Klein- 
schrod a. a. O. $. 18. und die $. 982. not. a. angeführte 
Schrift von Tittmann. Kleinschrod im N. Archive 
des Criminalr. IV, Bd. nr. 8. 

je en N es 

u



384 

Drittes Kapitel. 

Yon den Mitteln, ein Geständnifs des Verbrechers zu erwirken. 

-L Von den Wahrheitserforschungsmitteln 
überhaupt. 

$. 588. 
Da die Gesetze das Geständnifs als das sicherste 

Beweismittel der Schuld betrachten, überdies die mei- 

sten Verbrechen im Geheimen beschlossen und ausge- 
führt werden, folglich die Mittel der Ueberführung, 
welche ausser dem Bewufstseyn des Thäters selbst 
liegen, oft entweder gänzlich mangeln, oder durch 
ihre Unsicherheit die Unschuld gefährden : so wurde 
die Erlangung des Geständnisses eines Angeschuldig- 
ien zu einem Hauptzwecke unsres peinlichen Verfah- 
rens erhoben. Die Mittel zu dessen Erlangung sind 
1) blofse Befragung des Angeschuldigten über die 
Gegenstände der Anschuldigung oder die mit dersel- 

ben in Verbindung stehenden Umstände. Da indessen 
jeder Angeschuldigte das dringende sinnliche. Interesse 
hat, mit dem Beweise wider sich selbst durch Läug- 

nen zurückzuhalten, so wurde ID theils durch Ge- 

setze, iheils durch Gerichtsbrauch, die Anwendung 

von Mitteln erlaubt, welche geeignet sind, ei- 

nen Angeschuldigten auch gegen seine Nei- 
gung oder wider seinen Willen zur Ablegung 

eines Geständnisses zu bestimmen a). Diese 

werden Wahrheitserforschungsmittel (media 

eruendae veritatis) genannt. 

a) Die Unrichtigkeit dieser in dem Geist unsrer Gesetze ge- 
gründeten Argumentationen zu zeigen, mufs der mündlichen 

Erörterung vorbehalten bleiben. “ 

$. 588. a. 
_ Ein Geständnifs kann gegen die Neigung oder 

“wider ‚Willen eines Angeschuldigten erlangt werden 

* I) durch Erregung körperlicher Schmerzen — Fol- 

x 
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ter, II) mittelst blofser Vorstellungen und intellec- 

tueller Gefühle, 1) durch Ueberraschung — Cor-. 

rontation, 2) durch Furcht vor Uebeln, und zwar 

a) durch die Furcht vor körperlichen Schmerzen — 

Territion, oder b) durch Furcht vor göttlicher 

Strafe — Reinigungseid. 

$. 589. 
Es kann, wie aus der Natur der Sache fliefst, 

auf kein Wahrheitserforschungsmittel erkannt werden, 

wenn nicht 1) das Daseyn des Verbrechens an sich 

gewifs oder doch höchst wahrscheinlich, und 2) die 

Person durch zureichende Gründe der That verdäch- 

tig ist. Das Verhältnifs der einzelnen Währheitser- 

forschungsmittel zu einander selbst wird durch die 

Regel bestimmt: je schwerer das Verbrechen 

und je stärker die Indicien gegen den Ange- 

schuldigten, desto härter darf das Wahr- 

heitserforschungsmittel seyn. Das Mittel der 

Wahrheitserforschung mufs immer ein geringeres Ue- 
bel in sich enthalten, als die Strafe, welche dem 
überwiesenen Schuldigen bevorsteht. 

Anm. Anwendung dieser Regel auf die einzelnen media cr. 
veritat. 

$. 590. 
Tortur, Marter, peinliche Frage besteht 

in der Erregung körperlicher Schmerzen, um 

von dem Angeschuldigten eine bestimmte 

ihm nachtheilige Aussage zu erpressen. Ver- 

nunft und Menschlichkeit verdammen sie a), und die 

' Gesetze, auf welche sie sich gründete b), sind ent- 

weder durch Particulargeseize c) aufgehoben oder 

ausser Gebrauch gekommen. Von der Folter werden 

unterschieden die Ungehorsamsstrafen, welche 

aber, sobald sie auf andere Fälle, als die Verwei- 

gerung der Antwort und das gesetzwidrige 

Betragen des Angeschuldigten vor dem Criminalge-
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richte, ausgedehnt werden, sehr leicht mifsbraucht wer- 

den können, um eine Folter unter andrem Namen gel- 

tend zu machen d). 

a) Ziemlich vollständig ist die Literatur, die Gerechtigkeit 

und Zweckmäfsigkeit der Marter betreffend , bey — Gme- 

lin Grunds. der Gesetzg. über Verhr. und Strafen. S. 397. 

b) Ueber den Ursprung der Tortur ef. Jac. Fr. Reitemei- 

ter Diss. de origine et ratione quaesitionis per tormenta 

apud Graecos. 6ött. 1735. E. C. Westphal die Tortur 

der Griechen, Römer u. Deutschen, eine zusammenhängende 

Erklärung der davon redenden Gesetze. .Leipz. 1785. 

c) „In Baiern ist noch bis jetzt die Tortur im Gange. Eineti 

Maximilian Joseph IV. ist gs vorbehalten, diesen Ue-' 

berrest einer alten Barbarcy, welcher eben so ungerecht, als 

zwecklos ist, aus seinen Staaten zu verbannen.“ Dies schrieb 

der Verf. im Jahr 1805. Am 7. Jul. 1807 ging diese Hofl- 

nung- in Erfüllung durch die Generalverordnung: die Ab- 

echaffung der peinlichen Frage und das gegen 

läugnende Inquisiten zu beobachtende Verfah- 

ren betr. cf. Feuerbach über die Aufhebung der Fol- 

ter, in der Themis oder Beyträgen zur Gesetzgebung nr. VI. 

Die neueste Aufhebung der Folter geschäh in Hannover 

durch Verordnung vom 25. März 1822. 

d) S. (von Arnim) Bruchstücke über Verbrechen und Strafen. 

Thl. I. S. 32. f. 

g. 591. 
Die verschiedenen Arten der Folter, deren Werk- 

zeuge und Grade läfst das Gesetz eben so unbestimmt 

als die Dauer derselben a). Die Praxis beschränkte 

jedoch diese auf höchstens Eine Stunde b) und un- 

"terschied, je nach der Gröfse der Qualen und Be- 

schaffenheit der stufenweis anzuwendenden Marterwerk- 

zeuge , drey Grade der Folter c). 

Mündlich von dem Verfahren bey Anwendung der Folter: 

8) P. ©. O. Art. 58. 

d) Boehmer ad Art. 58. $. 2: 

ce) Veher die verschiedenen Peinigungsarten cf, Heil judex et 

det. ©. 5. 8.50. pr. 258. ff. C. U. Grupen Observ. de ap- 

plieatione tormentorum. Hann. 1054. 

$. 592. 

Was die rechtlichen Wirkungen der Folter 

betrifft, so wurden, I) wenn der Angeschuldigte, ohne 

zu bekennen, die Marter überstanden halle, alle 

% . 
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wider ihn vorliandene Verdachtsgründe als getilgt be= 

trachtet , derselbe mithin freygesprochen a); dagegen 

II) galt das in Folge der Marter abgelegte Ge- 

ständnifs, jedoch nur unter besonderen gegetzlichen 

- Voraussetzungen ($. 593.), einem freywilligen Geständ- 

nisse gleich, und der Bekennende durfte auf den 

Grund desselben zu jeder peinlichen Strafe verurtheilt 

werden b). 

a) P. G. O. Art. 6L 

'b) P. 6. 0. Art. 60. 

$. 593. 

Zur Rechisgültigkeit eines solchen Bekenntnisses 
verlangt das Gesetz 1) dafs dasselbe nicht wäh- 
rend der Peinigung, sondern erst wenn der. Scharf- 
richter auf richterlichen Befehl mit der Marter nach- 

gelassen, zum Protocoll ausgesagt worden a); 2) dafs 
dasselbe über die einzelnen Umstände der That sich 
verbreite und Thatsachen enthalte, welche nicht leicht 

ein Unschuldiger wissen kann b); 3) dafs die ange-. 

gebenen Umstände in sich selbst wahrscheinlich sind 
und, nach sorgfältigen Nachforschungen, als wahr 
befunden worden c), endlich 4) dafs dasselbe , zwey 
oder mehre Tage nach erlittener Marter, ausserhalb 
der Folterkammer, vor gehörig besetztem Criminalge- 
richt von dem Angeschuldigten als wahr bestätiget 
worden sey (Urgicht) d). 

a) P. G. O. Art 58. ef. F. A. Homme] Diss. de reo sub tor- 
nientis specialiter non interrogando. Lips. 1754, 

b) P. G. O. Art. 58. 

c) P. €. O. Art. 54. 60: 
d) P.G? O. Art. 56. cf. Walch Gloss, voc. Urgicht. F. A: 

Hommel Diss. de ratificatione confessionis per tormentä 
'extortaes Lips: 1738. 

$. 594. 
Da die Folter fortgesetzt, oder wiederholt 

und gesteigert werden durfte, sobald entweder der 

Gepeinigte das Geständnifs, wozu er während der Pei- 
o. Feuerbach’s peinl. Recht: (1%. Aufl.) ° 25
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nigung sich bereit erklärt hatte, wieder verweigerte, 

oder wenn die in dem Bekenntnisse angegebenen Um- 

stände ‚als falsch erfunden waren a), oder wenn der 

Angeschuldigte sich zur Urgicht nicht verstehen woll- 

te b): so konuten alle im $. 593. bemerkten Vor- 

sichtsmafsregeln einer durch Folter erprefsten Aussage 

niemals die Wahrhaftigkeit und Glaubwürdigkeit eines 

freyen Geständnisses verbürgen. " 

a) P. G. O. Art. 55. _ 
b) P. €. 0. Art. 57. 

g. 595. 
I) Die Schreckung (Territion) bestand in 

(blos scheinbaren) Vorbereitungen zur Folter, 

durch welche in dem Angeschuldigten die lebhafte 

(ungegründete) Furcht erregt werden sollte, als solle 

er, wenn er nicht bekenne, der Folter unterworfen 

werden. Dieses, als Betrug, des Richteramts unwür- 

dige Wahrheitserforschungsmittel, eine Erfindung der 

Praxis , ist mit der Folter selbst verschwunden. 

Texritio realis — vexbalis. 

Mylius pr. de arbitrio ICtorum eirca territionem praegnantis 

aut puerperae. Lips. 1331. Jo. Heinr. Meyfarth Diss. 

de differentia torturae et territionis. Giefs. 1405. 

$. 596. 

IN) Die Gegenstellung (Confrontation) 

im weitern Sinne ist die gerichtliche Handlung, 

wodurch zwey, in ihren Aussagen von einan-- 

der abweichende Personen, einander unter 

die Augen gestellt werden, damit sie über 

den streitigen Satz sich bereden a). In dieser 

umfassenden Bedeutung kann dieselbe .so oft angewen- 

det werden, als der Richter es nothwendig findet, um 

(wirkliche oder scheinbare) Widersprüche in den Aus- 

‚sagen verschiedener Personen (selbst blofser Zeugen) 

- durch wechselseitige Besprechung aufzuheben oder auf- 

zuklären. - ‘ 
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8) J. 0. Tahor de sonfrontatione Disputationes quinquae. . 
Gissae 1663. 4. (in Tract. ed. Mylii Vol IL) Klein- 
schrod über die Nothwendigkeit, den Gebrauch der Con- 
frontation im peinl, Proc. einzuschränken. Iu dessen Ab-. 
handl. IT. Bd. nr. 3._ Tuckermann über Confrentatiohen 
u  Recognitionen (N. Arch, XI. nr. 24.). 

g.591. 
im engern Sinne aber, in. welchem sie allein als 

eigentliches Wahrheitserforschungsmittel in Betracht 
kommt, findet sie.blos Anwendung gegen eineu be-+ 
harrlich läugnenden Angeschuldigten, welchem eine 
andere wider ihn aussagende Person zu dem Zwecke 
gegenüber gestellt: wird, damit sie demselben ihre Aus- 
sage in das Angesicht wiederhole und mittelst Vorhal- 
tung einzelner Uimstände, durch Ueberraschung, Ver- 
legenheit und die erregte lebendige Ueberzeugung von 
der Vergeblichkeit seines Läugnens, denselben zum 

- Geständnisse der Wahrheit bringe. Sie findet blos 

statt zwischen einem Läugnenden ale Confrontaten 
und einem Zeugen oder 1 Mitschuldigen als Confron- 
tanten. 

1. Von dem Unterschied zwischen der Confr. und der Reoog- 
nition einer Person. 

2. Von der Form der Gegenstellung mündlich. 

3. In wie ferne ist Confrontation der Kite nachtheilig. 

$. 598. 
IV) Der Reinigungseid (jur. purg. tor- 

tura spiritualis, purgatio Canonica) ist die 
von dem Verdächtigen abgeltegte eidliche 
Versicherung seiner Unschuld a). Die Aufer- 

legung desselben hat Erpressung des Bekenntnisses 
durch die Fureht vor den göttlichen Strafen des Mein- 

eids zum Zweck. Auf die von den Gesetzen bestimmte 
Art ist er nicht mehr im Gebrauch. Die Feyerlich- 
keiten, welche schicklich mit demselben verbunden 
werden, und besonders auf lebhafte Erweckung des 
Gewisseus und der Einbildungskraft abzwecken, rich- 
ten sich nach eines jeden Gerichts Gewohnheit, 

25 *
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1. Von der Eidenformel 

2. Von den Cautelen. des Vortheidigers. 

a) ce. 8.9. 10. 11. X. de purgat. canon. R. A. v. J. 1512. tit. 4. 

8.6. Landfr. v. 1648. 14. g.1. C. @. O. Th 1. tir. 10. 

8.1: JH. Boehmer Diss. de usu juranenfi purgatorii 

in cansis criminal. (in Ex. ad D. Tom. IH. Ex. 48.) I. T. 

Werner über den Eid, insbesondere die rechtl. Zulässigkeit 

des Erfüllungs- und Reinigungseides im Crimr. , im Archiv 

des Crine. VI. Bd. 1. St. nr. 8. 

$. 59. 
Hat I) der Angeschuldigte den ihm auferlegten 

Reinigungseid abgeschworen, so sind dadurch alle 

wider ihn vorhanden gewesenen Anzeigungen getilgt 

und er wird als unschuldig losgesprochen; doch soll 

er, wenn er späterhin bekennt oder der That über- 

wiesen wird, sowohl wegen dieses Verbrechens als 

auch : wegen Meineids bestraft werden a). ID) Ver- 

weigert er den Eid, und geht 1) die Anschuldi- 

gung auf ein geringeres Verbrech®n, ‘so wird er 

dessen nunmehr für überwiesen gehalten b); 2) bey 

Verbrechen aber, welche den Tod oder eine demsel- 

ben nahe kommende Strafe zur Folge haben, wird 

nur der vorhandene Verdacht durch die Eidesweige- 

rung verstärkt; weshalb, nach veraltetem Gebrauch, 

nun zur Folter geschritten wurde, an deren statt, je- 

doch ohne entscheidende Rechtsgründe, gewöhnlich auf 

eine ausserordentliche Strafe erkannt wird c). 

a) Vergl. die $. 598. Anm. a. angeführte Reichsgesetze. 

b) e. 7. X. de purg. can. ©. 8. X. de cohab. eler. 

c) ef, Meister prine. $. 488.  



  

  Zweyter Abschnitt. 

Von den zum eigentlichen Inhalt des Criminalprocesses 

wesentlich gehörenden Handlungen selbst. 

Erste Abtheilung. 

Von der Untersuchung. 

g. 600. 

Die Untersuchung besteht in dem‘ Inbe- 

griff von Handlungen, durch welche der 

Richter Thätsachen aufsucht, von welchen 

die Auwendung oder Nichtanwendung von 

Strafgesetzen abhängt. Der Zweck der Unter- 

suchung ist daher, Beweise für diejenigen Thatsa- 

chen zu finden, welche eine gerechte Entscheidung 

der Sireitsache zwischen dem Staat und dem Ange- 

schuldigten begründen können, und beabsichtigt da- 

her sowohl den Anschuldigungs - als den Enischuldi- 

gungsbeweis. 

g. 601. 

Es giebt notliwendig zwey Hauptgegenstände 

einer jeden Criminaluntersuchung: D Das Daseyu 

einer UVebertretung an sich — Berichtigung 

des Thaibestandes. Diese Untersuchung beant- 

wortet drey Fragen: 1) ist ein Verbrechen begangen 

worden? 2) welches Verbrechen ist begangen wor- 

den? 3) welche sind die beson dern Umstände, 

unter welchen es begargen worden ist? II) Das Sub- 

-ject der Uebertretung. Hier beantwortet sie die
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Fragen: 1) wer ist der Urheber des Verbrechens ? 

2) aus welcher Veranlassung und aus welchen 

Beweggründen ist er es? 3) Concurriren Gehül- 

fen und welche? 

8. 602. 
Nach Verschiedenheit der Verbrechen ist entwe- 

der J) die Untersuchung des Thatbestandes von der 

Untersuchung des Suhjects getrennt, oder II) beyde 

sind in einer und derselben Handlung nothwendig 

verbunden. Dieses ist. der Fall, wenn die Wahr- 

-scheinlichkelt oder Gewifsheit des Verbrechens durch 

dieselben Gründe bestimmt wird, welche die Wahr- 

scheinlichkeit oder Gewilsheit der Person des Ueber- 

. treters begründen, a); jenes kann nur bey solchen 

Verbrechen vorkommen, welche sinnlich erkennbare 

Wirkungen zurückgelassen haben (delieta facti 

permanentis). - ’ ’ 

e@) z. E. Ehiebruch, Sodomie u. e. w. 

g. 603. 
A) Die Untersuchung des Thatbestan- 

des kann, nach Verschiedenheit der Voraussetzungen, 

auf verschiedene Weise geschehen; und zwar I) durch 

unmittelbare, sinnliche Eıkenntnifs (Ocu- 

larinspection), welche voraussetzt, dafs entweder 

eine sinnlich erkennbare bleibende 'Thatsache, welche 

zum Thatbestande gehört, oder doch auf denselben . 

 schliefseo läfst, objectiv erkennbar. vorhanden jst. 

$. 604. 
Aın nothwendigsten ist die Berichtigung des 

Thatbestandes durch sinnliche Erkenntnis bey der 

Tödtung. Hier heifst die Ocularinspection Leö- 

chenschau und, weil nicht blos äussere Besichti- 

gung hinreichend, sondern auch Untersuchung. der 

janern Theile nothwendig ist, Legal- Section a). 

   



  

  

  

  
  

591 

Sie mufs geschehen von einem oder mehren beeidigten 

Aerzten oder Wundärzten in Gegenwart des Richters, 

des Actuarius und zweyer Schöppen. 

P.G. 0. Art, 147. 149. 

1. Von dem dabey zu beobachtenden Verfahren im Allgemeinen 

und bey den einzelnen Arten der Tödtung mündlich. 

2. Von dem Befundschem (visum reperfum). 

a) J.S. F. Boehmer de legitima endaveris oceisi sectione. 

Hal: 1747: F. A. Hommel Dies. de lethalitate vwulnerum 

et inspectione caılaveris port eceisum’ haminem. Lips. 17179. 

$. 605. 
Noch ist sinnliche Erforschung des Thatbestan- 

des möglich: - 1) bey der Brandstiftung, 2) bey 

dem Diebstahl und zwar a) bey dem nicht ge- 

fährlichen Diebstahl, wenn die Sache selbst. gefun- 

den wird, und sich aus sinnlich erkennbaren Thatsa- 

chen ergiebt, dafs sie rechtswidrig aus dem Besitz 

gekommen sey; b) bey dem gefährlichen, wenn 

solche Spuren sich zeigen, welche entweder .die Hand- 

Jung .des Einbrechens, oder des Eiusteigens, oder des 

Gebrauchs der Waffen zu erkennen geben; 3) bey 

der Fälschung (die Münzfälschung mit einbegrif- 

fen), wenn noch die verfälschte Sache vorhanden 

ist; 4) bey Fleischverbrechen, nach erfolgter 

. Schwangerschaft; 5) bey der Nothzucht, wenn 

Zeichen angewendeter Gewalt vorhanden sind; 6) bey 

Verbrechen, welche durch Schrift, bildliche 

Darstellungen u. dergl. begangen werden (wie bey 

Pasquillen, Schmähschriften u. s. w.), wenn das Ge- 

richt solcher Urkunden habhaft geworden ist. - 

$. 606. 
W) Auf rationelle Art wird der Thatbestand 

ausgemittelt, wenn die Erkenntnifs desselben durch 

keine von dem Verbrechen selbst herrorgebrachte, 

simmlich erkennbare Thatsachen begründet werden 

kann. An die Stelle der unmittelbaren Erkenntnifs, 

tritt alsdann die mittelbare, welche der Richter durch
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Vernehmung ven Zeugen, oder durch Befragung 

des Angeschuldigten zu erlangen sucht. Die 
sinnliche Erforschung des Thatbestandes geht der 
rationellen Erforschung vor und darf nicht ver- 
säumt werden; ohne dafs jedoch die Vernachlässigung 
derselben die Anwendbarkeit des Strafgesetzes unmög- 
lich machte, wenn die Gewifsheit des Thatbestandes . 

durch. andere Mittel erhoben worden ist. 

$. 607. 
B) Hinsichtlich der Untersuchung des 

Subjects der That kommen dieselben Mittel, wie 

bey der Erforschung des 'Thatbestandes zur Anwen- 
dung. Der Richter forscht nach dem Thäter I) durch 
Aufsuchung sinnlich wahrnehmbarer Thatsachen (Spu- 

ren), welche als Anzeigungen Verdacht gegen eine 
bestimmte Person begründen können, und sucht durch 
Augenschein von dem Daseyn und der Beschaffenheit 

derselben unmittelbare sinnliche Erkenntnifs zu 
erlangen: in welchem Falle sehr oft die Ausmittelung 

des Thatbestandes mit der Erforschung des Thäters 

in Eins zusammenfällt. Hauptsächlich aber geschieht 

jene Untersuchung ID) auf rationelle Art, und 

zwar 1) durch Vernehmung von Zeugen, entweder 
unmittelbar über die That oder über Anzeigungen 
des Thäters, 2) durch Befragung des Verdächti- 

gen selbst zum Zweck der Erlangung eines Geständ- 
- nisses a). 

a) Die näheren Bestimmungen hierüber gehören dem Inquisi- 
tionsprocesse insbesondere an. 

  

Zweyte Abtheilung. 

Von der Beweisführung. 

$. 608. 
Die Beweisführung ist die förmliche Dar- 

stellung der Gründe für die Wahrheit ge- 
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wisser Thatsachen, vor Gericht. Es unter-. 

scheidet sich die Beweisführung im peinlichen Pro- 

cesse vorzüglich dadurch, dafs hier die im Civilpro- 

cesse gesetzlichen Förmlichkeiten und Fristen keine. 

Anwendung finden. Nur mufs alles dasjenige beobach- 

tet werden, was auf die Gewifsheit selbst unmittel- 

baren oder entfernten Einflufs hat a). 

a) Tob. Jac. Reinharth Diss. de probatione civilis ac eri= 

minalis con - et disconvenientia, Erford, 1732. 

$. 609. 
In dem summarischen Procefs ist der Act der 

richterlichen Untersuchung zugleich die Beweisfüh- 

rung. In dem solennen Procefs ist die förmliche Be- 

weisführung ein von der Untersuchung verschiedener 

Theil des Processes (articulirte Untersuchung) 

($- 628.). 

$. 610. 
Die Beweisführung durch Aussage einer Person 

(des Zeugen oder Angeschuldigten) geschieht durch 

Befragung derselben über Artikel, welche nicht sug- 

gestiv seyn dürfen und daher nicht, wie im Civil- 

procels, mit: wahr anfangen. Der Beklagte hat das 

Recht, den Zeugen Interrogatorien vorzulegen, 

welches von allen Arten des peinlichen Processes 

gilt, aber doch nur im Anklagsprocesse zu den we- 

sentlichen Bestandtheilen des Verfahrens gehört a). 

a) Krefs ad art. 170.C.C.C. Boehmer ad eund. art. $ 2. 

Nach andern sollen 'Interrogatorien im Inquisitionsprocels 

nicht erlaubt seyn. cf. Quistorp Thl. 1.5.69. 

ws 

Dritte Abtheilung. 

Von der Vertheidigung. 

Jo. Dav,. Thönnicker advocatus prudens in foro crimi- 

nali etc. Chemn. et Lips. 1720. 4. 

3. C. Koch Anleitung zu Defensionsschriften Ze Aufl. Giessen 

1779. ”
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Ale x, 0 ekhart Anweisung zu Vertheidigungsschriften. Leipz. 
1780. ‘ = Be 

Turin systemat. Einleitung zu peinl. Vortheidigungsschriften- 

‚Chemnitz 1800. ° 

Zachariae (im Anhang zu seinen Anfangsgründen des philos- 

Criminalr, Leipz. 1805.) 

Kuppermanns Sammlung auserlegener VertheidigungsschH- 

ten. Leipz. 1806. \ 

Wolters: ein Wort über Defensionen. Hamburg 1805. 

C. J. A. Mittermaier Anleitung zur Vertheidigung im Cri- 

minalprocesse, Landshut 1814. neue Aufl, 1820. 

Gerstaecker Anweisung zur zweckmäleigen Abfassung der 

Vertheidigungsschriften. Leipz. 1822. II Bde, 

$. 611. 

Die Vertheidigung überhaupt besteht iu 

der Darstellung von Rechtsgründen zur Ab- 

wendung einer dem Angeschuldigten nach- 

theiligen gerichtlichen Handlung. Dieselbe 

ist in allen Procefsarten ein so wesentlicher Theil des ' 

Verfahrens, dafs das Gericht die Verbindlichkeit hat, 

den Gründen der Entschuldigung oder mindern Straf- 

barkeit des Angeschuldigten von Amiswegen hachzu- 

forschen und deren Beweis durch Abhörung von Zeu- 

“gen, Einnehmung von Augenschein u. dergl. zu den 

Acten zu bringen a). | 

2). G. 0. Art. 0. r 

$. 612. 
Die Vertheidigung im engern Sinn 

(förmliche Defension), besteht in der Darstel- 

lung und Ausführung dieser Rechtsgründe durch 

einen rechtsverständigen Sachwalter (De- 

fensor). Das Gesetz fodert keine solc he Verthei- 

- digung als wesentlichen Bestandtheil des Verfahrens; 

nur auf ausdrückliches Verlangen des Angeschuldig- 

ten soll ihm ein Fürsprecher gegeben werden a). 

r„ 
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Nach dem Gerichtsgebrauch gilt jedoch. als Grund- 

satz: dafs bey Verbrechen, auf welchen die Lebens- 

sirafe oder eine schwere Leibesstrafe steht, 1) nicht 

eher auf Folter oder auf Strafe erkannt werden dürfe, 

bevor der Angeschuldigte, selbst, wider seinen Wil- 

lem, förmlich vertheidigt worden ist, und dafs dem- 

selben 2) auch gegen alle anderen, ihm nachtheili- 

gen Procefshandlungen des Criminalgerichts eine förm- 

liche Vertheidigung, auf Verlangen, gestattet werden 

müsse b). er 

2. Haupt - und Nebendefension. 

. 2. Favor defensionis und dessen Grenzen. 

3. Von der Form und Einrichtung einer Defension. 

a) P. G. O. Art. 88. . 

b) Meister vollst. Einl. S. 223. fl. \ 

|| $. 613. 

Den Stoff zur Vertheidigungsschrift liefern 

1) die Acten, welche daher dem Vertlieidiger und 

zwar im Original zur Einsicht vorgelegt werden . 

müssen, 2) die Unterredung mit dem Angeschul- 

|| digten, die, wenn nicht besondere Gründe vorhanden 

sind, welche eine Collusion zwischen dem Angeschul- 

digten .und seinem Vertheidiger befürchten lassen, 

ohne Beyseyn von Gerichtspeisonen zu gestatten ist a); 

endlich 3) die Abhörung von Vertheidigungs- 

zeugen und die Aufnahme andrer, etwa sonst vor- 

haudenen Beweise der Unschuld oder minderen Straf- 

barkeit des Angeschuldigten. 

  
a) Meister vollst. Einl. S. 258. ff. Kleinsc hrod ‚über die“ 

Nothwendigkeit, den Defensor zu einer Unterredung mit 

dem Inquisiten anzuhalten. Im Archiv II. Bd. 2. St. Nr. 9. 

Ueber denselben Gegenstand, von Biedermann im Ar- 

chiv 8. St. Nr. 7. "   
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Vierte Abtheilung 

Von dem UÜrtheil. 
x 

Erste Unterebtheilung. . 

Von dem Urtheil und dessen Arten. 

g. 614. " 

Die von einem Criminalgericht 'gefalsten Beschlüsse 

sind -entweder einfache Decrete oder Urtheile. 

Unter einem Criminalurtheil werden solche Be- 

schlüsse eines Criminalrichters verstanden , welche 

die Anwendung oder Nichtanwendung eines 

Gesetzes auf den vorliegenden Fallals recht- 

lich begründet aussprechen. Sie sind entweder 

D Zwischenurtleile (sent. interlocutoria), 

welche blos die Anwendung oder Nichtanwendung eines 

Procefsgesetzes zum Gegenstand haben, folglich 

nur während des Processes erlassen werden und die 

Vorbereitung. der Sache zur endiichen Entscheidung 

bezwecken a) ; oder II) Endurtheile (sent. defi- 

nit), welche den Procefs als beendigt voraussetzen 

und über die Anwendung oder Nichtanwendung des 

Strafgesetzes selbst erkennen. 

1. Sent. interlocutoria mera — mixta. 

2. Bedingtes und unbedingtes Urtheil. 

a) Erkenntnifs auf Specialinquisition, Folter, Reinigungseid etc. 

\ g. 615. 
Das Endurtheil erklärt entweder I) dafs der 

gegenwärtig für geschlossen anzunehmende Procels 

keine hinreichende Gründe darbiete, um über die An- 

wendung oder Nichtanwendung des Strafgesetzes selbst 

entscheiden za können (unvollkommenes Endur- 

:theil, Entbindung oder Lossprechung von 

der Instanz, sent. sec. quid absolutoria) a), 

oder ID dasselbe erklärt sich entscheidend über das 

Verhältnifs des Strafgesetzes zu dem gegebenen Falle 

\  
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(rollkommnes Endurtheil), indem es entweder 

J) die Nothwendigkeit der Anwendung des Strafge- 

geizes gegen den Angeschuldigten ausspricht (ver- 

dammendes U. — sent. condemnatoria), oder 

2) die Nichtanwendung des Strafgesetzes gegen den- 

selben für rechtlich nothwendig erklärt (lossprechen- 

des U. — sent. absolutoria a tota caussa). 

a) Kleins chrod über die Lossprechung von der Instanz in 

peinl. Proc. In den Abhandl. Bd. 1. Nr.  — Schiraeceh 

Beytr. zur Anwendung des Rechts (Hamb. 1822) Nr. XXX. 

— "Yon. der stillschweigenden Entb, von d. Instanz 

mündlich. 

g. 616. 

D Das verdammende Urtheil setzt voraus 

die volle juridische Gewifsheit der Schuld des An- 

geschuldigten, ınithin 1) sowohl der That an und 

für sich, als auch 2) einer aus gesetzwidriger Wil- 

lensbestimmung hervorgegangenen (pos. oder negati- 

ven) Handlung der Person , als Ursache der That. 

11) Das lossprechende U. ist bedingt durch juri- 

dische Gewifsheit der Nichtschuld, welche aber, 

kraft der jedem Angeschuldeten zur Seite stehenden 

rechtlichen Vermuthung der. Unschuld, schon alsdann 

hergestellt ist, wenn der versuchte Beweis der Schuld 

nicht einmal bis zur Wahrscheinlichkeit gebracht wer- 

den konnte. IE) Wo es, nach erschöpfter Unter- 

suchung, an den Bedingungen zur Verurtheilung eben 

so wohl als an den Bedingungen zur Lossprechung 

mangelt, wird auf Entbindung von der Instanz 

erkannt. Diese findet demnach alsdann Anwendung, 

wenn zwar der vollständige Beweis der Schuld nicht 

vorhanden, jedoch so starke rechtlich begründete Ver- 

dachtsgründe vorliegen, dafs die Vermuthung der Un-, 

schuld durch die Wahrscheinlichkeit der Schuld ge- 

schwächt ist. Sie vertritt heut zu Tage nicht nur 

die Stelle der Tortur, sondern auch meistentheils des 

Reinigungseides.
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$. 617. 

D Die Entbindung von der Iastanz hat die 
Befreyung des Angeschuldigten von dem Criminalpro- 
cesse zur Folge; doch nur auf so lahge, als nicht 
neue Umstände sich ergeben, welche die Hoffnung 
begründen, nach wieder aufgenommener Untersuchung, 
den mangelhaften Beweis zu ergänzen. Auch ist der 
Angeschuldigte selbst, auf den Grund neuer Beweis- 
mittel der Unschuld, die Wiederaufnahme der Unter- 
suchung zum Zweck eines lossprechenden Ürtheils zu 
fodern. berechtigt. Dagegen IH) tilgt ein losspre- 
chendes U. für immer alle Gründe der Anschuldi- 
gung hinsichtlich derjenigen Verbrechen, auf welche 
es sich erstreckt, so dafs, selbst auf den Grund neuer 

Anzeigungen, eine Wiederaufnahme des Processes recht- 
lich nicht mehr statt findet a). 

Annı. Mündlich von der Rechtskraft peinlicher Urtheile über- 
" haupt. €. C. Stübel pr. de epinione vulgari, sententias 

‚ absolutorias in proc. inquisitorio, simulae cum reo commu- 
nicatae sint; in rem judieatam transire e jurisprudentia cri- 
minali eliminanda. Wittemb. 1398. Kleinschrod über die 
Rechtskraft peinl. Urth. Im Archiv Bd. II. Stck. 3. Nr. 2. 
Fr.B. Gerrcke Comm. de re judicata sentent. crimin. et 
de remediis, quae contra eas aflerre licet. Gött. 1808. Ed! 
Schrader Comm. de remediis contra sententias et de re 
judicata in caus, crim. Gött. 1808. 

a) L. 9. C. de accus. et inser. und die Analogie des Civilpro- 
.cesses. c. 15. X. de re jud. cf. Stübel das Criminaiverf. 
Bd. V. $. 3222, Fast alle auswärtigen Gesetzgebungen, na- 
mentlich die Englische, Französische, Italienische erkannten 

“ ebenfalls von jcher obigen Grundsatz an, welcher in der 
französischen Jurisprudenz dureh die Paroemie: Non bis in 
idem, ausgedrückt wird. - 

$. 618. 
Nur ein aus der erfoderlichen Anzahl von Bey- 

sitzern gebildetes Richtercollegium a) ist berech- 
tigt, Criminalurtheile zu fassen. Ein mit Criminalge- 
richtsbarkeit versehenes, aber nicht gehörig besetztes 
Gericht, ist verbunden, die Acten entweder seinem 

nächstvorgesetzten Obergerichte oder einem andern 
mit rechtsverständigen Männern besetzten Collegium 
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zur Abfassung des Erkenntnisses.einzusenden b). Was 

tm übrigen die P. G. O. im Allgemeinen über die 

Einholung. fremden Rathes, entweder aus eigner Be- 

wegung des Gerichts, oder auf Verlaugen des Anklä- 

gers oder des Angeschuldigten und seiner Angehöri- 

gen, verordnet, hatte nur so lange Bedeutung, als 

die peinlichen Gerichte noch aus rechtsungelehrten 

Männern zusammengesetzt waren, findet daher auf 

|| unsre aus Rechtsgelehrten collegialisch gebildete Cri-: 

| minalgerichte keine Anwendung mehr c). 

2) P. G. 0. Art, 84. 
b) P. G. O. Art. 219. . 

€) Ueber die Praxis in dieser Lehre vergl. Puffendorf Thl. 

IT. obs. 69. Struben Thl. II. Bed. 112. 

me, 

Zweyte Unterabtheilung. 

Von der Verkündung des Urtheils, den Rechtsmit- 

teln gegen dasselbe und dessen Vollstreckung. 

$. 619. 
Das gefällte oder eingegangene Urtheil ist dem 

Angeschuldigten zu verkünden a). Bey verdammen- 

| den Urtheilen geschieht die Verkündung in Gegen- 

. wart des Vertheidigers, wenn eine förmliche Verthei- 

digung statt gefunden hat. Nie darf der Richter ein 

eingegangenes, wenn gleich auf sein eignes Verlangen 

für ihn selbstgesprochenes Urtheil, aus eignem Gut- 

düunken unterdrücken b). \ 

    
  

Intimatio sententiae. " - \ 

a)F.A, Hommel Diss. de Cana. publicatione sententiae cri- 

minulis. Lips. 1741. - 

b) C. Thomasius Diss. de judice sententiam in causis crimi- 

nalibus latam ab actis removente. Hal. 1709. ed. 2da 1740. 

$. 620. 
Gegen die verkündete Sentenz hat der Angeschul- 

 digte als Rechtsmittel I): die Berufung (Appella- 
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tion) a), sowohl im Accusations-. als Inquisitions- 

processe b); I) die Nichtigkeitsbeschwerde 

(rem. nullitatis), welche bey den höhern Landes- 

Justizcollegien erhoben werden "mufs, und, so lange 

noch die deutsche Reichsverfassung bestand, selbst 

bey den Reichsgerichten angebracht werden konnte; 

UI) die weitere Vertheidigung, welche in den 

meisten deutschen Ländern die Stelle der Berufung 

veriritt und in Capitalsachen selbst zum drittenmal 

verstattet wird c). 

Supplicstion an den Landesherrt. . 

a) L. 6. 16. D. de appellationibus. L. 29. C. eod. 1.1. S. ult. 

de nihit innoc. appell. interp. Was die P. G. O. betrifft, so 

wurde zuerst im Project vom Jahre 1521 die Appellation 

ausdrücklich als Rechtsmittel zugelassen, im Projeet v. J. 

1529 ausdrücklich verworfen, in der P. G. O. selbst aber 

dieser Punkt völlig mit Stillschweigen übergangen. cf. Krefs- 

ad art. 219. 8.5. Ueber die Appellation in Criminalsachen 

überhaupt vergl. Ed. Schrader comm. de remediis contra 

.  senienlias et de re judicata in cansis criminalibus, Partis 

‘ Tmae, Sect. 1. de appellationibus in causis eriminalibus ex 

jure romano instituendis. Gött. 18085. Ge. Mich. Weber 

Diss. de appellatione in causis eriminalibus. Bamb. 1803. 

Batrittel Bemerkungen über die Berufung in Strafsachen. 

Mannh. 1806. Steigers vernrischte Aufsätze (Mainz 1809) 

Nr. 2, 

b) Darüber wurde ein heftiger Streit zwischen Carpzov und 

Oldekop geführt, und man nimmt nun allgemein die ver- 

neinende Meinung in Ansehung des Inquisitionspro- 

cesses an. Man stützt sich auf eine allgemeine Gewohn- 

heit, obgleich viele Territorien diese Gewohnheit widerle- 

gen. cf. Ludoviei Einl. zum peini. Procels Kap. XI. 

e) Stübel Criminalverfahren Bd. V. $. 3282. ff. 

g. 621. 

Der Verkündung des Urtheils, so ferne nicht 

dagegen ein zulässiges Rechtsmittel ergriffen worden 

ist, folgt die Vollstreckung. Diese geschieht, 

bey lossprechenden wie bey verurtheilenden Erkennt- 

nissen sogleich nach der Verkündung, wenn nicht, 

was verurtheilende Erkenntnisse betrifft, entweder 

1) besondere Umstände (z. B. Schwangerschaft der 

Verurtheilten u. dergl) einen Aufschnb rechtlich
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nothwendig machen, oder 2) dem Angeschuldigten 

die Todesstrafe bevorsteht, in welchem Falle dem= 

selben wenigstens drey Tage vor der feyerlichen Ver- 

kündung und Vollstreckung des Urtheils, ülieses wu- 

vor angekündiget werden soll a). 

0) P.G. 0. Art. ©. 

$. 622. 

- Der wirklichen Hinrichtung geht das hoch- 

nothpeinliche Halsgericht vorher, wo dem 

Verbrecher ; unter besonderen, ;ffentlichen Feyerlich- 

keiten, das Urtheil verkündet und der Stab gebro- 

chen wird a). Widerruft der Verbrecher sein Be- 

kenntnifs vor dem hochnothpeinlichen Halsgericht 

oder auf dem Richtplatz, so soll in jedem Falle die 

Vollstreckung aufgeschoben und über die Zulässig- 

keit oder Unzulässigkeit der Gründe des‘ Widerrufs; 

nach vorgängiger Ausführung derselben, von neuen 

erkannt werden b).- . oo: 

1. Erzählung der Hinrichtungs - Ceremonien. 

IS
 , Wie werden am zweckmüfsigsten Hinrichtungen veranstaltet # 

3. Von'dem Leichnami des Hingerichteten. 

a) C. F. Walch pr. de ritibus judieiorum erim. in ©. C. 6; 

Art. 100. abrogatis. Jen. 1784, C.A Beck Diss. de sol= 

lenni fraetionis baculi ritu in exequenda supplicii capitalia 

sententia, Jen, 1751. 

b) P. 6; O. Art. 91. C.F. Walch Diss. de revocatione con= 

fessionis capite damnati in die ejus supplicio destinato, Jen: ' 

1783. Wie wenn er hernach von neuem widerruft ? ° 

o. Feterbuchs peinl. Reckt. (11. Aufl) 26



Zweyter Titel 

Ven - dem Untersuchungs- und Anklags- 
Procels insbesondere, 

Erster Abschnitt. 

Fon dem Untersuchungs - Procefs. 
’ 

Job. Brunnemann tractatus de inquisifionis processu ed. 
emendata. Fref. et Lips. 1732 (damit sind zu verbinden: 
Annotationes ad Brunnemanni txactatum etc. Fref. et 

Lips. 1347). 4, 
’ 

Chr. Jac. Meil judex et defensor ‘in processu inquisitionis. 
Kipa. 1717. 4. 

Ehr. Gotth. Hübner principia processus inguisiforii etc. 
Lips. 1739, 8, 

$. 623. 
. Der Richter ist im Untersuchungsprocesse als 
dreyfache Person zu betrachten, als Stellvertre- 
ter des beleidigten Staats, indem er an dessen 
Statt die Rechte aus Strafgesetzen zu verfolgen ver- 
pflichtet ist; als Stellvertreter des Angeschul- 
digten, indem er zugleich alles, was die Schuld- 
losigkeit oder die geringere Strafbarkeit desselben be- 
‚gründen kann, aufsuchen und darstellen soll, und 

endlich als Richter, in wie ferne er das Gegebene 

zu beurtheilen und darüber richterlich zu verfügen 
(oder zu entscheiden) hat.
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$. 624. 

‚Ehe ein Mensch als wirklicher Verbreche? 
behandelt werden kann, mufs er zuvor als ein Ver- 

dächtiger. behandelt werden, weil der Verdammung 
nothwendig die Untersuchung gegen eine ‚bestimmte 
(also verdächtige) Person vorangehen-mufs. Ehe 

aber ein Mensch als verdächtig behandelt werden 
kann, müssen nicht nur Gründe für das Daseyn des 
Verbrechens überhaupt, sondern auch Gründe des 
persönlichen Verdachts vorhanden seyn. — Der Uu- 
tersuchungsprocefs wird daher durch die General- 
inquisition eröffnet, worin der Richter die 

Gründe für das Daseyn des Verbrechens 
überhaupt und des Verdachts gegen ein be- 
stimmtes Subject der That. aufsucht. Sie 
bereitet die Specialinguisition vor, in welcher 
der Richter hinsichtlich des in Untersu- 
chung genommenen Verdächtigen theils den 
vollen. Beweis der Schuld zu begründen, 
theils alles dasjenige, was zum Beweise der 

Nichtschuld. oder minderen Strafbarkeit 
desselben dient, zu den Acten zu bringen 
sucht a). ’ 

a) Ein Haupfgrund der Verwirrung in diesen Begriffen liegt 
darin , dafs man so oft das artieulirte Verhör mit der Spe- 
cial-Inquisitiori überhaupt verwechselt hat. Man vergleiche 
übrigens Nettelbladt Diss. de sententia condemnatoria 
sine praevia inquisitione speciali Hal. 1774. Klein über 
den wesentlichen Unterschied der General- und Special - In- 
quisition. Im Archiv I. Bd. 1. St. Nr. 3. Kleinschrod 
über General - und Special-Inquis. Archiv UI. Bd. 1. St. 
Nr. 2 — Siebert noch einige Bemerkungen über den Un- 
terschied der General- und Speeial-Inquisition. Archiv Bd. V. 
St. 2. Nr. 4& Und besonders E. F. Hagemeister Erörte- 
rungen über General- und Special-Inquisition. Berlin 1804, 

IL Generaluntersuchung. 

so 
Zur Eröffnung einer strafrechtlichen Untersu- 

chung bedarf es einer rechtlichen Veranlassung (Fun- 
26*
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dament, Grundlage der Unters.) a), Diese 
ist- jede, auf was immer für eine Weise, dem Unter- 
suchungsrichter zur Kenntnils gekommene Thatsa- 
che, welche die, wenn auch nur noch entfernte, 
Vermuthung begründet, dafs ein zu amtlicher Er- 

forschung geeiguetes Verbrechen b), vorgefallen sey. 

Jene, dem Richter zugekommene, gewisse oder noch 

ungewisse, Kenntnifs hat dann entweder I) das Ver- 
brechen selbst zum Gegenstande, entweder für 

sich allein, oder bereits in Beziehung auf eine be- 

stimmte Person als Urheberin oder 'Theilnehmerin, 

oder II) eine Anzeigung (Indicium), entweder blos 

eines Verbrechens an und für sich, oder zugleich sei- 

nes Urhebers oder Theilnehmers. Ehe der Untersu- 

chungstichter ein Protocoll zur förmlichen Untersu- 

chung eröffnet, hat daher derselbe vorläufig zu prü- 

fen: ob die ihm zugekommene Kenntnifs, sowohl ih- 

rer Quelle, als ihrem Inhalte nach, die erfoderlichen 

Eigenschaften an sich habe, um ihn zur amtlichen 

_ 'Thätigkeit zu verpflichten. " 

a) Eschenbach ausführliche Abhandl. der Generaluntersu- 

‚chung, Kap. HI. Kleinschrod über die Veranlassungen, 

eine Generalunters, anzustellen. (Archiv Bd IV. St. 2, 

Nr. 1.) 

b)- Verbrechen, welche die Klage der Betheiligten voraussetzen, 

sind daher in so ferne ausgeschlossen, als erst die Klage 

oder Anzeige diesen Personen das anıtliche Verfahren be- 

gründet. Tittmann Handb. Bd. 111. $. 732. 

r 

$. 626. 
Die Quellen zur Erlangung eines Fundaments 

der Untersuchung sind I) eigne Wahrnehmung 

des Richters selbst, entweder bey Gelegenheit einer 

criminalrechtlichen oder andern Amtshandlung, oder 

auch aufser seinen Amtsverhältnissen a); II) Anzeige 

(Denunciation), nämlich ein dem Richter zu- 

vorkommend abgelegtes Zeugnifs über ein 

Verbrechen oder eine Anzeigung desselben 

(mit oder ohne Beziehung auf bestimmte Urheber), 

!
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in der Absicht, dadurch eine. Untersuchung 

zu veraulassen b): sie werde erhoben von dem 

Beschädigten c) oder einem Dritten, schriftlich oder 

mündlich, so ferne dieselbe nur entweder ihrem. In- 

halt oder ihrer Form nach, oder wegen der Persöu- 

lichkeit des Angebers nicht aller Glaubwürdigkeit er- 

mangelt d); 11T) das öffentliche Gerüchi J. 1. 

die übereinstimmende, aber hinsichtlich ih- 

rer Quelle noch unverbürgte, aufsergericht- 

liche Aussage vieler Personen über eine ge- 

wisse Begebenheit e); endlich IV) die Selbsi- 

anzeige des Thäters, so feru nicht das Benehmeu 

desselben oder der Inhalt seiner Aussagen und andere. 

Umstände, der Wahrhaftigkeit seiner Anzeige augen- 

scheinlich widersprechen. 

a) Stübel das Criminalverfahren Bd. iV. $ 1818. I Ba. r. 
$. 2871. M. $. 2028, 

b) J.C. Heimburg de praccipuis denunciationis volantariae 
judie. capitibus. Jen. 1766. 

c) ©. G. Strecker de fide moribundorum. Erf. 1210, 

d) Eine anonyme Anzeige gibt nur Anlafs zu vorlänßgen, 
stillen Nachforschungen nach andern Untersuchungsfunda- 
ınenten, wenn sie nic ht ganz allgewein ist, sondern entwe- 
der bestimmte Thatsachen umständlich erzählt, oder auf anr- 
dere namhafte Erkenntnifsquellen sich bezieht. 

e) e. 19. 21.9. Le. 24 X. de accus.‘ P. @. O. Art, 6, 25. s. 1. 

$. 627. 
Die erste Veranlassung zum Verfahren, auch 

wenn dieselbe auf eigner Wahrnehmung des Richters 
beruht, ist genau zu gerichtlichem Protocoll zu ver- 
zeichnen. Gibt ein Gerücht die Veranlassung, so 
ist vor allen Dingen das Daseyn desselben durch Ab- 
hörung von Zeugen zu bekunden, weiche zugleich an- 
zuhalten sind, Andere zu benennen, von welchen sie 

die Sage gehört, oder welche muthmaßslich von der 
Begebenheit aus eigner Erfahrung Kenntnifs haben a). 
Der Denunciant, so wie der sich selbst angebende 
Thäter sind zu veranlassen, ihre Wissenschaft mit
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allen Haupt- und Nebenwnständen zu erzählen, und 

zugleich: alles dasjenige anzugeben, wodurch es mög- 

lich wird, der Wahrheit ihrer Aussagen und den er- 

foderlichen Beweisen weiter nachzuforschen. Auch 

ist jener, nach Befinden der Umstände, zur eidlichen 

Bestärkung seiner Aussage anzuhalten b). 

8) Die weitern Nachforschungen nach deu Quellen des Gerichts, 

um eigentliche Zeugen zu finden, gehören zum Lauf der Ge- ' 

neraluntersuchung selbst. 

b) Boehmer ad art. 6.0: 0.0.8.9. Kleinschrod a.2.0, 

9. - . 

$. 628. 
Wenu ) schon mit dem Fundament der Unter- 

suchung selbst ein gegründeter Verdacht sowohl für 

«das Daseyn des Verbrechens als gegen eine bestimmte 

Person gegeben ist: so ist mit der Aufnahme und . 

Feststellung jener Grundlage zugleich die Generalun- 

tersuchung erschöpft, so dafs dieselbe nun ohne wei- 

ters in die Specialuntersuchung übergehen, und die- 

ser ($o fern es ohne Gefahr des Verlustes solcher 

Beweismittel tkunlich ist) alles dasjenige aufbehalten 

werden kaun, was noch zur vollständigen Erhebung 

der That und dergl. gehört. II) Aufser jener, nicht 

sehr häufig vorkommenden, Voräussetzung aber erfo- 

dert die Generaluntersuchung , nächst der Festsetzung - 

ihrer Grundlage, zur Auswittelung‘ der That und 

“des Thäters, noch ‘mehre Untersuchungshandhungen, 

welche übrigens nach Besonderheit des Verbrechens 

und der Umstände jedes einzelnen Falles verschieden 

sind. Es ist im Allgemeinen hierüber nur Folgendes 

($. 629.) zu. bemerken. : 

gg 629. 
Y) Ist nach den gegebenen Umständen zu erwar- 

ten, dafs die Wirkungen des Verbrechens, oder An- 

zeigungen der That oder des '"Thäters in sinnlich 

erkennbaren Gegenstän den noch vorhanden 

- 

£ 
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seyen: so hat der Richter (so weit es geschehen kann, 

ohne eine noch nicht hinreichend verdächtige Person 

öffentlich für verdächtig zu erklären) jenen Spuren 

vor allem nachzuforschen, sich derselben zu bemäch- 

tigen und durch eigene sinnliche Wahrneh- 

mung, allenfalls mit Zuziehung von Sachverständi- 

gen, den Thatbestand des Verhrechens ($.303 FM). 

oder jene Anzeigungen zu erheirea; wobey kein, an 

vergängliche Erscheinungen geknüpfter Umstand, wel- 

cher auf irgend eine Weise, zum Nachtheil oder zum 

Vortheile des Beschuldigten allenfalls in der Folge 

erheblich werden könnte, unbeachtet gelassen werden 

darf. Nächstdem ist gewöhnlich U) ein Hauptbe- 

standtheil der Generalinquis. die Aufsuchung und Ver- 

nehmung von Zeugen über die That selbst oder 

über Anzeigungen gegen den noch unbekannten oder 

noch nicht hinreichend verdächti;en 'Thäter. Die 

Zeugen, welche. jetzt noch nicht verekst a), auch 

blos summarisch vernommen werden, sind “72 veran- 

lassen, alles Sachdienliche frey aus sich se .:t anzu- 

geben, ohne dafs ihnen der etwa muthmafsti:;e Thä- 

ter als solcher benannt oder bezeic/'het werdea darf. 

Widersprechende Zeugen, so fern ihre Aussge auf 

Eröffnung der Specialinquis. wesentlichen Kinfinfs hat, 

sind zu confrontiren. Auch mag IM) der mutihmafs- 

liche oder noch in-entferntem Grad verdächtige Thä- - 

ter" selbst schon jetzt verhört werden, doch nicht 

als Angeschuldigter, sondern ‘unter der Form einer 

Zeugenvernehmung, damit durch seiu Benelimen 

oder seine Aussagen entweder der Verdacht bestärkt, 

oder gehoben ‘werde b). Aufserdem ist derselbe, zu- 

mal bey schweren Verbrechen, im Stillen zu beobach- 

ten, iheils um neue Verdachtsgründe wider ihn zu 

‚entdecken, theils um seiner Flucht zuvorzukonmen. 

a) Grolman Grunds. $. 584. Dagegen Rlein p. R. $. 551. 

b) Erhebt sich während dieser Vernehmung die Vermuthung 

zum gegründeten Verdacht, so kann diesolbe sogleich in das 

Verhör der Specialinquisition übergehen. . -



ID Specialinquisition. 

$. 630. 
Hat die Generaluntersuchung Verdacht gegen 

eine bestimmte Person begründet, so folgt die Spe- 
eialinquisition im weitern Sinne des Worts, 
zu deren Anfang kein förmliches Decret oder Er- 
kenntnifs des Gerichts erfodert wird, sondern welche 

als eröffnet zu betrachten ist, sobald der Richter durch 
was immer für eine Erklärung oder Handlung eine 
für verdächtig erkannte Person des Verbrechens 
(ausdrücklich oder stillschweigend) beschuldiget- 
und diese in die Nothwendigkeit versetzt, sich des- 
halb zu verantworten (Stand der Anschuldi- 
gung).. Der erste Act einer Specialinquisition sind 

demnach (wenn nicht der Angeschuldigte sich selbst 
angegeben ‚hat, «ie aus anderen Ursachen sich be- 

reits vor Gericht befindet) diejenigen Gerichtshand- 

lungen, welche zum Zweck haben, den Verdächti- 

gen der Gewalt des Untersuchungsgerichts zu unter- 

werfen: Ladung, Steckbriefe, Verhaftung u. dergl 

($- 924. ff.). 

g. 631. 
Da der wesentliche Zweck einer Specialingutei- 

tiori darin besteht, die zur Begründung eines voll- 

kommnen Endurtheils nöthigen Beweise und Gegen- 

beweise der Schuld und des Grades derselben zu ent- 

decken und aufzunehmen: so ist einer :ihrer wesent- 

lichsten und ersten Bestandtheile A) das Werhör 

des Angeschuldigien, (nach nicht Inquisiten, 

sondera Inculpaten, Comparenten, Constitu- 

ten, Arrestaten). Dieses ist unverweilt mit demsel- 

hen zu eröffnen, so lange fortzusetzen und so oft zu 

wiederholen, als noch zweckdienliche Ergebnisse von 

demselben zu erwarten sind. Der Hauptzweck dieser 

Verhöre (bey welchen der Angeschuldigte jedesmal 

L
e



  

  

  

409 

ungefesselt erscheint, und welche mit den Fragen 

über seine Person, persönlichen Verhältnisse, und frü- 

heren Lebenslauf, letztes zumal bey schweren Ver- 

brechen, eröffnet werden) ist: D) denselben mit sei- 

ner Erklärung über die ihn -treffende An- 

schuldigung selbst, zu vernehmen , welche Erklä- 

rung zum Inhalte haben kann 1) das ’Zugeständnifs 

der Anschuldigung (Geständnißs) , 2) das Abläugnen 

derselben, 3) das Vorbringen von Einreden zur Ab-: 

wendung oder. Minderung der Strafe, 4) die Anzeige 

von Thatsachen und Beweismitieln entweder zur Auf- 

hebung der Verdachtsgründe eder Anschuldigungsbe- 

weise, oder zur Begründung der Einreden. II) Ist 

das Verbrechen, gewils oder wahrscheinlicherweise 

nicht blos von Einem begangen worden, so sind die 

Verhöre sogleich auf Entdeckung der Miturhe- 

ber oder anderen. Theilnehmer, und auf die Er- 

langung von Mitteln zu ihrer Ueberführung zu 

erstrecken. 

$. 632. 
Zunächst ist das Verhör darauf gerichtet, das 

Geständnifs des Angeschuldigten zu erlangen und 

zwar in der Art, dafs er die von ihm begangene 
That, von ihrer ersten Veranlassung an, mit 

allen Haupt- und Nebenumständen, in einer 
zusammenhängenden Darstellung frey aus sich 
selbst erzähle, weshalb dieses Verhör (im. Gegensatz 

der feyerlichen, punktweisen Vernehmung $. 366 ff.) 

das summarische genannt wird. Wenn sich nun 

I) der ‚Angeschuldigte in ein (wahres oder scheinba- 

res) Bekenntnifs einläfst, so ist derselbe nicht 

zu unterbrechen, sondern alles ist genau zum Proto- 

coll zu verzeichnen, und der Angeschuldigte nur zur 

Ergänzung der Lücken, zur Aufklärung der Dunkel- 

heiten, zur näheren Bestimmung des zu allgemein Er- 

zählten u. s. w. anzuhalten. 1) Läugnet derselbe 

\
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. (entweder geradezu oder unter dem Scheine eines Be- 

kenntnisses), so bedient sich der Richter als Mittel, 

denselben zum Geständnifs der Wahrheit zu bewe- 

gen: 1) der Fragen über solche das Verbrechen 

selbst betreffende oder mit demselben, entfernter oder 

näher, im Zusammenhang stehende Umstände, wo- 

durch entweder in dem Schuldigen nach und nach 

die lebhafte Ueberzeugung erregt wird, dafs der 

Richter ohnehin schon von dem Vorgefallenen unter- 

richtet sey, oder deren unwahre Beantwortung den. 

Richter in den Stand setzt, den Läugnenden der Un- 

wahrheit zu überführen und denselben durch den 

Gedanken, dafs es ihn unmöglich sey, für die Un- 

‚wahrheit den Schein der Wahr.ie!i zu gewinnen, zur 

. Aussage des Wahren zu bestirmn. Aufserdem die- 

‚nen hierzu 2) Vorhalturgen, und zwar «) sowohl 

der Widersprüche, Unwahrscheinlichkeiten oder Un- 

wahrheiten in den Aussagen des Angeschuldigten, als 

auch b) einzelner, wider ihn vorliegender Anzeigun-. 

gen und Bevveise, oder eines und anderen Umstandes 

der That selbst. Mit solchen Vorhaltungen ist, wo es 

die Umständie zulassen, entweder 3) die Confron- 

tation von Zeugen und bekennenden Mitschuldigen, 

oder 4) die, so viel möglich unverhoffte Vergegem 

wärtigung von Gegenständen, welche mit dem Ver- 

brechen im Zusammenhange stehen, z. B. Führung 

des Angeschdigten an den Ort des Verbrechens, 

Vorzeigung (les Leichnams, der Werkzeuge der That 

u. Ss. w., zu verbinden. Auch werden 5) zweckınäs- 

sige, den Umständen und dem Character des Läug- 

nenden angemessene, durch Gründe der Religion, 

Moral, Ehre: u. s. w. unterstützte Ermahnungen, 

. oft ihren Zweck nicht verfehlen a). 

a) Vergl. Fr. Wangermann Anweisung zum Ingniriren. Cas- 

sel 1370. C. Tr, Fischer Abh. von der summarischen 

Vernehmung im peinl. Proc. Leipz. 1789. Anweisung zum 

Inquiriren. Frankf. u. Leipz. 1795” Kleinschrod über die 

Rechte , Pflichten und Klugheitsregeln bey ’peinlichen Ver- 

hören, im Archiv Bd. I. St. 1. Nr. 2. :
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u '$. 633. M 

In und aufser den Verhören hat sich der Rich- 

ter aller solchen Mittel zur Erlangung ‚eines Geständ- 

nisses zu enthalten, welche die Glaubwürdigkeit des- 

selben aufheben oder schwächen. Dahin gehört. 

J) directer, oder indirecter Zwang, Drohung, 

hinterlistige Versprechungen und andere Ar- 

ten unwürdigen Betrugs. Nur wenn der Ange- 

schuldigte entweder jede Antwort oder bestimmte‘ 

Antworten beharrlich verweigert a), oder sonst sich 

gesetzwidrig beträgt, darf wider denselben mit Zwang, 

entweder zur Beugung seines Ungehorsams oder zur 

Strafe, verfahren werden b). Aufserdem sind uner- 

laubt II) verfüngliche (captiöse) Fragen, d. 

Fragen eines mehrfachen Sinnes oder In- 

haltes, deren allgemeine Bejahung oder Ver- 

neinung, auch gegen die Absicht des Aus- 

sagenden,. als Zugeständnils eines demsel- 

ben nachtheiligen Umstandes erscheint c). 

UN Suggestionen d..i. Eröffnung besonde- 

rer, dem Richter anders woher als durch 

Aussage des.zu Befragenden bekannt ge-. 

wordener, äusserer Thatsachen,. welche der- 

jenigen Person geschieht, .die über eben 

diese Thatsachen mit ihrer Aussage gehört 

werden soll (Angeschuldigter oder Zeuge) d), sind 

zwar nicht durchgängig verboten, vielmehr als Vor- 

haltungen ($. 632.) gegen läugnende Angeschuldigte 

nicht selten nothwendig. Doch sind dieselben durch- 

aus unzulässig nicht nur bey, Abhörung von Zeugen 

hinsichtlich derjenigen Thatsachen, welche durch 

ihre Aussagen bewiesen werden sollen; sondern auch 

insbesondere "hinsichtlich des Angeschuldigten 

1) wenn der Beweis der Schuld durch sein Bekennt- 

nifs zu führen ist, und demselben solche besondere 

Thhatumstände suggerirt werden, deren das erkennende 

Gericht bedarf, um an denselben die Glaubwürdig-
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keit des Bekenntnisses za prüfen e}), 2) wenn dessen 
Aussage als Zeugnifs für die Mitschuld eines Dritten 
dienen soll f). 

@) Die Verweigerung wird nicht selten hinter verstellten Wahn- 
sinn, Taubbeit, Stummheit: u. s. w. versteckt; wo denn das- 
selbe zur Anwendung komnit. " : 

b) Arten der Ungehorsamsstrafe. Protocollirung dexselben und 
ihre Veranlassung. . 

e) Stecher über captiöse Fragen im Criminalprocesse. Lands- 
hut 1816, \ 

d) Kleinschrod über Suggestionen im peinl. Proc. In den 
Abhandlungen etc. Thl. I. Nr. 2, Grattenaner über den 
Begriff der Suggestiv-Frage. Berlin 1805, Preu nonnnlla 
capita de suggest. in proc. crim. Altdorf 1804. Parst über 
Suggestionen u. deren Gefährlichkeit im Crim, Proc. Lands- 
hut 1810. 

e) P. G. O. Art. 54. 55. 56., 
f) P. 6. O0: Art. '86. $.1. 

$. 631. 

B) Aufser dem Verhör des Angeschuldigten, ge- 

hört zum Umfange der Specialinquisition die förm-- 

liche und vollständige Aufnahme aller anderen 

Beweise der That und des Thäters, so wie der 

Art und Gröfse seines Verschuldens, so weit diesel- 

ben nicht schon während der Generaluntersuchung 

in beweisender Form zu den Acten gekommen sind, 

Insbesondere sind nunmehr die Beweiszeugen über 

alle einzelne, erhebliche Umstände durch besondere 

Fragen zu vernehmen, und in Beyseyn des Ange- 

schuldigten a) zu vereiden. Urkunden und andere 

Beweisstücke werden ihm zur Recognition vorgelegt. 

Annoch zu erhebende Augenscheine werden nach Um- 

ständen, jeizt in seiner Gegenwart vorgenommen b). 

Den von ihm angegebenen Lebensumständen wird 

nachgeforscht, und die in seinen Geständnissen angege- 

benen einzelnen Thatumstände werden durch Augen- 

scheine, Zeugenvernehmungen u. dergl. so weit zu 

den Acten erhoben, .als zur Prüfung der Rechtsgül- 

tigkeit jener Geständnisse erfoderlich ist ce), Läugnet 
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der Angeschuldigte, so geht die Thätigkeit des Rich- 

ters vorzüglich auf Erforschung und Erhebung von Be- 

weisen, durch welche der Läugnende entweder über 

führt, oder durch geschickte Benutzung derselben zum 

Geständnisse bewogen werden kann. Nicht minder aber 

sind die von dem Angeschuldigten angegebenen Be- 

weise der Unschuld, ‘um welche er von dem Richter 

ausdrücklich zu befragen ist d), so wie seiner minde- 

ren Sirafbarkeit, zu den 'Acten zu bringen. 

a) Martin Criminalprocefs $. 131. 

b) So ferne es ohne Gefahr schädlicher Suggestionen gesche- 

hen kann. \ 

OP. G. 0. Art, 5& 
d) P. G. 0. Art. 47, 

$. 635. 

Sobald aus der geführten Untersuchung sich er- 

giebt I) dafs, nach der Lage der Sache, ein voll- 

kommener Beweis der Schuld gegen den Verdächtigen 

nicht hergestellt, noch dessen gütliches Geständnifs . 

erlangt werden könne, so ist das Verfahren durch 

“ Entbindung von der Instanz einzustellen 

($. 615. ff.) oder nach Umständen auf den Reini- 

gungseid zu erkennen. Eben so mufs. II) der An- - 

geschuldigte, was immer Gegenstand der Anschuldi- 

gung seyn möge, sogleich ohne weiteres Verfahren, 

durch lossprechendes Erkenntnifs von der An- 

schuldigung entbunden werden, sobald die Bedingun- 

gen zu demselben ($. 615. ff.) aus der Untersuchung 

“sich ergeben haben a). ‘Ist III) derselbe der That 

geständig oder durch hinreichende Beweise überführt, 

so wird, jedoch nur alsdann, wenn die Anschuldi- 

gung ein geringeres Verbrechen betrifft, oder 

die Untersuchung wenigstens so viel ergeben hat, dafs 

nicht auf Tod, schwere Leibes- “oder derselben 

gleichgeltende Strafe erkannt werden könne b), 

ebenfalls sogleich, ohne weiteres Verfahren, das ver- 

dammende Urtheil ($. 615 ff.) ausgesprochen.
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a) Daher sogleich schon arı Schlasse dieser. Untersuchung’ eine 
Vertheidigung gestattet werden sollte. Martin Crim. Proc. 
8. 132. - \ 

.b) Auf blofse Civilverbrechen ist es nicht zu beschränken. 
Allein eben darum ist eine schärfere Bestimmung als allge- 
mein geltende Regel nicht wohl möglich. “ef. Leyser 
Spec. 560. med. 12. ff. Quistorp peinl. R. Thl. HS. 665. 

NN) Articulirtes Verhör, oWer feyerlicher 
Criminalprocefs.: 

$.636. 

Ist nach der Natur des Verbrechens überhaupt 

und den darüber erhobenen besonderen Uniständen 

für den Angeschuldigten die Todesstrafe, eine schwere 

Leibes- oder derselben gleichgeachtete Strafe zu er, 

warten a), und ist derselbe der That entweder ge- 

ständig. oder wenigstens in so hohem Grade. verdäch- 

tig, dafs der Verdacht einem halben Beweise gleich- 

kommt b): so folgt nun erst der feyerliche (ei- 

gentliche) Criminalprocefs, die Speeialingui- 

sition im engern Sinne, in Beziehung auf wel- 

che alle vorausgehenden richterlichen . Handlungen c) 

das vorbereitende, summarische Verfahren 

ausmachen .d). Das unterscheidende Hauptmerkmal 

des feyerlichen Criminalprocesses ist die. Vernehmung 

des Angeschuldigten (Inquisiten) über besondere, 

auf alle Puncte der Anschuldigung und Vertheidi- 

gung im Einzelnen gerichtete Fragstücke (Inqui- 

sitionsartikel) e). 

a) Vergl. Stübel Criminalverf. Thl. V. $. 2750. ff. 

b) P. G. O. Art. 6. 11. 12. 30. 

c) Welches, so ferne auf den Grund desselben allein, ohne ar- 

ticulirtes Verhör, ein (vollkommnes oder unvollkommnes) 

Endurtheil gesprochen wird, den summm arischen Un- 

tersuchungsprocefls bildet. 

d) Die ganze Unterscheidung zwischen dem summarischen and 

feyerlichen Procefs, der eigentlichen Specialinquisition und 

den summarischen Verhören des Angeschuldigten gründet 

„sich freylich nicht. auf die Gesetze. Nach diesen giebt es 

überbaupt kein anderes Verfahren als das articulirte 

‚und nur Einen Procefs, den feyerlichen. Jene Unter- 
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scheidung entwickelte sich allmählich durch die Praxis, 
hauptsächlich aus dem Art. 9. der P. G. O. Der Lehrer hat 

daher nur die Wahl entweder den wirklichen Criminal- 

procefs darzustellen und sich an die Praxis zu halten, oder 

sich blos an die Gesetze zu halten und ein Verfahren 
darzustellen, wie es nirgendwo mehr besteht. 

e) Hagemeister Frörterungen über General- und Specialin- 
guisition S. 40. ff. Hurlebusch Beytrüge zur Criminal- 

ges. Heft II. Nr. 21, : 

‚8. 637. 
Da die Eröffnung des feyerlichen Untersuchungs- 

_ processes ein.schweres Criminalverbrechen und wenig- 
stens einen nahen, einem haben Beweise gleichkom- 
menden, Verdacht voraussetzt: so ist damit (nicht 
blos nach gemeinem Vorurtheile) die Anrüchtig- 
keit des Inquisiten mit allen ihren. Folgen verbun- 
den a). Schon darum wird dem Angeschuldigten gegen 
die erkannte feyerliche Specialinquistion eine förm- 
liche Vertheidigung (defensio pro avertenda 
inquisitione speciali) mit Recht gestattet. 

1) Von den übrigen angeblichen Mitteln zur Abwendung des 
art. Verhörs. ° 

2) Von den Nothbehelfen, durch welche die Folgen des art. 
Verh. abgewendet werden sollen. 

a) Kooh inst.j. c. $. 781. Stübel a. a, O. Thl. V. $. 2955. 

$. 638. 
Die Artikel, über welche der Inquisit vernom- 

men werden soll, werden von dem Richter zuvor 

schriftlich entworfen, ohne dafs er jedoch streng 
an dieselben gebunden wäre, wenn im Verhör selbst 

eintretende unvorhergesehene Umstände ihn weranlas- 
sen, entweder die Reihenfolge derselben zu ändern, 

oder entworfene Fragen wegzulassen, oder ‘anch neue 
Fragstücke (Additionalartikel) zu entweırfen. 

..$ 69. 

Es betreffen dieselben entweder (womit in dem 
Verhör der Anfang zu machen) die persönlichen Ei- 
genschaften und Lebensverhältnisse des Inquisiten 

“
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(Generalartikel), oder das Verbrechen selbst 

‚(Speeialart.). Sie sind. 1) nicht in der Form 

von Behaäuptungssätzen abzufassen a), müssen 2) die 
allgemeinen Eigenschaften erlaubter Verhörsfragen an 
sich haben ($. 633.), dürfen 3) einzeln immer nur 
auf einen einzigen Umstand gerichtet seyn b), 
müssen aber 4) zusammengenommen alle, dem 
Inquisiten nachtheilige und vortheilhafte Umstände 
des Verbrechens, welcue irgend auf das Endurtheil 

- Einflufs haben können, umfassen. : 

a) P. G. O. Art. 56, Stübel a. a. O. 'Thl. IV. $. 2010. 2021. ff. 
b) Stübel a. a, O. $. 1970. f 2008. 2011. 

$. 640. oo. 
Das Verhör selbst mufs vor gehörig besetzten 

Criminalgerichte geschehen. Der Inquisit ist verbun- 

den, auf alle ihm vorgelegten Fragstücke bestimmt 

und categorisch zu antworten, ohne dafs ihm erlaubt 

wäre, sich blos auf seine Aussagen im summarischen 

Verhöre zu berufen. Alle Fragen, so wie die Ant- 

worten sind genau und vollständig zum Protocoll zu 

verzeichnen. Gegen läugnende Inquisiten ist wie im 

summarischen Verhöre ($. 632.) zu verfahren, und 

wenn der Inquisit erst im articulirten Verhöre zu be- 

kennen anfängt, so nimmt dieses einstweilen die Ei- 

. genschaften eines summarischen Verhörs an a), bis 

der Richter in Stand gesetzt ist, aus dem Stoffe des- 

selben neue Artikel zu bilden. 

Fragen am Schlusse des Verhörs. 

a) Stübela, a. 0. Th. IV. S. 2018. 

6. 

Wenn aus der articulirten Vernehmung selbst 

oder auf anderem Wege neue 'Thatsachen sich erge- 

ben: so hat der Richter zur Erforschung derselben 

und Erhebung ihres Beweises wie im summarischen 

Processe ($. 634), jedoch immer in den Formen
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feyerlicher Beweisaufnahme, zu verfahren. Auch mufs 
nun derselbe alle, zwar früher schon bekannte, aber 

doch nicht ‘hinreichend erschöpfte Umstände, so weit 
sie für das Endurtheil bedeutend seyn können, voll- 
ständig erleben, oder was noch an der Form der 
Beweise mangelt, z. B. durch Vereidung und förmli- 
che Vernehmung der Zeugen, nachträglich ergänzen. 

$. 642. 
Nach erschöpfter Untersuchung ist zuvörderst 

der Inquisit zur förmlichen Vertheidigung (Haupt- 
defension) zu lassen ($. 642... Nach eingereichter 

-Vertheidigungsschrift wird entweder sogleich ein End- 
urtheil gesprochen ($. 615.:f.), oder zuvor noch auf 
ein Wahrheitserforschungsmittel ($. 588. ff.) 
erkannt. Im letzten Fall ist der Iuquisit, zumal wenn 
ihm die 'TToortur oder der Reinigungseid zuer- 
kannt worden, auf Verlangen, mit seiner förmlichen 
"Vertheidigung zu hören: worauf dann''entweder 
‘sogleich ein Endurtheil oder die Bestätigung des 
früheren Ausspruchs folgt. Hat: das angewendete 
Wahrheitserforschungsmittel ein’ Geständnifs des In- 
quisiten bewirkt, so wird eine zweyte Hauptdefen- 
sion geführt, ehe die Acten zum Spruch. vorgelegt 
werden. : . 

. $. 648. 
Gegen ein dem Inquisiten nachtheiliges Endur- 

theil bedient sich derselbe, wenn er damit auszukom- 
men sich getraut, der Einwendung gehöriger Rechts- 
mittel ($. 610.). Diese haben ein neues Erkenntnifs 
zur Folge, welches entweder das vorige Urtheil zum 
Vortheile des Angeschuldigten abändert oder bestätigt. 
Dem Urtheile, gegen welches’ kein weiteres Rechtsmit- 
tel statt findet, oder vom Inquisiten. angewendet wor- 

‚ den, folgt endlich die Vollstreckung ($. 621.). 

  

en 

vd. Feuerbach’s peinl. Recht. (1. Auf.) 27
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Zweyter Abschnitt. 

Er dem Anlieeh, 

.* 

g.644. 
2. "In.dem Anklagsprocefs tritt ’eine_ von dem Rich- 
ter verschiedene Person. auf, welche die Rechte des 
‚Staats gegen einen Uebertreter verfolgt, der Anklä- 
:ger. ‚Dieser und der. Angeklagte: sind: die Partheyen, 
welche ihre Streitsache vor dem Richter’ verhandeln. 
Jeder ;.. den nicht die Gesetze yon. der Anklage aus- 
‚drücklich: ausschliefsen a),.ist zu der Auklage berech- 
‚tigt, (der Beleidigie selbst,: und jeder andere; öffent- 
‚liche Ankläger:;dFiscale) kennt : das gemeine 
--Recht‘ nicht. Niemand kann zur Anzeige gezwurigen 

ı - 

werden: wo kein Ankläger auftritt, eröffnet der Rich- ° 

ter ‘das. Untersuchungsxerfahren b)"; 

a)L.5. 8. 9. 10. de acons. et inseript- L, 18. 18, 0. cod. 
b) P. G. O. Art. 21.° 07 

N su De $ 645. ne, 

za nr \ 
Der Ankla; sprocels wird er öffnet, ‚durch. die Än- 

'klage, mittelst “welcher der Richter zur Untersu- 

‚chung und Bestrafung . aufgefodert wird. Sie "kann 

mündlich geschehen, geschieht, aber in: der Regel 
‚durch ein articulirtes. ‚Klaglibeil, Aus “ 

      

Nouere- N TE “ ir Im 

vn male $ 616. : 

Da die Anklage NN eine  bestimmie Pe:son ge- 

richtet und diese öfentlich, ‚für stafällig oder doch 

Be; 
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eines Verbrechens verdächtig-.erklärt wird, so setzt 
die Anklage. ‚alle Gründe zur Specialinquisition voraus, 
welche in :dem Libell angeführt werden müssen, um 
das Petitum zu begründen. ..Der Anklage mufs daher 
eine Art von Generalinguisition vorhergehen, welche 
aber der Aukläger führt, um seine Anklage vorzube- 
reiten und möglich zu machen. Der Richter hat das 
Fundament. der. Anklage zu prüfen und. diese, wenn 

sie unhaltbar befunden wird, zu verwerfen. ‚ 

gem > 

. Der Aukläger ist verbunden , nach angebrachter 

Klage Caution zu leisten. Diese Caution geht auf die 

Fortsetzung und die Kosten des Processes,.so . 
wie auf den Schadem-und-tdie in der Anklage ent- 

hakltene- Ehrenkränkung des Angeklagten, im Fall " 
der Ankläger das Fundament seiner Klafe nicht be- 

weisen sollte. WVermag er keine Cäution zu leisten, so 

soll er gefangen gehalten werden, bis er wenigstens 

die Anzeigungen gegen den Angeklagten vollständig 
erwiesen hat a). 

    
8) P. G. 0. Art, 12. 13. 14. 15. 181.   $. 648. 

Auf die Anklage antwortet der Angeklagte münd- 

lich vor Gericht, in der Form des articulirten Ver- 

hörs. Er contestirt' litem und schützt seine Einre- 

den vor. i 

68. | on 
Auf das erste Verfahren folgt der Beweis, wel- 

chen der Ankläger in Ansehung der vom Beklagten 
 abgeläugneten Thatsachen zu ' führen hat. Wenn 
Gründe zu mediis eruendae veritatis vorhan- 
den sind, so stellt diese der Ankläger dar, und 

trägt auf Eirkemung derselben bey dem Richter an. 
27 *  
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Der Beklagte führt den Gegenbeweis, indem er 
entweder seine Einreden beweist, oder direct den Be- 
weis des Anklägers zu zerstören sucht. Alles übrige 
hat der Accusationsprocefs entweder mit dem bürger- 

lichen, oder dem Inquisitionsprocesse gemein. . 

3) Von dem Eid, als Beweismittel. 

2) Von den verschiedenen Formen des fiscalischen Processes. 

a4
 

  

 



    

  
Anhang 

"Yon den Criminalkosten. 

J. H. Boehmer Diss. de expensis eriminalibus. Hal. I716. 

F.J. Heisler Diss. de expensis crimin. in processus ing. 
Hal. 1769. 

Joh. Tob. Carrach von der Schuldigkeit, die Kosten einer 
Inquisition zu tragen. (In Plitts Repertorium J. Tht. 
S. 128—153.) 

J. Chr, Eschenbach pr. de expensis eriminalibue. Rostock 
1781. 

 Lichtwer de finibus expensarum eriminal. inter domigum ja- 
risdietion. eidemgue subdit. Lips. 1806. 

$. 650. 

Criminalkosten, im weitesten Sinn, sind 
alle Unkosten, welche durch einen Crimi- 
nalprocefs veranlalst worden sind. Sie sind 

D) Criminalkosten im engern Sinn, welche 
durch Ausübung der Criminaljustiz selbst 
entstehen: II) Criminalkosten im uneigent- 
lichen Sinn, welche von dem Gericht zur Er- 
nährung, Kleidung, oder Heilung des An- 
geschuldigten ausgelegt worden sind. 

$ 651. 

Die Criminalkosten im engern Sinn zerfallen 1) in 

peinliche Procefskosten (ex proc. crimina- 
lis) und 2) in peinliche Kosten. Jenes sind die 
Kosten der Untersuchung und Entschei- 
dung; dieses die Kosten der Vollziehung .des 
Urtheils. 

Expensae proc, erim. judiciales — extrajudichales. ‘



$ 652. 

Wer die ‚Criminalkosten trage, wird durch { fol- 
: gende Regeln bestimmt: I) es fallen dieselben dem- 
jenigen zur Last, welcher sie durch Dolus oder Culpa 
veranlafst hat: II) derjenige, zu dessen Vortheil die 
Kosten gemacht word?n, hat die Verbindlichkeit, sie 
zu tragen, 

$ 658. 

Daraus folgt: 1) die Criminalkosten im un- 
eigentlichen Sinne liegen in der Regel dem Ange- 
schuldigten ob. 2) Peinliche Kosten ($. 653.), 
‚welche "Zur bleibenden  Vortheil des Gerichts gemacht 
werden, fallen dem Gericht zur Last. 8) Was die 

. Criminalprocefskosten und: diejenigen peinlichen 
Kosten. betrifft, welche nicht dem Gericht zum blei- 

benden Vortheil gereichen, so mufs unterschieden 

werden: a) ist ein verdammendes Urtheil erfolgt, so 
verfällt der Verbrecher in alle Kosten, b) wurde zwar 
derselbe losgesprochen, hat er jedoch zu gegründe- 
teın Verdacht gegen sich. die Veranlassung gegeben, 

‘so trägt er die Kosten; aufserdem aber ist derjenige 
zu den Kosten verpflichtet, welcher den Procefs aus 
Dolus oder. Fahrlässigkeit veranlafst hat — der An- 

‚kläger, Denunciant oder Richter. In subsidium ist 
immer der Gerichisherr zu den Kosten verpflichtet. 

Anm. Von der Verbindlichkeit der Gerichtsuntertbanen, zu 
den Criminalkosten beyzutragen.
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. (Die Zahlen bedeuten die Paragraphen.) \ 

A. 
Abbitte 151. 295. IT. 
Adbolition 62. 

Actuar 507. 

Adhäsionsprocels 522 
Anıbitus 181. ff. 

4738. FR. 

Amtsverbrechen 477,   
eiendi 19, 319. 

desselben 64H. ff. 

Annotatio bonorum 589.   Appellatian 620. 
Apprehension 317. 

gestiv seyn etc. 610. 
Auflauf 202, 
Aufruhr 201. ff. der Soldaten 489.’ 

Aufwiegler 209. - 

i Auf- und Verkauf (eigenmäch- 
tige Monopolien) 443. 

Augenschein 574. 603. 
| Aussage des Angeschuldigten 
| 582. ff. in wie ferne durch sie. 
u das corpus delichh bewiesen 

on werden kann 585. 

Absolution von der Instanz a. a. 

tota causa 615. 617. 635. 
Abtreiben dör Leibesfrucht 392. X. 
Achtung eines Menschen s. Ehre. 

Ä k - 

\ Amtawifsbrauch (crim. repet.) 

Animus injuriandi 278. Lucri fa- 

Anklageprocefs 520. Darstellung 

Anzeige (Denunciation) 626. 

"Artikel 638. fl. dürfen nicht sug- 

B. 

Bande 47. 

Befragung des 4 Arigiähuigten 

588. a 

Begnadiguig 62. 63. 

Begünstigung 53. einem Verbre- 

'cher nach der That 'erwieseno 

551. 

Bekenntnifs 558. 582, 586; -Er- 

fordernisse zur Rechtsgültig- ‘ 

Ä 

keit desselben 587. Mittel ein ' 

solches von dem Verbrecher zu 

'erwirken 588. Widerruf des- 

selben am Tag der Hinrich- 

tung 622 

Beschädigung an Sachen 310. fl. 

Beschlag der Güter ®. annotatio. 

Beschimpfung 237. 

Bestechung 479. b. fl. 

Bettler, mathwillige 448. 

Betrug 410. fi. u 

Beweis , Begriff, Eintheilung 

566567. "Grundsätze dessel- 

ben in peinl. Sachen 568, künst- 

licher wenn er vorhanden 569. 

532. Entschuldigungsbew. 5. 

Beweisführung 603. ff 

Beweismittel 573. 

Bigamie s. vielfache Ehe. 

Blasphewie 303. fl. 

Blatschande s. Incest. 

Brandstiftung, S64. f. 

Bürgen 583.
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C. 
Calunınie 429. 
Carceris effractio =. Gefangene, 
Carolina $, 5. Anm: c., 

Caution 529. 533. des Anklägers 
647. 

Citation 526, 
Complott 47. 

Concubinat 457. fi, 

Coneursus ad delictum d5. de- 
liectorum 226. 

Concussion 430. 479. a. 

Confiscation 158. 

Confrontatlon 596. ff. 

Corpus delicti s. 'Thatbestand.- 
‘Crimen fraudafae annonae 4ll. 

Griminalgericht , Begriff, Form 
desselben 508. ff. 

Criminalgerichtsbark. 495. Rech- 
te und Verb. derselben 497. ff. 

Arten derselben 500. ff. Bedin- 

gungen der Ausübung dersel- 
ben 524. 

Criminalkosten 650. ff. 

Criminalprocefs, Begriff, Be- 

standtheile, Eintheil. 518. ff. 

Criminalrecht, Begriff 1. Arten 
2.3. Theile 4. Qucllen5. Hülfs- 

kenntnisse 6. Literatur 7. 

. Criminalurtheil 614. ff. Publi- 

‚cation desselben 619, Execu- 

tion desselben 621. fl. 

Culpa, Begriff 54. Erfordernisse 

55. Eintheilung 56. ff. Grade 
58, Strafbarkeit 117. Fälle, 

in welchen ein Verbrechen we- 

gen Fahrlässigkeit nicht straf- 
bar ist 58. 

D. 

Damnum injuria datum 810. I. 

Dardanariat 441. ff. 

Desertion 49, 

Diebstahl, Begriff und Einthei- 

lung 823. gemeiner 824, cx- 

N 

ster und zweyter 325. offener 
and heimlicher 326. grolser 
und kleiner 827. ff. dritter 332. 

gefährlicher 333. ff. an Früch- 

icn 852, — an Miterben 349, 

Familiendiebstahl 850. 

Diener des Gerichts 509, 
Directariat 340. 

Documente 578. fi. 

Dolus, ‚Begriff 54, Eintkeilung 
59. ff. Bewcis desselben 87. 

Grade der Strafbarkeit 118 ff, 
Drohung um Geständnifs zu be- 

wirken ist unerlaubt 638. 

Ducli 189, fl. 

E. 

Edictaleitation 534. 540. 
Ehe 457. 
Ehebruch 373. ff. 

Ehre, Begriff, Eintheilung 271. ff, 
Ehrenerklärung 295. ff. 

Eihrenstrafen 150, ff. 

Ehrenverletzung 281, 

Ehrlosigkeit 151. ist allgemeine 
Folge der Verbrechen 71, 

Eidesbruch 421, ff. 

Eidesmündigkeit 575. 

Emansionis erimen 494, 

Embryo 395. 

Empörung 262. 

Entführung 255. fi. 

Entwendung 512. ff. in rechter 

Hungersnoth 321. 
Erpressung a. Concussion. 
Expositio inf, 5. Kinderaussez- 

zung.- 

F. 
Fahne, Treulosigkeit an dersel- 

ben 492. Fahneneid 422. 

Fälschung 410. ff. im engern Sian 
415. R. qualifieirte 417. f. 

Fleischesverbrechen 449. ff, wenn 

sie consumirt sind 451. 

e
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Fluchen md -Schworen 449. 

Flucht, .. Verdacht zu derselben 

527. ff; : 

Folter’590. ff: 

Fragen 632, cnptiöse 635. 
Fragstücke 610. 

Freyheitsstrafe ‘139. : 
Früchte auf dem Halm. Verkauf 

. derselben 440. \ 

G. 
Gefangene, rechtswidrige . Be- 

freyung derselben 194. ff. 
Gefängnifs, zu Strafe 149. zu 

Sicherung 531. 
Gefangennchmung, Gründe ihrer 

Rechtmäfsigkeit 581. 
Gehülfe, Begriff’ 45. Arten 46. b.ff 

Grade. der Strafbarkeit ‚dessel- 

ben 112. 114. ff, 

Geldstrafe 153. 

Gemeinheit, ob sie delinquiren 

kang 28.. Bestrafung 138... 
Generalinquisition 624. . Theile 

und Verfahren des Richters 

625. ff. in 

Gerichtsstand 510. ff. Collision 

. desselben 51d. ff. 

Gerücht , öffentliehes 626. 

Gesellschaften (unerlaubte , ge- 
heime) 434, 

Gewaltthätigkeit 899 ff. 

Gewifsheit 554. 

Grenzrerrückung 423. ff, 
Guter Namen s. Ehre, 

H. 

Handlungen gegen den Nüchti- 
gen Verbrecher 534. on 

Hausdiebstahl 350). 
Halsgericht 622, 

Haussuchung 536. 
Hazardspiele 345. . 

Hochverrath 162. fl. at 

Hure ,‚'Hurerey 452: MEH 
Hurenwirthschaft‘ 128. Fe 

; ehem . nr 

a En nunke: oo 

Iınputation, Impufativität: 84. fü 
Präsumtion der Zurechnungs- 
:fühigkeit -86. Ausnahmen ders. 
89. fi. =. Strafbarkeit. 

Incest 461. fi. 

Indicium delietiz; Begriff 546. 
Eintheilung 547. ff. Regeln ih- . 

rer Beurtheilung 560.4. Stärke 
„ers. 564... „Verlust ihrer Kraft 
565. . 

Injurie überhaupt 215. E Arten 
derselben 284. ff. an der Kir- 

che 805. |, ; 
Inquisitionsprocefa, Begriff 920. 

Eintheilung 521. Function des 

Richters in dems. 623, 

° Insubordination 290. 
St 

„irunarmah Ki . 

Kinderanssefzung 389.’ 
Kirchenraub 343. ff. 
Körperliche Züchlizungen 148. 
Körperverletzung 244 fl. 
Kuppeley 471. ft. 

L. 

“ Landfriedensbruch. 4095. IT. 

Landzwang 433. ff. 
Legalsection 60%. 

Gotteslästerung s. Blasphemie, \ Leichenschau 604. 

Majestätsverbrechen ım. f. 

Medium er. ver. 588. wann, es an- 

zuwenden 589: x 

Meineid. 418. fl... . Bu 

Menschenraub s. Plagium. 

Meuterey .488:* \ 

. Milderung der Strafe 94. 97. 
Militärverbrechen 486. ff. 

Mord 215. 9. Ranbmord 219.
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sufgeträgener „. Banditenmord 
220. Meuchelmord 221. . Gift- 

mord 222. _Verwandtenmord 

230. #. Kindermord 236. ff. 
Mordbrand 365. -- +7 ; 

Muthmafsung 945. - 

Münzverbrechen: 176. ff... Münz- 

werkzeng 435... ° : 

2 me N ta 

Nacheile 537. “ , “ 
Neigung "551. EEE 

Nichtigkeit des’ Fichterl: Verfih- 

rens 508. 523. 

Nichtigkeitäbeschigerde 620. 

Nöthsäna 2. 
Nothwehr 37. ff. 187. ‚22. S22. 

Nothzucht 263. Br 
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SE fie duenl 
Obdnetion s. Leichenschan. 

Oeularinspection'3. Augenschein. 

Oeffentliche Arbeiten „149, - : Ans 
BE en: 
Rn I 

    

   Pasquill 298.1. \ 
Peculat 332. RR 

Peinliche Sachen. 496. 

Plagium 252: ff. 

. Polizeyverbrechen 22. 

Posten, Verlassung desselben as. 
Prävarication 425. fe 

Prävention 516. 

Privatverbrechen. 28. 

Propolium 443, .. 

” 
Ki 

  

Raub, Begriff 328: 555. fl. 7? 

Rädelsführer 205. :' F 

Recht der Untersuchung 497.- der 

Entscheidung das... 

Reinigungaeid: 598. ff. 
Reneontre IM... 002 

"Richter 505. 

Repetündarum erimen. 9. Amts- 

»müfsbrauch. -. 7. 

Reguisitionalschreiben 538. 
Residui cerimen- 342, s. Verun- 

. trenung. >! Bu ° 

jet! als dreyfache 

Person im Untersuchungspro- 

„ ces zu. betrachten 623. 
Richterpflichtsverletzung 483. fl. 

S. 
Salvrus conductus 90. fl... 

Schärfung . der Strafe 95. °.:. 

Schmäbschrift 300... 0: 01° 

Schöppen 506. „tw unit 

Sehwächung, freywillige Ba. un- 

freywillige 203: ‘ser 
Sellstanzeige 6265    

" Selbsthülfe, unerlaübte- 186, ff: 
Selbstmord 441.5 ih U! oe 

Selbstrache 212, EE „wrtihr. 

Selbstvertheidigung 36: 212, 

Sicherungsmittet vör der. Gefahr 

«der Flucht: des’ Angeschuldig- 
ten:829. 

Simonie 184. ff. 

Sodomie:467. 

Specialinguisition’630.: ‚636. Thei- 

le derselben und’ Verfahren des 

Richters dabey:681. IB - : 

Staatsverbrechen 28. - 

Staupbesen 148. - 
Steckbriefe 537. .. DER 

Sterilitatis procuratio. 397: RR 

Stockschiliing 148. 

Störung des Gottesdienstes 309. 

sea, 

"= Strafbarkeit, absolute 79, ff. sub- 

jective Gründe” 84: ff. 116. ff. 
"„welative:bey bestimmten Straf- 

gesetzen 91. ff: bey urbestimm- 
ten 102. fi. . objective Gründe 

- 106. ff. ' 

\ Strafe, Begriff 15. 18: Zweck 16. 
„ Nebenzw ecke 133. Rechtsgrund 

” 17. 103. Eintheilung 135.- B
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145, f#. Bey unvollständigen 

Beweisi88. _Grunds. .für die 

‚Execution 137. ff. in wie ferne 

sie auf die Erben geht 150. 

- einzelne Arten der Strafe::in 

Deutschland 142, ff. ‚‚Verhält- 
nifs derselben? ,zu einander 

154. ff. BEE 

Strafänderang 94. f. ,:.. 

‚Strafgesetz,: Begriff und. Einthei- 

lung 23. 76. 78.. ‚Arten .der 

_ Vebertretung 41. ff. . Grund- 

sütze für die Anwendung. der- 

‚selben 74 ff. " . 

. Strafrecht „ Deduction desse Iben 

14. ff. dessen höchste Grund- 

sätze 20. 

Strafschärfung 94. 96. 

Stuprum s. Schwächung. 
Suggestionen 6383. 

T. 

Territion 5%. 

Thatbestand 81. ff. Berichtigung . 

desselben 608. ff. 

Tödtung 206. ff. 
Todesstrafe 145. ff» 

Tod, in wie ferne er die Strafe 

aufhebt 30. 

Todschlag 215. ff. 

Tortur s. Folter. 

Tumult 201. ff. 

  

ink: 

’ Ur er 3 De 

Ueberschwenifnung 369. 
Veberzeugung 535. 
Unfruchtbarmachung », sterilita- 

tis proc. 

Ungewilsheit 544. a. 
Ungehorsamsstrafen 590. 
‚Unmündige 9. 

.Unterlassungsverbrechen 24. 

Unterschlagung 315. 

Untersuchung: 600..ff. Funda- 
ınent derselben. 625.  -, 37 

Unwahrscheinlichkeit 544. a. 

Urfehde, Verbrechen der ver- 

letzten 199. ft. . 

Urgicht 598. . 

Ürheber, Begriff, Eintheilung 

- 44. ff. Grade ‚der, Strafbarkeit 

.ı12. ff. Butt 

V 2 De re 

Verbrechen, Begriff, Arten 21. ff. 
Subject desselben, 27. 28... des 

Oberherrn 29, ff, wann und. an 

wem es begangen werden kann 

32. ff. ausser dem, Territorionı 

40. . — vollendetes, unter- 

nommenes 42. ff. 111. ff. Dauer 

eines Verbrechens 61. ff. All- 

gemeine rechtliche Folge der 
Verbr. %1. ff. concurrirende 

126., ff. der Staatsbeamten 

471. \ 
Verdacht 546. 

Vergiftung 247. ff. 
Verhör, summarisches 681. ff. 

artieulirtes 636. ff, 

Verjährung 64. ff. 

Verläumdung 284. ff. 

Verlust der Ehrenrechte 152. 

Vermögensstrafen 159, 
Vermuthung 545. 

Versprechungen, hinterlistige, 
um Geständnifs zu bewirken, 

sind nnerlanbt 633. \ 

Verstrickung 149. 
Verstümmelnde Strafen 147. ' 

Vertheidiguog 611. ff. ,’ weitere, 

“ala Rechtsmittel (remedium 

ulterioris defensionis) 620. 

Verträge auf Treue und Glau- 

ben 370. 
Verunireuung. Crimen de resi- 

Auis 481. ff. 

Verwandlung der Strafe 158.
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"WVerweisung 189. 
Vielfache Eke 331. ar 
Vis' publica, privata 401. 

"Vorbereitung 5 
Völlerey 446. 2 

or En W. \ 

‘Waffen, was darunter zu verkte- 
hen 837. 408. 

Waffentragen (unerlaubtes) 435. 

Wahrnehmung, eigene des Rich- 
ters 626. a 
»Wahrscheinlichkeit 544. @.- 
Widerruf 295: ff. u 

“Wilddichstahl 348. ® ° 
‘ Wucher 136. Me RE 
nt, 

aerru Eee Dre aEe 

N . Shmayigeg konn 

38 u ae 

Yan 33 ’ 

LA ” ” 

“ 

  

Zu 

"Zeugen 575. FE. Zeugenverhör 
610. 629. 632, Vereidung der 

Beweiszeugen 684, 
Zinsfuls 487. 
Zuchthaus 149, Rocht zur Er- 

richtung 498. not. bi; = 
Zueiguung 316. nr 

Zufall (caeus) 58. 
Zuständigkeit des Gerichts 510. 
Zutrinken 446. 

Zwang, psychologischer, Noth- 

wendigkeit desselben im Staate 
8. ff. Möglichkeit desselben 
13. ff: zum Geständnifs ist un- 

erlaubt 633. " “ 

  

 


